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1 Einleitung

Der vorliegende Bericht geht zurtick auf einen Beschluss des Drogen- und Suchtrats vom
5. November 2007. Darin werden die Bundesagentur fir Arbeit, die Lander und die kommu-
nalen Spitzenverbande gebeten, im Rahmen ihrer Mdglichkeiten die berufliche Eingliederung
von suchtgefahrdeten und suchtkranken Arbeitslosen zu férdern sowie die Bemuhungen um
die Zusammenarbeit vor Ort zu unterstitzen. AulRerdem wird die Drogenbeauftragte der
Bundesregierung gebeten, Ansatze guter Praxis bei der Betreuung und Eingliederung sucht-
gefahrdeter und abhangigkeitskranker Personen im Rahmen der Grundsicherung fir Arbeit-
suchende (Sozialgesetzbuch Zweites Buch — SGB Il) zu ermitteln und bundesweit verfigbar
zu machen.

Das Bundesministerium flir Gesundheit schrieb daraufhin im Juni 2008 einen Forschungs-
auftrag zur moglichst vollstandigen Erhebung aller MaRhahmen von Grundsicherungstragern
nach dem SGB Il hinsichtlich der Beratung und Vermittlung von Menschen mit Suchtgefahr-
dung oder Suchterkrankung o6ffentlich aus. Im Ergebnis des wettbewerblichen Verfahrens
wurden das Forschungsteam Internationaler Arbeitsmarkt (FIA), Zoom — Gesellschaft fir pro-
spektive Entwicklungen e. V. und Prof. Dr. Dieter Henkel vom Institut fur Suchtforschung der
Fachhochschule Frankfurt a.M. mit der Studie ,Erhebung von Ansatzen guter Praxis zur In-
tegration Suchtkranker ins Erwerbsleben im Rahmen des SGB Il — eine bundesweite Befra-
gung der SGB II-Trager“ beauftragt.

Das Projektteam fiihrte in Umsetzung des Auftrags zwei Online-Befragungen durch: In einer
bundesweiten Befragung von Grundsicherungsstellen wurde die Praxis bei der Betreuung
suchtkranker Bezieher/innen von Arbeitslosengeld || umfassend erhoben. Neben praktizier-
ten Vorgehensweisen wurden auch Einschatzungen zu Kriterien guter Praxis bei der Betreu-
ung von Menschen mit Suchtgefahrdung oder Suchterkrankung erfragt. Zum anderen wurde
eine Befragung derjenigen Suchtberatungsstellen durchgefiihrt, die von den Grundsiche-
rungsstellen als Partner auf der Grundlage geregelter Kooperationsbeziehungen benannt
worden waren. Auf diesem Wege sollten komplementare Perspektiven, die Akzeptanz der
Praxis bei den Grundsicherungsstellen und Kenntnisse Uber lokale Netze an der Schnittstelle
von Arbeitsmarktpolitik und Suchthilfe gewonnen werden. Aufgrund der erheblichen Bedeu-
tung des Themas erfuhr die Befragung eine breite Unterstlitzung, insbesondere auch von
Seiten des Bundesministeriums flir Arbeit und Soziales sowie der kommunalen Spitzenver-
bande, wodurch eine hohe Beteiligung der Grundsicherungsstellen erreicht werden konnte.
Die Ergebnisse beider Befragungen wurden mit Expert/inn/en aus Arbeitsmarktpolitik und
Suchthilfe diskutiert, bevor sie im hier vorliegenden Bericht zusammengefasst wurden.

Der Bericht ist nach dieser Einleitung (Kapitel 1) folgendermalRen gegliedert:

= |n Kapitel 2 werden das Untersuchungskonzept und das methodische Vorgehen bei
beiden Befragungen der Untersuchung beschrieben.

= Kapitel 3 fasst die organisatorischen Rahmenbedingungen fiir die Betreuung von
Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen zusammen.

= In Kapitel 4 sind die aus der Befragung stammenden Daten zu SGB II-Kund/inn/en
mit Suchtproblemen zusammenfassend dargestellt.
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In Kapitel 5 wird die allgemeine Fallbearbeitung in der Grundsicherungsstelle be-
schrieben: vom Vorgehen beim Erkennen einer Suchtkrankheit Uber die Gestaltung
der Eingliederungsvereinbarung bis zum ggf. erforderlichen Verweis an Einrichtungen
der Suchthilfe.

Kapitel 6 umfasst die Praxis der Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und
Suchtberatung bei der Betreuung von Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen
aus Sicht der Grundsicherungsstellen und der mit ihnen kooperierenden Suchtbera-
tungsstellen.

Kapitel 7 ist der Schnittstellengestaltung zwischen Grundsicherungssystem und dem
System der Suchtkrankenhilfe gewidmet.

In Kapitel 8 geht es um die Praxis bei der Integration suchtkranker Arbeitslosen-
geld lI-Beziehender in Erwerbstatigkeit und ggf. vorzuschaltende arbeitsmarktpoliti-
sche Malinahmen.

In Kapitel 9 werden Erfolgsfaktoren und Kriterien guter Praxis aus Sicht der Grund-
sicherungsstellen und der Suchtberatungsstellen dargestellt.

Kapitel 10 bildet das Fazit des Berichts, in dem die wichtigsten Ergebnisse zusam-
mengefasst und weitere Forschungsfragen formuliert sind.
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2 Methodische Umsetzung des Untersuchungsauftrags

Die Leistungsbeschreibung des BMG sah flir das Forschungsprojekt eine bundesweite Er-
hebung bei allen SGB [I-Stellen vor: Mdglichst vollstandig sollten die MaRnahmen erhoben
werden, welche die Grundsicherungsstellen ,im Rahmen des SGB Il hinsichtlich der Bera-
tung und Vermittlung von Menschen mit Suchtgefahrdung oder Suchterkrankung® treffen
bzw. getroffen haben. Ein weiteres Ziel der Studie war es, ,Ansatze guter Praxis in der Inte-
gration suchtabhangiger und abhangigkeitskranker Arbeitssuchender ins Erwerbsleben im
Rahmen des SGB Il zu sammeln, auszuwerten und sie fur die weitere Verwendung aufzuar-
beiten®.

Im vorliegenden Kapitel wird erldutert, welchen methodischen Zugang das Projektteam zur
Bearbeitung dieses Auftrags und der vorgegebenen Fragestellungen gewahlt hat, und wel-
che Konsequenzen dies flr die Durchfiihrung der Untersuchung und die Analyse des erho-
benen Materials hatte.

21 Ziele und Fragestellung der Untersuchung — Identifikation
guter Praxis als Herausforderung

Die Identifizierung guter Praxis setzt voraus, dass daflir entsprechende Kriterien existieren.
Faktisch gibt es jedoch bislang keinen allgemein akzeptierten fachlichen Konsens zu ent-
sprechenden Bewertungskriterien. Vielmehr zeigte eine vom Projektteam angestellte Ana-
lyse einschlagiger Positions- und Diskussionspapiere (u. a. Birkle u. a. 2008, Fachverband
Drogen und Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband 2004, LAG Freie Wohlfahrtspflege in
Bayern/Koordinierungsstelle der bayerischen Suchthilfe 2006, Deutscher Landkreistag
2008a, Fachverband Sucht 2006, Drogen und Suchtrat 2007, Fachverband Sucht 2006,
Kern, 0. J.) zum Thema guter Praxis bei der Betreuung suchtkranker Personen, dass es zu
vielen Fragen bislang keine formulierten Qualitatsstandards oder fachlichen Empfehlungen
gibt', wahrend zu anderen unterschiedliche und teilweise sogar gegenséatzliche Positionen
bestehen.? AuRerdem sind die konkreten Bedingungen vor Ort sehr unterschiedlich, so dass
»gute Praxis® nicht Uiberall gleich aussieht bzw. aussehen kann.

Bei der Erhebung der Praxis durch eine bundesweite Befragung musste berlicksichtigt wer-
den, dass die Vorgehensweise der Grundsicherungsstellen sehr unterschiedlich sein kon-
nen. Dazu musste die Befragung zum einen jeweils eine breite Palette von (standardisierten)
Antwortmdglichkeiten bieten und zum anderen entsprechend offen gestaltet werden (Frei-
textfelder). Durch eine standardisierte Vollerhebung bei den Grundsicherungsstellen kann
dennoch nur begrenztes Verstandnis der Praxis vor Ort herbeigefuhrt werden, da dafur letzt-
lich ausfihrliche Informationen erforderlich wéaren, so z. B. dartiber, welche Uberlegungen

Dies betrifft z. B. die fiir das SGB Il zentrale Frage, ob und unter welchen Bedingungen eine
Suchtkrankheit ein Vermittlungshemmnis darstellt.

Dies betrifft z. B. auch so grundlegende Fragen, wie die nach der ZweckmaRigkeit von Sanktio-
nierungen suchtkranker Personen und nach der proaktiven oder reaktiven Vorgehensweise bei
der Identifizierung einer Suchterkrankung.
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hinter bestimmten Vorgehensweisen stehen und wie diese im Detail umgesetzt werden, wel-
che Pragungskraft eine ggf. vereinbarte ,Verfahrensnorm® hat und wie im Einzelfall davon
abgewichen wird, wenn es erforderlich scheint. Wollte man zu zuverlassigen Aussagen Uber
die Praxis der pAps, der Fallmanager und Vermittlerinnen kommen, Gber ihr Alltagsgeschaft
— zu dem ja immer auch Umgehungs- und Vermeidungsstrategien, Auslegungen, Interpreta-
tionen und héchst heterogene eigene Schwerpunktsetzungen bei der Umsetzung der Vorga-
ben gehdren — misste eine Erhebung auch auf dieser Ebene ansetzen. Dies war im Rahmen
des vorgegebenen Untersuchungsdesigns jedoch nicht moglich.

Das Forschungsteam entwickelte auf der Grundlage der in der Leistungsbeschreibung ge-
nannten Fragestellungen die folgenden untersuchungsleitenden Fragen:

= Welche extern und intern gesetzten strukturellen Rahmenbedingungen pragen den
Umgang der Grundsicherungsstellen mit Kund/inn/en mit Suchtproblemen?

o Wie sind die Grundsicherungsstellen verfasst, wie organisieren sie die Betreu-
ung von erwerbsfahigen Hilfebedurftigen und ihren Bedarfsgemeinschaften?

o Uber welche suchtspezifischen Spezialisierungen und Zustandigkeiten verfi-
gen die Grundsicherungsstellen?

o Welche Vorgaben und Handlungsanweisungen strukturieren die Arbeit der
Grundsicherungsstellen?

o Welche Informations- und Kooperationsbeziehungen gibt es zwischen den
Grundsicherungsstellen, Suchtberatungsstellen und Institutionen der Suchtre-
habilitation? Welchen Formalisierungsgrad haben sie und welche Inhalte wer-
den geregelt?

»= Inwieweit haben die Grundsicherungsstellen einen zielgruppenspezifischen Umgang
mit Kund/inn/en mit Suchtproblemen entwickelt? Wie sieht die Praxis konkret aus?
Orientiert an einem ,typischen® Fallverlauf interessieren insbesondere folgende Ver-
fahrensschritte und Aufgaben:

o Profiling/Erkennen von Suchtproblemen
o Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit
o Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung

o Zuweisung in Suchtberatung nach § 16a SGB Il, Verfahrensweise und Indika-
tionsspektrum

o Umgang mit Sanktionen

o Zugang zu arbeitsmarktpolitischen Mallnahmen und Einsatz von anderen
Malnahmen

o Erwerbsintegration von Kund/inn/en mit Suchtproblemen

= Wie werden die Schnittstellen zur (medizinischen) Suchtrehabilitation gestaltet?
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= Wie bewerten die Grundsicherungsstellen und die kooperierenden Suchtberatungs-
stellen ihre Kooperationsverfahren und -gegenstande, und wie schatzen die Suchtbe-
ratungsstellen die Praxis der Grundsicherungsstellen ein? Welche Erfolgskriterien
und -faktoren machen Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen aus, welche
hemmenden Faktoren erschweren ihre Kooperation, und welche Verbesserungsvor-
schlage formulieren sie? Was ist aus ihrer Sicht gute Praxis?

= Welche Daten lassen sich Uber die Anzahl von Kund/inn/en mit Suchtproblemen bei
Grundsicherungsstellen und bei den Suchtberatungsstellen erheben? Wie genau las-
sen sich Mallnahmen fur Kund/inn/en mit Suchtproblemen und ihre Erfolge aktuell
Uberhaupt dokumentieren?

2.2 Methodischer Zugang und Durchfiihrung der Befragung

2.21 Befragung der Grundsicherungsstellen

Im Zentrum der Studie stand eine standardisierte schriftliche Befragung aller Grundsiche-
rungsstellen. Sie verfolgte im Interesse einer umfassenden und an der konkreten Praxis ori-
entierten Erhebung das Ziel, nicht nur geschaftspolitische Vorgaben, institutionelle Rahmen-
bedingungen und institutionalisierte Kooperationsbeziehungen zu erheben, sondern so weit
wie moglich auch Erkenntnisse Uber das praktische Handeln der mit der Betreuung und
Vermittlung von suchtkranken Kund/inn/en befassten Fachkrafte zu gewinnen. Angesichts
der Prioritat der flachendeckenden Erhebung und der zentralen Bedeutung der fachlichen
und organisatorischen Malinahmen der Trager der Grundsicherungsstellen entschied sich
das Forschungsteam dafiir, die schriftliche Befragung an die Geschaftsfliihrungsebene zu
richten, wobei diese gebeten wurde, kompetente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der
Praxis bei der Beantwortung einzubeziehen.

Um die Teilnahmebereitschaft der Grundsicherungsstellen zu erhéhen, baten die Drogenbe-
auftragte des Bundes, das BMG, das BMAS sowie der Deutsche Landkreistag, der Deutsche
Stadtetag und der Deutsche Stadte- und Gemeindebund diese mit einem gemeinsamen
Schreiben, sich an der Erhebung zu beteiligen. Im Laufe der Befragung schloss sich die
Bundesagentur flr Arbeit mit einem weiteren Schreiben an, in dem eine Beteiligung der AR-
GEn an der Befragung beflirwortet wurde (beide Schreiben s. Anhang).

Das Fragenprogramm wurde auf der Grundlage der in der Leistungsbeschreibung benannten
und im Angebot prazisierten untersuchungsleitenden Fragen sowie anknipfend an die aktu-
elle Fachdiskussion entwickelt, die sich vor allem in Arbeitspapieren der Suchthilfe- und
Wohlfahrtsverbande zur Umsetzung des SGB Il nachzeichnen lasst (vgl. oben). Dartber hin-
aus wurden eigene Forschungsarbeiten sowie einschlagige Veroffentlichungen der Arbeits-
marktforschung bericksichtigt.

Anfang Januar 2009 unterzogen acht Expertinnen und Experten — Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von ARGEnN und zkTn, des thematisch einschlagigen Modellprojekts FAIRE an der
FH Koblenz, der gemeinnitzigen Beschaftigungsgesellschaft Q-Prints & Service gGmbH in



8 FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB 11/Juli 2009

Pforzheim, des BMG und des Deutschen Landkreistages — den Fragebogen einem ersten
Praxistest.

Die Vollerhebung wurde als Online-Befragung durchgefiihrt. Sie war vom 2. Februar 2009
bis zum 8. Méarz 2009 online geschaltet.® Nach einer aufwéandigen Adressrecherche erhielten
die Geschéftsfihrungen von insgesamt 439 Grundsicherungsstellen dazu eine persoénliche
Email mit dem individuellen Zugangscode ihrer Grundsicherungsstelle sowie dem Link zur
Homepage der Befragung. Da sich im Pretest erwiesen hatte, dass Spamfilter und Firewall-
systeme von offentlichen Einrichtungen das vorgesehene Anschreiben mit mehreren Anhan-
gen und einem Internet-Link in vielen Fallen nicht passieren lielen, wurden die Adres-
sat/inn/en im Anschreiben gebeten, sich sofort nach dessen Erhalt kurz auf der Homepage
der Befragung einzuloggen. Den Grundsicherungsstellen, die dies nicht innerhalb von 48
Stunden machten und denen, fir die beim Versand Fehlermeldungen erzeugt wurden, wur-
den postalische Anschreiben gleichen Inhalts zugesandt.

Mittels des individualisierten Zugangscodes konnte das Ausflillen des Fragebogens unter-
brochen und spater fortgesetzt werden. Dies ermdglichte das Ausflllen in mehreren Schrit-
ten und durch mehrere Personen. Ein Fortschrittsbalken und eine Ubersicht (iber die Struktur
des Fragebogens vereinfachten das Navigieren im Instrument. Zum Abschluss des Fragebo-
gens wurden die Befragten an die zuzusendenden Dokumente erinnert, und viele Grundsi-
cherungsstellen nutzten die dabei angebotene Moglichkeit, den ausgefillten Fragebogen vor
dem ,Abschicken“ auszudrucken und zu den Akten nehmen zu kénnen.

Der den Grundsicherungsstellen schlieBlich vorgelegte Fragenkatalog enthielt 58 Fragen mit
zahlreichen Unterfragen zu 12 Themenkomplexen:

(A) Allgemeine Angaben zur Grundsicherungsstelle (3 Fragen)

(B) Allgemeine Angaben zur Integration von Menschen mit Suchtproblemen in lhrer
Grundsicherungsstelle (3 Fragen)

(C) Profiling: Erkennen von Suchtproblemen (3 Fragen)

(D) Prufung der Erwerbsfahigkeit (2 Fragen)

(E) Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung (3 Fragen)
(F) Allgemeine Fallbearbeitung (6 Fragen)

(G) Suchtberatung nach §16a SGB Il (11 Fragen)

(H) Weitere Malinahmen fir Suchtkranke: Beschéaftigung und medizinische und berufliche
Rehabilitation (7 Fragen)

() Kooperation und Schnittstellen (5 Fragen)
(J) Erfolge, Erfolgsfaktoren, Qualitatsstandards (11 Fragen)

Die Firma mainis IT Service GmbH war fir die technische Umsetzung und Betreuung der Be-
fragung zustandig.
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(K) Vorgaben und Regelungen (1 Frage)
(L) Sonstiges (3 Fragen)

Um die Praxis der Grundsicherungsstellen méglichst prazise zu erfassen, wurde aullerdem
mit Freitextfeldern gearbeitet. An 79 Stellen im Dokument bestand die Mdglichkeit, die stan-
dardisierten Antworten zu erganzen, Details und konkrete Vorgehensweisen zu beschreiben
oder weitere Erlauterungen abzugeben. Darliber hinaus wurden die Grundsicherungsstellen
gebeten, dem Projektteam zusatzlich vorhandene Dokumente (Konzepte, Statistiken u. a.)
zuzuschicken. Auf diese Weise wurde die Informationsbasis deutlich erweitert, und die Be-
fragungsergebnisse konnten besser verstanden und interpretiert werden.

222 Hoher Riicklauf — intensive Bearbeitung

Von den 439 Grundsicherungsstellen (in den Tabellen kurz GSS), an die ein Anschreiben
verschickt wurde, beteiligten sich 360 an der Befragung. 323 fiillten den Fragebogen voll-
standig oder weitgehend vollstdndig aus: Die Studie kann sich damit auf die Angaben von
74 % aller deutschen Grundsicherungsstellen stitzen.

Im Hinblick auf die Verteilung nach Formen der Aufgabenwahrnehmung (Tabelle 1), nach
Bundeslandern und SGB II-Typen (Tabelle 101 und Tabelle 102 im Anhang) gibt es keine
systematischen Unterschiede zwischen den antwortenden Grundsicherungsstellen und der
Grundgesamtheit.

Tabelle 1: Organisationsformen der Grundsicherungsstellen gesamt und in der Stichprobe
Haufigkeit Ge- Haufigkeit be- | In Prozent der
In Prozent . .
samt teiligte GSS beteiligten GSS
Zugelassener kommunaler Trager 69 15,7 52 16,1
ARGE 348 79,3 260 80,5
Arbeitsagentur bei getrennter Auf-
22 50 11 3,4
gabenwahrnehmung
Gesamt 439 100 323 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage A 1.

Beim Ausfullen des Fragebogens wurde in aller Regel auf die Expertise mehrerer Personen
aus unterschiedlichen Hierarchieebenen zurlickgegriffen. Insgesamt waren mindestens 859
Personen an der Beantwortung der Fragen beteiligt, im Einzelfall bis zu 13 Personen, im
Durchschnitt 2,9 (Tabelle 98 im Anhang).

An der Befragung beteiligten sich jeweils zu etwa 50 % Vertreterinnen oder Vertreter der Ge-
schaftsfuhrung und der Teamleitungen/des Fallmanagements. Weiter wurden haufig die
Controlling/Statistik-Abteilung sowie Bereichsleitungen einbezogen (Tabelle 99 und Tabelle
100 im Anhang). Insgesamt wurden damit in hohem Malde auch die Personen in die Befra-
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gung eingebunden, die in der alltdglichen Arbeit mit der Integration von Kund/inn/en mit
Suchtproblemen zu tun haben.

Nach Angaben der Grundsicherungsstellen dauerte die Bearbeitung des Fragebogens ca.
zwei Stunden, in Einzelfallen nahm sie bis zu finf Stunden in Anspruch. Insgesamt erfor-
derte die Befragung eine intensive technische und organisatorische Begleitung.

44 Grundsicherungsstellen fillten nicht nur den Fragebogen aus, sondern Ubersandten zu
einzelnen Punkten bis zu zehn Anlagen. Das alteste der insgesamt 137 Dokumente stammt
aus dem Jahr 2001, das aktuellste Dokument aus Februar 2009. 80 Schriftstiicke beziehen
sich auf die Durchfiihrung der Suchtberatung nach § 16a SGB Il, 29 auf Arbeitsgelegenhei-
ten nach § 16d SGB Il. In acht Dokumenten geht es um die Kooperation zwischen den
SGB II-Tragern und der Suchthilfe. Hinzu kommen Schulungsunterlagen, und eine Grundsi-
cherungsstelle schickte die Konzeption ihres spezifischen Fallmanagement flr Suchtkranke
Zu.

2.2.3 Befragung der Suchtberatungsstellen

Die Befragung der Grundsicherungsstellen wurde um eine Befragung ihrer Kooperations-
partner im Bereich der Suchtberatung erganzt. Ziel dieses Teils der Untersuchung war die
Erhebung komplementarer Perspektiven und der Akzeptanz der Praxis der SGB lI-Trager-
einheiten.

Die Grundsicherungsstellen waren gebeten worden, Angaben zu ihrer Kooperation mit Ein-
richtungen der Suchthilfe zu machen. 129 der etwa 55 % Grundsicherungsstellen (172), die
hier Uber geregelte Kooperationsbeziehungen (d. h. in Form einer Kooperationsvereinba-
rung, eines Vertrags nach § 17 SGB Il oder in anderer Form, vgl. Abschnitt 3.1.6.2) berichte-
ten, benannten 230 kooperierende Einrichtungen, von denen 150 eindeutig als Trager von
Suchtberatungsstellen identifiziert werden konnten. In 46 Fallen wurden nur die Namen der
Tragerorganisationen — zumeist Wohlfahrtsverbande — angegeben. In nur 10 Fallen waren
benannte Kooperationspartner Einrichtungen der medizinischen oder beruflichen Rehabilita-
tion und 24-mal benannten die Grundsicherungsstellen kommunale Amter und Institutionen.
Das Projektteam beschloss, sich bei der Befragung auf die kooperierenden Suchtberatungs-
stellen zu konzentrieren, von denen die konkretesten Ausklinfte zu einem der zentralen In-
strumente des SGB Il zu erwarten waren.

Der Fragebogen fir die Suchtberatungsstellen, der sich ebenfalls an die Leitungsebene rich-
tete, war inhaltlich analog zur Befragung der Grundsicherungsstellen aufgebaut (s. Anhang).
Er enthielt insgesamt 39 Fragen zur Einrichtung/Institution (Teil A), zu Leistungen im Rah-
men der Kooperation mit der SGB II-Grundsicherungsstelle und zur Finanzierung dieser
Leistungen (Teil B), zu den bisherigen Erfahrungen in der Kooperation mit der SGB II-Stelle
(Teil C) sowie zu den Klientinnen und Klienten der Suchtberatungsstellen (Teil D). Auch die-
ser Fragebogen wurde Ende April 2009 durch Mitarbeiter/innen von zwei Suchtberatungs-
stellen getestet.
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Von 132 der 150 Einrichtungen konnten Adressen und Email-Adressen recherchiert werden.
Die Einrichtungen erhielten ein postalisches Anschreiben mit allen relevanten Informationen
Uber die Befragung (einschlieRlich Unterstiitzungsschreiben) sowie den Zugangsdaten flr
die Online-Befragung. Bei dieser Befragung wurden aufgrund begrenzter Ressourcen keine
individualisierten Zugangscodes vergeben, sondern ein fur alle Beratungsstellen gleich lau-
tender Sammelcode, nach dessen Eingabe jeweils automatisch ein individueller Zugangs-
code generiert wurde. Auch dieser ermdglichte den befragten Suchtberatungen die Bearbei-
tung in mehreren Schritten und durch mehrere Personen.*

Die Befragung der Suchtberatungsstellen war vom 4. Mai 2009 bis zum 5. Juni 2009 online
geschaltet. Die Akzeptanz des Fragebogens war sehr hoch, Probleme in der Handhabung
wurden von den Befragten kaum berichtet.

Insgesamt beteiligten sich 95 der angeschriebenen Einrichtungen an der Online-Befragung,
wobei 13 den Fragebdgen nur rudimentar ausfullten und zwei Einrichtungen nach eigenen
Angaben keine Suchtberatung anboten. Die Bdgen dieser Einrichtungen wurden nicht in die
Auswertung einbezogen. Im Sample belassen wurden zwei Suchtberatungsstellen, die von
keiner Grundsicherungsstelle als kooperierende Partner benannt worden waren und die In-
formation Uber die Befragung offensichtlich nicht vom Forschungsteam, sondern aus anderer
Quelle erhalten hatten. Damit wurden 80 Fragebdgen in die Auswertung einbezogen, dies
entspricht einer Rucklaufquote von 59 %. Bei der Interpretation der Ergebnisse ist also zu
beachten, dass es sich nur um eine Auswahl von Suchtberatungsstellen handelt, die mit
Grundsicherungsstellen kooperieren und zugleich von diesen in der Grundsicherungsstellen-
Befragung als Kooperationspartner benannt wurden.

2.3 Auswertungskonzept

2.31 Statistische Aufbereitung

Die Daten aus den beiden Online-Befragungen wurden in einer Datenbank erfasst, zur Aus-
wertung exportiert und als zwei SPSS-Datensatze aufbereitet.

Von den urspringlich 360 Grundsicherungsstellen, welche die Beantwortung des Fragebo-
gen begonnen hatten, wurden 37 nicht in die Auswertung einbezogen (s. 0.). Im Anschluss
wurde der Datensatz bereinigt, d. h., dass die Daten primar auf Konsistenz geprift wurden.
Offensichtlich fehlerhafte Eingaben wurden nicht mit in die Auswertung einbezogen.

Alle Variablen wurden nach Haufigkeiten ausgewertet, Zahlenangaben nach Mittelwerten,
Maxima und Minima und dort wo angeraten nach Medianen. Erganzend zu den Angaben aus
dem Fragebogen wurden die antwortenden Grundsicherungsstellen Bundeslandern und den
jeweiligen SGB II-Typen zugeordnet. Bei den Bundeslandern geschah die Zuordnung auf der
Basis der Adressdatei. Aufgrund der individualisierten Zugangscodes fur die jeweiligen
Grundsicherungsstellen war eine Zuordnung zu den jeweiligen Stadten und Landkreisen und

4 Diese Online-Befragung wurde ebenfalls von der Firma mainis IT Service GmbH umgesetzt.
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damit zu den Bundeslandern mdglich. Fir die Zuordnung zu SGB II-Typen wurde auf die
Veroffentlichung der jeweiligen Typen durch das IAB (2008) zurtick gegriffen und der jewei-
lige Typ den antwortenden Grundsicherungsstelle in einer neuen Variable zugewiesen. Als
weitere neue Variablen wurden gruppierte Werte bei Zahlenangaben der Grundsicherungs-
stellen, fUr die Betreuungsrelationen und zur dichotomen Darstellung der Frage erzeugt, ob
Kooperationsbeziehungen mit Einrichtungen der Suchthilfe geregelt sind oder nicht.

Korrelationsberechnungen zur Frage, welche Faktoren die Praxis der Grundsicherungsstel-
len beeinflussen, wurden nicht durchgefihrt, weil dies aufgrund des insbesondere bei den
Fragen der Prozessgestaltung nicht metrischen Messniveaus der einzelnen Variablen nicht
zulassig war. Zur tieferen Analyse der Daten wurde deshalb auf Kreuzabfragen verschiede-
ner Variablen zuriickgegriffen.

Die Daten der Suchtberatungsstellenbefragung wurden analog behandelt. Auch hier wurden
zu Analysezwecken neue Variablen erzeugt (Gruppierungen von Zahlenangaben), die Vari-
ablen nach Haufigkeit ausgewertet, bei metrischen Bewertungsskalen Maxima, Minima, Mit-
telwerte und Standardabweichungen errechnet und Kreuzabfragen zur vergleichenden Ana-
lyse ausgefihrt.

2.3.2 Text- und Dokumentenanalyse

Ein zweiter Analyseschritt betraf die Sichtung und Auswertung des umfangreichen Doku-
mentenmaterials. Dabei wurden je nach Dokumentenart unterschiedliche Schwerpunkte ge-
setzt: Die 50 Unterlagen zu Verfahrensablaufen in der Kooperation zwischen Grundsiche-
rungsstellen und Suchtberatungsstellen interessierten im Hinblick auf den Grad der
Standardisierung dieser Abldufe und lieRen Einschatzungen zu, wie detailliert und mit wel-
chen Verfahren die Ubersendenden Grundsicherungsstellen Schnittstellenprobleme geregelt
haben. Die vorliegenden Mallnahmekonzeptionen wurden dagegen hinsichtlich ihrer
Rechtsgrundlagen, der jeweiligen Zielgruppe, der Tragerschaft und der Finanzierung unter-
schieden. Von besonderem Interesse waren hier tragerubergreifende Kooperationslésungen
oder die Frage, mit welchen konzeptionellen Lésungen auf die spezifischen Probleme sucht-
erkrankter Menschen reagiert wird. In ahnlicher Weise wurde eine EDV-gestutzte textanalyti-
sche Aufbereitung, Systematisierung und Kategorisierung der tber 3000 Freitextantworten
unternommen.

233 Interpretation

Zur Analyse von Ansatzen guter Praxis wurden diese Ergebnisse der Bestandsaufnahme vor
dem Hintergrund der aktuellen Diskussion Uber gute Praxis interpretiert (Burkle u. a. 2008,
Fachverband Drogen und Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband 2004, LAG Freie Wohl-
fahrtspflege in Bayern/Koordinierungsstelle der bayerischen Suchthilfe 2006, Deutscher
Landkreistag 2008a, Fachverband Sucht 2006, Drogen und Suchtrat 2007, Fachverband
Sucht 2006, Kern 0.J.).

Als weitgehend unstrittiges Kriterium guter Praxis erwies sich eine geregelte Kooperation
zwischen Grundsicherungsstellen und Suchthilfe (GSS-Befragung Frage | 5). Dieses Merk-
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mal wurde im Rahmen der Auswertung teilweise als analytisches Unterscheidungsmerkmal
genutzt, um Unterschiede zwischen der Praxis der Grundsicherungsstellen in Abhangigkeit
davon zu analysieren, ob es eine entsprechende Kooperation gibt oder nicht.

2.3.4 Expertlinn/enworkshop

Fur die Interpretation der Befunde wurde am 2. Juli 2009 in Goéttingen ein Expert/inn/enwork-
shop mit neun Fachleuten aus der Praxis der Grundsicherung und der Suchthilfe durchge-
fuhrt. Ein Diskussionspapier enthielt ausgewahlte Ergebnisse der beiden Befragungen und
formulierte erste Thesen, Interpretationsvorschlage und Fragen des Forschungsteams. Die
Diskussion folgte drei Themenschwerpunkten:

= Die Grundsicherungsstellen: Fallbearbeitung der SGB II-Grundsicherungsstellen im
Hinblick auf Sucht und Schnittstellengestaltung

= Die Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen, Suchthilfe und Suchtrehabilita-
tion: Mindestanforderungen fir gute Praxis

= Mallnahmeangebote zur Stabilisierung und zur Férderung der Erwerbsintegration von
Suchtkranken im SGB II: Wie spezifisch missen Angebote flr Suchtkranke sein?

Diese Themen wurden zum einen im Hinblick auf mogliche Interpretationen der Ergebnisse
diskutiert. Zum anderen wurde eine Klarung der Frage versucht, zu welchen Kriterien guter
Praxis es einen breiten Konsens gibt, und welche unterschiedlichen Grundpositionen zu ei-
nem Dissens in fachlicher Hinsicht fuhren.

Der Expert/inn/enworkshop wurde auf Tontrdger aufgenommen, die Ergebnisse protokolla-
risch zusammengefasst, und die relevanten Aspekte flossen in die jeweiligen Diskussionska-
pitel dieses Berichts ein.
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3 Rahmenbedingungen fiir die Betreuung ALG lI-
Beziehender mit Suchtproblemen

Mit EinfGhrung des SGB |l wurde die ,Aktivierung“ der erwerbsfahigen Hilfebedlrftigen durch
.Fordern und Fordern“ zur zentralen Aufgabe bei der Betreuung der Leistungsbeziehenden.
Nach § 1 SGB Il ist das Ziel der Grundsicherung fiir Arbeitslose die mdglichst schnelle U-
berwindung der Hilfebedurftigkeit durch eine Erwerbstatigkeit bzw. die Reduzierung des
Zahlbetrags der Grundsicherungsleistung durch eigenes Erwerbseinkommen. Die Leistungs-
beziehenden sind verpflichtet, dieses Ziel durch eigenverantwortliches Handeln zu verfolgen.
Die Grundsicherungsstellen sollen die Leistungsbeziehenden durch individuelle Betreuung
und ein ganzheitliches Dienstleistungsangebot dabei unterstitzen. Neben arbeitsmarktpoliti-
schen Malnahmen gehdren dazu auch die kommunalen sozialintegrativen Hilfen wie
Schuldner- und Suchtberatung, psychosoziale Betreuung und Kinderbetreuungsmaglichkei-
ten nach § 16a SGB Il. Bei der Betreuung von Kund/inn/en mit multiplen Problemlagen spielt
das beschéaftigungsorientierte Fallmanagement eine zentrale Rolle. (vgl. Bundesagentur fur
Arbeit 2009). Mit dem § 16a im SGB Il wurde ein Instrument eingefiihrt, welches auf Seiten
der Grundsicherungsstellen Handlungsspielrdume zur Bearbeitung einer méglichen Sucht-
problematik erdffnete, die im alten Sozialhilferecht so nicht gegeben waren. Das bereits exis-
tierende System der Suchtberatung bekam damit fur einen Teilaspekt, ndmlich die Unterstit-
zung der Erwerbsintegration von erwerbsfahigen Hilfebedlrftigen, eine neue gesetzliche
Grundlage. Demgegenuber erfolgt die Bereitstellung von Suchtberatungsangeboten durch
die Kommunen allgemein weiterhin als freiwillige Leistung im Rahmen ihrer Verpflichtung zur
Daseinsvorsorge fur Burgerinnen und Burger. Die Kooperation im Rahmen des § 16a setzt
auf ein bereits bestehendes ausdifferenziertes und qualifiziertes System der Kooperation und
Vernetzung der Suchthilfe mit den sonstigen Versorgungsstrukturen auf und schafft neue
Méglichkeiten.

Damit stehen die Grundsicherungsstellen vor komplexen Herausforderungen, deren Umset-
zung bestimmter Voraussetzungen bedarf — sowohl in institutioneller als auch in personeller
Hinsicht. In diesem Kapitel geht es um die Frage, wie die Rahmenbedingungen fir die
Betreuung der SGB ll-Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen vor Ort gestaltet sind.
Schon darin widerspiegeln sich grundsatzliche Herangehensweisen der Grundsicherungs-
stellen, denn mit der Gestaltung der Rahmenbedingungen werden wichtige Weichen gestellt,
die einen erheblichen Einfluss auf die Art und Qualitdt der Betreuung von suchtkranken
Kund/inn/en haben. Dies betrifft die z. B. die Qualifizierung des Personals, aber auch die
Schaffung entsprechender Zustandigkeiten oder die Gestaltung der Kooperation mit der
Suchtberatungsstelle.
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3.1 Organisationelle Rahmenbedingungen bei den
Grundsicherungsstellen

3.11 Organisation des Fallmanagements und Betreuungsrelation

Die an der Befragung beteiligten Grundsicherungsstellen praktizierten zu knapp 30 % einen
generalisierten Fallmanagementansatz und zu ca. 70 % einen spezialisierten Fallmanage-
mentansatz®. Im ersten Fall wird das Fallmanagement fiir alle zu Betreuenden angeboten, im
zweiten Fall nur fur bestimmte Leistungsbeziehende. Die Betreuungsrelation (Tabelle 2) im
Bereich der Beratung, Vermittlung und Betreuung der Hilfebedurftigen ist sehr unterschied-
lich: Sie ist bei den jlingeren ALG ll-Beziehenden (bis 25 Jahre) tendenziell niedriger als bei
den ab 25-Jahrigen und bei den Arbeitslosen niedriger als bei den erwerbsfahigen Hilfebe-
dirftigen insgesamt, differiert aber stark zwischen den einzelnen Einheiten. Bei ca. der Halfte
der Grundsicherungsstellen liegt der Betreuungsschliissel® bei den iiber 25-jahrigen Hilfebe-
durftigen bei Uber 1:225, bei insgesamt 90 % uber 1:150.

Tabelle 2: Betreuungsrelation im Bereich der Beratung, Vermittlung und Betreuung
Erwerbsfiahige Erwerbsfiahige | Arbeitslose U25 | Arbeitslose U25
Hilfebediirftige Hilfebediirftige
U25 U25
N Prozent N Prozent N Prozent N Prozent
Kleiner Betreuungsschlissel
. 22 7,6 5 1,7 179 66,1 30 11,0
(bis zu 1:75)
Mittlerer Betreuungsschlissel
) 124 42,9 28 9,7 78 28,8 197 72,2
(1:76 bis 1:150)
Hoher Betreuungsschlissel
. 112 38,8 114 39,4 11 4,1 40 14,7
(1:151 bis 1:225)
Sehr hoher Betreuungsschlis-
. 31 9,6 142 491 3 1,1 6 2,2
sel (Uber 1: 225)
Gesamt antwortende GSS 289 100 284 100 271 100 273 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage A 3.

Dies entspricht in etwa den im Untersuchungsfeld 1 der Evaluation der Experimentierklausel
(Institut fur Angewandte Wirtschaftsforschung/Zentrum fiir Europaische Wirtschaftsforschung
2008) fur Ende 2007 ermittelten Werte. Ein etwas hdherer Anteil des generalisierten Fallmana-
gements in der hier dargestellten Befragung kann entweder durch Veranderungen der Praxis
zwischen 2007 und 2009 oder durch eine leicht héhere Antwortbereitschaft bei Grundsiche-
rungsstellen mit dieser Art der Organisation erklart werden.

Die Betreuungsschlissel sind auf Basis der Antworten auf Frage Nr. 3 der Befragung der
Grundsicherungsstellen errechnet worden.
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In Bezug auf arbeitslose Leistungsbeziehende liegt die Betreuungsrelation bei den unter 25-
Jahrigen in zwei Dritteln der Falle bei unter 1:75 und entspricht damit der urspringlich ange-
strebten Dimension (Deutscher Bundestag 2003: 43). Fir die Uber 25-jahrigen Arbeitslosen
liegt die Betreuungsrelation in knapp drei Vierteln der Falle (73 %) unter 1:150.

3.1.2 Spezifische Zustindigkeiten fiir suchtkranke Leistungsbeziehende

Bei der Betreuung von Arbeitslosengeld IlI-Beziehenden mit Suchtproblemen kdnnen die
Grundsicherungsstellen, die Uber ein spezialisiertes Fallmanagement verfligen7, unter-
schiedlich vorgehen: Sie konnen diese Personen entweder in der allgemeinen Betreuung be-
lassen oder dem Fallmanagement zuweisen, in dem in der Regel spezialisiertes Personal ta-
tig ist und eine gunstigere Betreuungsrelation existiert. Die Befragungsergebnisse zeigen,
dass in nur 15 % dieser Grundsicherungsstellen suchtkranke Personen grundsatzlich — d. h.
allein aufgrund der Suchtproblematik — dem Fallmanagement zugewiesen werden (Tabelle
3). Der Uberwiegende Teil der Grundsicherungsstellen geht folglich nicht davon aus, dass al-
lein das Bestehen einer Suchtproblematik die Zuweisung ins spezialisierte Fallmanagement
rechtfertigt. Allerdings haben 40 % der Grundsicherungsstellen angegeben, dass die Zuwei-
sung in besonderen Fallen erfolgt.

Tabelle 3: Zuweisung von Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen zum Fallmanagement

N In Prozent der
antwortenden GSS

Grundsétzliche Zuweisung ins Fallmanagement 34 15,3
Keine grundsatzliche Zuweisung ins Fallmanagement 100 45,0
Zuweisung ins Fallmanagement nur in besonderen Fallen 88 39,6
Gesamt 222 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage B 1, N=222 (Grundsicherungsstellen, die (iber ein spezialisier-
tes Fallmanagement verfligen).

Besondere Falle, die eine Zuweisung von Personen mit Suchtproblemen ins Fallmanage-
ment nach sich ziehen, sind nach Angaben der 88 Grundsicherungsstellen, die eine solche
Praxis angegeben haben, vor allem folgende:

= Die Suchtkrankheit ist eines von mehreren Vermittlungshemmnissen (N=58).
= Die Suchtkrankheit stellt ein Vermittiungshemmnis dar (N=9).

Dieses Verfahren orientiert sich erkennbar an den Empfehlungen der Bundesagentur zur
Betreuung von Kund/inn/en im Fallmanagement (Autorengemeinschaft 2004: 11f., vgl. Kapi-
tel 3.3.2.). AuBerdem wurden zwei weitere Fallkonstellationen genannt:

Fir Grundsicherungsstellen mit generalisiertem Fallmanagement eriibrigt sich diese Frage.
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= Die Krankheit ist sehr schwer, bzw. es besteht ein besonders dringender Unterstit-
zungsbedarf (N=16).

= Die suchtkranke Person ist ausreichend motiviert, so dass Integrationsaussichten ge-
sehen werden. (N=8).

Hier scheint es einerseits die Praxis zu geben, eher arbeitsmarktferne Menschen mit einer
besonders schweren Suchterkrankung im Fallmanagement zu betreuen; andere Trager
schalten das Fallmanagement bei suchtkranken Menschen dagegen vor allem dann ein,
wenn sie trotz der Hemmnisse individuell noch Integrationschancen sehen. Im ersten Fall
dominiert eher die sozialintegrative Zielsetzung des SGB Il die Fallbearbeitung, im zweiten
Fall lenkt der Aktivierungsanspruch des SGB Il und das Primat der Erwerbsintegration die
Entscheidung. Auf die letztere Strategie deutet auch ein Satz zum Fallmanagement wie der
folgende, der aus einer Kooperationsvereinbarung zwischen einer Grundsicherungsstelle
und den Suchtberatungsstellen der Region stammt:

»In Anbetracht begrenzter personeller und zeitlicher Ressourcen werden vor allem Personen
betreut, bei denen die Beseitigung von Vermittlungshemmnissen eine hinreichende Aussicht auf
Erfolg hat und bei denen noch von einer ausreichend langen Erwerbszeit auszugehen ist.*

Weitere Griinde flr die Zuweisung ins Fallmanagement konnen auch Mehrfachsanktionie-
rungen, Empfehlungen der Suchtberatung oder die Absicht sein, nach Abschluss einer The-
rapie die Weiterbetreuung zu sichern.

In 97 % der Grundsicherungsstellen werden suchtkranke ALG ll-Beziehende durch Fach-
krafte betreut, die nicht ausschlieBlich fir diesen Personenkreis zustandig sind. Nur neun
Grundsicherungsstellen (3 %) gaben an, dass Kund/inn/en mit Suchtproblemen durch Fach-
krafte betreut werden, die ausschlieRlich fir diese Personengruppe zustandig sind.

Tabelle 4: Verantwortlichkeiten fiir suchtbezogene Fragen

Mehrfachantworten N In Prozent der
Es gibt spezifische Zustandigkeiten ... antwortenden GSS
fur fachliche, einzelfalllibergreifende Fragen 80 25,2

fur die Planung besonderer Integrations-/ MalRnahmeangebote 93 9.2

fir Kund/inn/en mit Suchtproblemen '

fur die Begleitung von Integrations-/ Malinahmeangeboten 73 230

fir Kund/inn/en mit Suchtproblemen '

fir Sonstiges 32 10,1

Es gibt keine spezifischen Zustéandigkeiten 160 50,3

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage B 3; N=318.

Unabhangig davon gibt es in ca. der Halfte der Grundsicherungsstellen weitergehende spe-
zifische Zustandigkeiten zum Thema Sucht (Tabelle 4): In jeweils ca. einem Viertel der
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SGB lI-Stellen gibt es spezifische Verantwortlichkeiten fur einzelfalliibergreifende fachliche
Fragen bzw. fir die Planung und fir die Begleitung von Integrations- und MaRhahmeange-
boten fir Kund/inn/en mit Suchtproblemen.

Daruber hinaus geben 32 Grundsicherungsstellen (10 %) spezifische Zustandigkeiten fur
sonstige Fragen an. Darunter wurden u. a. genannt:

= Koordination der Kooperation mit der Suchtberatung (N=10),

= Schnittstellenpartner/innen (intern), z. B. zur Reha-Abteilung der Arbeitsagentur
(N=9),

= flr besonderes (z. B. ausgelagertes) Fallmanagement (N=4).
3.1.3  Suchtbezogene Qualifizierung der Fachkrafte

Die Beratung und Vermittlung von Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen erfordert eine
entsprechende Qualifikation der Fachkrafte.

Tabelle 5: Einschitzung des Schulungs- bzw. Qualifizierungsbedarf bei Fachkréaften, die Kundinnen
und Kunden mit Suchtproblemen betreuen
Mit geregelter Ohne geregelte
Alle GSS Kooperation mit | Kooperation mit
Suchtberatung Suchtberatung
N In Prozent N In Prozent N | In Prozent
Im GroRen und Ganzen sind Fachkrafte auch ohne
suchtspezifische Schulung qualifiziert genug, um
33 10,4 15 8,8 18 12,9
Kund/inn/en mit Suchtproblemen angemessen bera-
ten und vermitteln zu kdnnen.
Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten
noch nicht geschult, allerdings sehen wir diesbezlig- 93 29,4 35 20,5 57 40,7
lich Schulungsbedarf.
Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten
bereits geschult, es besteht aber noch weiterer Schu- 173 54,7 109 63,7 60 429
lungsbedarf.
Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten
17 54 12 7,0 5 3,6
bereits ausreichend geschult.
Gesamt 316 100 171 100 140 100
Keine Angabe 7 1 0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 10; (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen. Fehlende Werte in Spalten mit/ohne geregelte Kooperation beziehen sich auf die Anzahl der Grund-
sicherungsstellen, die Angaben zur Kooperation gemacht haben; N=312).
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Dies ist zumindest die Uberwiegende Meinung unter den befragten SGB II-Stellen. 10 % der
Grundsicherungsstellen (Tabelle 5) gehen allerdings davon aus, dass eine suchtbezogene
Schulung nicht erforderlich ist.

Nur wenige Grundsicherungsstellen (5 %) sind der Auffassung, ihre Fachkrafte seien in Be-
zug auf die Betreuung von suchtkranken ALG lI-Beziehenden bereits ausreichend geschult.
Demgegentiber sieht mit 84 % die Uberwiegende Mehrheit der Grundsicherungsstellen (wei-
teren) Schulungsbedarf. In 60 % der Grundsicherungsstellen haben entsprechende Schu-
lungen bereits stattgefunden, die aber Uberwiegend (55 %) noch nicht als ausreichend ange-
sehen werden. In knapp 30 % der Grundsicherungsstellen wurden trotz bestehenden
Bedarfs noch keine suchtspezifischen Schulungen durchgefihrt.

Vergleicht man die Gruppe der Grundsicherungsstellen, die mit der ortlichen Suchthilfe eine
geregelte Kooperation vereinbart haben, mit denen, die lUber entsprechende Vereinbarungen
nicht verfugen, zeigen sich deutliche Unterschiede: SGB II-Stellen mit geregelter Koopera-
tion zur Suchthilfe haben zu mehr als 70 % bereits suchtbezogene Schulungen durchgefihrt,
wahrend dies mit 46 % bei weniger als der Halfte der Grundsicherungsstellen ohne Koope-
ration der Fall war (Tabelle 5).

Dort, wo Schulungen bereits durchgefiihrt worden sind, hatten diese einen Umfang von
durchschnittlich 8,5 Stunden. Uberwiegend — in etwa zwei Dritteln der Falle — dauerten die
Schulungen zwischen einer und zehn Stunden (GSS-Befragung Frage J 10a).

Gegenstand der Schulungen waren unterschiedliche Themen (Tabelle 6). Nahezu bei allen
ging es um die Frage, wie man Suchtprobleme bei Kund/inn/en erkennt, und wie man diese
in geeigneter Weise ansprechen sollte (82 bis 96 %). Dies ist insofern naheliegend, als es
sich hier um eine Schlisselfrage handelt, die Grundlage jeder weiteren suchtbezogenen
Betreuung ist. Ein zweiter Themenkomplex umfasst die Vermittlung von Kenntnissen tber
Suchtmittel und Suchterkrankungen und deren Behandlung (76 bis 40 %). Des Weiteren
spielten Fragen der Betreuung von suchtkranken SGB ll-Leistungsbeziehenden und dabei
nutzbare institutionelle Netzwerke eine Rolle (42 bis 17 %). Sonstige Themen waren u. a.:
Co-Abhangigkeit, Verfahren bei der Kooperation und der gemeinsamen Hilfeplanung und
-durchfiihrung, Zusammenarbeit mit den Tragern der ambulanten Eingliederungshilfe, einer
Fachstelle fur Wohnungserhalt und den Frauenhausern.

Die Schulungen wurden Uberwiegend — in ca. 80 % der Falle - durch eine mit der Grundsi-
cherungsstelle kooperierende Suchtberatungsstelle durchgefihrt (Tabelle 103 im Anhang),
teilweise auch durch externe Expert/inn/en (40 %), den Arztlichen oder Psychologischen
Dienst der Arbeitsagentur (28 %) oder bereits geschulte Fachkrafte der eigenen Grundsiche-
rungsstelle (11 %). Vereinzelt wurden auch andere Mitarbeiter/innen der Agentur fur Arbeit,
Bildungstrager, Facharzte, Kommunikationstrainer/innen sowie Arbeitspsycholog/inn/en ge-
nannt. Unterscheidet man nach dem Vorhandensein geregelter Kooperationsbeziehungen
zur Suchtberatungsstelle, zeigt sich eine ahnliche Palette an Durchfiihrenden mit geringen
Unterschieden: Die Suchtberatungsstelle fuhrt im Fall geregelter Kooperation erwartungs-
gemal haufiger die suchtspezifischen Schulungen durch als bei Grundsicherungsstellen oh-
ne solche Vereinbarungen.
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Tabelle 6: Themen, die in den suchtspezifischen Schulungen behandelt wurden
N In Prozent der

Mehrfachantworten antwortenden GSS
Erkennen von Suchtproblemen in der praktischen Arbeit mit Kund/inn/en 181 95,8
Ansprechen von Kunden/Kundinnen auf ihre Suchtproblematik 156 82,5
Diagnostische Kennzeichen der Sucht 155 82,0
Uberblick (iber legale und illegale Drogen: Wirkweise und Risiken 144 76,2

Ziele und Methoden der Suchtberatung 135 71,4
Bedeutung der Sucht fiir Arbeitsfahigkeit und Arbeitsleistungsvermégen 118 62,4
Bedeutung der sozialen Netzwerke fiir die Uberwindung von Suchtproblemen 103 54,5
Ruckfallrisiken fiir Arbeitslose nach der Suchtbehandlung 95 50,3

Haufigkeit von Suchtproblemen bei Arbeitslosen, differenziert nach Geschlecht

und Suchtdiagnosen (Alkohol, Tabak, Drogen, Medikamente, Spielsucht usw.) 84 444
Ziele und Methoden der Suchtbehandlung (medizinische Rehabilitation, Entwoh-

80 42,3
nungsbehandlung)
Kundenvermittlung in und Kooperation mit einer Suchtberatungsstelle 79 41,8
Methode der ,motivierenden Gesprachsfiihrung* 78 41,3
Uberblick tiber spezifische Behandlungsangebote fiir suchtkranke Arbeitslose 77 40,7
Deeskalationsstrategien im Beratungsprozess 76 40,2
Ziele und Methoden der Entzugsbehandlung 68 36,0
Suchtspezifisches Fallmanagement 49 25,9
Ziele und Methoden der Substitutionsbehandlung 45 23,8
Maoglichkeiten und Grenzen von Arbeitsmarktintegrationsmafnahmen fir er-

37 19,6
werbslose Suchtkranke
Ziele und Methoden der Adaptionsbehandlung 32 16,9
Wiederaufnahme der Kundenbetreuung wahrend bzw. unmittelbar nach einer

R, 32 16,9

SuchtrehabilitationsmaRnahme
Suchtdiagnostische Tests 15 7,9
Sonstiges 5 2,6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 10d; N=190 (Grundsicherungsstellen, die bereits suchtspezi-
fische Schulungen durchgefiihrt hatten).

Demgegentber werden in letztgenannten SGB 1I-Stellen (ohne geregelte Kooperation) Schu-
lungen haufiger durch den Arztlichen und Psychologischen Dienst durchgefiihrt (vgl. Tabelle
103 im Anhang). Gleichwohl sehen die Grundsicherungsstellen weiteren Schulungsbedarf,
wie aus Tabelle 7 ersichtlich ist.
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Tabelle 7: Einschétzung, ob bisherige suchtspezifische Schulungen ausreichend waren
N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Véllig ausreichend 8 4,2
Eher ausreichend 43 22,6
Teils/teils 75 39,5
Eher nicht ausreichend 37 19,5
Nicht ausreichend 27 14,2
Gesamt 190 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 10e; N=190 (Grundsicherungsstellen, die bereits suchtspezi-
fische Schulungen durchgefiihrt hatten).

Eine Professionalisierung bei der Betreuung suchtkranker Hilfebedurftiger kann auch durch
Supervision oder kollegiale Beratung erreicht werden. Diese Praxis ist derzeit noch nicht
sehr verbreitet. Weniger als die Halfte der Grundsicherungsstellen bieten den Fachkraften,
die Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen betreuen, diese Unterstitzung an (Tabelle 8).

Tabelle 8: Angebot von Supervision oder kollegialer Beratung fiir Fachkrifte, die suchtkranke
Kund/inn/en betreuen

N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Nein 168 53,3
Ja 147 46,7
Gesamt 315 100
Keine Angabe 8

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 11.

Der Bedarf an Supervision ist anscheinend deutlich héher. SGB II-Stellen, die bislang weder
Supervision noch kollegiale Betreuung praktizieren, geben zu ca. zwei Dritteln an, dass sie
fur ihre Fachkrafte einen entsprechenden Bedarf sehen (Tabelle 9).
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Tabelle 9: Bedarf an Supervision in Grundsicherungsstellen, die dies bislang nicht praktizieren

Sehen Sie fiir die in lhrer Grundsi-
cherungsstelle fiir Kund/inn/en mit
Suchtproblemen zustdndigen Fach-
krafte einen Bedarf an Supervision?

Ja Nein
In In
N N
Prozent Prozent
Erhalten die in Ihrer Grundsicherungsstelle fiir
Kund/inn/en mit Suchtproblemen zustindigen Fach- .
N 106 64,2 59 35,8

krafte entweder stindig oder nach Bedarf Supervision emn ’ ’
bzw. kollegiale Beratung?

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 11b N=165 (von 168 Grundsicherungsstellen, die keine Su-
pervision oder kollegiale Beratung anbieten).

Sofern Supervision oder kollegiale Beratung fiir die Fachkrafte, die Leistungsbeziehende mit
Suchtproblemen betreuen, bereits praktiziert wird, wurde jedoch Uberwiegend nur ein Teil
der Fachkrafte erreicht. Nur in 18 % der Grundsicherungsstellen mit Supervision und in 32 %
der Grundsicherungsstellen mit kollegialer Beratung erhielten nahezu alle Fachkrafte diese
Unterstitzung. Im Durchschnitt konnten in diesen Grundsicherungsstellen 44 % der Fach-
krafte Supervision und 63 % kollegiale Beratung nutzen, um ihr Fachwissen zu starken und
ihre Kompetenzen zu erweitern (Tabelle 10).

Tabelle 10: Anteil der suchtkranke Kund/inn/en betreuenden Fachkrafte, die mindestens einmal Su-
pervision bzw. kollegiale Beratung erhielten

Supervision Kollegiale Beratung
Anteil der Fachkrifte In Prozent der ant- In Prozent der
N N antwortenden
wortenden GSS
GSS
1-20 47 47 22 20,6
21-40 7 7 13 12,1
41-60 24 24 13 15,9
61-80 13 13 15 14,0
81-100 23 23 38 35,5
Gesamt 100 100 107 100
Mittelwert 43,8 62,6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 11a; N= 100 bzw. 107 (von 147 Grundsicherungsstellen, die
Supervision bzw. kollegiale Beratung anbieten).
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3.1.4 Regelungen, Vorgaben und Arbeitshilfen fiir die Betreuung suchtkranker
Hilfebediirftiger

Die Arbeit der Fachkrafte kann erleichtert werden, wenn es fir die Betreuung suchtkranker
Kund/inn/en ein Fachkonzept, verbindliche Regelungen oder zumindest Arbeitshilfen oder
Empfehlungen gibt. Gleichzeitig kdnnen auf diese Weise die Qualitat der Arbeit erhéht und
Verfahrensweisen vereinheitlicht werden. Zum Zeitpunkt der Befragung gab es solche Re-
gelungen jedoch nur in einer Minderheit der Grundsicherungsstellen (Tabelle 11), wahrend
80 % der Grundsicherungsstellen nicht Gber Vorgaben, Regelungen oder Arbeitshilfen fiir die
Betreuung der suchtkranken Kund/inn/en verfligten. Sofern es geregelte Kooperationsbezie-
hungen zur Suchthilfe gibt, ist die Wahrscheinlichkeit, dass es entsprechende unterstitzende
Materialien fUr die Fachkrafte gibt, deutlich hdher: 30 % der Grundsicherungsstellen mit ge-
regelter Kooperation gegenlber nur 7 % der Grundsicherungsstellen ohne geregelte Koope-
ration verfiigen Uber Regelungen oder Arbeitshilfen flir den Umgang mit suchtkranken Hilfe-
beziehenden.

Tabelle 11: Grundsicherungsstellen mit verbindlichen Vorgaben und Regelungen oder Arbeitshilfen
bzw. Empfehlungen fiir den Umgang mit Kund/inn/en mit Suchtproblemen
Alle GSS Mit geregelter Kooperation Ohne geregelte Koopera-
mit Suchtberatung tion mit Suchtberatung
N In Prozent N In Prozent N In Prozent
Ja 64 20,1 52 30,4 10 7.1
Nein 254 79,9 119 69,6 130 92,9
Gesamt 318 100 171 100 140 100
Keine Angaben 5 1 0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage K 1, (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen. Fehlende Werte in Spalten mit/ohne geregelte Kooperation beziehen sich auf die Anzahl der Grund-
sicherungsstellen, die Angaben zur Kooperation gemacht haben; N=312).

Ca. 70 % der verbindlichen Vorgaben und Regelungen bzw. der Arbeitshilfen und Empfeh-
lungen liegen in schriftlicher Form vor. Die restlichen 30 % gehen auf verbindliche mundliche
Absprachen und Vereinbarungen zurtck.

Vorgaben und Empfehlungen (Tabelle 12) beziehen sich lberwiegend auf die Kooperation
mit den Einrichtungen der Suchthilfe (92 %) und den suchtspezifischen Beratungsverlauf
(47 %) sowie die arztliche Begutachtung (42 %). Darlber hinaus sind darin wichtige Einzel-
fragen geregelt, wie z. B. die Definition eines Suchtproblems (37 %), die Feststellung der
Erwerbsfahigkeit (32 %), die Zuweisung zu einem bestimmten Geschaftsbereich oder Team
(26 %), der Umgang mit Sanktionen bei Personen mit Suchtproblemen (26 %), das sucht-
spezifische Profiling (16 %), der Umgang mit Férdermal3nahmen (14 %). Unter ,Sonstiges”
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wurden u. a.: die Nutzung des Magdeburger Wegs®, motivierende Gespréchsfiihrung (Kurz-
intervention)® und Verfahrensweisen bei fehlender Einsicht und Bereitschaft benannt.

Tabelle 12: Inhalt der Vorgaben oder Empfehlungen

Mehrfachantworten N In Prozent der
antwortenden GSS
Kooperation mit Einrichtungen der Suchthilfe 57 91,9
Suchtspezifischer Beratungsverlauf 29 46,8
Die arztliche Begutachtung 26 41,9
Definition, was unter Suchtproblemen verstanden wird 23 37,1
Die (Feststellung) der Erwerbsfahigkeit 20 32,3
Zuweisung von Kund/inn/en zu einem bestimmten Geschéaftsbereich oder Team 16 25,8
Umgang mit Sanktionen 16 25,8
Suchtspezifisches Profiling 10 16,1
Umgang mit FérdermalRnahmen 9 14,5
Kundengruppendifferenzierung 5 8,1
Sonstiges 8 12,9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage K 1c, N= 62 (von 64 Grundsicherungsstellen mit entsprechen-
den Vorgaben, Regelungen, Empfehlungen oder Arbeitshilfen).

Sofern es in den Grundsicherungsstellen Vorgaben, Regelungen oder Empfehlungen und
Arbeitshilfen zur Betreuung von Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen gibt, Gberwiegen
mit 57 % solche, die von den Grundsicherungsstellen selbst erarbeitet worden sind (Tabelle
13). Vorgaben und Empfehlungen der Kommune und der Bundesagentur fur Arbeit wurden
mit 16 % bzw. 8 % deutlich seltener genannt. Mehr als ein Drittel nannte dariiber hinaus
sonstige Empfehlungen.

Als Empfehlungen der Bundesagentur werden die Arbeitshilfe zu § 16 SGB Il, zu Sonstigen
Weiteren Leistungen (Bundesagentur fur Arbeit 2008) sowie Hinweise zum beschaftigungso-
rientierten Fallmanagement (Autorengemeinschaft 2004) genannt. In einzelnen ortlichen A-
genturen existieren — wie bei den kommunalen Tragern auch — allein oder mit Kooperations-

partnern erarbeitete ,Handbucher®, “Leitlinien“ oder Schulungsunterlagen zum Thema Sucht.

Danach erfolgt die Vermittlung in die Suchtrehabilitation ohne die Einschaltung einer Sucht-
beratungsstelle (Retzlaff/Hildebrandt 2009).

,Motivierende Gesprachsfiihrung® ist ein Fachbegriff und entspricht der US-amerikanischen Me-
thode des ,motivational interviewing® von Miller/Rollnick (2005). Ziel ist es, Suchtkranke zu mo-
tivieren, sich mit der Sucht auseinanderzusetzen und ggf. in Behandlung zu gehen.
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Tabelle 13: Herkunft der Vorgaben, Regelungen, Arbeitshilfen oder Empfehlungen fiir den Umgang mit
Kund/inn/en mit Suchtproblemen

In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS
Vorgaben bzw. Empfehlungen der Bundesagentur fiir Arbeit 5 8,1
Vorgaben bzw. Empfehlungen der Kommune 10 16,1
Vorgaben bzw. Empfehlungen der Grundsicherungsstelle 35 56,5
Sonstige Vorgaben bzw. Empfehlungen 22 35,5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage K 1a, N=64 (diejenigen Grundsicherungsstellen, die (iber ent-
sprechende Vorgaben, Empfehlungen und Arbeitshilfen verfiigen).

Unter kommunalen Empfehlungen wurden Handlungsleitlinien, Verfahrensregeln, Informa-
tionsblatter sowie Kooperationsvereinbarungen aufgefuhrt. Als sonstige Vorgaben, Regelun-
gen und Empfehlungen wurden u. a. folgende genannt: Absprachen und Verfahrensregelun-
gen mit externen spezialisierten Einrichtungen inklusive Stellen der Suchthilfe, Arbeitshilfen
fur den arztlichen Dienst zum Thema Sucht, gemeinsam mit anderen Einrichtungen erarbei-
tete Arbeitshilfen, Erstellung einer Datenbank zum Thema Sucht als Informationsinstrument.

In den Fallen, in denen die Grundsicherungsstelle selbst Vorgaben oder Empfehlungen erar-
beitet hat, handelt es sich vor allem um Dokumente folgender Art:

= Verfahrenshinweise oder Arbeitshilfen fiir den Umgang mit Suchterkrankten und flr
die Zusammenarbeit mit den 6rtlichen Suchtberatungsstellen (N=19),

= Fachkonzept zum Fallmanagement und Betreuung von Leistungsbeziehenden mit
multiplen Vermittlungshemmnissen (N=3).

Viele der Grundsicherungsstellen, die Uber verschriftlichte Verfahrenshinweise oder Leitlinien
verfigen, haben diese Dokumente zugeschickt. Oft handelt es sich um Formularvordrucke,
die — mit sehr ahnlichen Funktionen, zum Teil aber erheblichen inhaltlichen Unterschieden —
im Zuweisungs- und Ruckmeldeverfahren zwischen Grundsicherungsstellen und Suchtbe-
ratung zum Einsatz kommen (33 Dokumente). Zu den verwendeten Formularen gehéren:

= Zuweisungen zur Suchtberatung (auch ,Beratungsschein®, ,Berechtigungsschein® ,U-
berweisung“ oder ,Beauftragung der Suchtberatung“ genannt): Sie richten sich ent-
weder direkt an die Suchtberatungsstellen und kindigen an, dass jemand zur Be-
ratung erscheinen wird; in der Regel werden sie aber den Leistungsbeziehenden
ausgehandigt, die sich damit entweder an eine bereits bezeichnete Suchtberatungs-
stelle wenden sollen oder aus einer Liste von Beratungsstellen auswahlen, bei wel-
cher Institution sie Beratung in Anspruch nehmen wollen.

= Rickmeldebdgen der Suchtberatungsstellen: Sehr unterschiedlich konkret sind die
Vordrucke, mit denen Suchtberatungsstellen eine Riickmeldung an die Grundsiche-
rungsstellen geben: Oft wird nur bescheinigt, dass jemand einen Erstberatungstermin
wahrgenommen hat, in anderen Grundsicherungsstellen wird jeder einzelne Kontakt
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von der Suchtberatungsstelle in einer Liste ,abgezeichnet” und bestatigt. Wieder an-
dere Grundsicherungsstellen verwenden detaillierte Formulare, in denen anzukreu-
zen ist, an welchen Angeboten der Beratungsstelle jemand teilnimmt und welche Be-
handlungs-/Reha-Maflnahmen im Einzelfall geplant sind.

= Neben diesen sehr gangigen Vordrucken gibt es eine Reihe zusatzlicher Formulare:
z. B. Prognosebdgen zur Einschatzung der Erwerbsfahigkeit oder Textbausteine zur
Formulierung von Eingliederungsvereinbarungen, die eine Suchtberatung festlegen.

= Einwilligung zu Datenubermittlung/Schweigepflichtsentbindung: Damit all diese Infor-
mationen weitergegeben werden duirfen, sind Einwilligungen der Kund/inn/en und
Klient/inn/en erforderlich. Da es sich bei der Frage von Verschwiegenheit und Ver-
traulichkeit um ein Thema handelt, das sowohl Grundsicherungs- wie Suchtbera-
tungsstellen im Rahmen der Befragung immer wieder angesprochen haben, wurden
diese Dokumente gesondert ausgewertet. (vgl. Kapitel 3.1.6.3)

Elf weitere Dokumente beschreiben ausschlielllich, meist in aller Kirze, den vorgesehenen
Ablauf des Zuweisungsverfahrens zur Suchtberatung. Acht Dokumente haben dagegen eher
den Charakter von Arbeitshilfen: Sie rekapitulieren nicht nur das Verwaltungsverfahren, son-
dern beschreiben Fallbearbeitung und Hilfeprozess auch unter fachlichen Gesichtspunkten.
Vier dieser Arbeitshilfen beschreiben wiederum Standards rund um die Uberweisung in die
Suchtberatung, vier jedoch handeln das Thema ,Sucht‘ umfassender ab: von der Krank-
heitserkennung Uber die Motivation bis hin zu Therapie und Nachsorge. Eine Handreichung
enthalt neben einer ausfiihrlichen Adressliste auch eine Ubersicht tiber die gebrauchlichsten
Suchtstoffe und ihre Wirkung. Diese acht Handreichungen zeichnen sich durch einige Ge-
meinsamkeiten aus:

Sie nehmen uberwiegend (N=6) Bezug auf anerkannte Definitionen von Sucht und Suchter-
krankungen (z. B. WHO ICD-10, Fachlexikon der Sozialen Arbeit) und betonen jeweils aus-
dricklich, dass Sucht eine Krankheit sei. Sie enthalten z.T. ausflihrliche Kataloge (N=7)
mdglicher Hinweise auf Suchterkrankungen (als deren Quelle z.B. eine Broschiire der Deut-
schen Hauptstelle fiir Suchtfragen e.V. genannt wird) und bewerten, in welchen Fallen eine
Suchtberatung angezeigt ist. Sie betonen (N=6) die hohe Bedeutung des vertrauensvollen
Gesprachs zwischen dem Fallmanager oder der Vermittlerin und dem Kunden bzw. der Kun-
din; und eine Handreichung referiert hierzu ausfihrlich die Methode der motivierenden Ge-
sprachsfihrung nach Miller/Rollnick (2005) (,motivational interviewing®), die dazu dienen soll,
bereits in der Beratung bei der Grundsicherungsstelle und vor Zuweisung in die Sucht-
beratung ,Veranderungsbereitschaft‘ herzustellen. Uberwiegend (N=5) vertreten die Papiere
die Auffassung, eine Behandlung der Suchterkrankung oder die Inanspruchnahme einer
Suchtberatung sei nur auf freiwilliger Basis sinnvoll. Zwei Grundsicherungsstellen wiesen
aber einschrankend darauf hin, dass vor allem die Suchtberatungsstellen Wert auf eine ver-
pflichtende Eingliederungsvereinbarung legten, ,um eine Beratung zu initiieren (,...den

Schritt Gber die Schwelle wagen...’).”
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3.1.5 Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung

Fur eine gute Betreuung von suchtkranken ALG lI-Beziehenden ist eine bedarfsgerechte
Ressourcenausstattung mit Angeboten der Suchtberatung erforderlich. Um diese zu ge-
wahrleisten, ist eine entsprechende Planung auf der Grundlage des bestehenden Bedarfs
sinnvoll. Eine Bedarfsermittiung haben bislang jedoch nur 8 % der Grundsicherungsstellen
vorgenommen (Tabelle 14), bei einem Flnftel war eine Bedarfsermittiung zum Zeitpunkt der
Befragung in Planung. Immerhin 72 % der SGB lI-Stellen hatten jedoch weder bereits eine
Bedarfserhebung vorgenommen noch eine solche geplant.

Tabelle 14: Durchfiihrung einer Bedarfsschatzung an Suchtberatung nach § 16a SGB Il seitens der
Grundsicherungsstelle

N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Nein, wurde bisher nicht durchgefihrt 225 71,9
Bisher noch nicht, dies ist aber in Planung 64 20,4
Ja, wurde durchgefiihrt 24 7,7
Gesamt 313 100
Keine Angaben 10

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 10.

Die Grundsicherungsstellen haben zu dieser Frage teilweise nahere Angaben gemacht bzw.
Kommentare Ubermittelt. Daraus ist ersichtlich, dass die Bedarfsermittiung haufig nicht in der
Verantwortung der Grundsicherungsstellen liegt bzw. nicht dort gesehen wird. Einige Grund-
sicherungsstellen verweisen darauf, dass die Bedarfsabschatzung fiir die Suchtberatung
nicht spezifisch fir SGB [I-Kund/inn/en erfolgt, sondern vielmehr der gesamte Bedarf vor Ort
erhoben wird. Dafiir sei das Gesundheitsamt zustandig, da ihm die Fachaufsicht Uber die
Suchtberatung obliege. Haufig wird auf die Verantwortung des kommunalen Tragers verwie-
sen — auch im Fall von ARGEnN, da keineswegs immer die sozial flankierenden Leistungen
auf die ARGE ubertragen worden sind. Vor dem Hintergrund dieser Erlauterungen erschlief3t
sich die relativ niedrige Zahl der Grundsicherungsstellen, die selbst eine Bedarfsabschat-
zung vorgenommen haben. Dort, wo dies geschah, wurden als ein wichtiger Indikator fur die
Bedarfsabschatzungen die Wartezeiten genutzt, teilweise informieren auch die jeweiligen
Suchtberatungsstellen dartber, wie gro® der Bedarf ist. Nur vier Grundsicherungsstellen (ein
Prozent) fihren nach der Art des Suchtproblems aufgeschlisselte Statistiken (vgl. Kapitel
4.1).

Ein ausreichendes Angebot an Suchtberatung vor Ort ist nach Angaben von ca. 70 % der
Grundsicherungsstellen gewahrleistet (Tabelle 15). 14 % der Grundsicherungsstellen schat-
zen hingegen ein, dass das lokale Angebot von Suchtberatung nicht ausreicht. Weitere 16 %
konnen dies nicht einschatzen — vermutlich deshalb, weil auch der Bedarf nicht bekannt ist.
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Sofern eine geregelte Kooperation zur Suchtberatungsstelle besteht, wird das Angebot ten-
denziell etwas besser eingeschatzt; fur fast drei Viertel dieser Grundsicherungsstellen ist das
Angebot an Suchtberatung vollkommen oder doch weitgehend ausreichend. Demgegentber
kann mit 21 % ein relativ groRerer Teil der SGB II-Stellen ohne geregelte Kooperation zur
Suchtberatung nicht einschatzen, ob die Angebote ausreichend sind.

Tabelle 15: Einschéatzung der Verfiigbarkeit ausreichender Suchtberatungsangebote vor Ort

Mit geregelter Ohne geregelte
Alle GSS Kooperation mit Kooperation mit
Suchtberatung Suchtberatung
In In
N N N In Prozent
Prozent Prozent
Das kann ich nicht beurteilen 51 16,1 21 12,3 30 21,4
Angebote sind vollkommen oder
. . 220 69,6 125 731 90 64,3
doch weitgehend ausreichend
Angebote sind nicht ausrei-
45 14,2 25 14,6 20 14,3
chend
Gesamt 316 100 171 100 140 100
Fehlend 7 1 0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 11 (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen. Fehlende Werte in Spalten mit/ohne geregelte Kooperation beziehen sich auf die Anzahl der Grund-
sicherungsstellen, die Angaben zur Kooperation gemacht haben; N=312).

Sofern die Angebote als nicht ausreichend eingeschatzt werden, wurden dafiir in den ent-
sprechenden Freitextfeldern unterschiedliche Griinde angefiihrt:

= Die personelle Ausstattung der Suchtberatungsstellen sei nicht ausreichend, deshalb
komme es zu langen Wartezeiten (N=14)",

= Es fehlten aufsuchende bzw. mobile Angebote, Ortsnahe sei nicht immer gegeben
(N=12)".

= Es fehle an spezifischer Beratung flr besondere Suchtprobleme (Spielsucht, Medika-
mentensucht, harte Drogen, multiple Suchterkrankung, Betreuung von Substituierten)
(N=8).

= Es fehle an flankierenden Hilfen, z. B. Tagestreffs flr Suchtkranke, Gruppengespra-
che, ambulant betreutes Wohnen (N=3).

= Die Klient/inn/en des SGB Il wirden nachrangig behandelt (N=2).

10 Vgl. dazu auch die Angaben zu den Wartezeiten in Kap. 6.1.1 und Tabelle 15).

1 Dies wird Uberdurchschnittlich haufig in Flachenlandkreisen angegeben.
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= Aufgrund der Fallzahlen kénne zunachst nur eine ,Pflichtberatung” gewahrt werden,
danach Beratung nur noch fur motivierte Personen (N=2).

= Es werden nur die akuten Falle aufgegriffen und zu wenig flr die Pravention getan
(N=2).

= Aufgrund unzureichender Finanzierung wirden Beratungsstellen geschlossen, insbe-
sondere im landlichen Bereich (N=2).

= Es fehle an mehrsprachigen Beratungsangeboten (N=2).

Das Angebot an Suchtberatung werden in den verschiedenen Regionen'? sehr unterschied-
lich eingeschatzt (Tabelle 16). Es zeigt sich ein deutliches Stadt-Land-Gefélle. In den Stad-
ten wird die Angebotssituation durchgangig Uberdurchschnittlich ginstig bewertet. In den
landlichen Gebieten zeigt sich hingegen eine grof3e Heterogenitat.

12 Die hier verwendete Typisierung wurde vom IAB (Rib/Werner 2007) entwickelt.
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Tabelle 16: Vorhandensein ausreichender Suchtberatungsangebote vor Ort differenziert nach SGB II-
Typ
SGB II-Typ Angebote vollkom- Angebote
Nicht zu men oder doch weit- | nicht aus-
beurteilen | gehend ausreichend reichend Gesamt
Stadte West durchschnittliche Arbeitsmarktlage 0 9 0 9
In Prozent des SGB |I-Typs 0 100 0 100
Stadte West tiberdurchschnittliche Arbeitsmarktlage 2 15 1 18
In Prozent des SGB II-Typs 11,1 83,3 5,6 100
Stadte West unterdurchschnittliche Arbeitsmarktlage 4 18 1 23
In Prozent des SGB |I-Typs 17,4 78,3 4,3 100
Stadte Ost schlechte Arbeitsmarktlage 1 14 1 16
In Prozent des SGB II-Typs 6,3 87,5 6,3 100
Vorwiegende stadtische Gebiete West durchschnitt-
liche Arbeitsmarktlage 4 16 7 27
In Prozent des SGB II-Typs 14,8 59,3 25,9 100
Lmaar:iillzgz Gebiete West durchschnittliche Arbeits 9 23 8 40
In Prozent des SGB |I-Typs 22,5 57,5 20,0 100
Vorwjegend Iéndlliche Gebiete West/Ost unterdurch- 3 13 8 24
schnittliche Arbeitsmarktlage
In Prozent des SGB |I-Typs 12,5 54,2 33,3 100
Landliche Gebiete West gute Arbeitsmarktiage 7 24 4 35
In Prozent des SGB II-Typs 20,0 68,6 11,4 100
Is_j;ili]c;r;: S;:;?;?kWest sehr gute Arbeitsmarktlage, 4 8 3 35
In Prozent des SGB II-Typs 11,4 80,0 8,6 100
Landliche Gebiete West sehr gute Arbeitsmarktlage 6 26 3 35
In Prozent des SGB |I-Typs 171 74,3 8,6 100
Landliche Gebiete Ost schlechte Arbeitsmarktlage 4 27 6 37
In Prozent des SGB II-Typs 10,8 73,0 16,2 100
Vorwiegend landliche Gebiete Ost sehr schlechte
Arbeitsmarktlage 7 7 3 7
In Prozent des SGB II-Typs 41,2 41,2 17,6 100
Gesamt 51 220 45 316
In Prozent 16,1 69,6 14,2 100
Keine Angabe 7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 11; IAB 2008.
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3.1.6  Vernetzung und Kooperation mit dem System der Suchthilfe

Das SGB Il verpflichtet die Trager der Grundsicherung zur engen Zusammenarbeit mit ande-
ren ortlichen Arbeitsmarktakteuren. Auf Grundlage des § 18 SGB Il haben deshalb etwa zwei
Drittel aller ARGEn und mehr als die Halfte der zkT sogenannte Beirate installiert (Fach-
hochschule Frankfurt am Main/Institut fir angewandte Sozialwissenschaft/ Wissenschafts-
zentrum Berlin fir Sozialforschung 2008: 72f.). Wie alle Sozialleistungstrager sollen die
SGB II-Trager Uberdies darauf hinwirken, dass ,die zur Ausfiihrung von Sozialleistungen er-
forderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfligung
stehen® (§ 17 (1) Satz 2 SGB 1), sie sollen diese aber nicht selbst schaffen, ,soweit geeignete
Einrichtungen und Dienste Dritter vorhanden sind, ausgebaut oder in Kiirze geschaffen wer-
den kdnnen.“ (§ 17 (2) SGB Il). Vor allem die Planung und Bereitstellung abgestimmter und
ausreichender Angebote erfordert strukturelle Kooperationen lUber die Ebene des Einzelfalls
hinaus, damit die vielen einzelnen Beratungs- und Unterstutzungsangebote zu einem aufein-
ander abgestimmten Vorgehen geblindelt werden kdénnen.

3.1.6.1 Vernetzung mit dem ortlichen Hilfesystem der Suchtkrankenhilfe

Die Grundsicherungsstellen nutzen eine breite Vielfalt an Gremien und Arbeitskreisen fir die
Verstandigung mit dem ortlichen Hilfesystem der Suchthilfe (Tabelle 17), wobei eine Reihe
dieser Gremien (wie die in den meisten PsychKGs™ vorgesehenen Psychosozialen Arbeits-
gemeinschaften, die fur fast 45 % der Grundsicherungsstellen Kooperation und den regel-
mafigen Austausch sicherstellen) bei Inkrafttreten des SGB Il bereits bestanden haben dirf-
ten. Deutlich weniger Grundsicherungsstellen (nur 18 %) nutzen dagegen den eigenen Beirat
fur eine Verstandigung mit der Suchthilfe. Eine geringere Rolle spielen auch die értlichen Ge-
sundheitskonferenzen oder Gemeindepsychiatrische Verbunde, die es allerdings auch langst
nicht Gberall gibt.

Darlber hinaus zeigte sich, dass die Grundsicherungsstellen zum Austausch mit der Sucht-
hilfe regional sehr viele unterschiedliche Arbeitskreise nutzen, die hier unter ,Sonstiges” (mit
61 % deutlich mehr als die Halfte der Antworten) zusammengefasst sind. Mehr als ein Viertel
der Nennungen belegt, dass die Grundsicherungsstellen in értliche Strukturen der Suchthilfe
eingebunden sind: Sie nehmen entweder an vielfach bestehenden Arbeitskreisen Sucht teil
(N=26) oder sind an so genannten ,Suchtnetzwerken“ (N=21) beteiligt. AuRerdem legen sie
Wert auf einen mehr oder weniger regelmafigen und direkten Austausch mit den Suchtbe-
ratungsstellen (N=38).

3 (Landes-)Gesetze fiir Menschen mit Psychischen Krankheiten
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Tabelle 17: Von Grundsicherungsstellen genutzte Gremien und Arbeitskreise fiir die Verstandigung
mit dem ortlichen Hilfesystem der Suchtkrankenhilfe

Welche Gremien und Arbeitskreise | An welchen der genannten Gre-
nutzt lhre Grundsicherungsstelle mien und Arbeitskreise nimmt
Mehrfachantworten nach dem SGB Il fiir die Verstandi- | ein Vertreter bzw. eine Vertrete-
gung mit dem ortlichen Hilfesys- rin lhrer Grundsicherungsstelle
tem der Suchtkrankenhilfe? regelmagig teil ?
In Prozent der In Prozent der
N antwortenden N antwortenden
GSS GSS
Psychosoziale Arbeitsgemein-
122 44,5 118 50,9
schaft
SGB Il-Beirat 48 17,5 - -
Ortliche Gesundheitskonferenz 23 8,4 19 8,2
Gemeindepsychiatrischer
21 7,7 20 8,6
Verbund GVP
Sonstige 167 60,9 125 53,9
Gesamt 274 100 232 100
Keine Angabe 49 91

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage | 1 und 2.

Institutionalisierte Formen der Kooperation wurden dabei etwas seltener als eher informelle
Kooperationsgesprache genannt, die sowohl auf Mitarbeiter- als auch auf Tragerebene statt-
finden. Ein Uberblick iber die dazu in den Freitextfeldern genannten Gremien und Arbeits-
kreise gibt Tabelle 18.

Zu einem der genannten ,Netzwerke* liegt die entsprechende schriftliche Kooperationsver-
einbarung vor. Neben der Grundsicherungsstelle sind in diesem ,Kommunalen Suchthilfe-
netzwerk®, das auf eine Landesempfehlung zuriickgeht (Ministerium fur Arbeit und Soziales
Baden-Wirttemberg 2005), 13 weitere Akteure zusammengeschlossen: Neben dem kom-
munalen Trager beteiligen sich auch die Agentur fir Arbeit, Trager der Wohlfahrtspflege, die
Polizei, Kliniken, die értliche Arzteschaft und Vertreter/inn/en der Kranken- und der Renten-
versicherungstrager sowie ein/e Vertreter/in einer Selbsthilfegruppe mit dem Ziel, ,fur die von
Suchtproblemen betroffenen Menschen (...) ein dem Schweregrad und der Verlaufsgestalt
ihrer jeweils individuellen Problematik und Lebenssituation angemessenes, bedarfsgerechtes
und zielgruppenspezifisches Beratungs- und Behandlungsangebot anzubieten.”
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Tabelle 18: Sonstige Gremien und Arbeitskreise fiir die Verstiandigung mit dem o6rtlichen Hilfesystem
der Suchtkrankenhilfe

In Prozent der

Mehrfachantworten N antwortenden
GSS
(Un)regelméaRiger Erfahrungsaustausch nur mit (Tragern der) Suchtberatung 38 22,8
Ortlicher Arbeitskreis Sucht 26 15,6
(Un)regelmaRige Abstimmung mit mehreren ortlichen Akteuren 23 13,7
Ausdriicklich so genannte ,Netzwerke* Sucht 21 12,6
Keine Gremien 19 11,4
Kommunale Gesundheitsbehorde 16 9,6
Weitere kommunale Stellen 12 7,2

Arbeitskreise/Gremien anderer angrenzender Hilfesysteme (Hilfen flr

Migrant/inn/en, Wohnungslosen-/Straffalligenhilfe etc.) 10 6.0
Hilfeplanung(skonferenzen) nach § 53 SGB XII 9 54
(Liga der) Wohlfahrtsverbande 9 54
Unterarbeitskreise PSAG/andere Arbeitskreise Sozialpsychiatrie 7 4,2
Kinder- und Jugendhilfe 6 3,6
Uberregionaler Arbeitskreis Sucht 4 2,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage | 1 (N=167. Grundsicherungsstellen, die sonstige Gremien und
Arbeitskreise nutzen).

110 Grundsicherungsstellen (34 %) gaben an, dass darlber hinaus weitere Kooperations-
projekte zwischen Tragern und Einrichtungen der Suchthilfe und den Grundsicherungsstellen
bestehen (Tabelle 19). Genannt wird Uberwiegend die Fortbildung zu suchtspezifischen The-
men (89 %). Wenige Grundsicherungsstellen halten einen suchtbezogenen Konsiliardienst
vor oder lagern das Fallmanagement an die Suchtkrankenhilfe aus.

In 75 Grundsicherungsstellen (23 %) sind weitere Kooperationsprojekte zwischen Tragern
und Einrichtungen der Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe und den Grundsicherungsstellen
geplant. Auch dabei geht es wieder Uberwiegend um Fortbildungen zu suchtspezifischen
Themen (Tabelle 19).
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Tabelle 19: Weitere Kooperationsprojekte zwischen Grundsicherungsstellen und Tragern und Einrich-
tungen der Suchtkrankenhilfe — realisierte und geplante Vorhaben

Bereits realisiert Geplant
Mehrfachantworten In Prozent der In Prozent der
N antwortenden N antwortenden
GSS GSS
Fortbildungen zu suchtspezifischen Themen 98 89,1 56 747
Vorhalten eines suchtbezogenen Konsiliardienstes 8 7,3 3 4,0
Auslagerung des Fallmanagements bei Suchtkranken 4 36

an die Suchtkrankenhilfe

Ubernahme von Aufgaben im Rahmen der Uberprifung
der Erwerbsfahigkeit durch Trager der 2 1,8 3 4,0
Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe

Sonstiges 14 13,3 18 24,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage | 3 und | 4, N=110 (Grundsicherungsstellen, in denen es wei-
tere Kooperationsprojekte zwischen Trdgern und Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe gibt) bzw. N=75 (Grundsi-
cherungsstellen, bei denen entsprechende Kooperationsprojekte in Planung sind).

Unter ,Sonstiges® (24 %) wurden darlber hinaus der Aufbau von Netzwerken, gemeinsame
Fallbesprechungen, eine gemeinsame Fallsteuerung von Drogenhilfe, Sozialhilfe und SGB II-
Stelle, das Coaching von Mitarbeiter/inn/en oder die gemeinsame Konzipierung von Aktivie-
rungsmalfinahmen genannt.

3.1.6.2 Kooperation mit der Suchthilfe

Eine Zusammenarbeit der Grundsicherungsstellen mit Diensten und Einrichtungen der
Suchthilfe bildet eine wichtige Rahmenbedingung fir die Betreuung der Kund/inn/en mit
Suchtproblemen. Zum Zeitpunkt der Befragung hatte mit 55 % nur ein Teil der SGB |I-Stellen
die Kooperation mit der értlichen Suchthilfe in irgendeiner Form geregelt (Tabelle 20). Dabei
hatten zugelassene kommunale Trager mit 76 % haufiger als ARGEn (52 %) eine Regelung
der Zusammenarbeit vorgenommen. Ein Filnftel der Grundsicherungsstellen verfligte Uber
eine Kooperationsvereinbarung, nur vier Prozent (iber einen Vertrag nach § 17 SGB I, Fast
ein Drittel der SGB |I-Stellen hatte die Kooperation mit der Suchthilfe in anderer Form gere-
gelt.

" Nach § 17 Abs. 2 SGB Il sind die Grundsicherungsstellen im Fall von Leistung, die von einem

Dritten erbracht werden, zur Vergiitung fiir diese Leistung nur verpflichtet, wenn mit dem Dritten
oder seinem Verband eine Vereinbarung insbesondere Uber Inhalt, Umfang und Qualitat der
Leistungen, die Vergltung der Leistungen und die Prifung der Wirtschaftlichkeit und Qualitat
der Leistungen besteht.
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Tabelle 20: Form, in der die Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und Einrichtungen der

Suchthilfe geregelt ist

. In Prozent der ant-

wortenden GSS
Die Kooperation ist nicht geregelt 140 449
In Form einer Kooperationsvereinbarung 65 20,8
In Form eines Vertrags nach § 17 SGB |l 13 4,2
In anderer Form 98 31,4
Gesamt 312 100
Keine Angabe 11

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage |15, N=312 (einige Doppeltantworten bei Kooperation ist nicht
geregelt und in anderer Form).

Welche Regelungen in anderer Form getroffen wurden, konnte in entsprechenden Freitext-
feldern erlautert werden. Am haufigsten wurden dabei mindliche Absprachen auf der Ar-
beitsebene (Tabelle 21) genannt. Gegenstand der Regelungen sind u. a. die Bereitstellung
der Suchtberatung durch den kommunalen Trager, die Ablaufe bei Zuweisung zur Suchtbe-
ratung und die Finanzierung dieser Dienstleistung.

Tabelle 21: Sonstige Kooperationen mit der Suchthilfe
Mehrfachantworten N In Prozent der antwor-
tenden GSS

Miindliche Absprachen/Austausch 43 43,9
Vorhaltung SB durch kommunalen Trager 31 31,6

davon: Richtlinien/Leitfaden komm. Trager 6 6,1
Festgelegtes Ablaufverfahren 14 14,3
Finanzierung der Suchtberatung (Zuwendung, Leistungsvereinbarung) 12 12,2
Im ARGE-Vertrag geregelt 2 2,0
Vereinbarung ist in Vorbereitung 8 8,2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage |1 5, N=98 (Grundsicherungsstellen, die ihre Kooperation mit der
SB ,in anderer Form* geregelt haben).

Von den 129 Grundsicherungsstellen, die ergdnzend zu diesen Fragen konkrete Koopera-
tionspartner/inn/en auffiihrten,'® nannten 66 nur eine, 27 zwei und 36 drei kooperierende In-
stitutionen. 50 der 179 Grundsicherungsstellen mit in irgendeiner Form geregelter Koopera-

Darunter waren auch acht Grundsicherungsstellen, die angegeben hatten, die Kooperation nicht
geregelt zu haben.
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tion machten keine Angaben dazu. Bei knapp drei Vierteln der Grundsicherungsstellen
(N=94), die ndhere Auskunft gaben, beschrankt sich die Kooperation mit der ortlichen Sucht-
hilfe ausschliel3lich auf die Zusammenarbeit mit Suchtberatungsstellen. Lediglich zehn
Grundsicherungsstellen nennen Einrichtungen der medizinischen oder beruflichen Rehabili-
tation als Kooperationspartner/innen.

Unabhangig von den hier erfragten Kooperationsstrukturen gaben 81 Grundsicherungs-
stellen (25 %) an, mit den Suchtberatungsstellen in ihrer Region eine Leistungsvereinbarung
mit Leistungskatalog vereinbart zu haben. Dies geschah in elf Fallen im Rahmen eines Ver-
trags nach § 17 SGB I, in 37 Fallen in Form einer Kooperationsvereinbarung. Zehn der
Grundsicherungsstellen mit Leistungsvereinbarung gaben an, Uber keine geregelte Koopera-
tion zur Suchtberatungsstelle zu verfiigen.’® Anhand der Auswertung von Freitextantworten
zur Frage nach den Inhalten der Leistungsvereinbarungen, die Grundsicherungsstellen mit
Suchtberatungsstellen abgeschlossen haben, wird deutlich, dass diese oft das gesamte Leis-
tungsspektrum der Suchtberatungsstellen umfassen. Zu den am haufigsten genannten Inhal-
ten solcher Leistungskataloge gehéren Beratung, Pravention, Vermittlung in stationare The-
rapie, Vermittlung in oder Durchflihrung einer ambulanten Therapie, Nachsorge, psycho-
soziale Begleitung Substituierter und Férderung von Selbsthilfe. Nur selten werden Angebote
fur spezifische Zielgruppen wie junge Erwachsene oder Migrant/inn/en genannt und nur we-
nige (funf) Grundsicherungsstellen nennen arbeits- oder beschaftigungsbezogene Vereinba-
rungen wie ,psychosoziale Begleitung bei der Wiedereingliederung in Arbeit oder ,Betreuung
von Beschaftigungsmallnahmen®. (Tabelle 104 im Anhang).

Einige Grundsicherungsstellen haben einen modularen Leistungskatalog mit der Suchtbera-
tung vereinbart, der Uberwiegend auf einem motivierenden Erstberatungsangebot aufbaut.
Im Folgenden findet sich ein Beispiel fir ein sehr ausdifferenziertes vertraglich vereinbartes
modulares Leistungsangebot:

» - Clearing
- individuelle Beratung
- Vermittlung in und Begleitung wahrend einer Entwdhnungsbehandlung
- psychosoziale Begleitung bei Wiedereingliederung in Arbeit, Sicherung der Abstinenz- und
Arbeitsfahigkeit
- Punktabstinenz / Drink-Less-Programme
- psychosoziale Begleitung bei Substitutionstherapie nach § 13 BTMG*

Zu den beschriebenen Modulen gehéren auch Kurse zur Wiedererlangung des Fhrer-
scheins und Anti-Stress-Kurse. Erwahnenswert ist, dass eine Suchtberatungsstelle eine in-
tegrierte Schuldnerberatung und drei weitere die Suchtberatung in den Raumlichkeiten der
Grundsicherungsstelle vorhalten.

1 Die Diskrepanz in diesen Fallen kann mdglicherweise dadurch erklart werden, dass zwar die

Erbringung und Vergitung der Suchtberatung (mit dem kommunalen Trager und u. U. noch auf
der Grundlage des SGB XIlI) fest vereinbart ist, dariber hinaus jedoch keine weiteren Verfah-
rensabsprachen bestehen.
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Neun schriftlich abgeschlossene Kooperationsvereinbarungen lagen vollstéandig vor, darunter
waren einmal drei und einmal zwei gleich lautende Vertrage. AuRerdem hatten drei Grundsi-
cherungsstellen ihre Leistungsvereinbarungen nach § 17 SGB Il fur die Untersuchung zur
Verfligung gestellt.

Wenn fachliche Aspekte in diesen Dokumenten auch eine Rolle spielen — so wird z. B. er-
neut vielfach auf die Suchtdefinition der Weltgesundheitsorganisation Bezug genommen
(N=6) —, so geht es doch vor allem darum, die miteinander vereinbarten Leistungen mog-
lichst genau zu beschreiben. Dazu gehdren in den Leistungsvereinbarungen nach § 17
SGB Il Verabredungen zur Laufzeit des Vertrages. Auch zwei Kooperationsvereinbarungen
sind befristet, der gréRere Teil wird jedoch auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Alle Dokumente enthalten einen Passus, mit dem die Ziele der Suchtberatung in eher allge-
meiner Form beschrieben werden. Neun Dokumente beschreiben die fallbezogenen Leistun-
gen genauer, wobei zwischen zwei und acht Leistungsmodule angeboten werden. Zu den
weiter vereinbarten Leistungen zahlen nicht nur die einzelfallbezogenen Riickmeldungen an
die Grundsicherungsstellen, sondern z. T. auch die Erhebung bestimmter statistischer Daten
fur die Grundsicherungsstellen (Alter, Geschlecht, Nationalitat der Klient/inn/en, Familien-
stand und Kinderzahl in einem Fall, Fallzahlen, Dauer und Intensitat des Beratungsprozes-
ses, Wartezeiten in einem anderen). Darliber hinaus finden sich Absprachen zu einer regel-
mafRigen, in der Regel jahrlichen Berichtspflicht (N=7), zum gegenseitigen Austausch (N=7)
und zur Verpflichtung der Suchtberatungsstellen, Schulungen fiir die Fachkrafte der Grund-
sicherungsstellen durchzufuhren (N=3).

Sechs Grundsicherungsstellen verpflichten die Suchtberatung zu ,sehr kurzen Wartezeiten*
— konkret werden Fristen zwischen einer und zwei Wochen bis zum Beginn einer Beratung
vereinbart.

Einige der Dokumente enthalten konkrete Regelungen zur Finanzierung, wobei drei Finan-
zierungsmodelle auftreten:

= Eine institutionelle Pauschalfinanzierung (N=1),
= Finanzierung Uber Fallpauschalen (N=2),

= Finanzierung Uber Fachleistungsstunden, die mit 32 € bis 53 € vergutet werden
(N=5).

Eine Kooperationsvereinbarung sagt eine Vergltung ausdrticklich auch fur den Fall zu, dass
ein/e Klient/in die Suchtberatung ohne vorherige Zuweisung durch die Grundsicherungsstelle
aufsucht: Eine andere schlie3t dagegen eine Vergutung in Fallen aus, in denen jemand die
Suchtberatung zwar aufsucht, aber ,aus Sicht des PAp kein weiterer konkreter Handlungs-
bedarf besteht. Keine besondere Verglitung solle es aulierdem geben, wenn jemand ,auf
Hinweis des PAp im Rahmen der allgemeinen Beratung das Angebot der Suchtberatung
freiwillig annimmt.“ Dies entspreche ,dem bisherigen Regelangebot der Beratungsstelle.*
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3.1.6.3 Information und Schweigepflicht

Zehn Grundsicherungsstellen Ubersandten Muster von Formularen, die verwendet werden,
um die Einwilligung von Kund/inn/en zur gegenseitigen Information zwischen Grund-
sicherungsstelle und Suchtberatungsstelle einzuholen (vgl. Kapitel 3.1.4). Wegen der hohen
Bedeutung, die sowohl Grundsicherungsstellen wie Suchtberatungsstellen dem Thema
Schweigepflicht beimessen, wurden diese Unterlagen besonders grindlich betrachtet.

Vier Grundsicherungsstellen nennen als Rechtsgrundlage fir die Uberwiegend ,Schweige-
pflichtsentbindung“ genannte Erklarung § 67 b (1) und (2) SGB X, zwei § 203 (1), Nr. 4
StGB. Drei Grundsicherungsstellen verzichten ganz auf die Nennung einer bestimmten ge-
setzlichen Norm, sondern beziehen sich lediglich auf die (,arztliche oder nichtarztliche®)
~>chweigepflicht®. Ein einziges Dokument nennt als Rechtsgrundlage fir zwei gesonderte
Zustimmungen nicht nur § 67 b (1) und (2) SGB X sowie § 203 (1), Nr. 4 StGB in Verbindung
mit § 76 (1) SGB X, sondern fugt den Gesetzestext im Wortlaut auch als Anlage bei. Als
Rechtsgrundlagen fir eine ,Entbindung von der gesetzlichen Schweigepflicht® werden in
zwei Dokumenten aufRerdem § 61 SGB |l sowie § 53 (3b) StPO genannt.

Je nach beteiligter Grundsicherungsstelle stimmen betroffene Kund/inn/en der Datenweiter-
gabe in unterschiedlichem Umfang und in unterschiedlicher Reichweite zu. Eine Grundsiche-
rungsstelle unterlasst jede Festlegung zu den Inhalten, eine zweite bleibt allgemein (,alle In-
formationen, die flir eine zielgerichtete Hilfe erforderliche sind“), alle anderen Grund-
sicherungsstellen bemuihen sich jedoch um eine moglichst genaue Beschreibung der
Datenweitergabe. Mehrfach werden ,Informationen Uber meine Mitwirkung am Beratungs-
prozess‘ genannt, ,Informationen Uber den Verlauf der Beratung® oder ,Angaben Uber struk-
turellen (nicht inhaltlichen) Verlauf des Beratungsprozesses®. Aufterdem sollen Informationen
uber ,die geplanten und absolvierten Ma3nahmen®, ,Vermittlungshemmnisse®, ,Hemmende
Erfahrungen im Erwerbsbereich®, ,vermittlungsférdernde Faktoren®, Beratungsziele und Hil-
feplan, den ,Stand der Zielerreichung“ und das Beratungsergebnis Gbermittelt werden.

Drei der zehn Musterformulare enthalten einen Hinweis auf ein jederzeitiges Widerrufsrecht.

Zwei Formulare enthalten zudem einen Passus, der auf mdgliche Sanktionen nach § 31
SGB Il hinweist. Im ersten Fall sollen sie eintreten, wenn die Zustimmung zur Schwei-
gepflichtsentbindung bzw. zur Datenlibermittlung verweigert wird, im anderen, wenn Bera-
tungstermine bei der Suchtberatungsstelle nicht eingehalten werden. Da jedoch die Zustim-
mung zur Datenubermittlung nach § 67 (b) SGB X freiwillig erteilt werden muss, kann die
Grundsicherungsstelle nicht sanktionsbewehrt dazu verpflichten — schon gar nicht aul3erhalb
einer Eingliederungsvereinbarung (vgl. auch Kapitel 5.2.5). Und auch im zweiten Fall ,ge-
hort® der entsprechende Passus zur Mitarbeit an der Beratung in die EinV und kann nicht mit
einer Schweigepflichtsentbindung kombiniert werden.

An einem kritischen Punkt, der von vielen Grundsicherungsstellen zudem als besonders
wichtig herausgestellt wird, weisen somit einige Verfahren offensichtlich formale Mangel auf,
die zunachst behoben werden missten, damit von guter Praxis gesprochen werden kann.
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3.2 Angaben zu den befragten Suchtberatungsstellen

Die Suchtberatung soll gemal § 16a SGB Il i.V. mit § 17 SGB Il von Einrichtungen erbracht
werden, die von den Kommunalverwaltungen mit den von ihnen beauftragten Dritten geplant,
gesteuert und finanziert werden. In diesem Abschnitt werden die von den Grundsicherungs-
stellen als Kooperationspartner benannten Suchtberatungsstellen in ihren Grundstrukturen
dargestellt.

3.21 Angebotspalette der Suchtberatungsstellen

Die 80 befragten Suchtberatungsstellen waren zu einem knappen Viertel (24 %) Einrichtun-
gen, die ausschliel3lich Suchtberatung anbieten. Die anderen 76 % bieten neben der Sucht-
beratung weitere Leistungen an, darunter am haufigsten ambulante Sucht-Rehabilitation
(N=20) und betreutes Wohnen (N=27). Im Bereich der Suchtarbeit fuhrten die Beratungs-
stellen auch praventive Hilfen, niedrigschwellige Kontaktangebote und Nachsorge, Schulun-
gen, die psychosoziale Begleitung Substituierter'” sowie Beschéftigungsangebote (N=9) an.

Tabelle 22: Inhalte des von der Grundsicherungsstelle erhaltenen Auftrags
In Prozent der antwor-
Mehrfachantworten N
tenden SB-Stellen

Leistungen der Suchtberatung (einschl. ggf. Vermittlung in Entzug, Sucht- 78 975

Reha usw.) ’
Suchtspezifische Diagnostik 52 65,0
Leistungen der Nachsorge/Ruckfallpravention nach Beendigung der Sucht- 50 625
Rehabilitation ’
Mitwirkung bei der Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit der Klientin/des Klien- 27 338

ten ’
Weitergehende Leistungen zur Férderung der beruflichen Eingliederung 21 26,3
Sonstiges 7 8,8

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage B 1, N=80.

Auf die Frage: ,Welche Leistungen umfasst in der Regel der Auftrag, den lhre Einrichtung
durch die zuweisende SGB II-Grundsicherungsstelle erhalt?“ liegt erwartungsgemal die
Suchtberatung mit 97,5 % an der Spitze. Darlber hinaus geben je knapp zwei Drittel der Be-
ratungsstellen an, dass sie mit der suchtspezifischen Diagnostik und mit Leistungen der
Nachsorge nach Beendigung der Suchtrehabilitation beauftragt sind. Demgegentber gibt nur

1 Diese ist nach § 5 BtMVV (Verordnung Uber das Verschreiben, die Abgabe und den Nachweis

des Verbleibs von Betaubungsmitteln) substitutionsbegleitend vorgeschrieben und wird derzeit
in der Regel von den Landern finanziert.
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ein Drittel an, bei der Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit herangezogen zu werden, und ca.
ein Viertel erbringt Leistungen zur Férderung der beruflichen Eingliederung (Tabelle 22).

Als weitergehende Leistungen zur Férderung der beruflichen Eingliederung wurden haufig
(N=9) Beschaftigungsmallnahmen — dabei vor allem Arbeitsgelegenheiten - genannt. Dar-
Uber hinaus wurden Suchtberatungsstellen mit der Beratung bei Bewerbungen oder zur Qua-
lifizierung, mit der Durchfuhrung ambulanter Rehabilitation, mit Motivationstraining, mit der
Betreuung zur Sicherung der Abstinenz, mit Seminaren zum Umgang mit Alkohol im Be-
rufsleben sowie der Vermittlung in andere Beratungseinrichtungen und in Rehabilitation be-
auftragt. Sonstige Leistungen sind u. a. betreutes Wohnen, psychosoziale Beratung, Ver-
mittlung in Selbsthilfegruppen.

Zwei Drittel der Suchtberatungsstellen haben sich zur Weitergabe von personenbezogenen
Informationen zu ihren Klient/inn/en und dem individuellen Beratungsverlauf verpflichtet, ein
Drittel nicht (Tabelle 23).

Tabelle 23: Verpflichtung zur Weitergabe von Informationen

In Prozent der antwor-
N tenden SB-Stellen
Nein 23 30,3
Ja 53 69,7
Gesamt 76 100
Keine Angaben 4

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 6.

Am haufigsten geben die Suchtberatungsstellen an, Ruckmeldungen uber die Einhaltung der
Termine geben zu missen (Tabelle 24); in etwa zwei Dritteln der Leistungsvereinbarungen
ist auch die Information Uber den Abschluss und Ergebnisse der Beratung verpflichtend.
Weitere Informationspflichten gelten flir geplante Hilfemalinahmen, Ziele des Beratungspro-
zesses, Dauer der Beratung und Suchtdiagnose — letztere allerdings nur fir ein Viertel der
Falle.

Allgemein sind in Uber 50 % der Kooperationsvereinbarungen (88 von 158) Regelungen zum
Austausch von Informationen zur Fallsteuerung zwischen der Grundsicherungsstelle und der
Suchtberatungsstelle, in 44 % Dokumentationspflichten festgelegt (Tabelle 106 im Anhang).
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Tabelle 24: Vertragliche Pflichten der Suchtberatungsstellen bzgl. der Weitergabe von Informationen
liber den Beratungsverlauf

Mehrfachantworten N In Prozent der
antwortenden GSS
Einhaltung Termine 63 79,7
Abschluss der Beratung 52 65,8
Ergebnis der Beratung 52 65,8
Geplante Hilfemalinahmen 45 57,0
Ziele Beratungsprozess 34 43,0
Dauer der Beratung 29 36,7
Suchtdiagnose 19 241
Sonstiges 16 20,3

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 8b; N=79 (von 81 Grundsicherungsstellen, die Leistungsver-
einbarungen mit Grundsicherungsstellen abgeschlossen haben).

3.2.2 Finanzierung der Suchtberatung

Die Finanzierung der Suchtberatung erfolgt Uberwiegend pauschal. Nur in 28 % der Falle
werden Leistungen fir SGB II-Kund/inn/en gesondert abgerechnet (Tabelle 25). Rund ein
Zehntel der Suchtberatungsstellen finanziert sich (auch) auf andere Art, so z. B. aus kirchli-
chen Eigenmitteln, Einzelvergitungen flr Gutachten, dem Europaischen Sozialfonds bzw.
aus Regiekosten flir Beschaftigungsprojekte. Aus den Anmerkungen der Befragten zu dieser
Frage wird deutlich, dass es sich in vielen Fallen um eine Mischfinanzierung handelt und die
Pauschalfinanzierung durch die Kommune nur einen Teil der tatsachlichen Kosten abdeckt.
Berichtet wird auch, dass mit EinfUhrung des SGB Il partiell Probleme entstanden seien, da
fur die Beratung der zusatzlichen Klient/inn/en keine zusatzliche Finanzierung fur Personal
gewahrt wurde.

Tabelle 25: Regelung der Finanzierung von Suchtberatung durch Kommune

In Prozent der antwor-

Mehrfachantworten N
tenden SB-Stellen

Pauschale Finanzierung fur die Suchtberatung aller Biirgerinnen und Biir-

68 86,1
ger
Spezifische Finanzierung fir durch die SGB II-Stelle zugewiesene Klien- 29 078
tinnen und Klienten '
Sonstiges 9 11,4

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage B 2; N=79.
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Finanzielle Probleme resultierten u.a. auch daraus, dass es teilweise keine langfristigen Fi-
nanzierungszusagen gebe, was eine Planung erschwere.

Die Mehrheit der Suchtberatungsstellen (74 %) gibt an, dass sich die finanzielle Ausstattung
der Suchtberatungsstelle durch die Einfiihrung des SGB Il nicht verbessert habe (Tabelle
26). Gleichzeitig geben mehr als 70 % an, dass durch die Einflhrung des SGB Il
Klient/inn/en in die Suchtberatungsstelle gekommen sind, die den Kontakt zur Suchtberatung
sonst nicht gefunden hatten (vgl. 9.2.2, Tabelle 91).

Tabelle 26: Zustimmung zur Aussage, dass sich finanzielle Ausstattung der SB-Stellen durch Zuwei-
sung von Klient/inn/en nach § 16a SGB Il verbessert hat
N In Prozent der antwor-

tenden SB-Stellen
Stimme vollstandig zu 7 8,9
Stimme eher zu 6 7,6
Teils/teils 8 10,1
Stimmer eher nicht zu 8 10,1
Stimme gar nicht zu 50 63,3

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 1.7, N=79.

3.3 Zur Diskussion der empirischen Ergebnisse

Es gibt fur die oben beschriebenen Rahmenbedingungen der Grundsicherungsstellen fir die
Betreuung suchtkranker Hilfebeziehender keine allgemein giltigen Qualitatsstandards oder
Bewertungskriterien. Die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen sind eng verbunden damit,
was die Akteure — die Grundsicherungsstellen und die Einrichtungen der Suchthilfe — fir Auf-
fassungen Uber eine gute Praxis bei der Betreuung ihrer Kund/inn/en haben. Es gibt in der
Fachdiskussion dazu eine Reihe kontroverser Diskussionen. Daraus wird u. a. ersichtlich,
dass gute Praxis in ihrer Ausformung durchaus unterschiedlich sein kann. Insofern kann al-
lein auf Grundlage der Befragungsergebnissen keine Bewertung vorgenommen werden.
Gleichwonhl sollen im Folgenden unter Heranziehung wissenschaftlicher Beitrage aus der Ar-
beitsmarkt- und Suchtforschung die vorliegenden Befunde kommentiert werden.

3.31 Organisation des Fallmanagements und Betreuungsrelation

Sowohl organisatorische Entscheidungen zur Arbeitsteilung zwischen Vermittlung und Fall-
management wie auch die Betreuungsrelation kdnnen die Betreuung der suchtkranken Leis-
tungsbeziehenden insofern beeinflussen, als daflr je nach Situation unterschiedliche zeitli-
che Ressourcen bereitstehen. Wahrend im Fall der Organisation des Fallmanagements
grundsatzlich auf beiden Wegen — dem generalisierten und dem spezialisierten — eine den
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suchtspezifischen Anforderungen entsprechende Betreuung mdéglich ist'®, diirfte es in Bezug
auf die Betreuungsrelation einfacher sein, eindeutige Qualitatsstandards zu formulieren: Je
weniger Personen eine Fachkraft zu betreuen hat, desto starker kann sie sich um die indivi-
duellen Bedarfe kiimmern und passgenaue Hilfen entwickeln. Im Gesetzentwurf zum Vierten
Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurde ein Betreuungsschlissel von
Fallmanager/inn/en zu Arbeitslosen im Verhaltnis von 1:75 vorgesehen. Diese Zahl ging auf
Ergebnisse der Modellprojekte MoZArT™ und FAIR® zuriick, die zeigten, ,dass durch den
verstarkten Personaleinsatz und individuelle Eingliederungskonzepte [...] Lang-
zeitarbeitslosigkeit trotz genereller negativer Entwicklungen am Arbeitsmarkt abgebaut wer-
den kann.” (Deutscher Bundestag 2003: 43). Die Bundesagentur fir Arbeit hat fir ihren Be-
reich (ARGEnN und gAw) in der Personalsollkonzeption fir das Jahr 2005 in Abstimmung mit
dem damaligen Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit OrientierungsgroRen definiert.
Als politische Referenzwerte wurden in dieser Personalsollkonzeption Betreuungsschlissel
von 1:75 flr die Vermittlung der unter 25-Jahrigen und 1:150 fir die Vermittlung der tber 25-
Jahrigen festgelegt (Bundesregierung 2006: 3). Fur das Jahr 2008 lag der durchschnittliche
Betreuungsschlussel im Bereich der unter 25-Jahrigen bei 1:92 und im Bereich der Uber 25-
Jahrigen bei 1:165 (Bundesregierung 2008: 2).

Die in der Befragung ermittelten Betreuungsschlissel variieren erheblich und erreichen in
Bezug auf die erwerbsfahigen Hilfebedurftigen nicht die von der Bundesregierung ausgewie-
senen glnstigen Werte; vielmehr werden diese nur bei den arbeitslosen Leistungsbeziehen-
den annahernd erreicht®’. Auch wenn man annehmen kann, dass arbeitslose Leistungsbe-
ziehende durch die Grundsicherungsstellen intensiver betreut werden als nicht arbeitslose,
andert die vergleichsweise gunstigere Betreuungsrelation bei Arbeitslosen nichts an dem
grundsatzlichen Mangel an zeitlichen Ressourcen im Betreuungsprozess. Auch stellt sich die
Frage, ob und wie intensiv eine nicht arbeitslose hilfebedirftige Person mit Suchtproblemen
im Rahmen des SGB Il eine Unterstiitzung erhalt, dies insbesondere deshalb, weil erstens
ein Teil dieser (nicht arbeitslosen) Hilfebedirftigen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfigung
stehen muss, mithin eine Suchtkrankheit kaum als (zu bearbeitendes) Vermittlungshemmnis
identifiziert werden durfte, und zweitens die Zielvereinbarungen stark auf die Integration in

18 Dies durfte entscheidend davon abhangen, ob und in welchem Ausmal bei einem generalisier-

ten Fallmanagement eine entsprechend notwendige umfassende Schulung der Fachkrafte und

ggf. interne Spezialisierungen auf besondere Kundenbedarfe erfolgen.

19 Bundesmodellprojekt (2001 bis 2003) ,Modellvorhaben zur Verbesserung der Zusammenarbeit

von Arbeitsamtern und Tragern der Sozialhilfe“. Vgl. Bundesministerium fir Wirtschaft und Ar-
beit (Hrsg.) 2004: MoZArT — Neue Strukturen fiir Jobs. Abschlussbericht der wissenschaftlichen
Begleitforschung. BMWA Dokumentation Nr. 541, Berlin.

Modellprojekt der Bundesagentur fur Arbeit (2002 bis 2005): ,Férderung der Arbeitsaufnahme —
integriert und regular”. Vgl. Thomas Kruppe (Hrsg.) 2008: Mehr Vermittlungen durch mehr Ver-
mittler? Ergebnisse des Modellversuchs ,Foérderung der Arbeitsaufnahme® (FAIR). IAB-
Bibliothek 312. Nurnberg.

Dies kann an jedoch an Messfehlern liegen. Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass
die einzelnen Grundsicherungsstellen bei der Ermittlung der Betreuungsrelation unterschiedlich
vorgegangen sind.

20

21



44 FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB I1/Juli 2009

Erwerbsarbeit als Erfolgskriterium orientieren. Diese Frage ist auch in der Fachdiskussion
derzeit unterbelichtet.”?

Die groRe Varianz bei der Betreuungsrelation verweist auf das Problem regional sehr unter-
schiedlicher Bedingungen. Die teilweise extrem hohe zeitliche Belastung der Fachkrafte —
z.B. bei den 49 % der Grundsicherungsstellen mit einem Betreuungsschlissel von Uber
1:225 bei den uber 25-jahrigen Hilfebedirftigen - durfte sich insbesondere zu Lasten solcher
Personengruppen auswirken, die einen besonderen Betreuungsbedarf haben, wie u. a. Per-
sonen mit Suchtkrankheiten und -problemen. Dies kann jedoch verhindert werden, wenn flr
diese Personengruppe besondere Betreuungsstrukturen geschaffen werden, die sich von der
allgemeinen Betreuung u. a. dadurch unterscheiden, dass den Fachkraften mehr zeitliche
Ressourcen zur Verfligung stehen.

3.3.2  Spezifische Zustandigkeiten fiir Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen

Auf die Frage, ob eine hilfebedurftige Person mit Suchtproblemen generell dem (speziali-
sierten) Fallmanagement zugewiesen oder durch spezifisch dafur zustandiges Personal be-
treut werden soll, gibt es in der Fachdiskussion keine eindeutige Antwort. Das Fachkonzept
,Beschéftigungsorientiertes Fallmanagement im SGB I empfiehlt eine Ubernahme in das
beschéftigungsorientierte Fallmanagement dann, ,wenn ein erwerbsfahiger Hilfebedurftiger
drei abgrenzbare schwerwiegende Vermittlungshemmnisse aufweist, die in seiner Person
und/oder Bedarfsgemeinschaft begriindet sind und eine Beschaftigungsintegration ohne
Prozessunterstitzung durch ein Fallmanagement nicht erreicht oder erheblich verzdgert
wirde.” (Autorengemeinschaft 2004: 11f.). Abweichungen von dieser Zugangsdefinition sei-
en angezeigt, wenn bei Neuzugangen auf der Basis eines abgesicherten Profilings das Risi-
ko der Langzeitarbeitslosigkeit erkennbar und durch Prozessunterstitzung des Fallma-
nagements die Wahrscheinlichkeit des Eintritts minimiert werden kann (ebda: 12).

Die Uberwiegende Praxis der Grundsicherungsstellen, Hilfebedurftige nicht allein aufgrund
eines einzigen Merkmals — der Suchtkrankheit — dem Fallmanagement zuzuweisen, ist somit
durch die Fachdiskussion gedeckt. Gleiches trifft auf die verbreitete Praxis zu, eine Zuwei-
sung ins Fallmanagement dann vorzunehmen, wenn ein besonders dringender Unterstit-
zungsbedarf besteht. Eine Suchtkrankheit stellt fir sich genommen keineswegs immer ein
Vermittlungshemmnis dar, das eine zusatzliche vermittiungsbezogene Betreuung rechtfertigt
oder erforderlich macht. Allerdings gehen Suchtprobleme haufig mit weiteren Problemen
einher, wie z. B. Schulden oder psychischen Probleme (vgl. Kapitel 4.3). Eine offene Frage
ist, wie die konkrete Praxis in den 34 Grundsicherungsstellen aussieht, die angeben, Leis-
tungsbeziehende mit Suchtproblemen grundsatzlich dem Fallmanagement zuzuweisen. Hier
ware interessant, welche spezifische Betreuung diese Personen dort erfahren. Ebenso inte-
ressant ware eine Untersuchung der Praxis in den neun Grundsicherungsstellen, die Hilfe-

2 Auch stellt sich die Frage danach, ob und in welchem Umfang die Kommunen Suchtberatungs-

stellen nutzen, um suchtmittelkonsumierende, nichterwerbsfahige Sozialhilfeempfanger/innen
(wieder) so weit arbeitsfahig zu machen, dass sie (wieder) zu Beziehern von ALG Il werden
(Kern 0.J.: 2).
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bedurftige mit Suchtproblemen durch solche Fachkrafte betreuen lassen, die ausschlief3lich
fiir diese Personengruppe zustandig, also auf das Suchtproblem spezialisiert sind.*

Eine weitere Frage ist die, ob es in den Grundsicherungsstellen Verantwortlichkeiten fir das
Thema Sucht gibt - z. B. eine verantwortliche Person, die als Koordinator/in zur Organisation
der verschiedenen Prozessschritte (Profiling und Erkennen der Sucht, Zuweisung zur Sucht-
beratung, Konzipierung von Beschaftigungs- und QualifizierungsmaRnahmen usw.) fungiert.
Hier gilt es aus Sicht der Suchthilfe und der Suchtrehabilitation als gute Praxis, wenn in den
SGB II-Stellen klare Zustandigkeiten fur die Férderung und Beratung von Menschen mit
Suchtproblemen bestehen (Fachverband Sucht 2006: 1, Deutscher Landkreistag 2008%).
Vor diesem Hintergrund scheint es problematisch, dass in der Halfte der Grundsicherungs-
stellen bislang solche Zustandigkeiten gar nicht bestehen. Dort, wo entsprechende Zustan-
digkeiten existieren, betreffen sie haufig nur besondere Aspekte der Betreuung, d. h. eine
ganzheitliche Konzipierung des Umgangs mit Suchtkranken ist in den meisten SGB II-Stellen
(noch) nicht gegeben.

Unter den Grundsicherungsstellen mit spezifischen Verantwortlichkeiten fir ,Sonstiges” sind
vier, die ein besonderes Fallmanagement fur suchtkranke Kund/inn/en vorsehen und dies
zum Teil an die Suchtberatungsstelle auslagern, zwei haben eigene Fachstellen bzw. die
Suchtberatung ,im Haus®. Dies sind unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Umsetzung
desselben Ziels, wodurch deutlich wird, dass in Abhangigkeit von der jeweiligen ortlichen Si-
tuation sehr unterschiedliche Lésungen gefunden werden konnen.

3.3.3  Suchtbezogene Qualifizierung der Fachkrafte in den Grundsicherungsstellen

In Bezug auf die suchtspezifischen Qualifikationen durften die Ausgangsbedingungen vor Ort
sehr unterschiedlich gewesen sein. Einflussfaktoren dafiir sind z. B. die Tradition der Zu-
sammenarbeit zwischen dem vorher zustandigen Sozialhilfetrager und der Suchtberatung
oder die Einstellungspraxis bei den Grundsicherungsstellen®. Die suchtspezifische Qualifika-
tion der Fachkrafte kann durch die gezielte Schulung und Qualifizierung des in den Grundsi-
cherungsstellen beschaftigten Personals entwickelt und im Zeitverlauf weiter verbessert wer-
den.

Es ist unstrittig, dass suchtspezifische Kenntnisse der Fachkrafte eine wichtige Vorausset-
zung fur eine qualitativ gute Betreuung der Hilfebedurftigen darstellen. So formulierte der
Deutsche Landkreistag in seinen Leitlinien zur Umsetzung der sozialen Leistungen nach
SGB I

LFur die zielgerichtete Erbringung von sozialen Leistungen im Einzelfall sind besondere Kennt-
nisse und eine besondere Kompetenz des Fallmanagements erforderlich. [...] Die Eingliederung

% Die Schnittmenge liegt bei sechs Grundsicherungsstellen, die beides praktizieren.

2 Dies war auch die einhellige Meinung auf dem Expert/inn/enworkshop.

% So kdnnen bei der Auswahl des Personals mit Blick auf die besondere Betreuung von Zielgrup-

pen eher Sozialarbeiter/innen oder Diplom-Padagog/inn/en oder aber eher Verwaltungsfachleu-
te u. a. Berufsgruppen berticksichtigt worden sein.
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beispielsweise von Suchtmittelabhdngigen ist ohne spezielle Fachkenntnisse nicht mdglich.
Schon die Feststellung, welche Sucht zu welchen Vermittlungshindernissen flihrt, bedarf diffe-
renzierter Fachkenntnis.“ (Deutscher Landkreistag 2008: 14).

Schulungen sollten nach Auffassung des Deutschen Landkreistags folgende Mindestinhalte
umfassen:

= Anamnese/Erkennen von Suchterkrankungen,

= Kenntnis Uber fachspezifische Inhalte, Krankheitsbilder und -folgen,

= Behandlungs- und Lésungsmoglichkeiten,

=  Kenntnisse in Gesprachsfiihrungstechniken,

= Erfolgsaussichten in der Beratung/Behandlung Suchtkranker (ebda: 14).

Diese Position stellt in der Fachdiskussion tendenziell einen Konsens dar. Der Fachverband
Drogen und Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband betont insbesondere die Notwendig-
keit, Fahigkeiten zur ,motivierenden Gesprachsfiihrung“ herauszubilden, was vor allem bei
der Betreuung der unter 25-jahrigen Kund/inn/en sehr wichtig sei (Fachverband Drogen und
Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband 2004: 6). Ein Papier der Caritas geht von einem
Mindestumfang der suchtbezogenen Schulungen fir SGB Il-Fachkrafte von eineinhalb Ta-
gen aus (Burkle u.a. 2008: 381). Schulungsangebote liegen in Form von Rahmenkonzepten
vor (u. a. Gesamtverband fur Suchtkrankenhilfe im Diakonischen Werk der Evangelischen
Kirche in Deutschland e.V. 2005). Die Bundesagentur fir Arbeit sieht in der Mitarbei-
ter/innenqualifizierung — darunter in Form der Vermittlung suchtspezifischen Wissens und
Techniken der Gesprachsfiihrung, in Form von Supervision und Praxisberatung — ein wichti-
ges Kriterium guter Praxis (de Jonge 2009).

Gemessen an diesen Kriterien zeigen die Befragungsergebnisse einen erheblichen Nach-
holbedarf. Zum einen erscheint problematisch, dass immerhin ein Zehntel der Grundsiche-
rungsstellen die Auffassung vertritt, dass eine suchtbezogene Qualifizierung der Fachkrafte
nicht erforderlich und diese vielmehr auch ohne entsprechende Schulungen qualifiziert ge-
nug seien, um Hilfebedlrftige mit Suchtproblemen angemessen beraten und vermitteln zu
kénnen. Zum anderen belegen die Befragungsergebnisse einen erheblichen (weiteren)
Schulungsbedarf, der zwar haufig erkannt wurde, aber keineswegs immer auch zu prakti-
schen Konsequenzen fihrte. Wenn in einem knappen Drittel der Grundsicherungsstellen
trotz erkannten Bedarfs noch keine Schulungen stattgefunden haben, stellt sich die Frage
nach den Grunden daflr. Eine Teilantwort mag darin liegen, dass Grundsicherungsstellen
mit geregelter Kooperation mit der zustadndigen Suchtberatungsstelle in Bezug auf die Schu-
lung und Qualifizierung ihrer Fachkrafte deutlich besser sind, aber bislang solche Kooperati-
onsbeziehungen langst nicht Uberall existieren. Suchtberatungsstellen sind tUberdurchschnitt-
lich haufig diejenigen, die die Schulungen in den Grundsicherungsstellen durchfiihren. Inhalt
und Umfang der durchgefuhrten Schulungen entsprechen tendenziell dem, was in der Fach-
diskussion empfohlen wird.

Eine Professionalisierung und Kompetenzerweiterung kann auch erreicht werden, wenn sol-
che Instrumente wie Supervision oder kollegiale Beratung eingesetzt werden. Neben einer
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psychischen Entlastung strebt Supervision die Erhdhung der Professionalitat der Beteiligten
und eine Verbesserung von institutionellen Rahmenbedingungen an, vermittelt neue Hand-
lungsperspektiven in schwierigen Situationen und hilft, Einsicht zu gewinnen in Mechanis-
men, Handlungszusammenhange sowie Interpretations- und Bewertungsmuster (Schilee/
Mutzeck 1996: 12ff.). Kollegiale Beratung ist ein kostenglnstiges Verfahren, die Zu-
sammenarbeit und den inhaltlichen Austausch von Fachkraften zu férdern. Auch in Bezug
auf diese Formen ist die Praxis in den Grundsicherungsstellen noch nicht weit fortgeschrit-
ten, sie werden bisher in weniger als der Halfte der SGB II-Stellen genutzt, obwohl der Be-
darf dafur sehr wohl gesehen wird. Auch hier stellt sich die Frage nach den Grinden dafur,
zumal es sich bei der kollegialen Beratung um ein Instrument handelt, das kaum zusatzliche
Ressourcen erfordert.

3.34 Regelungen, Vorgaben und Arbeitshilfen

Zu guter Praxis bei der Gewahrung sozialer Dienstleistungen gehdren klare Verfahrensre-
geln, Transparenz und definierte Qualitats- oder Mindeststandards. Fur die Fachkrafte in den
Grundsicherungsstellen kénnen Fachkonzepte bzw. Empfehlungen oder Arbeitshilfen sehr
hilfreich sein und ihnen Sicherheit bei ihren Entscheidungen vermitteln. Der Deutsche Land-
kreistag empfiehlt explizit die Erarbeitung eines Fachkonzepts gemeinsam mit den Bera-
tungs- und Anlaufstellen vor Ort (Deutscher Landkreistag 2008: 13). Bei der Erarbeitung ent-
sprechender Empfehlungen geht es auch darum, gemeinsam Ideen zu entwickeln, wie man
eine gute Betreuung organisieren kann. Es geht nicht primar um Vorgaben im Sinne von
Anweisungen, sondern um die Erarbeitung und Festschreibung gemeinsam erarbeiteter Po-
sitionen.

Ein solches Vorhaben bendtigt Zeit. In einer der vorliegenden Arbeitshilfen wird das Zustan-
dekommen der Handreichung beschrieben: Die Vereinbarung einer Kooperation zwischen
Grundsicherungsstelle und Suchtberatungsstellen im Jahr 2004 habe zu regelmafigen Ge-
sprachen gefihrt, die zeigten, dass die Nutzung und Inanspruchnahme der Suchtberatung
durch die Grundsicherungsstelle gemessen an Schatzungen Uber die Zahl suchtkranker
ALG ll-Beziehender zu gering sein musste. Ein Arbeitskreis Sucht wurde gegriindet, er be-
fasste sich mit der Bedarfsermittlung und befragte ausfiihrlich alle Fachkrafte der Grundsi-
cherungsstelle. Aber erst 2009 war die besprochene Arbeitshilfe fertiggestellt.

Bislang verfugt nur eine Minderheit der Grundsicherungsstellen Uber entsprechende Kon-
zepte oder Arbeitshilfen fir die Betreuung suchtkranker Kund/inn/en. Dies sind iberwiegend
solche SGB II-Stellen, bei denen eine geregelte Kooperation mit der Suchtberatungsstelle
besteht. Dies ist kein Zufall, da sich ein groRer Teil der Regelungen und Empfehlungen auf
die Zusammenarbeit mit den Suchtexpert/inn/en in den Beratungsstellen bezieht. Sofern
man eine inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Thema organisiert, braucht man die Ko-
operation und umgekehrt.

Die von einigen Grundsicherungsstellen genannten Vorgaben bzw. Empfehlungen der Bun-
desagentur kdnnen — ebenso wie die Leitlinien des Deutschen Landkreistages, die Handrei-
chung des Paritatischen Gesamtverbands u. a. — den Ausgangspunkt fiir die Diskussion der
Vorgehensweisen vor Ort bilden, die Erarbeitung eines eigenen Fachkonzepts jedoch kaum
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ersetzen. Vielmehr erscheint es notwendig, die allgemeinen Prinzipien guter Praxis bei der
Betreuung Suchtkranker unter den vor Ort gegebenen konkreten Bedingungen umzusetzen
und dabei unter Einbezug aller mitwirkenden Akteure praktische Verfahrensregeln zu entwi-
ckeln und festzuschreiben. Es ist nicht gesagt, dass die Grundsicherungsstellen dabei fe-
derfuhrend sein missen. Vielmehr zeigt das oben beschriebene Beispiel eines Suchthilfe-
netzwerkes in kommunaler Regie dass es fur die Grundsicherungsstellen auch lohnen kann,
sich in die bestehenden ortlichen Strukturen einzubringen, und Standards, auf die sich lokale
Akteure bereits verstandigt haben, als Vorgaben fir die eigene Arbeit zu nutzen.

3.3.5  Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung

Eine bedarfsgerechte Ressourcenausstattung ist flr eine gute Betreuung von suchtkranken
Hilfebedurftigen unverzichtbar. Doch der sozialrechtlich anerkannte Bedarf ist keineswegs
eine feste Grolle, die objektiv ermittelt werden kdnnte. Welche Ressourcen im Bereich des
SGB Il fir eine aus Sicht der Akteure bedarfsdeckende Betreuung suchtkranker Menschen
zur Verfugung stehen miassen, hangt vielmehr davon ab, wie sie verschiedene Fragen be-
antworten: Sollen ausreichende Kapazitaten zur Verfligung stehen, um allen suchtkranken
Empfanger/innen von Grundsicherungsleistungen nach dem SGB Il ein Beratungsangebot
machen zu kénnen? Oder wird angenommen, dass nur ein Teil der ALG Il beziehenden
suchtkranken Menschen ein solches Angebot sinnvoll nutzen kann? Wird Suchtberatung un-
ter sozialintegrativen Gesichtspunkten als Stabilisierungsangebot auch in Fallen eingesetzt,
wo eine Erwerbsintegration zurzeit nicht in Rede steht, oder wird sie selektiv vor allem ein-
geschaltet, wo Arbeit in Aussicht ist? Wird eine kostendeckende Refinanzierung des An-
gebots fiur die Trager der Suchtberatung angestrebt oder wird der Einsatz von Eigenmitteln
erwartet? Soll in Pravention investiert werden oder in die Bearbeitung des Problems? Was
lassen die kommunalen Finanzen zu?

Die Bundesagentur fur Arbeit (2009a) beschreibt das Vorliegen von Regelungen, die be-
darfsbezogene Planungen ermdglichen, als ein Kriterium guter Praxis. Wenn bislang nur 8 %
der SGB II-Stellen eine Bedarfserhebung bzw. zumindest eine Bedarfsschatzung durchge-
fuhrt haben und in fast drei Viertel der Falle eine Bedarfserhebung noch nicht einmal geplant
ist, erscheint dies auf den ersten Blick als problematisch. Die Antworten der Grundsiche-
rungsstellen zeigen jedoch einerseits, dass sich eine Bedarfsplanung nicht auf die SGB II-
Klientel beschranken darf und (deshalb) nicht primar in der Verantwortung der Grundsiche-
rungsstellen liegen kann. Sofern die Verantwortung der Grundsicherungsstellen gesehen
wird, weisen die Antworten darauf hin, dass eine Bedarfsermittlung in der Verantwortung des
kommunalen Tragers — also im Fall der ARGEn bei nur einem der ARGE-Partner — liegt. In-
sofern kann die tatsachliche Situation besser sein, als es die Befragungsdaten ausdriicken.
Der Deutsche Landkreistag (2008a: 7) sieht die Verantwortung flir den Planungsprozess bei
der Kommune, die die regionalen Akteure, darunter die SGB II-Stellen, darin einbeziehen
sollte.

Andererseits weisen Grundsicherungsstellen darauf hin, dass es sich bei der Suchtberatung
um ein etabliertes Arbeitsfeld handele, in dem verlassliche Schatzungen zum Ausmal} des
Problems bereits seit einiger Zeit existieren. In Wirklichkeit ist es wohl so, dass auch die hier
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vorliegenden suchtbezogenen Bedarfsschatzungen noch recht Ilickenhaft sind (vgl. Tabelle
14) Gegebenenfalls notwendige Anpassungen der Beratungskapazitat kdnnen also kaum
systematisch erfolgen.

Interessant ware es herauszufinden, wie die 24 Grundsicherungsstellen, die eine Bedarfser-
hebung durchgeflhrt haben, dies gemacht haben. Die schriftlichen Rickmeldungen lassen
erkennen, dass es Bedarf an der Vermittlung eines entsprechenden Know-hows gibt. So
formulieren zwei SGB |I-Stellen explizit die Frage, wie eine Bedarfsplanung umgesetzt wer-
den kénne, und aufern Interesse an einem entsprechenden Erfahrungsaustausch.

Die Einschatzung der Grundsicherungsstellen in Bezug auf die Ressourcenausstattung mit
Suchtberatung zeigt ein tendenziell glinstiges Bild. Gleichwohl wird auch deutlich, dass das
Angebot teilweise nicht ausreicht (14 %). Insbesondere fehlt es partiell an ortsnahen oder
mobilen Angeboten, was offenkundig auf ein Problem im landlichen Raum hinweist. Bei ei-
nem Drittel der Grundsicherungsstellen bestehen Wartezeiten bis zum Beginn der Beratung.
Darlber hinaus zeigen die in den Freitextfeldern vorgenommenen schriftlichen Riickmeldun-
gen der Grundsicherungsstellen weitere Defizite im Hinblick auf Ressourcen flr bestimmte
Suchterkrankungen (Spielsucht, Medikamentensucht), fir Migrant/inn/en und in Bezug auf
die Intensitat der Betreuung. Deutlich wird zudem, dass die Suchtberatungsstellen vorhan-
dene Defizite in der Ressourcenausstattung auf Finanzierungsengpasse zurickflhren:
knapp die Halfte schildert, haufig oder manchmal Probleme mit der Finanzierung der von der
Grundsicherungsstelle geforderten Leistungen zu haben (vgl. Kapitel 9).

Eine offene Frage ist, ob und in welcher Weise zwischen der Bereitstellung von Suchtbera-
tungsangeboten fur SGB Il-Beziehende und fur sonstige Klient/inn/en unterschieden werden
sollte. Aktuell werden ALG II-Beziehende — je nach Regelungen vor Ort — vorrangig, gleich
oder sogar nachrangig behandelt (vgl. Kapitel 6.1). Im Fall nicht ausreichender Kapazitaten
dirfte eine vorrangige Behandlung bestimmter Kund/inn/engruppen mit erheblichen Nachtei-
len fur die anderen Personen, die diese Dienstleistung benétigen, verbunden sein. Grund-
satzlich kann es nur darum gehen, die vor Ort verfiigbaren Kapazitdten am vorhandenen
Bedarf auszurichten, d. h. gegebenenfalls auszuweiten.

3.3.6  Vernetzung der Grundsicherungsstellen mit dem System der Suchthilfe

Der Netzwerkgedanke steht fiir ganzheitliche Unterstlitzungsangebote, eine Blindelung der
Kompetenzen und ein verzahntes Vorgehen bei effizientem Ressourceneinsatz. Zur guten
Praxis gehdrt deshalb eine wie auch immer geartete Zusammenarbeit mit dem értlichen Sys-
tem der Suchthilfe. Hier zeigen die Befragungsdaten eine breite Vielfalt von Formen der Ko-
operation in unterschiedlichsten Gremien und Arbeitskreisen, die durch eine Reihe infor-
meller Formen wie Erfahrungsaustausche und mundliche Absprachen erganzt werden. Hau-
fig konnte dabei offensichtlich auf bereits bestehende Strukturen zuriickgegriffen werden.
Nicht zuféllig spielen Fragen der suchtbezogenen Qualifizierung eine wichtige Rolle im Kon-
text der Zusammenarbeit mit dem ortlichen Suchthilfesystem, denn hier liegen erhebliche
Ressourcen, auf die zudem aufgrund des gemeinsamen Interesses an einer abgestimmten
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Vorgehensweise bei der Betreuung suchtkranker Leistungsbeziehender relativ leicht zuge-
griffen werden kann.

Wenngleich eine enge Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und dem System der
Suchthilfe eine unabdingbare Voraussetzung (und gleichzeitig ein Indikator) fir gute Praxis
ist, sind entsprechende Vereinbarungen bislang nur von etwas mehr als der Halfte der
Grundsicherungsstellen geschlossen worden. Dass dies bei den zugelassenen kommunalen
Tragern haufiger der Fall ist als bei den ARGERN, lasst sich durch die kommunale Zustandig-
keit flr beide Bereiche erklaren.

Die Formen der Regelung der Kooperation sind Uberwiegend weicher Natur und umfassen
Absprachen, Verfahrensregelungen u. &. Nur ein kleinerer Teil hat schriftliche Kooperations-
vereinbarungen oder gar einen Vertrag nach § 17 SGB Il geschlossen. In der Fachdis-
kussion wird hingegen eher fur eine schriftliche Vereinbarungen und tendenziell fir einen
Vertrag nach § 17 SGB |l pladiert: ,Fur die zielgerichtete Erbringung von sozialen Leistungen
ist es erforderlich, die Zusammenarbeit zwischen den Kommunen, den SGB Il-Einrichtungen
und den gegebenenfalls beteiligten externen Leistungserbringern klar und verbindlich zu Re-
geln und schriftlich zu fixieren.“ (Deutscher Landkreistag 2008: 9). ,Die schriftliche Definition
der Inhalte der Leistungsprozesse ist fachlich geboten und im Rahmen einer Zuwendungs-
und Abrechnungsvereinbarung unumganglich.” (ebda: 12). Auch der Fachverband Drogen
und Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband hebt als (dringende) Empfehlung fiir gute
Praxis hervor, dass eine Leistungsvereinbarung mit der Suchthilfe vertraglich abzuschliel3en
ist, die mindestens a) Inhalt, Umfang und Qualitdt der Leistungen, b) die Vergu-
tung/Finanzierung und c) Effizienz- und Qualitatsprifung regelt (Fachverband Drogen und
Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband 2004). Die Fachstelle fur Arbeitsmarktintegration
und Reintegration Suchtkranker (FAIRE) am IWS der Fachhochschule Koblenz hat einen
Mustervertrag zur Leistungsvereinbarung gemal § 17 Abs. 2 SGB Il entwickelt (Fachstelle
FAIRE Fachhochschule Koblenz 2009). Gleichwohl kann ein Vertrag nur die Grundlage einer
Zusammenarbeit bilden. Viel hangt letztlich davon ab, wie die Umsetzung der vertraglichen
Regelungen erfolgt. So war die einhellige Meinung auf dem Expert/inn/enworkshop: Ent-
scheidend sei, dass die Kooperation auch gelebt werde.

Von einer echten Vernetzung der Grundsicherungsstellen mit dem System der Suchthilfe
kann trotz einer Fllle bereits bestehender Regelungen derzeit vor allem deshalb nicht ge-
sprochen werden, weil sich die geregelten Kooperationen fast ausschliellich auf bilaterale
Absprachen mit Suchtberatungsstellen beschranken, deren Einbeziehung gesetzlich vorge-
schrieben ist. Eine darlber hinausgehende Beteiligung z.B. an kommunalen Netzwerken ist
den Befragungsergebnissen zufolge offensichtlich ebenso selten wie geregelte Kooperatio-
nen mit Einrichtungen der medizinischen oder der beruflichen Rehabilitation, die jedoch im
Hinblick auf die berufliche Integration von grof3er Bedeutung sein kénnen (vgl. Kapitel 7 und
8).

Vergleichsweise selten sind auch spezifische Formen der Kooperation wie das Vorhalten ei-
nes suchtbezogenen Konsiliardienstes in der Grundsicherungsstelle oder das Auslagern des
Fallmanagements bei suchtkranken Hilfebedurftigen in die Suchtberatungsstelle. Diese For-
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men stellen eine enge Verzahnung von Vermittlungs- und Suchtberatungsleistungen dar. Sie
kénnen unter gegebenen Bedingungen mit erheblichen Synergieeffekten verbunden sein
(vgl. Zemlin/Gnamm 2008). Gleichwohl gibt es funktionale Aquivalente, die nicht weniger ef-
fektiv und effizient sein missen, wie z. B. gemeinsame Fallbesprechungen von SGB II- und
Suchtberatungsstelle. Im Expert/inn/enworkshop wurde deshalb darauf verwiesen, dass eine
Bewertung der vereinbarten Leistungen im Hinblick auf gute Praxis kaum maoglich sei. Ent-
scheidend sei, inwiefern die Grundsicherungsstellen selbst tber entsprechende Kompeten-
zen verfugen, und welches Leistungsspektrum die Suchtberatungsstelle abdeckt.

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass viele Grundsicherungsstellen auf den Abschluss ei-
ner Leistungsvereinbarung verzichtet haben. Dadurch bleibt die bisherige Art der Finanzie-
rung der Suchtberatung bestehen — auch flr Gber das SGB Il zugewiesene Klient/inn/en.
Andererseits bote eine vertragliche Regelung die Chance, dass Grundsicherungsstellen Art
und Umfang der Leistungen der Suchtberatung, die sie zu tUbernehmen und zu finanzieren
bereit sind, klarer definieren konnen. Dies wird derzeit anscheinend eher Uber schriftliche
oder mundliche Kooperationsvereinbarungen sichergestellt.

Von den befragten Suchtberatungsstellen, die ja aufgrund der geregelten Kooperation mit
den Grundsicherungsstellen ins Sample aufgenommen wurden, rechnet nur ein Viertel die
Leistungen fur SGB II-Klient/inn/en gesondert ab. Die schriftlichen Rickmeldungen zeigen
zum einen, dass mit der Einfiihrung des SGB Il die Nachfrage nach Suchtberatung gestiegen
ist, die finanziellen Bedingungen sich jedoch haufig nicht in gleichem Mal} verbessert haben.
Dies kénnte fiir eine Leistungsvereinbarung mit der Grundsicherungsstelle sprechen®. Zum
anderen werden auch Risiken deutlich, z. B. das Fehlen langfristiger Finanzierungszusagen.
Ungeklart ist zudem, wie SGB lI-Leistungsbeziehende, die ohne Zuweisung durch die
Grundsicherungsstelle die Suchtberatung aufsuchen, zu behandeln und abzurechnen sind.
Sollten aufgrund der Finanzierungsvereinbarungen — und in der betriebswirtschaftlichen Lo-
gik der Maximierung der Einnahmen - Mdglichkeiten beschnitten werden, dass sich SGB II-
Leistungsbeziehende auch ohne Wissen der Grundsicherungsstellen durch die Suchtbera-
tungsstellen betreuen lassen, ware dies kontraproduktiv.

Ein empirischer Vergleich im Hinblick auf das Funktionieren und ggfs. vorhandene nicht in-
tendierte Wirkungen beider Vorgehensweisen — des Vertrags nach § 17 SGB Il mit Leis-
tungsvereinbarung und der Kooperationsvereinbarung ohne gesonderte Leistungsabrech-
nung - ware eine sinnvolle Aufgabe fur kiinftige wissenschaftliche Vorhaben.

3.3.7 Information und Schweigepflicht

Der Spielraum, in dem sich Fachkrafte der Grundsicherungsstellen und Suchtberater/innen
bei ihrer gegenseitigen Information bewegen, ist durch die gesetzlichen Normen zur Schwei-
gepflicht und zum Sozialgeheimnis beschrankt. Das Thema Schweigepflicht wird in allen vor-
liegenden Verfahrensanweisungen zur Kooperation, in allen Vertragen und Arbeitshilfen auf-

% Allerdings nur dann, wenn dadurch die insgesamt zur Verfligung stehenden finanziellen Mittel

tatsachlich héher sind, und nicht nur eine Umwidmung erfolgt.
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gegriffen und spielt auch in der Befragung der Grundsicherungsstellen und ihrer Kooperati-
onspartner eine wiederkehrende wichtige Rolle:

= Sozialdaten sind durch § 35 SGB | (,Sozialgeheimnis®) geschitzt. Dieser sozialrecht-
liche Grundsatz wird im SGB X durch Bestimmungen zum Umgang mit Sozialdaten
(Erhebung, Verarbeitung, Speicherung, Ubermittlung) konkretisiert (§ 67 ff.). Sozial-
leistungstrager durfen Sozialdaten nur erheben, wenn sie diese zur Erfullung ihres
gesetzlichen Auftrags bendtigen (§ 67a SGB X).

= st die Erbringung einer Sozialleistung vom Vorliegen bestimmter Daten abhangig, so
besteht nach § 60 SGB | eine Mitwirkungsverpflichtung des Empfangers oder der An-
tragstellerin darin, die hierfur erforderlichen ,Tatsachen anzugeben®. Eine Entbindung
von der Schweigepflicht zu erteilen, gehort dagegen nicht zu den Mitwirkungs-
obliegenheiten nach § 60 SGB |.

= §67b (1) und (2) SGB X regelt die Details der ,Zulassigkeit von Datenverarbeitung
und -nutzung®: Die Nutzung und Verarbeitung von Sozialdaten setzt die Einwilligung
des Betroffenen voraus, der Uber den Zweck der Nutzung informiert sein muss. Diese
Einwilligung ist nur wirksam, ,wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht®, und
sie muss schriftlich vorliegen.

=  § 203 Strafgesetzbuch (StGB) stellt die unbefugte ,Verletzung von Privatgeheimnis-
sen” unter Strafe. Absatz 1, Nr. 4, nennt als Berufsgruppe, die an die gesetzlich vor-
geschriebene Schweigepflicht gebunden ist, ausdricklich ,Berater fir Suchtfragen in
einer Beratungsstelle®.

= In § 76 SGB X ist zur Weitergabe besonders schutzwirdiger, anvertrauter Sozialda-
ten geregelt, dass ,von der verantwortlichen Stelle zu Beginn des Verwaltungsverfah-
rens in allgemeiner Form schriftlich auf das Widerspruchsrecht hinzuweisen® ist.

Ein Datenaustausch ist demnach méglich, so lange es sich etwa darum handelt, der Sucht-
beratungsstelle anzuklindigen, dass eine bestimmte Person Beratung in Anspruch nehmen
soll; umgekehrt kann die Suchtberatungsstelle der Grundsicherungsstelle rickmelden, ob die
Beratung durchgefiihrt wird oder dass die Beratung abgebrochen wurde — in beiden Fallen
kann die Sozialleistung ohne diese wesentliche Information nicht erbracht werden. Um je-
doch die Voraussetzungen fiir einen dariiber hinausgehenden, umfassenden Informations-
austausch zwischen Grundsicherungs- und Suchtberatungsstelle im Falle einer suchtkran-
ken Person zu schaffen, muss diese zum einen freiwillig und schriftlich in die Nutzung und
Verarbeitung ihrer Sozialdaten nach § 67 b SGB X eingewilligt haben, und sie muss zum an-
deren der Suchtberatungsstelle die Zustimmung zur ,,Offenbarung“ privater Geheimnisse er-
teilt haben, sie also von der Schweigepflicht entbunden haben.

Die vorliegenden Formulare kdnnen nur einen kleinen Teil der Praxis abbilden, dennoch
Iasst sich vermuten, dass bei der Wahrung des Datenschutzes und der Ausgestaltung trans-
parenter, einfacher, formal richtiger und zugleich rechtskonformer Verfahren der gegen-
seitigen Information eine Reihe von Problemen auftreten.
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Die ,doppelte“ Einwilligung nach § 67 b SGB X und § 203 StGB lasst sich nur eine Grund-
sicherungsstelle erteilen. In allen anderen Féllen ist die Rechtgrundlage unvollstédndig, unklar
oder falsch. So stitzt z.B. eine Grundsicherungsstelle die Einwilligung auf § 61 SGB II: Die-
ser Paragraf regelt allerdings einen Sachverhalt, fir den keine Schweigepflichtsentbindung
erteilt werden muss bzw. kann. Nach § 61 (1) SGB Il haben Trager von Leistungen zur Ein-
gliederung in Arbeit der Agentur fir Arbeit unverziglich Ausklnfte tber ,Tatsachen zu ertei-
len, die Aufschluss darliber geben, ob und inwieweit Leistungen zu Recht erbracht worden
sind oder werden®, und nach § 61 (2) Satz 1 Nr. 2 SGB |l sind Teilnehmer an Ma3nahmen
zur Eingliederung verpflichtet, eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den
MalRnahmetrager zuzulassen. Inzwischen dirfte als geklart gelten, dass diese Vorschrift auf
Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB Il allein schon deshalb kaum anzuwenden sein
kann, weil sich bei Leistungen, deren Bereitstellung ausschlieBlich in kommunaler Zustan-
digkeit liegt, keine Auskunftspflicht gegeniber der Bundesagentur begriinden lasst (z. B.
Bundesagentur fir Arbeit, Regionaldirektion NRW/Ministerium flr Arbeit Gesundheit und So-
ziales des Land NRW/LDI, Landesbeauftragte flir Datenschutz und Informationsfreiheit:
2005). Eine zweite der genannten Grundlagen (§ 53 (3b) StPO) regelt das sog. Zeugnisver-
weigerungsrecht aus beruflichen Grinden im Strafprozess — der Verweis auf diese Rechts-
grundlage enthalt zwar eine Information, die fur Konsument/inn/en illegaler Drogen ggf. wich-
tig sein kann, hat aber mit der Schweigepflichtsentbindung selbst nicht zu tun.

Nur drei Grundsicherungsstellen weisen auf das Recht hin, die erteilte Zustimmung jederzeit
widerrufen zu kénnen, obwohl dieser Hinweis vorgeschrieben ist und in jedem Fall schriftlich
fixiert werden sollte. Da die Zustimmung zur Datenibermittlung nach § 67 (b) SGB X frei-
willig erteilt werden muss, kann die Grundsicherungsstelle zudem weder innerhalb, und erst
Recht nicht auRerhalb einer Eingliederungsvereinbarung sanktionsbewehrt dazu verpflichten
—, zwei von zehn Grundsicherungsstellen tun es dennoch.

An einem kritischen Punkt, der von vielen Grundsicherungsstellen als besonders wichtig
herausgestellt wird, weisen somit einige Verfahren offensichtlich formale Mangel auf, die zu-
nachst behoben werden muissten, damit von guter Praxis gesprochen werden kann.
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4 Suchtkranke Menschen im SGB Il: Fallzahlen und
Problemlagen

Die erhobenen Daten aus der Befragung der Grundsicherungsstellen erlauben keine ver-
lasslichen Rickschlisse auf die Zahl suchtkranker Menschen, die aktuell Leistungen nach
dem SGB Il erhalten, oder die Zahl derjenigen Leistungsbezieher/inn/en, bei denen ein
Suchtproblem oder eine Suchtkrankung im Fallverlauf zum Gegenstand der Beratung wurde
bzw. regelmallig wird. Was an Ergebnissen zu dieser Frage vorliegt, ist im folgenden Kapitel
zusammengefasst, das darliber hinaus auch die verfigbaren Zahlen zu den an Suchtbera-
tungsstellen vermittelten Personen enthalt.

Die Fragen, welche Problemlagen aus Sicht der Grundsicherungsstellen bei suchtkranken
ALG lI-Beziehenden am haufigsten auftreten, und inwiefern sich arbeitslose Empfan-
ger/inn/en von Grundsicherungsleistungen von anderen Klient/inn/en der Suchtberatungs-
stellen unterscheiden, bilden den zweiten Schwerpunkt dieses Kapitels.

4.1 Suchterkrankung als Gegenstand der Fallbearbeitung

Wie hoch der Anteil der von den Fachkraften der Grundsicherungsstellen als suchtkrank er-
kannten Personen war, lasst sich nicht zuverlassig beantworten, da 121 der befragten
Grundsicherungsstellen dazu keine Angaben gemacht haben. Nur 17 verfligen Uber eine
entsprechende suchtspezifische Statistik. In den Freitextantworten problematisieren sie z. B.
die hohe Dunkelziffer (N=8) als einen der Grlnde, die zu einer schlechten Datenqualitat flh-
ren. 104 Grundsicherungsstellen schatzten den Anteil der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen,
bei denen ein Suchtproblem Gegenstand der Fallbearbeitung war, im Mittel auf 16 %.

Eine Statistik, die zwischen den verschiedenen Suchtformen (Alkohol, illegale Drogen, Spiel-
sucht usw.) differenziert, fuhrten lediglich vier der befragten Grundsicherungsstellen.

4.2 Quantitative Angaben zur Vermittlung Suchtkranker in die
Suchtberatung

421 Aus Sicht der Grundsicherungsstellen

Auch zur Zahl der von den Grundsicherungsstellen an die Suchtberatungsstellen vermittelten
Kund/inn/en liegen aus der Befragung der Grundsicherungsstellen nur wenige Daten vor.
Geschlechtsbezogene Daten wurden im Fragebogen erhoben, werden aber aufgrund der ge-
ringen Fallzahlen nicht dargestellt.

Die Frage, ob die Grundsicherungsstellen ber Daten bzgl. der zugewiesenen Kund/inn/en
verflgen, bejaht jeweils nur ein kleiner Teil der befragten SGB II-Stellen (Tabelle 27). Viele
der Grundsicherungsstellen, die hier keine Angaben machen, geben an, dass ihnen keine
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oder nicht verwertbare Daten®” vorliegen bzw. dass die Erfassung der Daten aktuell in Vor-
bereitung ist.

Tabelle 27: Anzahl der Grundsicherungsstellen, die Angaben zur Anzahl der zugewiesenen
Kund/inn/en gemacht haben

N
Angaben zur Anzahl der Kundinnen und Kunden gesamt, die an eine Suchtberatungsstelle 76
verwiesen wurden
Angaben zur Anzahl der arbeitslosen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen, die an eine Suchtbera- 56
tungsstelle verwiesen wurden
Angaben zum Anteil der Kundinnen und Kunden, die an Suchtberatungsstellen verwiesen wur- 45
den und nachweislich Kontakt zur Beratungsstelle aufgenommen haben in %
Angaben zum Anteil der Kundinnen und Kunden, die an Suchtberatungsstellen verwiesen wur- o1
den und Suchtberatung unplanmaRig/vorzeitig abgebrochen haben in %

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 6.

Wie zu erwarten, stehen eine geregelte Kooperationsbeziehung zwischen Grundsicherungs-
stelle und Suchthilfe und die Verfugbarkeit von Daten bei den Grundsicherungsstellen in ei-
nem engen Zusammenhang. 77 % derer, die Angaben zu der Anzahl der an eine Suchtbe-
ratungsstelle verwiesenen Kund/inn/en machen kénnen, stehen in geregelten Kooperations-
beziehungen mit der Suchthilfe (Tabelle 109 im Anhang).

In der folgenden Tabelle 28 sind die statistischen Kennzahlen zu den Angaben der Grund-
sicherungsstellen aufgefuhrt. Demnach Uberwiesen 50 % der Grundsicherungsstellen, die
dazu Angaben machten, weniger als 80 Kund/inn/en im jeweiligen Bezugsjahr (zumeist
2008) an eine Suchtberatungsstelle. Die Zahl der arbeitslosen erwerbsfahigen Hilfebedrfti-
gen, die verwiesen wurden, ist niedriger; allerdings stellen sie immerhin durchschnittlich 89
% der zugewiesenen Kund/inn/en. Beide Werte streuen stark. Von allen zugewiesenen
Kund/inn/en nahmen etwa 80 % auch nachweislich Kontakt zu einer Suchtberatungsstelle
auf und etwa 30 % der zugewiesenen Kund/inn/en brachen die Suchtberatung vorzeitig ab.

z Dies liegt entweder daran, dass nicht lickenlos dokumentiert wird, oder dass nur in Eingliede-

rungsvereinbarungen festgehaltene Zuweisungen erfasst werden, aber eine bestimmte Anzahl
von Kund/inn/en auch auf Empfehlung der Grundsicherungsstelle zur Suchtberatung gelangen,
ohne dass dies in der Eingliederungsvereinbarung festgehalten wird.
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Tabelle 28: Angaben zur Anzahl von Kund/inn/en, die an Suchtberatungsstellen verwiesen wurden

Min.

Max.

Median
Mittelwert
Standard-

abweichung

Anzahl der Kund/inn/en gesamt, die an eine Suchtberatungs-
stelle verwiesen wurden

76

12

395

80 107,1 | 84,9

Anzahl der arbeitslosen erwerbsfahigen Hilfebediirftigen, die
an eine Suchtberatungsstelle verwiesen wurden

56

12

395

67,5 96,3 | 89,5

Anteil der Kund/inn/en, die an Suchtberatungsstellen verwie-
sen wurden und nachweislich Kontakt zur Beratungsstelle
aufgenommen haben an allen zugewiesenen Kund/inn/en

in %

45

30 %

100 %

85% | 815% | 15,6

Anteil der Kund/inn/en, die an Suchtberatungsstellen verwie-
sen wurden und Suchtberatung unplanmaRig/vorzeitig ab-
gebrochen haben in %

21

0 %

60 %

34% | 279% | 15,8

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 6 und 6a.

Um einen Eindruck davon zu bekommen, wie grol3 der Anteil der zugewiesenen Kund/inn/en
an allen Kund/inn/en der Grundsicherungsstellen ist, wurde fur 68 SGB II-Stellen, fur die dies
moglich war, die Zahl der an die Suchtberatungsstellen verwiesenen Kund/inn/en zur Ge-
samtzahl der betreuten erwerbsfahigen Hilfebedurftigen ins Verhaltnis gesetzt. Bei den weit-
aus meisten dieser Grundsicherungsstellen betragt danach der Anteil der an die Suchtbera-

tung verwiesenen Kund/inn/en unter 2% (Tabelle 29).

Tabelle 29: Anteil der von der Grundsicherungsstelle an die Suchtberatungsstelle verwiesenen er-
werbsfahigen Hilfebedurftigen an allen erwerbsfahigen Hilfebediirftigen in Prozent

N In Prozent der antwor-
tenden GSS
<1 36 52,9
1bis < 2 21 30,9
2bis<5 9 13,3
5 bis < 10 2 2,9
Gesamt 68 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 6 und A 3; N=68 (Anzahl der Grundsicherungsstellen, fiir die
sowohl Zahlen (iber an die Suchtberatungsstellen zugewiesene Kund/inn/en insgesamt und von in der Grundsi-
cherungsstelle betreuten erwerbsfadhigen Hilfebediirftigen insgesamt vorlagen).
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4.2.2 Aus Sicht der Suchtberatungsstellen

Auch die Suchtberatungsstellen wurden danach gefragt, wie viele Klient/inn/en ihnen von
den Grundsicherungsstellen zugewiesen wurden. Zudem war Gegenstand der Befragung,
wie hoch der Anteil dieser zugewiesenen Klient/inn/en an allen Klient/inn/en sowie an allen
Klient/inn/en im Arbeitslosengeld 1I-Bezug ist.

Nur von etwa einem Drittel der Suchtberatungsstellen liegen verlassliche Angaben zur Zahl
der zugewiesenen Klient/inn/en vor; etwa die Halfte konnte diesbezlgliche Werte nur schat-
zen. (Tabelle 111 im Anhang). Weitere 39 Beratungsstellen konnten dazu keine Angaben
machen.

Die Auswertung dieser Daten zeigt, dass die absoluten Fallzahlen der innerhalb von sechs
Monaten vor der Online-Befragung an die Suchtberatungsstelle zugewiesenen Klient/inn/en
insgesamt wie auch der zugewiesenen Frauen gering sind. Nur einige wenige Suchtbera-
tungsstellen berichten von mehr als 100 Zuweisungen im halben Jahr vor der Befragung. Die
Halfte derer, die hier Schatzwerte angeben, berichtet von weniger als 20 zugewiesenen
Klient/inn/en und von weniger als vier zugewiesenen Frauen. Bei den Suchtberatungsstellen,
die hier genaue Angaben machen kdnnen, sind die Werte noch geringer:

Tabelle 30: Anzahl der von Grundsicherungsstellen an Suchtberatungsstellen vermittelten
Klient/inn/en — genaue und geschéitzte Werte (gruppiert)
Genaue Werte Geschitzte Werte
Gesamt (N=24) Frauen (N=23) Gesamt (N=37) Frauen (N=34)
Klient/inn/en N Prozent N Prozent N Prozent N Prozent
0-10 12 50,0 18 78,3 11 29,7 27 79,4
11-20 5 20,8 4 17,4 10 27,0 5 14,7
21-30 1 4,2 0 0 5 13,5 2 59
31-40 0 0 1 43 2 54 0 0
41-50 1 4,2 0 0 2 54 0 0
51-60 3 12,5 0 0 4 10,9 0 0
61-70 0 0 0 0 1 2,7 0 0
71-80 0 0 0 0 1 2,7 0 0
81-90 0 0 0 0 0 0 0 0
91-100 1 4,2 0 0 1 2,7 0 0
101 und mehr 1 4,2 0 0 0 0 0 0
Gesamt 24 100 23 100 37 100 34 100

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 1.
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Die Halfte berichtet von weniger als 11 zugewiesenen Klient/inn/en und weniger als zwei zu-
gewiesenen Frauen im besagten letzten Halbjahr. Die genaue Verteilung zeigt Tabelle 30,
die statistischen Kennzahlen finden sich in Tabelle 112 im Anhang.

Die genauen und geschatzten Anteile der Frauen an den Klient/inn/en mit SGB II-Bezug, die
ohne Zuweisung in Suchtberatung kamen, sind durchschnittlich 18 % bzw. 29 %, die ge-
nauen und geschatzten Anteile der Frauen an den von Grundsicherungsstellen vermittelten
Klient/inn/en liegen bei durchschnittlich 21 % bzw. 23 % (Tabelle 113 im Anhang).

Zur Frage, wie hoch der Anteil der durch die Grundsicherungsstellen vermittelten
Klient/inn/en an allen Klient/inn/en der Suchtberatungsstellen bzw. an allen Klient/inn/en mit
SGB II-Bezug ist, kdnnen 15 bzw. 18 Suchtberatungsstellen genaue Angaben machen und
44 bzw. 40 Schatzungen abgeben (Tabelle 114 und Tabelle 115 im Anhang).

Es zeigt sich, dass nur bei einigen wenigen Suchtberatungsstellen die Anteile der zugewie-
senen Klient/inn/en an allen Klient/inn/en und an denen im SGB II-Bezug hoch sind, bei den
meisten jedoch relativ niedrig.?® Von denen, die genaue Angaben machen kdnnen, geben die
Halfte Anteile bis zu 9 % an, bei den geschatzten Werten liegt dieser Wert bei 8 %. Im Hin-
blick auf die Anteile der zugewiesenen Klient/inn/en an allen Klient/inn/en mit SGB [I-Bezug
liegt der Median bei den genauen Werten bei 19 %, bei den geschatzten Werten bei 25 %
(Tabelle 31).

Tabelle 31: Anteile der zugewiesenen Klient/inn/en an allen Klient/inn/en der Suchtberatungsstellen
und an den Klient/inn/en mit SGB lI-Bezug in Prozent, statistische Kennzahlen
, O
. 5 | £ |32
= = = = 3]
Nl g | S g | 2 23
s |5 3
©
Anteil der zugewiesenen Klient/inn/en an allen Klient/innen — ge-
18 0 62 9 16,8 | 171
naue Angaben
Anteil der zugewiesenen Klient/inn/en an allen Klient/innen — ge-
. 39 0 75 8 14,6 | 18,5
schatzte Werte
Anteil der zugewiesenen Klient/inn/en an den Klient/innen mit
15 0 100 19 351 | 37,1
SGB |l-Bezug — genaue Angaben
Anteil der zugewiesenen Klient/inn/en an den Klient/innen mit
. 43 0 75 25 28,2 | 20,5
SGB II-Bezug — geschatzte Werte

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 2.

Wie schon in Kapitel 3 kurz angesprochen, stimmen etwa zwei Drittel der antwortenden Be-
ratungsstellen der Aussage zu, dass durch die Zuweisungen der SGB II-Stelle Klient/inn/en

2 Die Werte streuen sehr weit, daher ist der Median aussagekraftiger als der Mittelwert.
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zu ihnen gekommen sind, die anderenfalls nicht den Kontakt zur Suchtberatungsstelle ge-
funden hatten

Tabelle 32: Verteilung der Zustimmungen zu der Aussage ,,Durch die Zuweisung seitens der SGB II-
Stelle sind Klient/inn/en in unsere Einrichtung gekommen, die den Kontakt zu uns sonst
nicht gefunden hatten*

1 = stimme vollstandig zu,
. . 1 % 2 % 3 % 4 % 5 % | MW
5 = stimme gar nicht zu

28| 35,0 30| 37,5 19| 23,8 1 1,3 2| 25| 1,99

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 1.2, N=80.

Dennoch geben nur 33 Suchtberatungsstellen — das sind weniger als Halfte — an, dass die
Zahl der Klient/inn/en mit ALG II-Bezug infolge der Zuweisungen durch die Grundsiche-
rungsstellen zugenommen habe (Tabelle 116 im Anhang). 31 von diesen Beratungsstellen
machen auch Angaben Uber die Hohe des Zuwachses. Wie Tabelle 33 ausweist, liegt er bei
durchschnittlich 11 %, der Median liegt hier bei 8 %.

Tabelle 33: Zunahme der Fallzahlen von Klient/inn/en mit ALG ll-Bezug infolge von Zuweisungen
durch die Grundsicherungsstellen

o

£ £ c 5 |25

5 3 S 2 s £

N € € 5 = T ©

c X () - c o

£ s = E | S 3

= = = »n o

©

Zunahme um x Falle 31 2 50 8 1,3 10,1

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 3a, N=31(von 33 SB-Stellen, die angeben, dass die Fallzahlen
angestiegen sind).

4.3 Problemlagen suchtkranker Kund/inn/en der
Grundsicherungsstellen

Viele Grundsicherungsstellen sorgen fiir eine Betreuung suchtkranker Menschen im Fallma-
nagement, wenn die Erkrankung eines von mehreren Vermittlungshemmnissen darstellt
(vgl. 3.1). Diese Fallkonstellation ist aus Sicht der Grundsicherungsstellen der Regelfall: Es
sind vor allem ungenligende schulisch-berufliche Qualifikation und Bruche in der Erwerbs-
biografie, die von 89 % der Grundsicherungsstellen als weitere Probleme benannt werden,
die haufig auftreten. An zweiter Stelle stehen Schulden (von 74 % als ,oft* auftretend be-
nannt), die unter Umstanden eine negative Wirkung auf die Erwerbsmotivation und die Integ-
rationschancen haben kénnen, gefolgt vom Problem des ,unwirtschaftlichen Verhaltens®, das
bei Suchtkranken wohl immer im Zusammenhang mit den ,Kosten“ des Suchtmittelkonsums
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bzw. der Art ihrer Erkrankung steht.” Etwas weniger haufig, aber immerhin von ca. zwei Drit-
tel der Grundsicherungsstellen benannt sind Probleme im Bereich sozialer Beziehungen und
das Nichtbeherrschen von Alltagsroutinen. 59 % der Grundsicherungsstellen benennen als
oft auftretendes Problem, dass zur Suchtkrankheit weitere gesundheitliche Beeintrachtigun-
gen, so auch psychische Belastungen wie Angstzustande® (méglicherweise als Folge der
Suchterkrankung) hinzukommen. Insgesamt ist davon auszugehen, dass bei suchtkranken
SGB lI-Leistungsbeziehenden haufig eine multiple Problemlage vorliegt.

Die in den Freitextfeldern benannten ,weiteren Probleme* sind teilweise Spezifikationen der
in der Tabelle 34 benannten Antworten (familidre Probleme, Folgeerkrankungen etc.).

Tabelle 34: Weitere Probleme, die die Integration suchtkranker Leistungsbeziehender in Erwerbsarbeit
erschweren

Oft Manchmal Nie

N In Prozent N In Prozent N In Prozent

Probleme im Bereich Bil-
dung/Qualifikation/Briiche in der Er- 282 88,7 35 11,0 1 0,3
werbsbiografie (N=318)

Ver-/Uberschuldung (N=322) 239 74,2 83 25,8 0 0,0
Unwirtschaftliches Verhalten (N=320) 217 67,8 103 32,2 0 0,0
Probleme im Bereich sozialer Beziehun- 208 64.8 113 352 0 0.0
gen (N=321) ’ ’ ’
Nichtbeherrschen von Alltagsroutinen 205 63.9 115 358 1 0.3
(N=321) ’ ’ ’
Andere gesundheitliche Beeintrachtigun- 182 58.9 127 411 0 0.0
gen (N=309) ’ ’ ’
Psychische Belastungen (z. B. Angstzu-

stande) (N=321) 153 47,7 167 52,0 1 0,3
Schwierigkeiten beim Umgang mit Be-

horden (N=321) 135 42,1 185 57,6 1 0,3
Wohnprobleme (N=319) 113 35,4 204 63,9 2 0,6
Strafrechtliche Probleme (z. B. Probleme

mit Bewahrungsauflagen) (N=320) 84 26,3 234 731 2 Ok
Hausliche Gewalt (N=320) 32 10,0 280 87,5 8 2,5
Weitere Probleme (N=51) 40 78,4 9 17,6 2 4,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage F 1 (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen).

2 Naturlich sind weder drogenabhangige noch spielstichtige Menschen in der Lage, die Sucht al-

lein aus der ihnen zur Verfiigung stehenden Sozialleistung zu finanzieren.

%0 Das gleichzeitige und in der Fachliteratur als Komorbiditat bezeichnete Auftreten von Sucht-

und psychischen bzw. psychiatrischen Stérungen (Angst, Depression, Psychose) ist unter Ar-
beitslosen signifikant starker verbreitet als unter Erwerbstatigen (Henkel 2008).
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Einige Antworten weisen darauf hin, dass die Suchterkrankung zu Problemen geflhrt habe,
die eine Integration erschweren (z. B. Fuhrerscheinentzug). Andere erwahnen Probleme, die
sich aus der Organisation des Hilfesystems selbst ergeben (Wartezeiten auf die Therapie,
Tagesstruktur aufgrund des Zeitpunkts der Methadonvergabe). Die haufigste zusatzliche
Nennung betrifft Probleme der Motivation und der fehlenden Krankheitseinsicht (N=9). Ge-
nannt werden des Weiteren u. a. Unzuverlassigkeit, ein problematisches aufieres Erschei-
nungsbild oder Aggressivitat.

4.4 SGB lI-Kund/inn/en aus Sicht der Suchtberatungsstellen

Unterscheiden sich die Problemlagen, die Grundsicherungsstellen bei ihren Kund/inn/en se-
hen, von den Problemen, die suchtkranke Nicht-Leistungsbezieher/innen haben?

Tabelle 35: Unterschiede zwischen von der Grundsicherungsstelle zugewiesenen arbeitslosen
Klient/inn/en und anderen arbeitslosen Klient/inn/en

@
> Fel >
N o) N

R 3 2 3 N

(] @© 0 © (]

< = 2 = <

= £ 3 £ =

£ S r S £

2 £ @ £ 2

[] Q [0 (0] []

= ()] ‘E ()] =

£ R = ) £ 2 =

E E E < E E E

e I I O = BRSO B O I PO I S
sind junger 0| 0|5 |69|9 (12547 |653| 6 |83 | 3 |38 | 2 | og |Sindalter
(N=72) ’
sind haufiger sind haufiger
mannlich 20 (27,0 23 |31,1| 6 | 81|21 |284| 1 |14 | O 0 3 | 41 |weiblich
(N=74)
leben seltener | o | ¢ 1 (14| 3 |41|38(521| 2 |27 |23(315| 6 | go |lebenhaufiger
allein (N=73) ' ' ‘ ' “ | allein
haben seltener haben haufiger
chronifizierte 0 0 5 6,8 2 2,7 17 23,0 7 9,5 24 32’4 19 257 chronifizierte
Suchtprobleme " | Suchtprobleme
(N=74)
haben seltener haben haufiger
Komorbidi- 0|0 |1 |14|5]|68|24(324/|10|135|27(365| 7 | g5 |Komorbidi-
tatsprobleme ™ | tatsprobleme
(N=74)
brechen die brechen die Be-

Beratungsel- | o | o0 | 3 |41 | 4 |54 |25|338|15|20,3(22|297| 5 | gg |ratung haufiger

tener ab ab

(N=74)

werden in der werden in der
Rege| |énger 3 4,1 6 8,1 6 8,1 27 36,5 13 17,6 16 | 21 ,6 3 4,1 Rege| klrzer be-
betreut (N=74) treut

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 6.
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Neben den Angaben zu Fallzahlen und den Anteilen der durch die Grundsicherungsstelle
zugewiesenen Klient/inn/en haben die Suchtberatungsstellen Angaben zu verschiedenen
Merkmalen von den durch die Grundsicherungsstellen zugewiesenen Klient/inn/en im Ver-
gleich zu anderen arbeitslosen Klient/inn/en, die bei ihnen ohne SGB II-Zuweisung in Bera-
tung sind, gemacht.

Wie Tabelle 35 enthommen werden kann, beschreiben die Mitarbeiter/innen der Suchtbera-
tungsstellen deutliche Unterschiede zwischen beiden Gruppen. Die Mehrzahl stimmt den
Aussagen zu, dass die durch die SGB II-Stellen zugewiesenen arbeitslosen Klient/inn/en
haufiger mannlich sind, haufiger chronifizierte Sucht- und Komorbiditatsprobleme haben und
die Beratung haufiger abbrechen. Keine bzw. keine eindeutigen Unterschiede ergeben sich
hinsichtlich des Alters. Die Dauer der Betreuung wird unterschiedlich wahrgenommen. Wah-
rend etwa 20 % sogar eine langere Betreuungsdauer bei zugewiesenen Klient/inn/en wahr-
nehmen, sehen knapp 40 % keinen Unterschied und weitere 40 % beschreiben fir zugewie-
sene Klient/inn/en eine kirzere Betreuungsdauer.

Nach den Erlauterungen in Freitextfeldern sehen die Befragten weitere wesentliche Unter-
schiede darin, dass die zugewiesenen Klient/inn/en haufig schlechter motiviert seien und
damit verbunden eine geringere Veranderungsbereitschaft aufwiesen. Aus einer Anmerkung
geht hervor, dass eine geringe Motivation aufgrund beruflicher Perspektiviosigkeit der
Klient/inn/en auch mit der Mobilitat der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen zusammenhangen
kann:
-Wir bemerken bei den Klienten in den letzten Jahren zunehmend Resignation und Hoffnungs-
losigkeit. Durch den Alg 1I-Bezug missen die Betroffenen in der Regel ihre Mobilitat aufgeben,
da die Kosten fir die Finanzierung eines PKWs nicht mehr tragbar sind. Damit sinkt die Erwar-
tung einer positiven Veranderung (eine Arbeit zu finden erfordert in unserem eher landlichen
Gebiet Mobilitat). In den Jahren vor 2005 gab es haufiger die Chance, eine ABM oder andere
MaRnahme flr einen begrenzten Zeitraum zu erhalten. Das ermdglichte den Klienten immer
mal wieder Zugang zu ihren Fahigkeiten und zu positiven sozialen Kontakten. Die Folgen chro-
nischer Arbeitslosigkeit sind bekannt.“ (Anmerkung zu Frage D.6 Befragung der Suchtbera-
tungsstellen).

4.5 Diskussion der empirischen Ergebnisse

451 Fallzahlen bei den Grundsicherungsstellen und den Suchtberatungsstellen

Inwieweit der von den 104 Grundsicherungsstellen geschatzte Anteil der Kund/inn/en mit
Suchtproblemen der tatsachlichen Pravalenz der Suchtprobleme in der Gruppe der SGB II-
Bezieher/innen entspricht, bleibt offen, da vergleichbare epidemiologische Pravalenzdaten
weitgehend fehlen. In den vorliegenden epidemiologischen Studien fehlen vor allem Diffe-
renzierungen zwischen den Geschlechtern und Unterteilungen der Suchtproblematik nach
Schweregrad, z.B. nach riskanten, schadlichen und abhangigen Formen (Tabelle 105).

Der errechnete Anteil von Kund/inn/en, die an Suchtberatungsstellen liberwiesenen werden,
kann vor dem Hintergrund der eigenen Schatzungen der Grundsicherungsstellen als gering
gelten. Sie hatten angegeben, dass Suchtprobleme bei durchschnittlich 16 % ihrer
Kund/inn/en Gegenstand der Fallbearbeitung waren. Legt man die durch Datenerhebungen
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gestutzten Anteile zugrunde, so liegt der Anteil zwar mit durchschnittlich 5 % niedriger, aber
immer noch erheblich héher als der durchschnittliche Anteil der einer Suchtberatung zuge-
wiesenen Kund/inn/en.?' Bei aller Vorsicht, mit der diese Zahlen zu interpretieren sind, kann
vermutet werden, dass der Anteil derjenigen Kund/inn/en, die von den Grundsicherungsstel-
len an Suchtberatungsstellen verwiesen werden, in der Regel ausgesprochen niedrig ist —
niedriger als der Anteil derer, bei denen ein Suchtproblem in der Fallbearbeitung deutlich
wird und vermutlich deutlich niedriger als der Anteil derer, bei denen ein Suchtproblem vor-
liegt.

Die Befunde zur Anzahl der an Suchtberatungsstellen zugewiesenen Klient/inn/en bleiben
insgesamt unbefriedigend, da sowohl von Seiten der Grundsicherungs- als auch von Seiten
der Suchtberatungsstellen wenig genaue Angaben diesbezlglich vorliegen.

Ein Schlusselproblem ist hier, dass die personengebundene Erfassung des Merkmals
~oucht” fir die Grundsicherungsstellen rechtlich nicht unproblematisch ist. Eine Grundsiche-
rungsstelle verweist diesbezlglich auf datenschutzrechtliche Einschrankungen. Beide Stellen
— die Suchtberatungs- wie die Grundsicherungsstellen — verfligen dann haufiger tber kon-
krete Angaben, wenn die Leistungen der Suchtberatungsstellen einzelfallbezogen abgerech-
net werden. Dazu eine Grundsicherungsstelle:

»ouchtberatung wird pauschal von der Kommune finanziert, so dass eine genaue Aufstellung
von SGB Il Kunden nicht vorliegt.”

Die vielen Anmerkungen der Grundsicherungsstellen zur Frage nach der Zahl der zugewie-
senen Kund/inn/en machen deutlich, dass

1. entweder keine Daten erhoben werden (u. a. weil die Datenerhebung als Sache der
Kommunen gesehen wird oder weil eine vom Einzelfall unabhangige Fihrung der
Statistik nétig ware)

2. die vorliegenden Daten sehr disparat oder unvollstandig sind, weil sie sich beispiels-
weise auf alle bei Suchtberatungsstellen betreuten Kund/inn/en beziehen — also nicht
nur auf die zugewiesenen, weil die Grundsicherungsstellen selbst vermuten bzw. ent-
schieden haben, dass nicht alle Zuweisungen per Beratungsschein erfolgen (mus-
sen) und somit nicht vollstandig nachvollziehbar sind

3. die Datenerfassung erst im laufenden oder im vergangenen Jahr begonnen wur-
de/werden soll.

Auch die Bundesagentur fur Arbeit kommt in ihrem SGB ll-Jahresbericht 2008 zu dem Er-
gebnis, dass die Daten bezuglich kommunaler Eingliederungsleistungen nach § 16 (2)
SGB Il und damit auch der Suchtberatung noch ,deutlich® untererfasst sind (Bundesagentur
fur Arbeit, 2009b: 38). Dem Bericht zufolge haben fir 2008 (Datenstand September 2008)
nur ca. 67 % der Trager Daten zum Einsatz der flankierenden Leistungen erfasst. Im Dro-

Diese Daten liegen fur 17 Grundsicherungsstellen vor.
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gen- und Suchtbericht der Drogenbeauftragten der Bundesregierung (2008: 110) ist erlautert,
warum es keine zentrale Datenerhebung zu den vorliegenden Fragen gibt:

,Die Suchtberatung als Leistung nach dem SGB Il liegt — wie auch die Ubrigen sozial-integrati-
ven Eingliederungsleistungen — in der Tragerschaft und der Finanzverantwortung der Kommu-
nen. Das Bundesministerium flir Arbeit und soziale Sicherung (BMAS) hat aufsichtsrechtliche
Befugnisse im SGB |l nur, soweit die Bundesagentur fur Arbeit Leistungstrager ist, nicht jedoch
hinsichtlich der kommunalen Leistungen. Eine Aufsichtsbefugnis dariiber haben die Lander.
Aus diesem Grund liegen der Bundesregierung derzeit keine gebindelten Kenntnisse von ge-
sonderten MaRnahmen und Aktivitaten mit einem Bezug zu Drogen und Sucht im Bereich der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende vor.*

Hinsichtlich der Struktur der zugewiesenen Kund/inn/en mit Suchtproblemen zeigt sich, dass
Arbeitslose Uberdurchschnittlich haufig an Suchtberatung verwiesen werden. Wahrend bei
den zugewiesenen Kund/inn/en mit Suchtproblemen der Anteil der arbeitslosen eHb an den
eHb bei durchschnittlich 89 % liegt, liegt ihr Anteil an allen eHb bei 43 %. (Bundesagentur fur
Arbeit 2009b: 18). Dies ist ein Hinweis darauf, dass es nicht primar um die Uberwindung der
Suchtproblematik, sondern um die Uberwindung der Suchtproblematik als Vermittlungs-
hemmnis geht.

Aus der Befragung der Suchtberatungsstellen lassen sich drei Trends erkennen:

= Die von den Grundsicherungsstellen zugewiesenen Klient/inn/en stellen — bis auf we-
nige Ausnahmen - nur den kleineren Teil der Klient/inn/en im SGB |l-Leistungsbezug.

= Der Frauenanteil sowohl bei den durch die Grundsicherungsstellen zugewiesenen als
auch bei den anderen Leistungsbeziehenden nach dem SGB Il liegt bei 20 %-25 %.

=  Durch die Zuweisungen der Grundsicherungsstellen sind mehr Klient/inn/en in die
Suchtberatungsstellen gekommen, die Leistungen nach dem SGB Il erhalten. Hier-
unter sind nach Einschatzung der Suchtberatungsstellen auch Personen, die an-
sonsten nicht in die Suchtberatungsstellen kommen wiirden.

Letzteres ist prinzipiell positiv zu werten.

4.5.2 Problemlagen und Besonderheiten suchtkranker Menschen im SGB I

Angesichts der von den Suchtberatungsstellen beschriebenen Unterschiede zwischen den
zugewiesenen Kund/inn/en und arbeitslosen Klient/inn/en der Suchtberatung allgemein wird
deutlich, dass das Beratungsangebot fir eine breitere Gruppe von Personen, die zudem e-
her gravierende Suchtprobleme haben — durch das Instrument des § 16a SGB Il geoffnet
wird. Die Zahlen Uber die zugewiesenen Klient/inn/en machen allerdings deutlich, dass dies
auf niedrigem Niveau geschieht, und dass die Zahl der zugewiesenen Kund/inn/en deutlich
unter der Zahl der Kund/inn/en mit Suchtproblemen liegt. Allerdings gilt es zu bericksichti-
gen, dass ein groRerer Teil der SGB Il-Bezieher/innen mit Suchtproblemen auch ohne Zu-
weisung den Weg in Suchtberatung findet.

Was den Zahlen nicht zu enthehmen ist, ist die Akzeptanz des Beratungsprozesses durch
die Adressat/inn/en. Hohere Abbruchquoten werden berichtet, aber ob diese mit dem Zuwei-
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sungsprozess oder mit gravierenderen Ausgangsproblemen zusammenhangen, bleibt offen.
Nur fir wenige Grundsicherungsstellen lasst sich der weitere Verlauf nach Zuweisung an-
hand von Zahlen nachvollziehen: Von 100 zugewiesenen Kund/inn/en nehmen 80 die Sucht-
beratung (zunachst) in Anspruch, doch 30 von 100 zugewiesenen Klient/inn/en brechen sie
spater unplanmanig wieder ab.
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5 Fallbearbeitung bei erwerbsfahigen Hilfebedurftigen
mit Suchtproblemen

Hinsichtlich der Fallbearbeitung bei erwerbsfahigen Hilfebedlrftigen interessierte vor allem:
Wie und mit welchen Verfahrensweisen versuchen die Grundsicherungsstellen, Suchtprob-
leme bei ihren Kund/inn/en zu erkennen, welches Indikationsspektrum legen sie bei einer
Zuweisung in eine Suchtberatung nach § 16a SGB Il zugrunde? Wie verfahren sie bei einer
Uberprifung der Erwerbsfahigkeit, welche Inhalte/Pflichten schreiben sie in der Eingliede-
rungsvereinbarung mit suchtkranken Personen fest, wie gehen sie mit Sanktionen um und
mit welchen Verfahrensweisen reagieren sie im Fall der Verschuldung von Kund/inn/en mit
Suchtproblemen? Nachfolgend werden zunachst die Befragungsergebnisse dargestellt, de-
ren Diskussion folgt am Ende dieses Kapitels.

5.1 Ergebnisse der Befragung der Grundsicherungsstellen

511 Profiling und Erkennen von Suchtproblemen

Fur eine erfolgreiche Betreuung suchtkranker Personen im SGB Il ist es entscheidend, dass
die Suchtproblematik Gberhaupt erkannt wird, denn nur dann kann sie auch Gegenstand der
Fallbearbeitung werden.

Tabelle 36: Ubliche Zeitpunkte bzw. Anlésse fiir Nachfragen der Fachkrifte nach dem Vorliegen einer
Suchtproblematik bei arbeitslosen Hilfebediirftigen

In Prozent der
Mehrfachantworten N antwortenden
GSS
Bereits bei der Antragsannahme soll routinemafig nach einem moglichen Suchtprob- 20 6.3
lem gefragt werden ’
In jedem Erstgesprach im Bereich Aktivierung/Integration soll nach einem mdglichen 55 172
Suchtproblem gefragt werden '
Die Fachkrafte sollen nach einem Suchtproblem nur dann fragen, wenn es Auffallig- 991 6.1
keiten bzw. Anhaltspunkte dafiir gibt ’
Die Fachkrafte sollen nur dann ein Suchtproblem thematisieren, wenn der Kunde oder 29 9.1
die Kundin es selbst anspricht ’
Die Fachkrafte entscheiden im Einzelfall, wann sie Suchtprobleme thematisieren 183 57,2
Sonstiges 11 3,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage C 1, N=320.

Der erste Prozessschritt in der Fallbearbeitung durch die SGB |I-Stelle ist in aller Regel das
Profiling, das u. a. zu klaren hat, ob bei der hilfebedirftigen Person eine Suchtproblematik
besteht, und ob und in welchem Malde sich diese fir den Integrationsprozess als problema-
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tisch erweisen konnte. In der Erhebung wurden zum einen die Zeitpunkte bzw. Anlasse un-
tersucht, zu denen die Grundsicherungsstellen dem Vorliegen eines Suchtproblems Ubli-
cherweise nachgehen, und zum anderen die genutzten Mdglichkeiten zur weiteren Abkla-
rung bzw. Absicherung der suchtdiagnostischen Vermutung.

Tabelle 36 zeigt, dass in den meisten Fallen, ndmlich bei fast 70 % der Grundsicherungsstel-
len, nach einer Suchtproblematik nur dann gefragt werden soll, wenn es Auffalligkeiten bzw.
Anhaltspunkte daftr gibt. In rund 9 % der SGB II-Stellen sollen die Fachkrafte dies sogar nur
dann tun, wenn der Kunde bzw. die Kundin ein Suchtproblem selbst anspricht. So genannte
proaktive Vorgehensweisen sind relativ selten vorgesehen: das Ansprechen des Suchtprob-
lems bereits bei Antragsstellung bzw. bei jedem Erstgesprach im Bereich Aktivie-
rung/Integration. Etwa jede zweite Grundsicherungsstelle legt die Entscheidung, wann ein
Suchtproblem angesprochen werden soll, ins Ermessen ihrer Fachkrafte.

Wenn Fachkrafte ein Suchtproblem vermuten, thematisieren sie es nicht nur in ihren Bera-
tungsgesprachen, sondern schalten in einer gro3en Zahl der Falle interne oder externe Dritte
ein, um ihre erste Einschatzung oder die Selbstauskiinfte der Kund/inn/en Uberprifen zu las-
sen. Haufig wird eine Suchtberatungsstelle beauftragt, gefolgt vom Arztlichen und dem Psy-
chologischen Dienst der Bundesagentur. Sehr selten werden von den Fachkraften suchtdia-
gnostische Test bzw. Fragebdgen eingesetzt (Tabelle 37).

Aus der Analyse der ubermittelten Dokumente (den Arbeitshilfen oder mit Suchtberatungs-
stellen vereinbarten Leistungsmodulen) sowie den Erlauterungen zu dieser und zu anderen
Fragen lasst sich nachvollziehen, von welchen Faktoren und Fallkonstellationen die Ent-
scheidung abhangt, welcher Fachdienst eingeschaltet wird.

Den Arztlichen Dienst der Arbeitagentur (benannt werden alternativ auch die sozialpsychiat-
rischen Dienste der kommunalen Trager) schalten danach viele Grundsicherungsstellen ein,

= wenn diagnostisch geklart werden soll, ob Uberhaupt ein Suchtproblem besteht; dies
betrifft z. B. Falle, in denen die Problemeinschatzung zwischen Fachkraft und Kun-
de/in strittig ist, oder

= wenn eine so offenkundige Suchtproblematik vorliegt, dass eine gleichzeitige Uber-
prifung der Erwerbsfahigkeit angezeigt scheint.

Dagegen erwarten die Grundsicherungsstellen von Suchtberatungsstellen eher ein diagnos-
tisches ,Clearing®, das eine Einschatzung zur Veranderungsmotivation der betroffenen Per-
son ebenso umfasst wie eine Erhebung des Hilfebedarfs sowie eine Einschatzung zu den im
Einzelfall angebrachten bzw. Erfolg versprechenden MaRnahmen vor allem der medizini-
schen Rehabilitation.

Es gibt einzelne Hinweise darauf, dass einige Grundsicherungsstellen auch Beschaftigungs-
tradger mit einen ,Clearingauftrag” einschalten. Dieser bezieht sich dann auf die Frage, in-
wieweit ein vermutetes Suchtproblem im (Arbeits-)Alltag zum Tragen kommt und die Ver-
mittlungsaussichten einschrankt.
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Tabelle 37: Genutzte Moglichkeiten fiir die Feststellung des Vorliegens eines Suchtproblems bei ar-
beitslosen Hilfebeziehenden
In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS
Gibt es Hinweise, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, wird dies in der Be- 286 89.7
ratung offensiv thematisiert und nachgefragt ’
Gibt es Hinweise, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, werden von den 9 28
Fachkraften suchtdiagnostische Tests bzw. Fragebdgen eingesetzt ’
Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kdnnte, wird grund- 160 50.2
satzlich der arztliche Dienst eingeschaltet ’
Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kdnnte, wird grund- 38 119
satzlich der psychologische Dienst eingeschaltet ’
Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, wird zur Kla- 206 64.6
rung der Diagnose eine Suchtberatungsstelle eingeschaltet ’
Sonstiges 46 14,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage C 2; N=319.

Die Quote der erkannten Suchtprobleme variiert wahrscheinlich stark in Abhangigkeit von
der Art des Problems. Als besonders schwer zu identifizieren sind fur die Fachkrafte offen-
sichtlich Probleme mit psychoaktiven Medikamenten, gefolgt von der Spielsucht, den sucht-
formigen Essstérungen, den Drogen- und Alkoholproblemen (Tabelle 38).

Tabelle 38: Schwer erkennbare Suchtprobleme
In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS

Alkoholprobleme 62 20,8
Drogenprobleme 165 55,4
Suchtférmige Essstérungen (z. B. Magersucht, Bulimie) 167 56,0
Spielsucht 267 89,6
Probleme mit psychoaktiven Medikamenten

) . 278 93,3
(z. B. Beruhigungs- oder Schlafmittel)

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 3; N=298.

5.1.2 Indikationen fiir eine Suchtberatung nach § 16a SGB Il

Suchtprobleme unterscheiden sich z. B. nach Art, Schweregrad oder ihren Auswirkungen auf
die Arbeitsfahigkeit, so dass die Frage, wann eine MaRnahme der Suchtberatung angezeigt
ist, in jedem Einzelfall individuell zu prifen und zu entscheiden ist. Bei den Antworten auf die




FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB II/Juli 2009 69

Frage, in welchen Fallen aus Sicht der SGB ll-Fachkrafte eine Suchtberatung nach § 16a
SGB Il indiziert ist, zeigt sich ein sehr heterogenes Bild (Tabelle 39). Die beiden am haufigs-
ten genannten Indikationen sind erwartungsgemal® ,bei Bedarfsanmeldung durch die
Kund/inn/en“ und ,bei Vorliegen einer Suchtproblematik als Vermittlungshemmnis®. Gemes-
sen an den Prozentsatzen folgen mit weitem Abstand ,im Anschluss an eine Suchtbehand-
lung® (Suchtrehabilitation), ,bei FUhrerscheinentzug wg. Alkohol- oder Drogenkonsums*® und
,bei einer Suchtgefahrdung®, die, wie es im Wortlaut der Fragestellung hiel3, noch keine Ab-
hangigkeit bedeutet, aber ein Risiko impliziert, dass sich eine Suchterkrankung entwickelt.
Die wenigsten Grundsicherungsstellen schalten eine Suchtberatung auch dann ein, wenn ein
Vermittlungshemmnis infolge von Suchtproblemen Angehdriger besteht.

Tabelle 39: Indikationen fiir eine Suchtberatung nach § 16a SGB I

Mehrfachantworten Immer/oft Manchmal Nie
N In Prozent N In Prozent N In Prozent
Bei Bedarfsanmeldung durch Kundinnen und
261 93,5 16 57 2 0,7
Kunden (N=279)
Bei Vorliegen einer Suchtproblematik als Ver-
. . 248 88,3 33 11,7 0 0,0
mittlungshemmnis (N=281)
Im Anschluss an ambulante oder stationare
76 28,8 165 62,5 23 8,7
Suchtbehandlung (N=264)
Bei Flihrerscheinentzug wegen Alkohol- oder
50 19,1 190 72,5 22 8,4
Drogenkonsums (N=262)
Bei Vorliegen einer Suchtgefahrdung (N=262) 39 14,9 166 63,4 57 21,8
Bei Vermittlungshemmnissen infolge von
. 14 54 168 64,4 79 30,3
Suchtproblemen Angehdriger (N=261)
Nur bei Kundinnen und Kunden einer spezifi-
3 27,3 0 0,0 8 72,7
schen Kundengruppe (N=11)
In sonstigen Fallen (N=8) 3 37,5 1 12,5 4 50,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 1 (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen).

In dem speziellen Fall, dass jugendliche Kund/inn/en (U25) Eltern haben, deren Suchtprob-
leme die berufliche Integration der jungen Erwachsenen erschweren, berichteten mit 31 %
fast ein Drittel der SGB 1l-Stellen, dass sie die Eltern mit dem Ziel zu einem Gesprach einla-
den, sie zur Kontaktaufnahme mit einer Suchtberatungsstelle zu motivieren (Tabelle 40).
38 % verweisen den Fall an das Jugendamt, 12 % an eine Suchtberatungsstelle.
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Tabelle 40: Vorgehensweise bei Jugendlichen (U25) mit Elternteil oder Eltern, deren Suchtprobleme
die berufliche (Re-)Integration der jungen Erwachsenen erschweren

In Prozent der

Mehrfachantworten N antwortenden
GSS
Informierung des Jugendamts mit Bitte, sich um den Fall zu kimmern 122 38,4
Einladung der Eltern zu einem Gesprach, Ziel: Motivation zur Kontaktaufnahme
mit Suchtberatungsstelle herstellen 99 31,1
Informierung der Suchtberatungsstelle mit Bitte, sich um den Fall zu kimmern 39 12,3
Grundsicherungsstelle ist nicht zustandig 6 1,9
Weitere MalRnahmen 85 26,7
Keine Erkenntnisse 115 36,2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 1; N=318.

Zur Frage der Einbeziehung von anderen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft bei der Erar-
beitung der Hilfeplanung fir Hilfebedurftige mit Suchtproblemen, zeigt sich ebenfalls eine he-
terogene Praxis (Tabelle 41). Wenn Grundsicherungsstellen Angehérige der Bedarfsgemein-
schaft ,in bestimmten Fallen“ einbeziehen, versprechen sie sich davon anscheinend vor
allem eine Unterstutzung ihrer Integrationsbemihungen: Die ,Einbeziehung von Angehdri-
gen, wenn es sinnvoll, notwendig, Erfolg versprechend oder unterstiitzend ist* (N=42) und
»,Mit Zustimmung/auf Wunsch des Kunden bzw. der Kundin“ (N=28) sind die am haufigsten
genannten Eintrage.

Tabelle 41: Beteiligung anderer Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft bei der Erarbeitung der Hilfepla-
nung fiir Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen

In Prozent der

N antwortenden
GSS
Nein 105 33,2
Ja, grundsatzlich 36 11,4
Ja, in bestimmten Fallen 175 55,4
Gesamt 316 100

Keine Angabe 7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 5.

5.1.3  Prufung der Erwerbsfahigkeit

Als erwerbsfahig im Sinne des SGB Il gilt, wer ,unter den Ublichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden taglich erwerbstatig® sein kann (§ 8 (1)
SGB II). Dieser sehr weite Erwerbsfahigkeitsbegriff flhrt dazu, dass eine Suchterkrankung
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im Kontext des SGB Il zwar als gravierendes Vermittlungshemmnis angesehen wird, die Er-
werbsfahigkeit eines Menschen — und damit den Anspruch auf Grundsicherungsleistungen
nach dem SGB Il — aber nicht grundsatzlich in Frage stellt. Kommen die Fachkrafte der
Grundsicherungsstellen zu einer anderen Einschatzung, etwa weil ein Kunde bzw. eine Kun-
din sehr beeintrachtigt wirkt oder weil suchtbedingte Einschrankungen sich im Laufe der
Fallbearbeitung als gravierender erweisen als anfangs angenommen, so leiten sie eine U-
berprifung der Erwerbsfahigkeit ein und bereiten damit gleichzeitig das Ende ihrer Zustan-
digkeit und einen Systemwechsel ins SGB Xl| vor.

Immerhin 30 Grundsicherungsstellen (10 %) gehen davon aus, dass bei suchtkranken
Kund/inn/en Erwerbsunfahigkeit vermutet werden muss: Denn sie leiten in allen Fallen eine
Uberprifung ein (Tabelle 42). Der iiberwiegende Teil der Grundsicherungsstellen entschei-
det jedoch einzelfallbezogen bzw. Uberprift die Erwerbsfahigkeit nur in bestimmten Fallen.

Tabelle 42: Uberpriifung der Erwerbsfihigkeit bei suchtkranken Kund/inn/en

N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Die Entscheidung wird nur im Einzelfall getroffen 9 29,1
In allen Fallen 30 9,6
Nur in bestimmten Fallen 192 61,3
Gesamt 313 100
Keine Angabe 10

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage D 1.

Diese Uberpriifung geschieht bei den meisten Grundsicherungsstellen offensichtlich ,aus
gegebenem Anlass®, ndmlich vor allem dann, wenn die Adressat/inn/en selbst Zweifel an ih-
rer Erwerbsfahigkeit du’ern, und fast immer, wenn die Fachkrafte entsprechende Rickmel-
dungen von beteiligten Dritten — Arzten, Suchtberatungsstellen oder MaRnahmetrégern — er-
halten (Tabelle 43). Immerhin die Halfte aller Grundsicherungsstellen nimmt krankheitsbe-
dingte Fehlzeiten in MaRnahmen und ein knappes Drittel wiederholte Sanktionen zum
Anlass, die Erwerbsfahigkeit zu Uberprfen.

30 % bzw. 26 % der Grundsicherungsstellen Uberprifen die Erwerbsfahigkeit (selbst) dann,
wenn die Kund/inn/en substituiert werden oder eine Therapie gerade abgeschlossen haben.
Im letzten Fall kann dies auch Folge eines vorangegangen Leistungsausschlusses nach
§ 7 (4) SGB Il sein, da nach einer mehr als sechs Monate dauernden Entwdhnungsbehand-
lung ein Neuantrag gestellt werden muss, und die Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit vor der
Leistungsbewilligung ohnehin vorgesehen ist. In 23 der 34 ,weiteren Falle* (8 %) weisen
Grundsicherungsstellen darauf hin, dass Fachkrafte natlrlich auch aufgrund eigener Ein-
schatzung die Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit veranlassen.
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Tabelle 43: Anlisse fiir die Uberpriifung der Erwerbsfihigkeit

N In Prozent der ant-

Mehrfachantworten wortenden GSS
Wenn Kund/inn/en selbst Zweifel daran dufern, erwerbstéatig sein zu kén- 179 93.2

nen ’

Wenn ein (fach-)arztliches Gutachten die Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit 178 92.7
empfiehlt ’

Wenn ein MaRnahmetrager die Rickmeldung gibt, dass die Erwerbsfahig- 173 90.1

keit in Frage steht ’

Wenn eine Suchtberatungsstelle die Rickmeldung gibt, dass die Erwerbs- 168 875
fahigkeit in Frage steht ’

Wenn es mehrfach zu krankheitsbedingten Fehlzeiten in einer MaRnahme 97 50.5
gekommen ist ’

Wenn es zu wiederholten Sanktionen infolge von VerstoRen gegen die Ein- 61 318
gliederungsvereinbarung gekommen ist ’

Wenn ein Kunde bzw. eine Kundin an einer Substitutionsbehandlung teil- 57 29.7
nimmt ’

Wenn ein Kunde bzw. eine Kundin eine Suchtbehandlung (medizinische 47 245
Rehabilitation, Entwohnungsbehandlung) beendet hat ’
Weitere Falle 34 17,7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage D 1a; N=192 (Grundsicherungsstellen, welche die Erwerbsfa-
higkeit in bestimmten Féllen iberpriifen).

Bei der Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit verzichten nur 24 % der Grundsicherungsstellen
darauf, externe Dritte bzw. deren Expertise in die Entscheidung einzubeziehen. Die grofe
Mehrheit (76 %) schaltet dagegen zur Begutachtung weitere Expert/inn/en ein (Tabelle 44).

Tabelle 44: Uberpriifung der Erwerbsfihigkeit von Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen: Ein-
beziehung der Expertise Dritter
. In Prozent der ant-

wortenden GSS
Nein 76 23,8
Ja 244 76,2
Gesamt 320 100
Keine Angabe 3

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage D 2.

Wie das breite Spektrum der benannten Kooperationspartner/innen zeigt, ist zwar der Arztli-
che Dienst (als der fur Begutachtungen zustandige Fachdienst der Agentur fur Arbeit) mit
groliem Abstand die am haufigsten eingeschaltete Stelle (96 %), aber bei weitem nicht die
einzige. Die Grundsicherungsstellen greifen aulRerdem auf die Expertise von Suchtbera-
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tungsstellen (63 %), von Facharzt/inn/en (61 %) und anderen Einrichtungen der Suchtthera-
pie (60 %) zurick. Auch die Einschatzungen von rechtlichen Betreuer/inn/en (33 %) und
MaRnahmetragern (29 %) spielen fur die Grundsicherungsstellen offenbar haufig eine Rolle
(Tabelle 45).

Tabelle 45: Einbezogene Expertise bei der Uberpriifung der Erwerbsfihigkeit von Kundinnen und
Kunden mit Suchtproblemen

Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Arztlicher Dienst 235 96,3
Suchtberatungsstelle 153 62,7
Behandelnder Facharzt/Facharztin 151 61,9
Einrichtungen der Suchttherapie 143 58,6
Rechtlicher Betreuer/Betreuerin 80 32,8
MaRnahmetrager 70 28,7
Sonstiges, darunter 36 14,8
Gesundheitsbehorden (Gesundheitsamt, sozialpsychiatrischer Dienst) 18 7,4
Psychologischer Dienst 8 3,4
Rentenversicherungstrager 5 2,1

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage D 2a; N=244 (Grundsicherungsstellen, die externe Expertise
bei der Uberpriifung der Erwerbsféhigkeit einbeziehen).

59 % der Grundsicherungsstellen, welche die Expertise Dritter zur Begutachtung der Er-
werbsfahigkeit nutzen, verfligen Uber eine geregelte Kooperation mit der Suchthilfe. Das be-
deutet allerdings keineswegs, dass sie vorrangig oder ausschliel3lich die Suchthilfe ein-
schalten: Sie stellen z. B. auch 69 % der Grundsicherungsstellen, die rechtliche Betreuer/-
innen einbeziehen, und 61 % derjenigen, die auf die Expertise von MalRnahmetragern bauen.

5.1.4  Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung

Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich darauf, wie die Grundsicherungsstellen mit dem
Thema ,Sucht” bei der Formulierung von Eingliederungsvereinbarungen nach § 15 SGB |l
umgehen.

Tabelle 46 gibt Aufschluss dartber, ob Ergebnisse der individuellen Beratung zum Thema
~oucht” in der Eingliederungsvereinbarung festgehalten werden. Erkennbar ist eine unter-
schiedliche Praxis. Bei einem guten Drittel der SGB 1I-Stellen besteht diesbezuglich kein ein-
heitliches Vorgehen, d. h. die Entscheidung darlber liegt im Ermessen der personlichen An-
sprechpartner/innen oder Fallmanager/innen. 40 % halten die Ergebnisse grundsatzlich fest.
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In 6 % der Grundsicherungsstellen werden sie grundsatzlich nicht festgeschrieben und in
16 % nur in bestimmten Fallen.

Tabelle 46: Festhalten von Ergebnissen der individuellen Beratung zum Thema ,,Sucht® in der Einglie-
derungsvereinbarung (EinV)
N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Kein einheitliches Vorgehen 121 37,5
Ergebnisse werden grundsétzlich in EinV festgehalten 130 40,2
Ergebnisse werden in EinV grundsétzlich nicht festgehalten 20 6,2
Ergebnisse werden in EinV nur in bestimmten Fallen festgehalten 52 16,1
Gesamt 323 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 1.

Nahezu alle Grundsicherungsstellen halten in der Eingliederungsvereinbarung die Zuwei-
sung zu einer Suchtberatung nach § 16a SGB Il und eine dementsprechende Verpflichtung
zur Meldung bei einer Suchtberatungsstelle fest (Tabelle 47). Mit weitem Abstand folgt die
Entbindung von Beratungsstellen und/oder Arzten bzw. Arztinnen von der Schweigepflicht
(45 %), die Verpflichtung, sich mit der eigenen Suchtproblematik auseinander zu setzen
(38 %), sich bei einem Facharzt bzw. einer Facharztin vorzustellen (31 %) und eine Entgif-
tung oder eine Therapie zu beantragen (28 %). Vergleichsweise selten wird die Verpflichtung
zur Abstinenz wahrend einer Malinahme festgehalten (8 %).

Dass die grolse Mehrzahl aller Grundsicherungsstellen eine Zuweisung zur Suchtberatung in
der Eingliederungsvereinbarung dokumentiert, hei3t weder, dass diese Zuweisungen ,un-
freiwillig“ zustande kommen, noch dass es nicht auch Vermittiungen in die Beratung geben
kann, die ohne Eingliederungsvereinbarung zustande kommen. Vielmehr geben in den Frei-
textfeldern einige Grundsicherungsstellen an (N=16), zur Suchtberatung Uber die EinV nur
dann zu verpflichten, wenn dies ,auf Wunsch des Kunden“ geschehe, wenn dieser zuge-
stimmt habe bzw. wenn in einem Hilfeplangesprach ,gemeinsam Teilschritte zur Integration
erarbeitet® worden seien, mit anderen Worten, wenn die Grundsicherungsstellen relativ si-
cher von einem Einvernehmen ausgehen kénnen.

Elf Grundsicherungsstellen gaben in Freitextfeldern an, die Verpflichtung zur Suchtberatung
gewodhnlich nicht in die Eingliederungsvereinbarung aufzunehmen (Tabelle 48). Insgesamt
halt ein Viertel der Grundsicherungsstellen Ublicherweise bestimmte Vereinbarungen mit
Suchtkranken in der Eingliederungsvereinbarung nicht fest, um Sanktionen von vornherein
zu vermeiden.
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Tabelle 47: Festhalten von bestimmten Ergebnissen der individuellen Beratung zum Thema ,,Sucht® in
der Eingliederungsvereinbarung

In Prozent der ant-

Mehrfachantworten N
wortenden GSS

Zuweisung zu einer Suchtberatung nach § 16a SGB Il und eine dementspre- 279 93.3
chende Verpflichtung, sich bei einer Suchberatungsstelle zu melden ’
Entbindung von Beratungsstellen und/oder Arzten bzw. Arztinnen von der 134 44 8
Schweigepflicht ’
Verpflichtung, sich mit dem Suchtproblem auseinander zu setzen 114 38,1
Verpflichtung, sich bei einem Facharzt/einer Facharztin vorzustellen 94 31,4
Verpflichtung, eine Entgiftung oder Therapie zu beantragen 83 27,8
Verpflichtung zur Abstinenz wahrend der Teilnahme an einer Malknahme 25 8,4
Sonstiges 28 9,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 1a; N=299.

Die Auswertung der 77 Nennungen im Freitextfeld ergab, dass die Grundsicherungsstellen
z. B. haufig bewusst vermeiden, Klient/inn/en zur Entgiftung bzw. Therapie (N=36) oder zur
Abstinenz zu verpflichten (N=14). Dies sei nur ,zielfihrend, wenn der Kunde es selbst mdch-
te und hinter der Therapie steht!”, hei’t es z. B. zur Erklarung in den Freitextanmerkungen.
Weitere SGB |I-Stellen verzichten darauf, Vereinbarungen zur Arbeitsmarktintegration in die
EinV mit Suchtkranken aufzunehmen (N=8).

Tabelle 48: Nicht-Festhalten von Vereinbarungen mit Suchtkranken in der Eingliederungsvereinbarung
(EinV), um diese nicht sanktionsrelevant werden zu lassen
. In Prozent der ant-
wortenden GSS
Nein, es gibt keine spezifischen Vereinbarungen mit Suchtkranken, die nicht in 237 745
der EinV festgeschrieben werden ’
Ja, bestimmte Vereinbarungen mit Suchtkranken werden Ublicherweise nicht in 81 25 5
der EinV festgeschrieben ’
Gesamt 318 100
Keine Angabe 5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 2.
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Etwas mehr als die Halfte aller SGB [I-Stellen beziehen in der Regel die fachliche Stellung-
nahme bzw. Expertise von Einrichtungen der Suchthilfe oder anderen Beratungseinrichtun-
gen bei der inhaltlichen Gestaltung der Eingliederungsvereinbarung ein, 35 % in der Regel
nicht und 12 % nur in bestimmten Fallen.

Tabelle 49: Einbeziehung der fachlichen Stellungnahme/Expertise von Mitarbeiter/inne/n der Suchthil-
fe oder anderen Beratungseinrichtungen bei der inhaltlichen Gestaltung einer Eingliede-
rungsvereinbarung von suchtkranken Kund/inn/en

. In Prozent der ant-
wortenden GSS
In der Regel nicht 110 34,6
In der Regel ja 169 53,1
In bestimmten Fallen 39 12,3
Gesamt 318 100
Keine Angabe 5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 3.

Dabei fallt die Form der Einbindung in die inhaltliche Gestaltung der Eingliederungsvereinba-
rung unterschiedlich aus (Tabelle 50). Am haufigsten wird die Suchthilfe um Rat gefragt.

Tabelle 50: Form der Einbeziehung der fachlichen Stellungnahme/Expertise von Mitarbeiter/inne/n der
Suchthilfe bei der inhaltlichen Gestaltung einer Eingliederungsvereinbarung (EinV) von
suchtkranken Kund/inn/en

Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Suchthilfe wird um Rat gefragt 137 65,9
Die in den EinV festgelegten Verpflichtungen werden gemeinsam formuliert 92 44,2
Suchthilfe macht einen Vorschlag fir eine EinV 66 31,7
Suchthilfe Gbernimmt bestimmte Aufgaben, diese werden gemeinsam festgelegt 65 31,3
Fristen zur Einhaltung von Verpflichtungen werden von der Suchthilfe bestimmt 33 15,9
Sonstiges 24 11,5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 3a; N=208 (Grundsicherungsstellen, welche die Suchthilfe
oder andere Beratungseinrichtungen bei der inhaltlichen Gestaltung der Eingliederungsvereinbarung einbezie-
hen).

Relativ selten kommt es vor, dass die Suchthilfe Fristen zur Einhaltung von Verpflichtungen
bestimmt. Die 24 Eintrage zum Stichwort ,Sonstiges” enthalten weitere Erlduterungen: Die
Grundsicherungsstellen erganzen hier z B. erneut, dass eine Einbindung der Suchtbera-
tungsstelle die Zustimmung der Kund/inn/en voraussetzt, und mehrfach wird darauf hinge-
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wiesen, dass Stellungnahmen der Suchtberatung bertcksichtigt wirden, sofern sie der
Grundsicherungsstelle vorliegen (N=6).

Erwartungsgemal beziehen jene Grundsicherungsstellen, deren Kooperation mit der Sucht-
hilfe geregelt ist, die Suchthilfe oder andere Beratungseinrichtungen sowohl deutlich haufiger
(Tabelle 51) als auch in vielfaltigeren Formen ein.

Tabelle 51: Geregelte Kooperation und Einbeziehung der fachlichen Stellungnahme/Expertise der
Suchthilfe oder anderer Beratungseinrichtungen bei der inhaltlichen Gestaltung einer Ein-
gliederungsvereinbarung von suchtkranken Kundinnen und Kunden

Geregelte Kooperation mit der

Suchthilfe
Ja Nein
In In
N Prozent N Prozent
In der Regel 47 | 273 | 59 | 428
nicht
Einbeziehung der fachlichen Stellung-
nahme/Expertise der Suchthilfe oder anderer Be- | |, ger Regel ja 104 605 62 44.9
ratungseinrichtungen bei der inhaltlichen Gestal-
tung einer Eingliederungsvereinbarung von In bestimmten
suchtkranken Kundinnen und Kunden Fillen 21 12,2 17 12,3
Keine Angabe 0 2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 3 und | 5, N=310 (von 312 Grundsicherungsstellen, die An-
gaben zur Kooperation mit SB-Stellen machen. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsicherungsstel-
len).

In einer der untersuchten Kooperationsvereinbarungen findet sich z. B. der folgende Passus,
der zum Abschluss der Eingliederungsvereinbarung festlegt:

.Die Leistungsberechtigten werden immer an diesem Prozess beteiligt. Vor dem Abschluss ei-
ner Eingliederungsvereinbarung findet in der Regel ein gemeinsames Gesprach statt, an dem
die Fachvertreter des [Trager der Suchtberatung], die leistungsberechtigte Person und ein Ver-
treter der ARGE teilnehmen.*
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Tabelle 52: Geregelte Kooperation und Form der Einbeziehung der fachlichen Stellung-
nahme/Expertise der Suchthilfe bei der inhaltlichen Gestaltung einer Eingliederungsver-
einbarung (EinV) von suchtkranken Kundinnen und Kunden

Geregelte Kooperation mit der Suchthilfe

Mehrfachantworten Ja Nein

N In Prozent N In Prozent

Suchthilfe wird um Rat gefragt 53 42,4 37 46,8

Die in der EinV festgelegten Ver-
pflichtungen werden gemeinsam 41 32,8 21 26,6
formuliert

Form der Einbeziehung
der fachlichen Stel-
lungnahme/ Expertise
der Suchthilfe bei der
inhaltlichen Gestaltung

Suchthilfe macht einen Vorschlag 41 328 23 29,1

einer Eingliederungs- IO

vereinbarung (EinV) Suchthilfe Gibernimmt bestimmte

von suchtkranken Aufgaben, diese werden gemein- 19 15,2 13 16,5
Kundinnen und Kun- sam festgelegt

den
Fristen zur Einhaltung von Ver-

pflichtungen werden von der Sucht- 85 68,0 49 62,0
hilfe bestimmt

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage E 3a und | 5 N=125 fiir geregelte Kooperation und 79 fiir nicht
geregelte Kooperation (die Grundsicherungsstellen, die die Expertise der Suchthilfe und anderer Beratungsein-
richtungen bei der Gestaltung der EinV einbeziehen). Prozentangabe in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen.

5.1.5 Umgang mit Sanktionen

Im Sinne des Grundprinzips des SGB Il ,Férden und Fordern“ kénnen Sanktionen in Form
von Leistungskirzungen verhangt werden, wenn die erwerbsfahigen Hilfebedlrftigen Ver-
pflichtungen aus der Eingliederungsvereinbarung nicht erfillen (§ 31 SGB Il). Wie die
Grundsicherungsstellen mit Sanktionen konkret umgehen, wird nachfolgend dargestellt.

Als erstes Ergebnis fallt auf, dass eine grol3e Heterogenitat hinsichtlich des praktischen Um-
gangs mit Sanktionen besteht. Sie spiegelt sich deutlich in Tabelle 53 wider: 28 % der
Grundsicherungsstellen erkennen die Suchterkrankung als wichtigen Grund an, der es mdg-
lich macht, vom Verhdngen einer Sanktion bei Nichteinhaltung von Verpflichtungen aus der
Eingliederungsvereinbarung abzusehen. 34 % tun dies nicht und weitere 37 % nur in be-
stimmten Fallen. Auch in den dazu gehdrigen Freitextantworten zeigt sich keine einheitliche
Praxis. Sanktionsentscheidungen sind nach Auffassung der Grundsicherungsstellen Einzel-
fallentscheidungen, in denen die Fachkrafte der Grundsicherungsstelle ihr Ermessen aus-
Uben kénnen und missen. Relativ oft wird von Sanktionen abgesehen, wenn das Sucht-
problem als Krankheit definiert ist bzw. wenn Fachgutachten (z. B. des Arztlichen oder
Psychologischen Dienstes) bestatigen, dass ein Kunde bzw. der Kundin krankheitsbedingt
gegen eine Verpflichtung verstoft.
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Tabelle 53: Bewertung der Suchterkrankung als ,,wichtiger Grund" bei Nichteinhaltung von Verpflich-
tungen aus der Eingliederungsvereinbarung

. In Prozent der ant-
wortenden GSS
In der Regel nicht 108 34,4
In der Regel ja 89 28,3
In bestimmten Fallen 117 37,3
Gesamt 314 100
Keine Angabe 9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage F 4.

Das Nicht-Aufsuchen einer Suchtberatungsstelle wird von rund einem Drittel der SGB II-
Grundsicherungsstellen in der Regel sanktioniert, von 36 % in der Regel nicht und von den
restlichen 31 % nur in bestimmten Fallen (Tabelle 54).

Tabelle 54: Verhdngung von Sanktionen, wenn suchtkranke Menschen die Suchtberatungsstelle nicht
aufgesucht haben

N In Prozent der ant-
wortenden GSS
In der Regel nicht 115 36,2
In der Regel ja 104 32,7
In bestimmten Fallen 99 31,1
Gesamt 318 100
Keine Angabe 5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage F 3.

Von den 101 Nennungen im Freitextfeld zur Erlauterung der ,bestimmten Falle* entfallen al-
lerdings mit 54 mehr als die Halfte auf ,bei erster Verletzung der Verpflichtung aus der Ein-
gliederungsvereinbarung®, so dass hier von einer regelhaften Sanktionierung ab der zweiten
festgestellten Verletzung der in der Eingliederungsvereinbarung festgehaltenen Pflichten
auszugehen ist.

In Tabelle 55 fallt auf, dass bei geregelter Kooperation deutlich mehr Grundsicherungsstellen
bei der Verhangung von Sanktionen einzelfallorientiert vorgehen.
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Tabelle 55: Geregelte Kooperation und Verhdngung von Sanktionen, wenn suchtkranke Menschen die

Suchtberatungsstelle nicht aufgesucht haben

Geregelte Kooperation mit der Suchthilfe
Ja Nein
N In Prozent N In Prozent
In der Regel nicht 59 34,5 53 38,4
e, | NG Feodin | | ms | w | s
:::"gss"e"e MIEHESHIGESUERERENNN | bestimmten Fallen | 66 38,6 29 21,0
Keine Angabe 1 2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage F 3 und | 5; N=312 (Grundsicherungsstellen, die Angaben ge-
regelter/nicht geregelter Kooperation machen. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsicherungsstel-

len).

Eine der untersuchten Kooperationsvereinbarungen gibt den Fachkraften die Uberprifung
mehrerer Sachverhalte auf, bevor es zu einer Sanktion kommen durfe:

»,0Ob der Besuch der Sucht- und Drogenberatung oder Schuldnerberatung eine sanktionierbare
Verpflichtung gemaf § 31 SGB Il ist, muss mindestens von 4 Grundvoraussetzungen abhangig
gemacht werden:

 Der Besuch muss in einer Eingliederungsvereinbarung schriftlich festgehalten werden.

» Die Weigerung musste als subjektiv vorwerfbarer Tatbestand thematisiert werden kdnnen.
Das heil’t ein Alkoholabhangiger, der die Abhangigkeit — gerade auch wegen der Sucht — nicht
anerkennt, erfullt die subjektiven Tatbestandsvoraussetzungen nicht.

* Die Weigerung misste wiederholt geschehen um als lokalisierbarer Tatbestand erkennbar zu
sein.

* Der Hilfebedurftige muss Gber die mdglichen Folgen seines Verhaltens belehrt worden sein.

* Die Nicht-Inanspruchnahme der Suchtberatung und/oder Schuldnerberatung hat der Gesetz-
geber nicht als Tatbestandsvariante vorgesehen, sie kdnnte nur aus der in § 31 Abs.1 Pkt.1b
abzuleitenden allgemeinen Verpflichtung zur Einhaltung der Eingliederungsvereinbarung ange-
sehen werden. Was aber auch bedeutet, dass der Verweis auf das Beratungsangebot in einem
direkten Zusammenhang mit der Integration in den Arbeitsmarkt stehen muss, damit es sankti-
oniert werden kann.*

Eine weitere Kooperationsvereinbarung enthalt folgenden Hinweis zur Ermessenausibung:

.Beratung wird als unterstiitzende Leistung verstanden, deren Verweigerung oder Abbruch
nach einem Ruckfall oder in einer Krisensituation als Teil des Krankheitsbildes zu verstehen ist
und nicht unmittelbar Sanktionen auslésen soll.“

Wie weit die fachlichen Positionen in der Frage der Sanktionen auseinander liegen, zeigt der
Blick in eine dritte Kooperationsvereinbarung. Unter der Uberschrift ,Suchtberatung im
Zwangskontext® wird hier ausgefuhrt:
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~LAuf dem Hintergrund des Ausstiegs aus der Co-Abhangigkeit ist es wichtig, bei Nichteinhaltung
der Vereinbarungen Konsequenzen in der aktiven und passiven Arbeitsforderung umzusetzen.
Diese Konsequenzen kdnnen die Nicht-Gewahrung einer [...] aktiven Arbeitsforderung (nach-
traglicher Erwerb eines Schulabschlusses, Weiterbildung, Férderung einer Arbeitsaufnahme
etc.) sein oder auch Sanktionen wegen der Nicht-Erfullung der in der Eingliederungsvereinba-
rung festgelegten Pflichten umfassen.”

Wird die Suchtberatung unplanmaRig oder vorzeitig abgebrochen, ergreifen 85 % der
Grundsicherungsstellen Mallnahmen (Tabelle 56), wobei die dazugehoérigen Freitexteintra-
gungen zeigen, dass 28 % der Grundsicherungsstellen, die das tun, (immer) Sanktionen
verhangen (N=74). 53 SGB II-Stellen Uberprifen ausdrucklich, ob ein Sanktionstatbestand
vorliegt, 18 von ihnen geben an, dazu ein persdnliches Gesprach im Sinne der gesetzlich
vorgeschriebenen Anhérung zu fuhren. Klarende Gesprache mit Kund/inn/en bzw. der
Suchtberatungsstelle haben fiir insgesamt 215 Grundsicherungsstellen daneben vor allem
die Funktion, zur erneuten Inanspruchnahme der Suchtberatung zu motivieren und/oder an-
dere Hilfeschritte zu planen. 35 Grundsicherungsstellen vermitteln danach in eine Beschafti-
gungsmafnahme, 28 geben an, erneut in die Suchtberatung zuzuweisen.

Tabelle 56: Art der MaBnahmen seitens der Grundsicherungsstellen bei unplanméaBiger oder vorzeiti-
ger Beendigung der Suchtberatung durch die Kundinnen und Kunden
N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Keine 46 14,8
Ja, bei Abbruch durch Kundin/Kunden werden in der Regel folgende MafR3nah- 264 852
men ergriffen ’
Gesamt 310 100
Keine Angabe 13

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 7.

24 Grundsicherungsstellen belassen die Kund/inn/en zunachst in der Beratung der Fachkraf-
te, um sie (spater) erneut in eine Suchtberatung Gberweisen zu kénnen. Insgesamt 34 Uber-
priifen entweder die Erwerbsfahigkeit oder schalten zumindest den Arztlichen oder Psycho-
logischen Dienst bzw. die kommunalen Gesundheitsbehdrden fir eine weitere Abklarung ein.

Auf die Frage, ob die Grundsicherungsstellen die Sanktionierbarkeit von ,Fehlverhalten® fiir
einen wichtigen Erfolgsfaktor bei der Betreuung und Integration von Personen mit Sucht-
problemen im Rahmen des SGB Il halten, entfielen mehr Nein- als Ja-Antworten (51 % zu
29 % bei 19 % unentschiedenen Antworten). In Relation zu neun weiteren erfragten Erfolgs-
faktoren rangierte die Sanktionierbarkeit auf dem letzten Platz (vgl. Kapitel 9).
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5.1.6 Umgang mit Verschuldung und unwirtschaftlichem Verhalten

Der vorliegende Abschnitt bezieht sich auf den Umgang der SGB [I-Stellen mit dem Problem
der Verschuldung bzw. dem sog. unwirtschaftlichen Verhalten von erwerbsfahigen Hilfebe-
dirftigen.

Arbeitslose sind haufig verschuldet (Deutscher Bundestag, 3.3.2005: 63ff.). Sind sie zusatz-
lich von einer Suchterkrankung betroffen, kann sich die Problematik deutlich verscharfen,
besonders ausgepragt im Fall der Abhangigkeit von illegalen Drogen und der Spielsucht. Et-
wa Dreiviertel der Grundsicherungsstellen sehen in der Verschuldung bzw. der Uberschul-
dung der Kund/inn/en mit Suchtproblemen ein Problem, das die Integration ins Erwerbsleben
oft erschwert (vgl. auch Tabelle 34 in Kapitel 4.3).

Tabelle 57 zeigt, dass die Halfte bzw. fast zwei Drittel der Grundsicherungsstellen im Fall der
Verschuldung von Hilfebedurftigen mit Suchtproblemen oft an eine Schuldnerberatungsstelle
verweisen bzw. — wie dies bei allen Leistungsbeziehenden mit Schulden weit verbreitete
Praxis ist — eine Direktuberweisung von Miete und/oder Energiekosten vornehmen.

Tabelle 57: Haufigkeit von spezifischen MaBnahmen bei Hilfebediirftigen mit Suchtproblemen
Oft Manchmal Nie

N In Prozent N In Prozent | N | In Prozent
Verweis an eine Schuldnerberatungsstelle (N=320) 201 62,8 118 36,9 1 0,3
Direktij_berweisung von Miete und/oder Energiekos- 167 528 145 45.9 4 13
ten (N=316)
Tilgung von Schulden durch Direktliberweisung an
Glaubiger (N=310) 28 9,0 185 59,7 97 31,3
Da_rlehensweise Ubernahme von Mietriickstanden 32 10,3 257 82.9 21 6.8
(N=310)
Gewahrung des ALG Il als Sachleistung (N=307) 18 59 229 74,6 60 19,5
Sonstiges (N=15) 4 26,7 10 66,7 1 6,6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage F 2; Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen.

Demgegentiber wird die Tilgung von Schulden durch Direktiberweisung an Glaubiger und
die darlehensweise Ubernahme von Mietriickstdnden deutlich seltener veranlasst.

Die Gewahrung des ALG Il als Sachleistung kommt bei Suchtmittelabhéangigkeit in Betracht,
wenn feststeht, dass der/die Hilfebedrftige mit dem ALG Il seinen Bedarf nicht decken kann,
weil er/sie es nicht flir den Lebensunterhalt (Erndhrung, Kleidung, Wohnung usw.) nutzt,
sondern Suchtmittel kauft (Winkler 2008: 531). Bei fast 6 % der Grundsicherungsstellen
kommt eine solche Sachleistungsgewahrung oft vor, bei knapp 20 % nie.
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5.2 Diskussion der empirischen Ergebnisse

5.21 Erkennen von Suchtproblemen

Das Erkennen von Suchtproblemen nimmt zweifellos eine Schllisselstelle in der Praxis der
SGB II-Stellen ein. Es wird von nahezu allen Grundsicherungsstellen als ein wichtiges bis
sehr wichtiges Erfolgskriterium bewertet (vgl. Kapitel 9). Doch die Identifizierung eines
Suchtproblems ist nicht trivial. Insofern Uberrascht es nicht, dass es flr die meisten SGB II-
Fachkrafte schwer ist, eine Suchtkrankheit zu erkennen. Auf die Frage, was in der Fallbear-
beitung besonders schwierig sei, wurde von fast allen Grundsicherungsstellen das ,Erken-
nen und Ansprechen von Suchtproblemen® angegeben. Mit 91 % zeigte sich dieses Problem
als Spitzenreiter in einer gréReren Liste von Problemen (ebda).

Ist das Suchtproblem ein Integrationshindernis, und bleibt es unerkannt, kénnen die Grund-
sicherungsstellen keine MaRnahmen zur Uberwindung der Sucht als Integrationshemmnis
ergreifen. Zweifellos kann die Erkennungsquote durch suchtspezifische Schulungen erhéht
werden (vgl. Kapitel 3). Sie sind vor allem auch deshalb nétig, weil die meisten Suchtkranken
es gelernt haben, ihre Suchtprobleme zu verheimlichen, um negative Reaktionen (Kritik,
Schuldvorwiirfe, Stigmatisierung u.a.m.) durch andere zu vermeiden. Verheimlichungs- bzw.
Verleugnungstendenzen treten insbesondere dann auf, wenn das Fragen nach Sucht auller-
halb eines konstruktiven Beratungs- bzw. Therapiekontextes stattfindet oder gar in einer Be-
horde, wie dies im Rahmen des SGB Il der Fall ist. Wenn auch die ALG IlI-Beziehenden un-
mittelbare Sanktionen wegen ihrer Sucht nicht befiirchten missen, so ist dennoch klar, dass
sie in einem Abhangigkeitsverhaltnis zum SGB II-Trager stehen, der sie u. U. mit Verhal-
tensanforderungen konfrontiert, die fur sie nicht erfullbar sind.

Zwar sind Suchtkrankheiten auch mit bestimmten, nur schwer bzw. gar nicht zu verbergen-
den Auffalligkeiten bzw. Symptomen assoziiert (z. B. unsicherer Gang, Tremor der Hande,
vermehrte GefalRzeichnung im Gesicht, weit gedffnete Pupillen). Doch diese Merkmale sind
nicht immer suchtspezifisch und damit nicht hinreichend, um darauf eine sichere Diagnose
zu stitzen. Da die Medikamentenabhangigkeit auch als ,heimliche Sucht* bezeichnet wird,
ist es nicht Uberraschend, dass es den Fachkraften in den Grundsicherungsstellen am
schwersten fallt, diese Form der Sucht zu identifizieren.

Um Suchtprobleme zu erkennen, gehen die SGB II-Stellen unterschiedlich vor. Die meisten
praktizieren so genannte ,reaktive® Verfahrensweisen. Das bedeutet, dass nach einem
Suchtproblem nur dann gefragt wird, wenn es Auffalligkeiten gibt bzw. der Kunde oder die
Kundin es selbst anspricht (Tabelle 36). Solche Vorgehensweisen erfassen allerdings nur die
,Spitze des Eisbergs®.

Proaktive Verfahrensweisen fiihren, da sie auf alle Kund/inn/en ausgerichtet sind, zu einer
deutlich groReren Erkennungsquote. Dabei ist aber zu beachten, dass dann auch entspre-
chend mehr qualifiziertes Personal zur Betreuung und Integration der identifizierten Sucht-
kranken zur Verfugung stehen muss. Ist dies in ausreichendem Male gewahrleistet und sind
die Fachkrafte entsprechend geschult, kann das Fragen nach Suchtproblemen bei jedem
Erstgesprach in Betracht gezogen werden.
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Dieser Vorgehensweise sind allerdings durch die Eigengesetzlichkeiten der sozialen Dienst-
leistung ,Beratung” Grenzen gesetzt: Beratung entsteht erst in der Interaktion zwischen den
Fachkraften und ihren Kund/inn/en. Damit die Fachkrafte ihren Beratungsauftrag erfiillen
konnen, sind sie auf einen eigenen, personalisierten Auftrag angewiesen, den nur die Nutze-
rinnen und Nutzer der Dienstleistung erteilen kénnen (Baethge-Kinsky u.a.: 2007). Die Fach-
kréfte werden deshalb zunachst Zeit in den Aufbau einer Vertrauensbeziehung investieren,
um darauf aufbauend umso intensiver arbeiten zu kénnen, und sie werden aus beraterischen
Uberlegungen davon Abstand nehmen, das Erstgesprach mit ,problematischen” Themen zu
Uberlasten. Entscheidend durfte sein, dass die Anamnese so lange als nicht abgeschlossen
gilt, wie bestimmte Fragen offen sind.

Unter dem Gesichtspunkt, dass zu sozialen Schwierigkeiten und persoénlichen Problemen oft
eine gewisse ,Geheimhaltung“ gehdrt, empfehlen die 69 Optionskommunen, die sozialinte-
grativen Angebote im Fallverlauf gezielt zum Einsatz zu bringen:

,Die soziale Problematik und ihre Bedeutung fir die Integration in Arbeit kommen oft nicht zu
Beginn des Beratungsprozesses in vollem Umfang zum Vorschein, sondern erst nach einer ge-
wissen Zeit. Die Bereitstellung eines Angebotes einer sozialen Leistung (,Verweis auf das Be-
ratungs- bzw. Leistungssystem) ist vielfach der Inhalt der Einbeziehung in die Eingliederungs-
vereinbarungen — Art und Inhalt der konkreten Leistung ist dann zwischen dem professionellen
Leistungsanbieter und dem Kunden festzulegen. Die Dauer sozialer Unterstiitzung ist daher
nicht immer vorab zu definieren.“ (con_sens/Ramboll Manangement: 2009)

Das ,Fragen nach einem Suchtproblem bereits bei Antragsstellung® ist hingegen nicht statt-
haft. Dazu flhrt die Bundesagentur flr Arbeit aus:

,Der Umstand, dass jemand unter einer Suchterkrankung leidet oder ein solcher Verdacht be-
steht, ist ein Privatgeheimnis, das dem besonderen Schutz des § 203 StGB unterliegt. Danach
ist ein unbefugtes Offenbaren solcher Tatsachen nicht erlaubt. Daher ist eine routinemafige
Befragung bei Aushandigung des Antrags nach einer Suchtproblematik nicht statthaft, zumal
dies u. U. in der Eingangszone erfolgt.“ (Bundesagentur fiir Arbeit, Februar 2009: 1f.).

Bei der weiteren Abklarung der ersten Anzeichen fiir ein mogliches Suchtproblem ist es wohl
in der Regel gute Praxis, wenn die Fachkrafte der Grundsicherungsstellen den Hinweisen
erst einmal selbst nachgehen und zu prifen versuchen, ob tatsachlich eine Suchtproblematik
als Vermittlungshemmnis vorliegt. Dies duirfte in der Regel ausreichen, wenn das suchtspe-
zifische Qualifikationsniveau der Fachkrafte entsprechend hoch und der Komplexitatsgrad
der Sucht relativ gering ist.

Wie die Ergebnisse zeigten, werden suchtdiagnostische Tests oder Fragebdgen zur weiteren
Abklarung nur selten eingesetzt. Es liegen aber eine Reihe fur diesen Zweck bewahrter Fra-
gebogen (,Screeningtests®) vor, z. B. der AUDIT (Alcohol Use Disorders ldentifikation Test,
vgl. Rumpf/Hullinghorst 2003) oder der CAST (Cannabis Abuse Screening Tests, vgl. Kraus
u.a. 2008) zur Feststellung von riskantem Alkohol- bzw. Cannabiskonsum. Beide Tests sind
schnell zu beantworten, leicht auszuwerten und liegen in deutscher Version vor. Allerdings
geben diese Tests noch keinen Aufschluss darliber, ob das damit festgestellte Suchtproblem
ein Vermittiungshemmnis darstellt. Dies zu bewerten, bliebe Aufgabe der Fachkrafte der
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SGB llI-Stellen. Die Verwendung von suchtdiagnostischen Instrumentarien ist aus Sicht der
Bundesagentur fir Arbeit nur eingeschrankt gestattet:

»Nicht zulassig ist [...] der Einsatz von suchtdiagnostischen Tests oder Fragebdgen durch die
persodnlichen Ansprechpartner; dies ist den Fachdiensten der BA vorbehalten.” (Bundesagentur
fur Arbeit, Februar 2009: 2).

Bei einer weiteren Abklarung des vermuteten Suchtproblems durch qualifizierte Fachdienste
(Suchtberatungsstelle, Arztlicher und Psychologischer Dienst) stellt sich die Frage, ob den
Suchtberatungsstellen in der Regel der Vorzug zu geben ware. Hierfur kénnte das Verblei-
ben in ein und derselben Einrichtung sprechen, wenn der diagnostischen Abklarung auch ei-
ne Suchtberatung folgt.

5.2.2 Indikationen fiir eine Suchtberatung nach § 16a SGB Il

In Hinblick auf die Indikationen fir die Einschaltung der Suchtberatung zeigen die Ergeb-
nisse, dass nur eine Minderheit der Grundsicherungsstellen ein breit gefachertes Indikati-
onsspektrum berlcksichtigt. Dariber hinaus fallt auf, dass rund 12 % der SGB II-Stellen
selbst bei Vorliegen einer Suchtproblematik als Vermittlungshemmnis nur manchmal eine
Suchtberatung einschalten. Das kann verschiedene Griinde haben:

Bei Menschen, deren Suchterkrankung als schwer oder stark chronifiziert erscheint, und bei
denen keine Veranderungsmotivation erkannt werden kann, kénnen die Fachkrafte der
Grundsicherungsstellen zu der Einschatzung kommen, dass eine Suchtberatung das Prob-
lem nicht 16sen wird. Unter den 12 % der Grundsicherungsstelle, die nicht unbedingt eine
Suchtberatung einschalten, konnten auch SGB II-Stellen sein, fir welche die Freiwilligkeit
der Inanspruchnahme von Suchtberatungen einen besonders hohen Stellenwert hat und als
Erfolgsbedingung fur eine erfolgreiche Auseinandersetzung mit dem Suchtproblem angese-
hen wird. Zudem wird die Suchtberatung nicht eingeschaltet, wenn Kund/inn/en sie bereits
von sich aus in Anspruch genommen haben. Und schlieBlich ist auch denkbar, dass die Zu-
weisung zur Suchtberatung an fehlenden Suchtberatungskapazitaten, mangelnder Mobilitat
der Kunden/innen oder nicht geeigneten Angeboten (z. B. dem Fehlen einer spezialisierten
Drogenberatung) scheitern.

Nur knapp ein Funftel der SGB |I-Stellen reagiert auf den Fihrerscheinentzug immer oder oft
mit der Einschaltung einer Suchtberatungsstelle. Zwar ist der Entzug der Fahrerlaubnis kei-
neswegs immer gleichbedeutend mit dem Vorliegen einer behandlungsbedurftigen Sucht-
problematik, aber sehr oft ein Vermittlungshemmnis, zu dessen Beseitigung eine Suchtbe-
ratungsstelle durch MaRnahmen beitragen kann, die auf die Medizinisch-psychologische
Untersuchung (MPU) vorbereiten: Kurse zur Wiedererlangung der Fahrerlaubnis. Solche An-
gebote gehdren zum Leistungsspektrum von Suchtberatungsstellen und kénnten daher sei-
tens der SGB ll-Fachkrafte genutzt werden.

Der Befund, dass nur etwas mehr als ein Viertel der Grundsicherungsstellen immer bzw. oft
eine Suchtberatung im Anschluss an eine ambulante oder stationdre Suchtrehabilitation ein-
schaltet, ist mdglicherweise darauf zurtickzufiihren, dass die Vermittlung in eine Suchtbera-
tungsstelle als Nachsorgemalfinahme oft schon iber die Reha-Einrichtungen erfolgt.
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Dass nur rund 15 % der SGB |I-Trager eine Suchtberatung bei Vorliegen einer Suchtgefahr-
dung immer bzw. oft veranlassen und rund 22 % nie, kdnnte daran liegen, dass eine solche
Problematik in der Regel noch kein akutes Vermittlungshemmnis darstellt und daher nicht
der SGB ll-Indikation im engeren Sinne entspricht. Allein flr die Alkoholproblematik ist davon
auszugehen, dass eine Suchtgefahrdung in Form eines riskanten Alkoholkonsums (AUDIT)
bei rund 25 % der ALG lI-Bezieher/innen vorliegt (Pockrandt u.a. 2007, Tabelle 105 im An-
hang). In der Suchtwissenschaft besteht Konsens dariiber, dass solche Gefahrdungsmuster
regelhaft Anlass fur Friherkennungs- und FrihinterventionsmalRnahmen sein sollten, um
den damit verbundenen Risiken einer Abhangigkeitsentwicklung und weiteren Beeintrach-
tigung der Gesundheit und Arbeitsfahigkeit rechtzeitig vorzubeugen (vgl. Rumpf/Hullinghorst
2003). Doch ob der § 16a SGB Il als sekundarpraventives Instrument, d. h. zur Vorbeugung
von Abhéangigkeit und Erwerbsunfahigkeit, genutzt werden soll, ist fraglich. Auf dem Ex-
pert/inn/en-Workshop wurde die Meinung vertreten: Kund/inn/en, deren Umgang mit Sucht-
mitteln riskant ist, aber noch kein Vermittlungshemmnis darstellt, sollte eine Suchtberatung
nahe gelegt werden, ohne dies jedoch zum Bestandteil der Fallbearbeitung zu machen.

Nur 5 % der Grundsicherungsstellen schalten eine Suchtberatung bei Vermittiungshemmnis-
sen infolge von Suchtproblemen von Angehérigen immer bzw. oft ein und 30 % nie. Eine
solche Problematik kann fir Bedarfsgemeinschaften zutreffen, wenn z. B. die Versorgung
von Kindern wegen der Sucht eines Elternteils infrage gestellt ist. In solchen oder ahnlichen
Situationen kann das Suchtproblem des Partners bzw. der Partnerin zum Vermittlungs-
hemmnis fur einen erwerbsfahigen Elternteil werden. Eine solche Konstellation betrifft Frau-
en deutlich haufiger als Manner. Darauf verweisen Daten der deutschen Suchthilfestatistik.
Danach sind ein FlUnftel der Frauen, die eine Beratungsstelle aufsuchen, nicht selbst von ei-
ner Suchtproblematik betroffen, sondern kommen wegen des Suchtproblems eines Angehé-
rigen. Bei den Mannern sind es hingegen nur 5 % (Sonntag 2007: 15). Es bleibt aber eine of-
fene Frage, wie die Grundsicherungsstellen in einem solchen Fall konkret vorgehen.

Relativ oft durfte der spezielle Fall vorkommen, dass Jugendliche bzw. junge Erwachsene im
SGB Il (U25) Eltern haben, deren Suchtprobleme die berufliche Integration erschweren.
Denn allein fur die Alkoholproblematik ist davon auszugehen, dass 12 % der Vater und 5 %
der Mutter der 14- bis 24-Jahrigen in Deutschland im Laufe ihres Lebens von einer alkohol-
bezogenen Stérung (Missbrauch oder Abhangigkeit) betroffen sind (Klein 2009: 116).

Bezogen auf eine solche Fallkonstellation hat ein Drittel der Grundsicherungsstellen eine
Vorgehensweise genannt, die gegenlber den anderen in Tabelle 40 aufgefuhrten Varianten
als bessere Praxis anzusehen ist: Sie laden die Eltern mit dem Ziel zu einem Gesprach ein,
sie zur Kontaktaufnahme mit einer Suchtberatungsstelle zu motivieren. Dazu ist das Einver-
sténdnis des Jugendlichen erforderlich (s. u.).

Hinsichtlich der Einschaltung des Jugendamts ist darauf hinzuweisen, dass dies in vielen
Fallen nur méglich ist, wenn der Jugendliche noch nicht das Alter von 18 Jahren Uberschrit-
ten hat. Denn nach dem SGB VIl wird die Jugendhilfe bereits bei jungen Volljahrigen (18 bis
21 Jahre) eine Zustandigkeit verneinen, so lange ,nur” die Suchterkrankung der Eltern ein
Hindernis flr die Erwerbsintegration darstellt. Nach § 41 SGB VIII besteht ein Anspruch auf
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Unterstutzung nur, wenn der junge Mensch selbst noch ,Hilfe fur die Personlichkeitsent-
wicklung“ bendtigt.

Erwahnenswert ist, dass in dem Freitextfeld zu den weiteren MaRnahmen am haufigsten die
Unterstltzung des Jugendlichen bei Auszug aus der elterlichen Wohnung genannt wurde.

Die Einbeziehung von Angehérigen der Bedarfsgemeinschaft bei der Erarbeitung der Hilfe-
planung fir Kund/inn/en mit Suchtproblemen kann aus systemischer Perspektive ein ange-
messener und u. U. sogar notwendiger Ansatz sein. Wenn Angehdrige grundsatzlich nicht
hinzugezogen werden, bleiben wichtige Hilfemdglichkeiten ungenutzt, so in immerhin jeder
dritten Grundsicherungsstelle (Tabelle 41). Umgekehrt, wenn die Einbeziehung grundsatzlich
geschieht, d. h. in jedem Fall, wie dies offenbar rund 11 % der Grundsicherungsstellen
handhaben, kann dies eine unzulassige Vorgehensweise sein, falls kein Einverstandnis des
Kunden bzw. der Kundin eingeholt wurde. Dazu fuhrt die Bundesagentur fur Arbeit aus: ,An-
gehdrige, also auch Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft dirfen nur mit Einverstandnis des
Betroffenen einbezogen werden.” (Bundesagentur fir Arbeit, Februar 2009: 2).

5.2.3 Prufung der Erwerbsfahigkeit

Wer im Erwerbsalter, aber langer als sechs Monate nicht erwerbsfahig ist, kann keine Leis-
tungsanspriiche nach dem SGB Il geltend machen. Mit der Uberpriifung der Erwerbsfahig-
keit bei suchtkranken Menschen ist deshalb unter Umstanden auch der Ausschluss aus dem
System der Grundsicherung fir Arbeitsuchende verbunden, der die Beratung, Betreuung o-
der Vermittlung durch Fachkrafte fir Arbeitsmarktintegration beendet. Auf die Frage, ob ein
Verbleib im aktivierenden, auf Erwerbsintegration orientierten, doch damit vielleicht auch G-
berfordernden System des SGB Il einem Ausschluss von jeder Hoffnung auf gesellschaftli-
che Teilhabe durch Erwerbsarbeit vorzuziehen sei, kann es keine eindeutigen Antworten ge-
ben — und daher wohl auch keine Norm ,guter Praxis®. Ob die Erwerbsfahigkeit einer Kundin
oder eines Kunden Uberprift wird, entscheidet die grole Mehrheit aller Grundsicherungs-
stellen deshalb konsequent nach den Anforderungen des Einzelfalls.

In vielen Beitrdgen in den offenen Antwortfeldern des Fragebogens machen Grundsiche-
rungsstellen deutlich, dass sie sich der Widerspriche bewusst sind, und sie thematisieren
auch Probleme, die sich daraus ergeben.

Eine Grundsicherungsstelle weist darauf hin, dass Erwerbsunfahigkeit nicht einfach ange-
nommen werden kénne, ,da auch unter bereits beschaftigten Personen Suchterkrankungen
vorliegen und dennoch eine Erwerbstatigkeit z. T. seit Jahren vorliegt.“ Menschen, die als
erwerbsfahig gelten, wirden allerdings auch mit den Anforderungen des Grundsicherungs-
systems konfrontiert und kénnen daran scheitern. So beschreibt eine andere Grundsiche-
rungsstelle, dass Sanktionen eintreten kénnen, ,wenn der Kunde sich selbst trotz Suchter-
krankung als erwerbsfahig einschatzt, nicht therapieeinsichtig ist; aber dann eine Mallnahme
schuldhaft abbricht.”

Fir eine andere Grundsicherungsstelle ist es schwierig, ,das Spannungsverhaltnis auszu-
halten zwischen Erwerbsfahigkeit i. S. des SGB Il und den tatsachlichen Gegebenheiten/-
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Anforderungen des Arbeitsmarktes.“ (Kommentar zu Frage J 4). Der Arztliche Dienst, kri-
tisiert eine andere Grundsicherungsstelle, gehe von der ,problematischen“ Annahme aus,
dass Suchterkrankungen grundsatzlich innerhalb von sechs Monaten ,therapierbar seien
und stelle auf dieser Grundlage Erwerbsfahigkeit fest, ,ohne Therapiewilligkeit und auch Fol-
geerkrankungen zu betrachten.” (zu Frage D 1). So komme es zu ,mitunter wenig aussage-
fahige(n) arztliche(n) Gutachten.” (zu Frage J 9).

Wenige Grundsicherungsstellen auflern grundsatzlich Zweifel daran, ob Suchtkranke im
SGB Il richtig aufgehoben sind: ,Weil Krankheit vorliegt®, schldgt eine Grundsicherungsstelle
vor, sei ,nicht die Betreuung Uber SGB II, sondern Uber Krankenkassen® angezeigt (Kom-
mentar zu Frage J 2).

5.2.4  Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung

Auch wenn die Vorgehensweise in Hinblick auf das Festhalten der Beratungsergebnisse zum
Thema ,Sucht” in der Eingliederungsvereinbarung sehr heterogen ist, so besteht doch in ei-
nem wesentlichen Punkt weitgehende Ubereinstimmung: In fast allen Grundsicherungsstel-
len wird die Zuweisung zur Suchtberatung nach § 16a SGB Il in der Eingliederungsvereinba-
rung festgeschrieben. Dies entspricht der z. B. vom Deutschen Landkreistag ausgesprochen-
en Empfehlung:

,Die Pflicht zur Teilnahme an einer sozialen Leistung (hier der Suchtberatung, d. Verf.) sollte
grundsatzlich in die Eingliederungsvereinbarung aufgenommen werden, um eine verbindliche
Grundlage zur Verbesserung der personlichen Situation zu schaffen und gegebenenfalls die
Rechtsgrundlage fiir Sanktionen sicherzustellen.” (Deutscher Landkreistag 2008: 11).

Die niedrigste Verpflichtungsstufe ist die ,Meldung bei einer Suchtberatungsstelle®. Die Auf-
gabe der professionellen Suchthilfe ist es dann, den Suchtberatungsbedarf abzuklaren und
die zugewiesene Person gegebenenfalls zu motivieren, den Kontakt zur Suchberatung auf-
rechtzuerhalten. Es besteht jedoch kein Konsens dartiber, ob eine Suchtberatung zur Pflicht
gemacht werden sollte. Dies konzediert auch der Deutsche Landkreistag, denn

....] die Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Beratung sowie eine gegebenenfalls erfolgende
Sanktionierung sind umstritten. Aus fachlichen Erwagungen wird vielfach die paddagogische Be-
deutung einer freiwilligen Beratung oder Betreuung unterstrichen.” (Deutscher Landkreistag
2008: 11).

Auch die Suchtberatung der Diakonie und der Caritas betonen als Grundsatz: Statt die Auf-
forderung, sich in eine Suchtberatung zu begeben, mit Zwang und Sanktionsdrohungen
durchzusetzen, soll einer konstruktiven Verbindung von externem sozialen Druck und moti-
vierender Beratung der Vorzug gegeben werden (Gesamtverband der Suchtkrankenhilfe
2004; Burkle u.a. 2008).

Die weiteren in Tabelle 46 aufgefihrten Verpflichtungen, die in der Eingliederungsvereinba-
rung festgeschrieben werden, sind mdglicherweise von dem Motiv getragen, die Uberwin-
dung der Sucht als Vermittlungshemmnis durch die Auferlegung weiterer Pflichten starker
voranzutreiben. Es ist jedoch strittig, ob sie wirklich zielfihrend und fachlich angemessen
sind:
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a) Eine Verpflichtung zu einer Entgiftung oder Therapie wird in der Regel nur dann ein-
gehalten werden, wenn sie erst erfolgt, nachdem der Kunde bzw. die Kundin durch eine
Suchtberatung zur Entgiftung bzw. Therapie motiviert worden ist, und dann seitens der
SGB II-Stelle versucht wird, dies durch eine entsprechende Vereinbarung zusatzlich abzusi-
chern. (Eine ,Heilbehandlung“ kénnte auf der Grundlage des § 63 SGB | ohne Eingliede-
rungsvereinbarung verlangt werden, wenn nachgewiesen wurde, dass der Sozialleistungs-
bezug auf die Suchterkrankung zurtickzuflhren ist, und ,wenn zu erwarten ist, dass sie eine
Besserung seines Gesundheitszustands herbeifihren oder eine Verschlechterung verhin-
dern wird.“)

b) Die Verpflichtung zur Abstinenz ist eine Vereinbarung, die bei akut Siuchtigen regelhaft
Sanktionen ausldst, vor allem dann, wenn der Kunde bzw. die Kundin sich noch gar nicht
bzw. noch in der instabilen Anfangsphase einer Suchtberatung oder -behandlung befindet.
Zudem wirkt sich das Verhdngen von Sanktionen bei Nichteinhaltung der Abstinenz in der
Regel kontraproduktiv aus. Daher gilt die disziplinarische Reaktion auf Verletzungen von
Abstinenzvereinbarungen in der Suchthilfe und Suchtrehabilitation als ultima ratio. Stattdes-
sen wird eine konstruktive, d. h. therapeutische Bearbeitung von Rickfallen favorisiert (Kor-
kel 2008).

c) Die Verpflichtung, sich mit der eigenen Suchtproblematik auseinander zu setzen, ist in
Hinblick auf ihre Einhaltung (und damit auch Sanktionierbarkeit) kaum Uberprifbar bzw. sub-
jektiv beliebig auslegbar. Sie kénnte ein Einfallstor fur Willkir sein und dirfte zudem auf-
grund ihres blof} appellativen Charakters in aller Regel wirkungslos bleiben.

d) Zur Entbindung von der Schweigepflicht heif3t es in einem Schreiben der Bundesagentur
fur Arbeit eindeutig:

.Die Schweigepflichtsentbindungserklarung ist eine Einwilligung, die nur rechtswirksam ist,
wenn sie freiwillig erfolgt. Deshalb verbietet sich auch, diese zum Bestandteil der sanktionierba-
ren Eingliederungsvereinbarung zu machen. (Bundesagentur fiir Arbeit, Februar 2009: 2).

Die Ergebnisse zeigen, dass fast jede zweite Grundsicherungsstelle gegen dieses Rechts-
prinzip verstie® (Tabelle 36).

Ein Kennzeichen von Sucht bzw. Abhangigkeit ist die verminderte Kontrolle liber das eigene
Suchtverhalten (WHO ICD 10, Kapitel F1). Dementsprechend ist auch eine reduzierte Kon-
trolle Uber die Einhaltung von suchtbezogenen Vereinbarungen in Rechnung zu stellen. Da-
her kann es als gute Praxis gelten, wenn bestimmte Vereinbarungen in der Eingliederungs-
vereinbarung nicht festgeschrieben werden, um Sanktionen zu vermeiden. Wie die
Ergebnisse zeigten (Tabelle 48), handhaben ein Viertel der Grundsicherungsstellen das so.

Bereits den bisherigen Ausflhrungen ist zu entnehmen, dass es ratsam sein kann, die fach-
liche Stellungnahme der Suchthilfe bei der inhaltlichen Gestaltung der Eingliederungsverein-
barung einzubeziehen. Das war auf dem Experten/innen-Workshop Konsens, und auch die
meisten Grundsicherungsstellen verfahren so, besonders haufig die Grundsicherungsstellen
mit geregelter Kooperation. Ebenso halten die meisten der befragten Suchtberatungsstellen
dies fur eine Erfolg versprechende Vorgehensweise (vgl. Kapitel 9).
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Zweifellos kann eine enge Kooperation bei der inhaltlichen Abfassung der Eingliederungs-
vereinbarung (z. B. in Form eines gemeinsamen Hilfeplangesprachs) dazu beitragen, die
Fallbearbeitung zu optimieren. Deshalb empfehlen die Fachverbande der Suchthilfe, an der
Eingliederungsvereinbarung mitzuwirken (Gesamtverband der stationaren Suchtkrankenhilfe
2004; Paritatischer Gesamtverband 2004; Burkle u.a. 2008). Allerdings sollte die Suchthilfe
dabei darauf achten, keine Aufgaben und Verpflichtungen zu Gbernehmen, die ihre Unab-
hangigkeit gegeniber dem Klienten bzw. der Klientin und die Ergebnisoffenheit des Bera-
tungsprozesses gefahrden. Eine solche Problematik kann z. B. entstehen, wenn die Sucht-
beratungsstelle die Fristen zur Einhaltung der in der Eingliederungsvereinbarung
festgelegten Verpflichtungen bestimmt (Tabelle 50).

5.2.5 Umgang mit Sanktionen

Der Umgang mit Sanktionen nach § 31 SGB Il ist in der Fachliteratur umstritten, insbeson-
dere bei Vorliegen einer Suchtproblematik (z. B. Deutscher Landkreistag 2008a; Birkle u.a.
2008). Das zeigt sich auch in der Praxis der Grundsicherungsstellen. Diskussionswirdig sind
dabei folgende Aspekte:

Sanktionen sind an bestimmte Voraussetzungen gebunden. Dazu gehort, dass von Sanktio-
nen abzusehen ist, wenn ein ,wichtiger Grund® fur die Pflichtverletzung des bzw. der Hilfebe-
durftigen vorliegt (§ 31 (1) SGB Il; vgl. auch Bundesagentur fur Arbeit, 1.10.2007: 9). Eine
Suchterkrankung kann einen solchen wichtigen Grund darstellen:

»Im Rahmen der Sanktionsregelung schlie3t die echte Suchterkrankung ein Verschulden aus,
soweit das Fehlverhalten auf die Sucht zurtickzufihren ist. Zwar macht § 31 SGB Il die Sank-
tion nicht ausdricklich von einem schuldhaften Veralten abhangig. Jedoch wird die Krankheits-
ursache fur die Pflichtverletzung als wichtiger Grund im Sinne des Sanktionsrechts anzusehen
sein.“ (Winkler 2008: 532f.).

Wann im konkreten Einzelfall ein solcher wichtiger Grund vorliegt, ist schwer zu beurteilen,
weil die Begriffe ,Sucht bzw. ,Suchterkrankung“ im SGB Il nicht klar definiert sind. Aus
suchtwissenschaftlicher Sicht ist ein Suchtproblem zumindest dann regelhaft ein solcher
wichtiger Grund, wenn es sich um eine Abhangigkeit handelt, die als Krankheit anerkannt ist
(z. B. WHO ICD 10, Kapitel F1).

Die in dieser Hinsicht festgestellten Unterschiede in der Sanktionspraxis der Grundsiche-
rungsstellen sind wahrscheinlich nicht nur auf die jeweils vor Ort praferierten verschiedenen
fachlichen Konzepte zurlickzufihren, sondern zumindest teilweise wohl auch Ausdruck des
Bemilhens, das Ermessen rechtsfehlerfrei auszuliben. Dem entspricht der Befund, dass
manche Grundsicherungsstellen zur Feststellung eines ,wichtigen Grundes® Fachgutachten
zur Voraussetzung machen.

In Anbetracht der vorherrschenden Praxis des Erkennens von Suchtproblemen (Reagieren
auf Auffalligkeiten) kann man davon ausgehen, dass in den Grundsicherungsstellen eher die
.Schweren als die ,leichten® Falle erkannt werden. Daher dlrfte bei den meisten der nach
§ 16a SGB Il in eine Suchtberatung verwiesenen Fallen eine Abhangigkeit im oben definier-
ten Sinne vorliegen. Vor diesem Hintergrund ist fachlich schwer nachvollziehbar, dass ein
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Drittel der Grundsicherungsstellen eine Suchterkrankung in der Regel nicht als wichtigen
Ausschlussgrund fiir Sanktionen anerkennen.

Werden in der Eingliederungsvereinbarung festgelegte Verpflichtungen nicht eingehalten,
muss sanktioniert werden (§ 31 SGB Il). Das gilt auch fir die Verpflichtung, sich bei einer
Suchtberatungsstelle zu melden, die 93 % der Grundsicherungsstellen in der Eingliede-
rungsvereinbarung festschreiben. Wie die Ergebnisse zeigten, wird eine Verletzung dieser
Vereinbarung in manchen Grundsicherungsstellen in der Regel sanktioniert, in anderen nicht
oder nur in bestimmten Fallen. Auch dieser Befund kann auf unterschiedliche fachliche Hal-
tungen zurtuckgehen. So sehen, wie berichtet, einige der SGB II-Stellen in der Sanktionier-
barkeit einen wichtigen Erfolgsfaktor, andere hingegen nicht.

Welche Aspekte bei der Auslibung des Ermessens in einer Sanktionsfrage zu beachteten
sind, ist in der oben zitierten Kooperationsvereinbarung einer Grundsicherungsstelle nach-
vollziehbar dargestellt.

Sehr eindeutig empfiehlt der Vergleichsring der Optionskommunen, auf Sanktionen weitge-
hend zu verzichten (con_sens/Ramboll Manangement 2009: 25)

.Die mit der Eingliederungsvereinbarung verbundene Mdoglichkeit der Sanktionierung (Leis-
tungskirzung) bei einer unbegriindeten Verweigerung lasst sich bei sozialen Leistungen in der
Regel nicht umsetzen, da eine wirksame Beratung bei Uberschuldung, Sucht oder anderen
psychosozialen Problemlagen nicht ohne Willen und Einverstandnis des Betroffenen moglich
ist.”

Aus fachlicher Sicht sollte in Rechnung gestellt werden, dass der Ausstieg aus der Sucht und
die erste Kontaktaufnahme zum Hilfesystem in aller Regel schwierig ist, auch au3erhalb des
SGB Il-Kontextes oft mit gebrochener Motivation erfolgt und mehrere Anlaufe bendtigt, so
dass das Nicht-Einhalten von Melde- bzw. Kontaktvereinbarungen nicht regelhaft zu Sankti-
onen fihren sollte.

Im Fall eines Abbruchs der Suchtberatung zeigen die Ergebnisse (Freitextantworten), dass in
der Praxis der Grundsicherungsstellen oft von Sanktionen abgesehen wird, und ein eher
konstruktives Vorgehen vorherrscht, d.h. Klarung der Grinde, Rucksprache mit Suchtbera-
tung, die Suche nach alternativen Unterstitzungsangeboten u.a.

Insgesamt gesehen sind Fortschritte in der Sanktionspraxis der Grundsicherungsstellen zu
erreichen durch Verbesserungen in der suchtspezifischen Schulung (Erkennen und Aner-
kennen der Suchtkrankheit als wichtiger Sanktionsausschlussgrund) und in der Herstellung
von Rechtssicherheit auf der konkreten Handlungsebene. Zudem kdnnte sich eine Qualifizie-
rung der SGB lI-Fachkrafte in Motivierungstechniken als nitzlich erweisen, um die Sankti-
onsquote weiter zu senken. Dazu wiirde sich die Methode der ,Motivierenden Gesprachsflih-
rung“ eignen (vgl. Miller/Rollnick 2005). Bis zum Zeitpunkt der Befragung hatten Fachkrafte
von lediglich 78 Grundsicherungsstellen an suchtspezifischen QualifizierungsmalRnahmen
teilgenommen, in denen die ,Motivierende Gesprachsfihrung“ Gegenstand der Schulung
war (vgl. Kapitel 3.1.3).
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5.2.6 Umgang mit Verschuldung, unwirtschaftlichem Verhalten

Eine Direktuberweisung von Mieten und Energiekosten nie vorzunehmen, ist bei dem Perso-
nenkreis der Suchtkranken als riskante Praxis anzusehen. Und ein Verhalten, Mietrick-
stande nie zu Ubernehmen, verstolt gegen die gesetzliche Verpflichtung zur Wohnungssi-
cherung aus § 22 (5) und (6) SGB Il. Vier bzw. 21 SGB Il-Stellen hatten entsprechende
Antworten gegeben (Tabelle 57). Allerdings gibt es in den Freitextfeldern Hinweise darauf,
dass die Ubernahme von Mietschulden bei diesen Grundsicherungsstellen in anderer (kom-
munaler) Zustandigkeit liegt.
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6 Die Schnittstelle zur Suchtberatung nach § 16a SGB Il

Wahrend es im letzten Kapitel um das Handeln der Grundsicherungsstellen in der Fallbear-
beitung ging, soll nun die Schnittstelle zur Suchtberatung in den Blick genommen werden.
Denn spatestens mit und nach der Zuweisung in eine Suchtberatung ist die Fallbearbeitung
nicht mehr nur allein Sache der Grundsicherungsstelle. Die Kontaktaufnahme mit der Sucht-
beratungsstelle muss angebahnt werden, Kooperation muss gegebenenfalls organisiert wer-
den, und es muss definiert werden, welche Informationen notwendig sind und welche flielen
dirfen.

In diesem Kapitel interessiert das Verfahren, welches einer Zuweisung in eine Suchtberatung
folgt: Wie der Kontakt angebahnt wird, wie schnell Betroffene Suchtberatungsleistungen in
Anspruch nehmen kénnen, und wie die Kooperation an der Schnittstelle Suchtberatungs-
stelle — Grundsicherungsstelle praktisch funktioniert. Der thematisch gegliederten Dar-
stellung der Ergebnisse von Grundsicherungsstellen- und Suchtberatungsstellenbefragung
folgt die Diskussion der Befunde.

6.1 Ubergang in Suchtberatung

Nachdem per Eingliederungsvereinbarung in eine Suchtberatung zugewiesen wurde, unter-
scheiden sich die weiteren Vorgehensweisen der Grundsicherungsstellen deutlich. Nur ein
kleinerer Teil begleitet und unterstitzt die Kontaktaufnahme direkt. Bei einem Drittel der be-
fragten Grundsicherungsstellen ist es Ubliche Praxis (Tabelle 58), dass die zustéandige Fach-
kraft Kontakt mit einer Suchtberatungsstelle aufnimmt und den Kunden bzw. die Kundin di-
rekt vermittelt. FlUr etwas Uber die Halfte der befragten Grundsicherungsstellen ist es
gangiges Verfahren, die Leistungsbeziehenden ohne Kontaktaufnahme mit der Suchtbera-
tungsstelle an diese zu verweisen, ihnen dabei entweder lediglich eine Adressenliste von
Suchtberatungsstellen, einen Beratungsschein oder auch gar keine weitere Information aus-
zuhandigen.

Den Erlauterungen zur Rubrik ,Sonstiges” ist zu entnehmen, dass haufig differenzierte Ver-
fahren entwickelt wurden. Geschildert wird ein einzelfallabhéngiges Vorgehen, welches sich
z.B. nach ,Einsicht® und Fahigkeit der Kund/inn/en, teils auch nach Dringlichkeit des Falles
richtet. In einigen Fallen (N=10) werden sowohl Beratungsscheine ausgestellt als auch direkt
Kontakt mit der Suchtberatungsstelle aufgenommen (telefonisch oder schriftlich). Zwei
Grundsicherungsstellen geben an, im persdnlichen Kontakt zu vermitteln, da die Suchtbera-
tungsstelle Sprechstunden in der SGB |I-Stelle anbiete. Ein Vergleich der Daten nach
Grundsicherungsstellen mit geregelter und ohne geregelte Kooperation zeigt, dass der Anteil
derer, die Beratungsscheine ausgeben, bei Grundsicherungsstellen mit geregelter Ko-
operation hdher ist als bei denen mit ungeregelter Kooperation.

Nicht immer wird direkt an eine Suchtberatungsstelle vermittelt. Einige Grundsicherungs-
stellen verweisen zunachst an die arztlichen oder kommunalen Fachdienste, die dann ent-
weder an eine Suchtberatungsstelle weitervermitteln oder die Suchtberatung gegebenenfalls
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selbst durchfihren. Zwei Grundsicherungsstellen geben an, MalRnahmetrager im Rahmen
von Arbeitsgelegenheiten mit der Suchtberatung zu beauftragen.

Tabelle 58: Ubliche Vorgehensweise bei Festlegung von Suchtberatung als flankierende Leistung in
der Eingliederungsvereinbarung
In Prozent der
N antwortenden
GSS
Zustandige Fachkraft nimmt Kontakt zu einer Suchtberatungsstelle auf und vermittelt
. 112 35,2
Kund//Kunden direkt
Kundin/Kunde erhélt eine Adressliste von Suchtberatungsstellen, soll sich dort selbst 84 26.4
melden ’
Kundin/Kunde erhélt einen "Beratungsschein" und die Aufforderung, sich selbst bei
- 74 23,3
einer Suchtberatungsstelle zu melden
Kundin/Kunde erhalt ohne weitere Hinweise die Aufforderung, sich bei einer Sucht- 13 41
beratungsstelle zu melden ’
Sonstiges 35 11,0
Gesamt 318 100
Keine Angaben 5

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 2.

Wann Kund/inn/en mit Suchtproblemen nach der Zuweisung den ersten Termin bei einer
Suchtberatungsstelle bekommen, hangt wesentlich davon ab, ob die ortlich verfligbaren
Suchtberatungsstellen in der Lage sind, den Bedarf zu decken und flexibel neue Klient/inn/en
aufzunehmen (vgl. Kapitel 3.1.5). Immer wieder wird gerade fur den Bereich Sucht die Be-
deutung von nahtlosen Ubergangen in Beratung betont, da sich Motivationslagen schnell
verandern konnen.

Knapp die Halfte der Grundsicherungsstellen berichtet, dass es bei den kooperierenden
Suchtberatungsstellen keine Wartezeiten gebe (Tabelle 59). Bei 15 % ist eine zeitlich vorran-
gige Betreuung der Uber das SGB Il zugewiesenen Kund/inn/en ublich. In einzelnen Fallen
berichten die Befragten auch Uber eine nachrangige Betreuung. Etwa 30 % der Grundsiche-
rungsstellen berichten, dass es bei den 6értlichen Suchtberatungsstellen, an die sie verwei-
sen, zu Wartezeiten kommt.

Der Aufschlisselung der Wartezeiten in Tabelle 107 (im Anhang) zufolge sind dies selten
Wartezeiten von fiunf und mehr Wochen. Etwa die Halfte der Wartezeiten liegt im Zeitraum
bis zu zwei Wochen, weitere 40 % im Zeitraum bis zu vier Wochen.
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Tabelle 59: Wartezeiten zwischen Zuweisung und Beginn der Suchtberatung
In Prozent der
Mehrfachantworten N
antwortenden GSS

Es gibt keine Wartezeit zwischen Zuweisung und Beratungsbeginn 144 45,9
Es vergeht eine Wartezeit 98 31,2
Zeitlich vorrangige Betreuung der SGB |I-Kund/inn/en 49 15,6
Dazu liegen keine Informationen vor 39 12,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 9; N=314.

6.2 Informationsfluss zwischen Grundsicherungs- und
Suchtberatungsstellen

6.2.1 Befragung der Grundsicherungsstellen

Um die Praxis der gegenseitigen Information zwischen den Fachkraften bei den Grundsiche-
rungs- und den Suchtberatungsstellen zu erfassen, wurde im Fragebogen nach dem ub-
lichen weiteren Vorgehen nach der Zuweisung in eine Suchtberatung gefragt. Uberwiegend
wird den Kund/inn/en selbst eine Informationsverpflichtung auferlegt; in etwa 70 % der
Grundsicherungsstellen mussen sie nachweisen, dass sie sich bei der Suchtberatungsstelle
gemeldet haben. In etwa 30 % der Grundsicherungsstellen erkundigt sich die Fachkraft bei
der Suchtberatungsstelle, ob die Kundin oder der Kunde vorstellig geworden ist.

Die Freitexterlauterungen der befragten Grundsicherungsstellen zu den verschiedenen Modi
der Informationsweitergabe machen deutlich, dass die Verfahren der Grundsicherungsstellen
sehr verschieden sind und auch innerhalb der Grundsicherungsstelle variieren kénnen.

= Teilweise werden nur in Einzelfallen Informationen ausgetauscht, teilweise scheint
dies regelhaft zu geschehen.

= Haufig wird benannt, dass Kontakt und Informationen nur méglich sind, wenn Schwei-
gepflichtsentbindungen von den Kund/inn/en unterschrieben sind bzw. ein Informati-
onsaustausch von den Kund/inn/en ausdricklich erwiinscht wird (N=14). Einige
Grundsicherungsstellen berichten, dass die Suchtberatungsstellen vor Ort unter Ver-
weis auf Datenschutz bzw. Vertraulichkeit der Beratung grundsatzlich keine Informa-
tionen an die Grundsicherungsstellen weitergeben (N=7).

= In einigen Fallen ist die Rickmeldung der Suchtberatungsstellen zum Beratungsver-
lauf klar auf einzelne Aspekte begrenzt, so z. B. auf wahrgenommene Gesprache, in
anderen umfasst eine solche Rickmeldung auch Informationen zur Suchtdiagnose
und zu erreichten Beratungsergebnissen (vgl. Kapitel 3.1.6).

= Teilweise erfolgt die Riickmeldung direkt durch Fachkrafte der Suchtberatungsstellen,
teilweise Uber den Ricklauf der Beratungsscheine, die von den Kund/inn/en bei den
Grundsicherungsstellen abgegeben werden missen. Zum Teil wird ein gestuftes Ver-
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fahren verfolgt: Zunachst erfolgt die Rickmeldung tUber wahrgenommene Gesprache
durch den Kunden/die Kundin; nach Inanspruchnahme mehrerer Termine bei der
Suchtberatungsstelle werden dann gemeinsame Hilfeplangesprache (N=6) durchge-
fUhrt.

= Eine Reihe von Grundsicherungsstellen bertcksichtigen Empfehlungen und Integrati-
onsvorschlage von Suchtberatungsstellen und lassen die Rickmeldungen in die Ak-
tualisierung von Eingliederungsvereinbarungen einflieRen.

Wahrend die Rickmeldungen durch Kund/inn/en bzw. Suchtberatungsstellen die Fallbear-
beitung auf Seiten der Grundsicherungsstellen erleichtern, Iasst sich darauf noch keine Ko-
operation grinden. Hier missen Informationen auch zur Suchthilfe flieBen; ein gegenseitiger
Austausch von Informationen ist also erforderlich. Ein solcher erfolgt bei etwa 12 % (39) der
Grundsicherungsstellen, bei weiteren 24 Prozent (77) ist ein solcher Austausch nicht gere-
gelt, kann aber vorkommen (vgl. Kapitel 7, Tabelle 65). Ein Austausch erfolgt haufiger bei
den Grundsicherungsstellen mit geregelter als bei denen ohne geregelte Kooperation.

6.2.2 Befragung der Suchtberatungsstellen

Fast alle der 53 Suchtberatungsstellen, die sich zur Weitergabe von personenbezogenen In-
formationen verpflichtet haben (vgl. Kapitel 3.2.1), geben den Grundsicherungsstellen Aus-
kinfte bzgl. der Einhaltung von Terminen und informieren tUber den Abschluss der Beratung
(90 %). Zwei Drittel bzw. 70 % haben sich verpflichtet, Informationen tber die Dauer der Be-
ratung bzw. geplante HilfemaBnahmen zu geben. Etwas mehr als die Halfte berichtet Giber
Ziele des Beratungsprozesses und weniger als die Halfte Uber Inhalte und Ergebnisse der
Suchtberatung. (Tabelle 60)

Tabelle 60: Gegenstand der Informationspflicht

Mehrfachantworten In Prozent der antwor-
N tenden SB-Stellen
Einhaltung von Terminen 46 90,2
Abschluss der Beratung 46 90,2
Geplante Hilfemalinahmen 36 70,6
Dauer der Beratung 34 66,7
Ziele des Beratungsprozesses 27 52,9
Suchtdiagnose 22 43,1
Sonstiges 5 9,8

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 6, N=53 (die SB-Stellen, die von Informationspflichten berich-
ten).
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Vereinzelt werden auch auf Grundlage dieser Auskunftspflicht Informationen Gber Vermitt-
lung an andere Hilfeanbieter, Behandlungsplane und Rickmeldungen zur Compliance der
Kund/inn/en mit Suchtproblemen regelhaft weitergegeben. Haufig erlautern die befragten
Suchtberatungsstellen, dass die Informationsweitergabe nur unter der MaRgabe geschieht,
dass Kund/inn/en mit Suchtproblemen die Schweigepflichtentbindung unterschrieben haben.
Einen Hinweis darauf, dass moglicherweise Zusammenhange zwischen Finanzierungsart
(fallbezogen vs. pauschal) und Informationspflicht bestehen, gibt eine Suchtberatungsstelle:

»Im Rahmen der einzelfallabzurechnenden Begutachtung sind alle abgefragten Datenbereiche
weiter zu geben.®

Die Auskunftspflicht, so erlautern einige Suchtberatungsstellen, liege in ihrem Fall nicht bei
der Suchtberatungsstelle, sondern bei den Klient/inn/en, die ihre persoénlichen Ansprechpart-
ner/innen bei der Grundsicherungsstelle Uber den Fortgang der Suchtberatung auf dem Lau-
fenden halten. Suchtberatungsstellen geben ihnen z. T. unterzeichnete Beratungs- bzw. Ge-
sprachsbestatigungen zur Vorlage bei der Grundsicherungsstelle mit. So teilt eine
Suchtberatungsstelle mit:

,Die Klienten bekommen eine Bescheinigung Uber die Teilnahme an einem Beratungsgesprach.
Daraus geht hervor, ob die Beratung fortgesetzt wird. Die Klienten erhalten diese Bescheini-
gung und missen fiir die Ubermittiung an die ARGE eigenverantwortlich Sorge tragen.*

Der Umgang der Suchtberatungsstellen mit der Sanktionsbewehrtheit der Mitwirkung von
Kund/inn/en mit Suchtproblemen an der Suchtberatung ist héchst unterschiedlich und hangt
auch mit ihrer fachlichen Bewertung der positiven oder negativen Auswirkungen der Sankti-
onsoption und -praxis zusammen. Eine Minderheit, d. h. jede achte Suchtberatungsstelle,
gibt grundsatzlich keine personenbezogenen Informationen an die Grundsicherungsstellen
weiter, und ein Drittel gibt Informationen Uber VerstdlRe gegen die Eingliederungsvereinba-
rung grundsatzlich weiter. Etwa 30 % fassen Ruckmeldungen an die Grundsicherungsstelle
so ab, dass Sanktionen in der Regel vermieden werden, und ein gutes Viertel der Befragten
gibt nur in bestimmten Fallen Ruckmeldungen.

Tabelle 61: Umgang der Suchtberatungsstellen mit der Sanktionsbewehrtheit der Zuweisung in
Suchtberatung

In Prozent der

Mehrfachantworten N antwortenden
SB-Stellen

Wir geben grundséatzlich keine personenbezogenen Riickmeldungen an die SGB 9 125

1I-Stelle ’

Wir fassen Riickmeldungen an die SGB II-Stelle so ab, dass Sanktionen nach 25 347

Mdoglichkeit vermieden werden.

Wir geben Informationen Gber VerstolRe gegen die Eingliederungsvereinbarung
und Mitwirkungspflichten an die SGB II-Stelle nur in bestimmten Fallen weiter, 22 30,6
und zwar in folgenden Fallen.

Wir geben Informationen utber Verstolie gegen die Eingliederungsvereinbarung 27 375
und Mitwirkungspflichten grundsatzlich an die SGB II-Stelle weiter. ’

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 8; N=72.
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Als relevante Bedingung wird hier meist das Vorliegen einer Schweigepflichtentbindung und
das Einverstandnis der Betroffenen genannt. Weitere Bedingungen sind, dass eine einzel-
fallbezogene Kooperation besteht und/oder eine entsprechende Anfrage der Grund-
sicherungsstelle vorliegt. Einige Suchtberatungsstellen geben nur dann entsprechende
Ruckmeldungen an die Grundsicherungsstelle, wenn der Klient bzw. die Klientin nicht er-
scheint oder die Beratung abbricht.

Dass die Sanktionsbewehrtheit in den Uberlegungen der Fachkrafte der Suchtberatungs-
stellen eine Rolle spielt, macht die Aussage einer Suchtberatungsstelle deutlich:

+Ausklnfte werden verweigert, wenn zu beflrchten ist, dass dem Klienten/der Klientin daraus
Schaden entstehen kénnte.*

In anderen Suchtberatungsstellen wird nicht nach Einzelfall entschieden, sondern die Verfah-
ren sind standardisiert und an eine allgemeine Informationspflicht gekoppelt:

,Die Vorgehensweise bzgl. der vereinbarten Modulberatung ist zwischen allen Beteiligten klar
verabredet. In diesem Rahmen erfolgen die wechselseitigen Informationen.®

Eine andere Suchtberatungsstelle berichtet, dass sie standardisierte Zwischen- und Ab-
schlussberichte erstellt, die dann aber durch die Klient/inn/en ibergeben werden. Bei einer
Suchtberatungsstelle hangt das Verfahren davon ab, ob die Betroffenen Beratungsgut-
scheine erhalten haben. Eine Suchtberatungsstelle betont, dass nur solche Informationen
ausgetauscht werden sollen, die fir eine Integration ins Berufsleben wichtig sind.

Wie bereits angesprochen, bewerten die Suchtberatungsstellen die Sanktionierung von
Klient/inn/en bei Nichtaufsuchen einer Suchtberatungsstelle nicht einhellig. Etwa ein Viertel
findet diese eher hilfreich — etwa 20 % erachten diese als eher nicht hilfreich, etwa die Halfte
auflert sich hier neutral (vgl. Kapitel 9.2.3).

Ein relevanter Teil der Klient/inn/en der Suchtberatungsstellen (vgl. Tabelle 31) sind Perso-
nen, die zwar Leistungen nach dem SGB |l beziehen, aber nicht Uber die Grundsicherungs-
stelle der Suchtberatungsstelle zugewiesen wurden. Eine wichtige Frage ist, ob in diesen
Fallen Kontakte zur Grundsicherungsstelle aufgenommen werden oder nicht. Die Mehrzahl
der befragten Suchtberatungsstellen nimmt durchaus Kontakt auf. Nur etwa 30 % der Sucht-
beratungsstellen (25) nimmt in diesen Fallen grundsatzlich keinen Kontakt zur Grundsiche-
rungsstelle auf. Teilweise berichten Suchtberatungsstellen, dass Kund/inn/en mit Sucht-
problemen eine solche Kontaktaufnahme explizit ablehnen.

Den Erlauterungen der Suchtberatungsstellen ist zu entnehmen, dass es haufig nur bei Be-
darf, auf Wunsch und im Interesse der Ratsuchenden zur Kontaktaufnahme mit der zustan-
digen SGB |I-Stelle kommt. Beispielsweise geht es dann um die Abklarung der Vermittlung in
Therapie, aber auch um SGB ll-bezogene Fragen wie die Klarung bzgl. eines Leistungs-
ausfalls bzw. einer Leistungsminimierung, Mietobergrenzen oder die Vermittlung in eine Ar-
beitsgelegenheit. Ob und wie viele der Suchtberatungsstellen Kontakt zur Grundsicherungs-
stelle aufgrund eines vereinbarten Informationsaustauschs aufnehmen, Iasst sich aufgrund
der Daten nicht klaren.
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6.3 Fallbearbeitung, Fallsteuerung

6.3.1 Befragung der Grundsicherungsstellen

In Tabelle 62 sind verschiedene Modi der Organisation der Fallbearbeitung dargestellt. Die
Mehrheit der Grundsicherungsstellen tauscht wie oben gezeigt mit den Suchtberatungsstel-
len Informationen zwar aus, allerdings kommt es zu einer gemeinsamen Erarbeitung eines
Eingliederungs- und Hilfeplans nur bei einem Fiinftel der Befragten. Ein Viertel der Grundsi-
cherungsstellen verfolgt die Vermittlungsbemuhungen unabhangig von der Betreuung durch
die Suchtberatungsstelle weiter. Nur in etwa jeder zehnten Grundsicherungsstelle Gbernimmt
die Suchtberatungsstelle nach der Zuweisung die weitere Betreuung des Kunden bzw. der
Kundin, d. h. die Fallsteuerung geht zur Suchtberatungsstelle tber.

Tabelle 62: Ubliches weiteres Verfahren nach Verweisung an Suchtberatungsstelle

In Prozent der
Mehrfachantworten N antwortenden

GSS

Gegenseitige Information der Fachkrafte der Grundsicherungsstelle und der Sucht- 177 55.5
beratungsstelle ’
Fachkraft der Grundsicherungsstelle versucht unabhangig von der Betreuung durch
die Suchtberatungsstelle Kundin/Kunden in eine Arbeit bzw. MaRnahme zu vermit- 81 25,4
teln
Gemeinsame Erarbeitung eines Hilfe-/Eingliederungsplans durch Fachkraft der 67 210
Grundsicherungsstelle und Fachkraft der Suchtberatungsstelle ’
Betreuung des Kunden/ der Kundin im wesentlichen durch Fachkraft bei Suchtbe- 29 9.1
ratungsstelle ’
Es gibt kein einheitliches Vorgehen 48 15,0
Sonstiges 53 16,6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 3; N=319.

Hinsichtlich der unabhangig von der Suchtberatung verfolgten MaRnahmevermittiung wird
von den Grundsicherungsstellen auf den Einzelfall verwiesen; so kénne eine Vermittlung in
eine Malinahme eine sinnvolle, tagesstrukturierende Erganzung zur Suchthilfe sein, in ande-
ren Fallen — insbesondere wenn es um stationare Suchttherapie geht — sei dies jedoch nicht
angezeigt. Dies veranschaulicht ein Zitat:

-KundInnen, die ernsthaft an ihrem Suchtproblem arbeiten, werden nicht in Malknahmen ver-
mittelt, insbesondere dann nicht, wenn eine stationare Suchttherapie geplant ist. Wenn Kundin-
nen wahrend der Vorbereitung auf eine Therapie zur Erhaltung einer Tagesstruktur auf eigenen
Wunsch an einer MalRnahme teilnehmen mdéchten, so werden sie zugewiesen (i.d.R. handelt es
sich dann um eine Arbeitsgelegenheit).”

Gemeinsame Fallgesprache sind Ausdruck fiir ein hohes Mall an Kooperation. Tabelle 63
weist aus, dass nur etwa jede sechste Grundsicherungsstelle regelmalig gemeinsame Fall-
gesprache mit der Suchtberatungsstelle ohne Beteiligung von Kundinnen und Kunden durch-
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fuhrt. Mit Beteiligung fuhrt nur etwa jede zehnte Grundsicherungsstelle regelmaflige Fallge-
sprache durch. In besonderen Fallen geschieht dies bei 40 % bzw. 50 % der Grundsi-
cherungsstellen. Ein Viertel der Grundsicherungsstellen flhrt grundsatzlich keine Fallgespra-
che mit der Suchtberatungsstelle durch.

Tabelle 63: Durchfiihrung gemeinsamer Fallgesprache mit der Suchtberatungsstelle
Ohne Beteiligung der Kundinnen Mit Beteiligung der Kundinnen
und Kunden und Kunden
N In Prozent N In Prozent

Nein 137 42,9 130 40,6
Ja, regelmalig 49 15,4 32 10,0
Ja, in besonderen Féllen 133 417 158 494
Gesamt 319 100 320 100
Keine Angabe 4 3

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Fragen G 4 und G 5.

Die Erlduterungen zu den ,besonderen Fallen® machen deutlich, dass dies zumeist auf
Wunsch und mit Einverstandnis der Kund/inn/en, auf Wunsch von Grundsicherungs- oder
Suchtberatungsstellen, bei Bedarf bzw. je nach Einzelfall erfolgt. Sind diese Einzelfalle naher
beschrieben, so handelt es sich meist um komplexere Fallkonstellationen, z. B. um Falle, in
denen sich Problemlagen im Beratungsverlauf verandern und besondere Auffalligkeiten be-
stehen (z. B. Unzuverlassigkeit).

6.3.2 Befragung der Suchtberatungsstellen

In der Befragung der Suchtberatungsstellen wurde erhoben, ob und in welcher Form die
Grundsicherungsstellen vor Verhangung einer Sanktion die Ricksprache mit den Suchtbe-
ratungsstellen suchen. Die Praxis diesbezuglich ist heterogen.

Bei etwa einem Viertel der Suchtberatungsstellen gab es bislang bei der Verhangung von
Sanktionen noch keine Ricksprache durch die Grundsicherungsstellen, bei ca. 40 % erfol-
gen solche Ricksprachen manchmal und bei einem weiteren Viertel wird haufiger Riickspra-
che gehalten. Nur bei einer Minderheit der Suchtberatungsstellen sind solche Rucksprachen
grundsatzlich vorgesehen (Tabelle 64).
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Tabelle 64: Haufigkeit von Riicksprachen der Grundsicherungsstellen mit Suchtberatungsstellen vor
Verhdngung von Sanktionen
In Prozent der
antwortenden SB-
N Stellen
Nie 19 25,3
Manchmal 31 41,3
Haufig 19 25,3
Immer 6 8,0
Gesamt 75 100
Fehlend 5

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 7.

Die Kommentare der Suchtberatungsstellen zu dieser Frage zeigen das breite Spektrum der
Praxis; nur im letzten der aufgefiihrten Zitate kommt es tberhaupt zu einer Kontaktaufnahme
der Suchtberatungsstelle mit der Grundsicherungsstelle und zu Absprachen:

~Sanktionen werden uns in der Regel nicht bekannt.”
,Probanden kommen fast nie mit einer sanktionsbewehrten Eingliederungsvereinbarung.*

-Wenn SGB llI-Empfangerinnen und Empfanger Termine in der Suchtberatung nicht einhalten,
ist Kontaktaufnahme unsererseits mit dem Klientel sinnvoll. Vor Kontaktabbruch-Mitteilung an
die SGB II-Stelle ist es hilfreich, den Mitarbeiter anzusprechen, damit dieser den Kunden erneut
einladt und den Kontakt zur Suchtberatung vor einer Kiirzung erneut anordnet.*

6.4 Diskussion der empirischen Ergebnisse

6.4.1 Ubergang in Suchtberatung

Grundsatzlich, so fordern Burkle u. a. (2008), misse — ahnlich wie im SGB VIl und dem
SGB IX — ein ,Wunsch- und Wahlrecht fur die Klienten (...) gegeben sein, d.h. diese missen
wahlen kdnnen, welche Suchtberatungsstelle sie in Anspruch nehmen® (Burkle u. a. 2008:
371). Dies ist natlrlich nur denkbar, sofern es mehrere Beratungsstellen gibt und unter der
Pramisse, dass die Grundsicherungsstelle nicht mit nur einer Suchtberatungsstelle spezi-
fische Vereinbarungen getroffen hat, wie z. B. die Auslagerung des Fallmanagements. Die
geforderte Wahlfreiheit ist grundsatzlich bei allen beschriebenen Zuweisungsverfahren
denkbar, mit Sicherheit gegeben ist sie in den Fallen, in denen den Kund/inn/en eine Liste
der Suchtberatungsstellen ausgehandigt wird. Eingeschrankt ist sie, sobald Grundsich-
erungsstellen mit Suchtberatungsstellen spezifische Leistungen fir zugewiesene Klient/inn/-
en vereinbart haben. Hier geht die Wahlfreiheit moglicherweise zugunsten passgenauerer
Leistungen verloren.
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Ein weiterer Aspekt ist die Frage der Niedrigschwelligkeit. Grundsatzlich kann die vorherige
Kontaktaufnahme und Anbahnung eines Termins durch Fachkrafte der Grundsicherungs-
stellen die Inanspruchnahme von Beratungsleistungen erleichtern; dass eine Beratung zu-
stande kommt, ist nicht mehr ausschlielllich davon abhangig, ob ein suchtkranker Mensch
die notwendige Eigeninitiative aufbringt. Aus solchen Vereinbarungen kann eine starkere
Verbindlichkeit erwachsen. Ob diese Form der Kontaktaufnahme aus Sicht der Kund/inn/en
mit Suchtproblemen wiinschenswert ist, hangt allerdings vermutlich auch davon ab, ob ein
Vertrauensverhaltnis zur Fachkraft der Grundsicherungsstellen besteht oder nicht, und ob
eine offensichtliche Nahe und ein Austausch der beiden Hilfesysteme abschreckend wirken.
Einigen Adressat/inn/en dirften die oben genannten Wahimdglichkeiten wichtig sein; fur sie
ist die Hemmschwelle, sich auf eine Suchtberatungsleistung einzulassen, dann niedriger,
wenn sie sich zundchst informieren und dann die Einrichtung wahlen kénnen, die ihnen per-
sonlich am meisten zusagt.

Ebenfalls Thema des Ubergangs ist die Frage, ob die Kund/inn/en mit Suchtproblemen mit
Wartezeiten bei der Suchtberatungsstelle rechnen missen. Von Wartezeiten berichten ein
Drittel der Grundsicherungsstellen, diese dauern nur vereinzelt langer als vier Wochen. Re-
gelhafte Wartezeiten von vier und mehr Wochen erhéhen die Schwelle zum Antritt einer
Suchtberatung erheblich und vermindern die Chancen, dass die Suchtberatung tatsachlich in
Anspruch genommen wird. Auch kirzere Wartezeiten kdnnen problematisch sein, denn die
Nahtlosigkeit des Ubergangs ist erfolgskritisch. (vgl. Zemlin/Gnamm 2008)

Etwa 15 % der Grundsicherungsstellen berichten von einer vorrangigen Betreuung der Gber
das SGB Il zugewiesenen Klient/inn/en. Dies ist ein Indiz dafiir, dass die unterschiedliche Fi-
nanzierung von Uber das SGB Il zugewiesenen Klient/inn/en und anderen Klient/inn/en auch
zu einer unterschiedlichen Behandlung der Personen fuhren kann. Durch den § 16a SGB I
wird in die sozialen Dienste das Ziel der Arbeitsmarktintegration eingeflihrt mit mdglichen
Auswirkungen auf Verfahren, Organisationsform, Klient/inn/engruppen und Erfolgskriterien.
Eine problematische Tendenz zum eingeschrankten Zugang zu Beratungsleistungen fir Per-
sonen, die keine Leistungen nach dem SGB Il beziehen, wird vor diesem Hintergrund von
einigen Schuldnerberatungsstellen berichtet (vgl. Kotlenga 2008). Suchtberatungsstellen
verstehen sich als Einrichtungen, die allen Personengruppen gleichermaRen offen stehen.*
Insofern darf die veranderte Finanzierung flir einen Teil der Klient/inn/en der Suchtbera-
tungsstellen nicht zu einer Verschlechterung der Versorgungslage von anderen Suchtkran-
ken fihren. Umgekehrt ist eine nachrangige Beratung von durch die Grundsicherungsstelle
zugewiesenen Kund/inn/en, Uber die vereinzelt berichtet wurde, ebenfalls nicht zu rechtferti-
gen.

6.4.2 Informationsfluss

Bei der fallbezogenen Kooperation von verschiedenen Einrichtungen ist ein gegenseitiger In-
formationsaustausch unabdingbar. Fir die Grundsicherungsstellen ist es wichtig, die weitere
Hilfe- oder Malinahmenplanung mit der Suchtberatung und den dort geplanten weiteren

% Birkle u.a. (2008) verwenden den Begriff der Barrierefreiheit.
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Schritten abzustimmen. Fir die Suchtberatungsstellen ist es beispielsweise wichtig, von den
Klient/inn/en, mit denen sie arbeiten, zu wissen, welche Unterstitzungsangebote sie schon
bekommen haben, und welche Erfahrungen damit gemacht wurden. Auch fir die Suchtbera-
tung ist entscheidend zu wissen, welche MaRnahmen auf Seiten der Grundsicherungsstelle
in Planung sind, und inwiefern diese die Arbeit mit den Klient/inn/en tangieren.

Der Deutsche Landkreistag (2008a: 12) formuliert im Hinblick auf den Informationsfluss von
sozialen Diensten (§ 16a SGB Il) zu den Grundsicherungsstellen:

,Die Erkenntnisse aus der Durchfiihrung einer sozialen Leistung sollten in den laufenden Hilfe-
prozess einbezogen werden. Dafir ist es erforderlich, vom Leistungserbringer Mitteilungen Gber
die Durchfiihrung der MaRnahme zu folgenden Punkten zu erhalten:

= vereinbarte Termine

» Teilziele im Hilfeprozess (Inhalt, Zeitschiene)

= Geplante HilfemaRnahmen bzw. auftretende Bedarfe
» Abschluss der MalRnahme und Ergebnis.*

Die benannten Inhalte — ,verabredete Termine®, ,geplante Hilfemalihahmen® und ,Abschluss
und Ergebnis der Beratung“ — werden von den meisten der befragten Suchtberatungsstellen
an die Grundsicherungsstellen weitergegeben. Uber Ziele der Beratung informieren hinge-
gen nur etwa 50 % der Suchtberatungsstellen.

Die Informationsweitergabe vollzieht sich im Spannungsverhaltnis zwischen den beiden Fra-
gen: Welche Informationen sind inhaltlich fir die weitere Fallbearbeitung notwendig, und wel-
che Informationen dirfen Uberhaupt ausgetauscht werden. Ein Datentransfer zwischen
Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen ist ohne eine Zustimmung bzw. eine Schwei-
gepflichtsentbindung durch die Kund/inn/en bzw. Klient/inn/en nicht mdglich (vgl. Kapitel da-
zu 3.1.6.3). Da es sich hierbei um eine freiwillige Einwilligung handelt — die daher auch nicht
in die Eingliederungsvereinbarung aufgenommen werden darf (vgl. Kapitel 5.2) — muss die
Schnittstelle zwischen Grundsicherungsstelle und Suchtberatung verschiedene Verfahren
des Informationstransfers vorsehen. Wenn keine Schweigepflichtsentbindungen fiir Suchtbe-
ratung und Grundsicherungsstelle vorliegen, muss der Informationsfluss entweder unterblei-
ben oder kann nur durch den Klienten/die Klientin selbst erfolgen. Hierfur werden in der Pra-
xis schriftiche Beratungs- und Gesprachsbestatigungen ausgegeben, teilweise auch
Berichte verfasst und von den Klient/inn/en an die Grundsicherungsstellen ausgehandigt.

Auch wenn die Frage der Schweigepflichtentbindung vom Prinzip her eindeutig ist, flhrt sie
in der Praxis zu Problemen. Etwa 50 % der Suchtberatungsstellen sagen, dass es diesbe-
zuglich oft oder manchmal zu Problemen in der Kooperation mit der Grundsicherungsstelle
kommt (vgl. Kapitel 9).

Fur die Rickmeldung der Suchtberatungs- an die Grundsicherungsstellen formulieren Birkle
u. a. (2008: 373) folgende Anforderungen und betonen die Bedeutung der Transparenz des
Verfahrens dem Klienten/der Klientin gegenuber:
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,Die Inhalte, Gber die Auskinfte zu erteilen sind, hdngen immer auch von den Vereinbarungen
ab, die zwischen den Kooperationspartnern bestehen. Diese sollten dem Grundsatz folgen: So
viel wie notig, so wenig wie mdglich. Wie bereits weiter oben erwéahnt, stellt dies einen hoch-
sensiblen Teil der von Vertrauen gepragten Beziehung zwischen Berater/in und Klient/in dar
und bendtigt deshalb die entsprechende Sorgfalt und Transparenz.®

Die notwendigen Informationen sollten sich auf die Inhalte beschranken, die fiir eine weitere
Fallbearbeitung nach dem SGB Il tatsachlich erforderlich sind. Auch im Expert/inn/en-
workshop wurde einhellig die Meinung vertreten, dass nur Informationen weitergegeben
werden sollten, die fir den Prozess der Integration ins Erwerbsleben relevant sind. Das be-
deutet z.B., dass Informationen zu aus Sicht der Suchtberatung sinnvollen arbeitsin-
tegrativen MalRnahmen in jedem Fall an die Grundsicherungsstelle weitergegeben werden
sollten. Hingegen sollten therapiebezogene Informationen nicht an die Grundsicherungsstelle
weiter gegeben werden, da der therapeutische Auftrag einen Schutzraum brauche. Folgt
man diesen Uberlegungen, sollte die Informationspflicht der Suchtberatungsstellen keines-
falls Informationen Uber Behandlungspldne und RlUckmeldungen zur Compliance der
Klient/inn/en umfassen. Einige Suchtberatungsstellen hatten Uber entsprechende Verpflich-
tungen berichtet.

In umgekehrter Richtung — also von den Grundsicherungs- zu den Suchtberatungsstellen —
sollten aus Sicht des Expert/inn/enworkshops vor allem Informationen Uber die Zielstellung
der Zuweisung in Suchtberatung weiter gegeben werden. Weiter kann es fir den Hilfeplan-
prozess wichtig sein, Informationen aus dem Profiling und Uber bisher durchlaufene Mal3-
nahmen und Vermittlungen sowie Uber weitere geplante und mdglicherweise nutzbare Malf3-
nahmen zu erhalten.

Eine zentrale Frage ist, ob bzw. in welchem Male die Unabhangigkeit der Suchtberatung, ih-
re Freiwilligkeit und Vertraulichkeit gefahrdet sind, wenn die Weitergabe einzelfallbezogener
Informationen an die Grundsicherungsstelle beispielsweise dazu fihren kann, dass Sanktio-
nen verhangt werden. Dabei verhalt es sich rechtlich so, dass die Fachkrafte der Suchtbera-
tung sich in einem Spannungsverhaltnis bewegen zwischen der in Leistungsvereinbarungen
festgelegten Auskunftspflicht gegeniber der Grundsicherungsstelle und der Verpflichtung zur
Verschwiegenheit nach § 203 StGB. Dazu liegen unterschiedliche Rechtsauffassungen vor.
Sie betreffen vor allem die Inhalte, Uber die Auskinfte zu erteilen sind (Burkle u.a. 2008:
373). Insgesamt betrachtet scheint ein grofier Interpretations- und Handlungsspielraum zu
bestehen, der je nach rechtlichem Verstandnis und fachlicher Haltung gegenliber Sanktionen
zu unterschiedlichen Vorgehensweisen fihrt. Die beiden Extrempole sind: Es werden grund-
satzlich immer und grundsatzlich gar keine personenbezogenen Rickmeldungen an die SGB
[I-Stelle gegeben (Tabelle 61). Fir eine gute Praxis muss in jedem Fall sicher gestellt sein,
dass die Klient/inn/en der Informationsweitergabe zustimmen und dabei genau dariber in-
formiert werden, welche Informationen Uber sie weiter gegeben werden, und welche dieser
Informationen sanktionsrelevant sein kénnen.

Ein weiterer Aspekt des Informationsaustauschs betrifft die Klient/inn/en der Suchtbera-
tungsstellen, die zwar Leistungen nach dem SGB Il beziehen, die Suchtberatung aber ohne
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Zuweisung der Grundsicherungsstellen, d. h. auf eigene Initiative, aufgesucht haben. Die
Praxis der Suchtberatungsstellen ist hier sehr heterogen.

Wenn ein suchtkranker Mensch selbst initiativ werde, brauche der Leistungstrager das nicht
wissen, denn er misse nicht aktiv werden, fliihren die Optionskommunen aus:

+-Wenn ein soziales Problem offenkundig vorliegt und auch ein Integrationshemmnis darstellt,
folgt daraus nicht zwangslaufig ein notwendiges Aktivwerden des SGB Il-Tragers. Es kann
durchaus sein, dass der betroffene Langzeitarbeitlose selbst die Initiative ergreift und z. B. eine
Beratungsstelle aufsucht — in manchen Fallen méchte er dies gegenitber dem SGB Il-Trager
gar nicht offenbaren. Er ist zu dieser Offenbarung auch nicht verpflichtet, und wenn er selbst die
Initiative ergreift, das soziale Hindernis auf dem Weg in die Erwerbstatigkeit zu beseitigen, kann
dies nur positiv gewertet werden.” (con_sens/Ramboll Management: 2009: 24)

Im Fall der Inanspruchnahme einer Suchtberatung auf eigene Initiative scheint eine Kontakt-
aufnahme zur Grundsicherungsstelle seitens der Suchtberatung in der Praxis im Wesent-
lichen am Wunsch und am Interesse der Klient/inn/en orientiert zu sein. Der Fachstelle
FAIRE an der Fachhochschule Koblenz zufolge ist eine regelhafte Kontaktaufnahme kritisch
zu sehen, da der Erhalt einer unabhangigen und geschitzten Suchtberatung vordringlich er-
scheint, und sich daraus in der Regel keine besseren suchtspezifischen Férdermdglichkeiten
ergeben (Hartmann-Graham 2009). Allerdings kdnne die Offenlegung einer Suchtproblema-
tik gegenuber der Grundsicherungsstelle im Einzelfall fur Klient/inn/en durchaus entlastend
wirken, da dadurch maoglicherweise der Druck auf die direkte Vermittlung in den Arbeitsmarkt
zurickgenommen wird, und die fur die Klient/inn/en vordringliche Suchtproblematik so bes-
ser angegangen werden kann. Bei Beantragung einer Suchtrehabilitationsmaflinahme beste-
he allerdings eine Offenlegungspflicht gegeniber der Grundsicherungsstelle.

Im Expert/inn/enworkshop wurde zudem daraufhin gewiesen, dass der therapeutische Ver-
anderungsprozess in der Suchtberatung dringend auch die Perspektive der Arbeitsmarktin-
tegration einbeziehen sollte. In diesem Kontext kdnne es sinnvoll sein, den aufgrund eigener
Initiative in Suchtberatung befindlichen Klient/inn/en mit SGB |I-Bezug zu vermitteln, dass die
Informationsweitergabe an die Grundsicherungsstelle und die Kooperation mit ihr eine Erwei-
terung des Leistungsspektrums im Beratungsprozess darstellen kénnen. Wie aus den mit
Suchtberatungsstellen vereinbarten Leistungskatalogen hervorgeht, sind die Beratungs-
leistungen flr zugewiesene Klient/inn/en und andere nicht immer identisch. Hier kénnen in
Einzelfallen durch eine Zuweisung nach § 16a SGB Il umfangreichere Leistungen in An-
spruch genommen werden.

Zu beachten ist weiter, dass Suchtberatungsstellen, die die Beratung der durch die Grundsi-
cherungsstelle zugewiesenen Klient/inn/en einzeln abrechnen kdénnen, auch ein eigenes In-
teresse an der formellen Zuweisung der Klient/inn/en haben kdénnen. Aus den Erhebungen
ergeben sich allerdings keine Hinweise darauf.

6.4.3 Fallbearbeitung — Fallsteuerung

Informationsfluss ist eine Voraussetzung von Koordination und Kooperation. Soll die Fallbe-
arbeitung in starkerer Abstimmung oder gemeinsam erfolgen, sind differenzierte Verfahren
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der Rickkoppelung, der Absprachen und der gemeinsamen Fallarbeit erforderlich. Koopera-
tion ist dabei kein Selbstzweck, sondern muss sich entweder aus dem Auftrag der Grundsi-
cherungsstelle oder dem der Suchtberatungsstelle ableiten lassen. Zum Erfordernis der Ko-
operation fihren Birkle u.a. (2008: 368) aus:

~ouchtberatung und -behandlung sowie berufliche Eingliederung sind nicht voneinander losge-
I6st oder gar hintereinander ablaufende Prozesse, sondern laufen verzahnt ab, wirken aufein-
ander, bedingen sich gegenseitig im Sinne eines Gesamtrehabilitationsprozesses.”

Die Ziele von SGB Il und Suchthilfe sind in diesem Sinne komplementar und bedingen ein-
ander.

Die Notwendigkeit einer engen ortlichen Kooperation im Einzelfall wird immer wieder betont
(z.B. Drogen- und Suchtrat 2007). Nur in Kooperation kann die jeweils andere Expertise in
der Fallbearbeitung wirksam werden. Die Kooperation sollte die Einbeziehung der Er-
kenntnisse des Leistungserbringers bei der Fortschreibung der Eingliederungsvereinbarung
sowie gemeinsame Fallkonferenzen bei komplizierten Problemlagen einschlieRen (Deut-
scher Landkreistag 2008a). Dem Gesamtverband der stationaren Suchtkrankenhilfe (2004)
und Blurkle u. a. (2008) zufolge sind differenziertes Case Management, strukturierte Hilfepla-
nung und gemeinsame Fallarbeit erforderlich — eingebettet in eine kontinuierliche Kooperati-
onskultur.

Nur ein kleiner Teil der Grundsicherungsstellen kooperiert in dem oben beschriebenen um-
fassenden Sinne mit Einrichtungen der Suchtberatung. Nur bei rund jeder flinften Grundsi-
cherungsstelle kommt es zu einer gemeinsamen Erarbeitung eines Eingliederungs- und Hil-
feplans (vgl. Kapitel 5.1.4). Bezogen auf einzelne Verfahrensschritte in der Fallbearbeitung
ist der Grad der Kooperation und Riicksprache héher (vgl. Kapitel 5).%

Die Ergebnisse zur Sanktionspraxis zeigen, dass viele Grundsicherungsstellen oft bzw. in
Einzelfallen Ricksprache mit den Suchtberatungsstellen halten, bevor die Eingliederungs-
vereinbarung erstellt und Sanktionen verhangt werden. Offenbar versuchen die Grundsiche-
rungsstellen damit, die Eingliederungsvereinbarung und die mit ihr verknlpften Sanktions-
entscheidungen erganzt durch die komplementare Fachperspektive der Suchtberatungsstelle
nochmals abzuwégen, aber auch abzusichern.

Es stellt sich die Frage, ob dies fir die Suchtberatungsstellen eine gute Kooperationspraxis
ist oder ob so die Unabhangigkeit ihrer Beratung und das Vertrauensverhaltnis zu den
Klient/inn/en gefahrdet wird, beispielsweise in den Fallen, in denen in der Ricksprache der
SGB lI-Stelle geraten wird, eine geplante Sanktion zu verhangen. Eine vergleichbare Prob-
lematik ergibt sich auch in den Fallen, wo Trager der Suchthilfe Teile des suchtspezifischen
Fallmanagements Ubernehmen und die Unterschiede zwischen hoheitlicher Fallverantwor-

3 Daten des Deutschen Landkreistages (2008b, Folie 100) aus der Evaluation der Aufgabentra-

gerschaft nach SGB Il zu den Rickkoppelungsverfahren im Ubergang von Fallmanage-
ment/Vermittlung zu den Tragern der Suchtberatung bestatigen diese Tendenz. Bei knapp 50 %
der dort Befragten gab es einen Informationsaustausch, aber nur bei 18 % eine gemeinsame
Betreuung.
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tung und wohlfahrtstaatlichem Unterstutzungsangebot undeutlich werden. Burkle u. a. (2008:
384f.) beschreiben die Vor- und Nachteile einer solchen Auslagerung:

,Grundsatzlich kann die Ubernahme des suchtspezifischen Fallmanagements unterschiedlich
bewertet werden. Fiir die Ubernahme des suchtspezifischen Fallmanagements kann sprechen,
dass die erforderliche fachspezifische Kompetenz der Suchthilfe den gesamten Eingliederungs-
prozess begleitet und die Leistungen der Suchthilfe fir den Hilfesuchenden als ein umfassen-
des und transparentes Angebot verstanden werden kann. Wenn es aber nicht gelingt, diese
Transparenz herzustellen und glaubhaft zu vermitteln, kann sich gerade der zuletzt beschrie-
bene Vorteil erheblich negativ auf das Vertrauensverhaltnis zwischen Berater/in und Klient/in
auswirken. Dies ist insbesondere bei der Entscheidung zu bedenken, das suchtspezifische
Fallmanagement direkt in der Suchtberatung anzusiedeln.*

Angesichts der geschilderten Anforderungen an Kooperation entspricht es — zumindest in
Fallen, die von Grundsicherungsstellen und Suchtberatung ,arbeitsteilig“ versorgt werden —
sicherlich nicht den Maf3stdben guter Praxis, wenn ein Drittel der Grundsicherungsstellen in
der Regel die Suchthilfe nicht bei der Gestaltung der Eingliederungsvereinbarung einbezieht
(vgl. Kapitel 5.1.4), — wie die in diesem Kapitel prasentierten Ergebnisse zeigen — ein Viertel
der Grundsicherungsstellen grundsatzlich keine Fallgesprache mit der Suchtberatungsstelle
durchfiihrt und ein Viertel der Suchtberatungsstellen berichtet, dass bei der Verhangung von
Sanktionen nie Rucksprache mit der Suchtberatungsstelle gehalten wird.
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7 Das SGB Il und die Suchtrehabilitation

Auf das Schnittstellenmanagement zwischen den Grundsicherungsstellen und den Tragern
und Einrichtungen der Suchtrehabilitation bezieht sich eine der vom Bundesgesundheitsmi-
nisterium fir die vorliegende Untersuchung vorgegebenen Fragestellungen: ,Welche Erfah-
rungen wurden gemacht im Hinblick auf die Integrationsbemihungen direkt oder noch wah-
rend Entwéhnungsbehandlungen?“ (vgl. Kapitel 2.1). Diese Fragestellung geht zurlick auf
den Beschluss des Drogen- und Suchtrats vom 5. November 2007, in dem es u. a. heilt:

.Die Agenturen fir Arbeit, die Arbeitsgemeinschaften sowie die zugelassenen kommunalen
Trager sollten arbeitslose Suchtkranke im Rahmen ihrer Zustandigkeit bereits wahrend einer
medizinischen Rehabilitation zur Eingliederung in Arbeit beraten, soweit dies unter Beachtung
des Therapieverlaufs sinnvoll und zumutbar ist. Damit soll der nahtlose Ubergang zu den Integ-
rationsbemuhungen im Anschluss an die Entwéhnungsbehandlung erleichtert werden. Hierzu
ist eine Kooperation zwischen Reha-Kliniken und ambulanten Beratungs- und Behandlungs-
stellen einerseits sowie den Tragern der Leistungen nach SGB Il und SGB Il andererseits auf-
zubauen (...).“ (Drogen- und Suchtrat, 5. November 2007).

Das vorliegende Kapitel stellt Ansatze und Erfahrungen der Grundsicherungsstellen bei der
Bearbeitung dieser Schnittstelle dar. Dabei geht es erneut um Fragen des gegenseitigen In-
formationsaustausches. Ein eigener Abschnitt geht auf die besondere Problematik ein, die
sich aus der gesetzlichen Vorschrift des § 7 (4) SGB Il ergibt.

7.1 Informationsaustausch zwischen SGB II-Stelle und
Einrichtungen der Suchtrehabilitation

Probleme an der Schnittstelle zwischen den Grundsicherungsstellen und dem Bereich der
Suchtrehabilitation kénnen sich vor allem zu zwei Zeitpunkten im Fallverlauf ergeben: beim
Ubergang eines suchtkranken Menschen in eine RehabilitationsmaBnahme und nach Ab-
schluss einer Therapie. Im ersten Fall konnte es sinnvoll sein, wenn die Therapieeinrichtung
Informationen Uber die bisherige Fallbearbeitung bei der Grundsicherungsstelle erhielte;
hierzu kénnten etwa die Ergebnisse des Profilings gehoéren, eine Einschatzung der Fach-
krafte zur aktuellen Belastbarkeit eines Kunden bzw. einer Kundin oder ein Sachstandsbe-
richt zur bisherigen Integrationsplanung. Im zweiten Fall bendétigen die Fachkrafte bei der
Grundsicherungsstelle Hinweise der entlassenden Einrichtung, um den fir die Dauer der
Therapie weitgehend unterbrochenen Integrationsprozess wieder aufnehmen zu kénnen:
War die Therapie erfolgreich? Ist eine Neuausrichtung der Integrationsstrategie sinnvoll?
Benotigt der Kunde oder die Kundin zur Stabilisierung eine FordermalRnahme? Soll eine bei
Therapieantritt abgebrochene Beschaftigungsmaoglichkeit wieder aufgenommen werden?

Tabelle 65 zeigt, dass 12 % der Grundsicherungsstellen Informationen der Fallbearbeitung
(z. B. des Profilings) an die Einrichtungen der Suchthilfe/-krankenhilfe** weitergeben. Knapp
zwei Drittel tun dies nicht, und bei einem weiteren Viertel gibt es dazu keine einheitliche Re-
gelung. In fast allen Freitextantworten wird dazu betont, dass der Datenschutz zu beachten

% Hier sind in der Fragestellung allerdings nicht nur Einrichtungen der Suchtrehabilitation (,Sucht-

krankenhilfe*) gemeint, sondern auch Einrichtungen der ambulanten Suchthilfe.
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sei und eine Informationsibermittlung immer nur erfolgen kénne, wenn eine entsprechende
Schweigepflichtentbindung durch die betroffene Person vorliege.

Tabelle 65: Weitergabe von Informationen der Fallbearbeitung (z. B. des Profilings) seitens der Fach-
kréfte der Grundsicherungsstellen an die Einrichtungen der Suchthilfe/-krankenhilfe

N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Ja 39 12,3
Nein 201 63,4
Hierzu gibt es keine einheitliche Regelung 77 243
Gesamt 317 100
Keine Angabe 6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 6.

In der umgekehrten Richtung, d. h. von den Einrichtungen der Suchtrehabilitation an die
Grundsicherungsstellen, werden Informationen offenbar deutlich haufiger iibermittelt (Tabelle
66). 23 % der Grundsicherungsstellen erhalten Informationen Uber die arbeitsbezogenen
MalRnahmen in der Regel und 27 % auf Nachfrage. Fasst man die beiden Antwortkategorien
»in der Regel nein“ und ,keine Erkenntnisse“ zusammen, so ist aber davon auszugehen,
dass rund die Halfte der SGB II-Stellen in der Regel keine Informationen bekommen.

Tabelle 66: Weitergabe von Informationen an die Grundsicherungsstellen seitens der Suchtbehand-
lungseinrichtungen liber die dort durchgefiihrten arbeitsbezogenen MaBnahmen

. In Prozent der ant-

wortenden GSS
In der Regel ja 72 22,7
Nur dann, wenn wir dies erfragen 85 26,8
In der Regel nein 128 40,4
Dazu liegen keine Erkenntnisse vor 32 10,1
Gesamt 317 100
Keine Angabe 6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 7.

In den Ubersandten Dokumenten finden sich Beispiele flur praktizierte Verfahren der gegen-
seitigen Information: Eine ARGE Ubersandte eine Kooperationsvereinbarung zwischen
Grundsicherungsstelle und Suchtklinik, die das praktische Problem l6sen soll, dass die
Grundsicherungsstelle von einer medizinischen Behandlung gar nicht automatisch erfahrt
bzw. erfahren muss. Hier verpflichtet sich das Fachkrankenhaus, bei neu aufgenommenen
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Patient/inn/en zu klaren, ob diese ALG Il beziehen, und wer bei der Grundsicherungsstelle
die zustandige Ansprechperson ist. Erteilen die Patient/inn/en ihre Zustimmung, initiiert die
Klinik schon wahrend des stationaren Aufenthaltes ein gemeinsames Fallgesprach mit dem
Ziel, dass notwendige Hilfen zur Integration von diesem Zeitpunkt an abgestimmt geleistet
werden.

In einer anderen Grundsicherungsstelle setzt man darauf, dass dort die Suchtberatungsstel-
len und die stationare Suchtkrankenhilfe ,in einem engen Verbundsystem® arbeiten und die
Suchtberatungsstelle Informationen zum Ubergang zwischen den Systemen erhalt. Hier ist
bei der Entlassung aus der stationaren Therapie eine sog. ,Abschlussbescheinigung® zur
Vorlage bei der Grundsicherungsstelle vorgesehen. Sie informiert Uber den Zeitpunkt der
Beendigung der Therapie, enthalt eine Einschatzung zu den Integrationsmoglichkeiten sowie
eine ,Empfehlung fir den weiteren Integrationsprozess®.

Auf die Frage, ob die Informationen der Reha-Einrichtungen fir die Planung bzw. Durchfih-
rung von AktivierungsmalRnahmen bzw. Mallnahmen zur Integration in den ersten Arbeits-
markt hilfreich waren, antworteten 156 Grundsicherungsstellen (Tabelle 67). Von diesen be-
antworteten mit 93 % fast alle die Frage mit ,hilfreich” bzw. ,teilweise hilfreich®.

Tabelle 67: Qualitat der Informationen fiir die Fachkréfte der Grundsicherungsstelle fiir die Planung
bzw. Durchfiihrung von AktivierungsmaBnahmen bzw. MaBRnahmen zur Integration in den
ersten Arbeitsmarkt

. In Prozent der ant-
wortenden GSS
Dazu liegen keine Erkenntnisse vor 10 6,4
In der Regel hilfreich 103 66,0
In der Regel teilweise hilfreich 42 26,9
In der Regel nicht hilfreich 1 0,6
Gesamt 156 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 7a; N=156 (von 157 Grundsicherungsstellen, die Informatio-
nen seitens der Suchtbehandlungseinrichtungen lber die dort durchgefiihrten arbeitsbezogenen MalBnahmen er-
halten).

Aus Sicht von etwas mehr als einem Drittel der SGB II-Stellen schlielen sich die durch sie
eingeleiteten arbeitsmarktpolitischen Mallnahmen zeitlich nahtlos an die Suchtrehabilitation
an (Tabelle 68). Rund 52 % der Grundsicherungsstellen gelingt dies offenbar nur manchmal
bzw. selten oder gar nicht. Die Ubrigen haben dazu keine Erkenntnisse.

Nicht nur um Nahtlosigkeit zu erreichen, sondern auch um den Erfolg einer Therapie lang-
fristig zu sichern, weist eine groRstadtische Grundsicherungsstelle ihre Fachkrafte in einer
Handreichung zum Thema Sucht ausdricklich an, vor allem nach einer abgeschlossenen
Entwéhnungsbehandlung alle Foérderinstrumente des SGB Il und des SGB Il ,in hochstmog-
lichen Umfang (Forderhdhe/-dauer)“ auszuschdpfen. Damit solle vermieden werden, dass
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»-mangelnde Strukturen®, ein ,Rickfall in alte Gewohnheiten oder ,fehlende Perspektiven®
eine kinftige berufliche Integration verhindern oder erschweren.

Tabelle 68: Zeitlich nahtloses AnschlieBen der durch die Grundsicherungsstellen eingeleiteten ar-

beitsmarktpolitischen MaBnahmen an die Suchtbehandlung (medizinische Rehabilitation)
N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Dazu liegen keine Erkenntnisse vor 34 10,7

Meistens 117 36,9

Manchmal 131 41,3

Selten 20 6,3

In der Regel nicht 15 47

Gesamt 317 100

Keine Angabe 6

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 8.

Tabelle 117 (im Anhang) zeigt, dass die Grundsicherungsstellen mit geregelter Kooperation
haufiger Informationen zu ihrer Fallbearbeitung weitergeben. Sie erhalten auch Informatio-
nen Uber arbeitsbezogene MalRnahmen seitens der Suchtbehandlungseinrichtungen haufiger
(Tabelle 118 im Anhang) und beurteilen diese auch haufiger als hilfreich fir die eigene integ-
rationsorientierte Praxis (Tabelle 119 im Anhang). Hinsichtlich der zeitlichen Nahtlosigkeit
hingegen sind keine wesentlichen Differenzen zwischen den Grundsicherungsstellen mit
bzw. ohne geregelte Kooperation festzustellen (Tabelle 120 im Anhang).

7.2 Umgang mit § 7 (4) SGB Il

§ 7 (4) SGB Il schliel3t Leistungen nach dem SGB Il bei Personen aus, die langer als sechs
Monate ,in einer stationaren Einrichtung untergebracht® sind, sofern sie dort nicht mindes-
tens 15 Stunden pro Woche erwerbstatig sind. Hieraus ergibt sich ein besonderes Problem
an der Schnittstelle zwischen dem SGB Il und den Tragern und Einrichtungen der Suchtre-
habilitation. Begeben sich suchtkranke Menschen in eine langer als sechs Monate dauernde
medizinische Rehabilitationsmalinahme, so endet damit in aller Regel die Zustandigkeit der
bisher zustandigen Grundsicherungsstelle flr die Sicherung des Lebensunterhaltes, und fir
die Dauer des stationaren Aufenthaltes erhalten die Betreffenden Leistungen der Sozialhilfe
(SGB XIl). Nach Abschluss der stationaren Maflnahme ist ein Neuantrag auf Leistungen
nach dem SGB Il zu stellen. Diese gesetzliche vorgesehene Schnittstelle fuhrt damit sowohl
beim Ubergang in Therapie wie auch bei inrem Abschluss zu nahezu unvermeidbaren Brii-
chen in der Fallbearbeitung und stellt hohe Anforderungen an Kooperationsstrukturen, die
eine nahtlose Suchtrehabilitation zum Ziel haben.
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Die meisten Grundsicherungsstellen versuchen, diese Briche weitgehend zu vermeiden, in-
dem sie vor einer geplanten Therapie keine Mallnahme mehr beginnen (69 %), oder eine
MalRnahme vor der Therapie vereinbaren, aber erst im Abschluss an die Reha-Maflinahme
umsetzen (46 %) (Tabelle 69). 13 % der Grundsicherungsstellen fehlen Erkenntnisse zu die-
ser Frage.

Tabelle 69: Umgang mit dem Leistungsausschluss nach § 7 (4) SGB Il bei der MaBnahmeplanung mit
Kund/inn/en

In Prozent der
Mehrfachantworten N antwortenden
GSS

Wir stimmen die Planung so mit den Kunden und Kundinnen ab, dass keine MaR-
nahme mehr begonnen wird, wenn ein Therapiebeginn in Aussicht steht, bzw. dass | 184 69,4
laufende MaRnahmen zu diesem Zeitpunkt beendet sind.

Es kommt vor, dass suchtkranke Menschen eine AktivierungsmaRnahme mit The- 109 411
rapiebeginn abbrechen mussen. ’

Wir versuchen, arbeitsbezogene Malinahmen bereits vor einer Therapie mit dem
Kunden bzw. der Kundin zu vereinbaren und setzen diese Planung unmittelbar nach | 123 46,4
Abschluss der Behandlung in Gang.

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 4; N=265 (Grundsicherungsstellen, die Erkenntnisse zum
Umgang mit dem Problem des Leistungsausschlusses nach § 7 (4) SGB Il haben).

Von den 109 Grundsicherungsstellen, die einrdumen, dass es bei Therapiebeginn durchaus
zum Abbruch einer Beschaftigungsmalinahme kommen kann, hat etwa die Halfte (56) kein
Verfahren dazu, wie der Integrationsprozess nach der Therapie weitergehen soll (Tabelle
70). Jeweils ein knappes Drittel von ihnen ist entweder bemiiht, an den Stand vor Beginn der
Therapie oder an den Stand bei Entlassung aus der Therapie anzukntpfen.

~o0fern Therapiebeginn und Ende bekannt sind, werden diese Termine bei der Aktivierung
bericksichtigt®, verbindet eine Grundsicherungsstelle ihre Antwort allerdings mit dem Hin-
weis auf das oben bereits beschriebene Problem, dass nahlose Ubergénge nur gelingen
kdnnen, wenn die beteiligten Stellen Gberhaupt informiert sind.

Obwohl jeder Fall, dessen Akte bei Antritt einer langeren medizinischen Reha-Mallnahme
geschlossen wird, auch ein Fall sein kann, der innerhalb absehbarer Zeit bei der gleichen
oder einer anderen Grundsicherungsstelle wieder auftritt, werden Falle, in denen § 7 (4)
SGB Il im Fallverlauf zur Einstellung von Leistungen fiihrt, statistisch nicht gesondert erfasst.
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Tabelle 70: Weiteres Verfahren nach Abschluss der Therapie, wenn vorher eine MaBnahme abgebro-
chen werden musste

In Prozent der

Mehrfachantworten N antwortenden
GSS

Keine eindeutige Regelung 56 51,4

Die Grundsicherungsstelle stellt sicher, dass suchtkranke Menschen nach Ab-

schluss der Therapie in die gleiche oder eine &hnliche MaBnahme zuriickkehren 34 31,2

kénnen.

Die Grundsicherungsstelle beginnt bereits zum Ende der Therapie wieder mit der 33 30.3

Aktivierung. ’

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 4a; N=109 (Grundsicherungsstellen, in denen Aktivierungs-
malnahmen manchmal mit Therapiebeginn abgebrochen werden miissen).

Nur drei Grundsicherungsstellen machten genaue Angaben zur Zahl der pro Jahr betroffe-
nen Falle, 286 Grundsicherungsstellen lagen dagegen keine Zahlen vor.

7.3 Diskussion der empirischen Ergebnisse

In der medizinischen Rehabilitation Suchtkranker (Suchtrehabilitation) sind spezifische ar-
beitsbezogene Therapieleistungen (z. B. ProfilingmalRnahmen, Bewerbungstrainings bis hin
zu Arbeitsbelastungserprobungen in externen Betrieben) essentieller Bestandteil der Be-
handlung (Kulick 2008), denn das Ziel der Rehabilitation ist letztlich die Sicherung bzw. Wie-
derherstellung der Teilhabe am Erwerbsleben. In dieser Hinsicht gibt es also eine gemein-
same Schnittmenge mit den Zielsetzungen des SGB II. Daher liegt es nahe, dass die Grund-
sicherungsstellen und die Einrichtungen der stationaren und ambulanten Suchtrehabilitation
(Fachkliniken fur Suchtkranke, Suchtberatungsstellen) kooperieren, um das Ziel der Integra-
tion ins Erwerbsleben besser zu erreichen. Wie notwendig es ist, kooperative Strukturen zu
entwickeln, wird daran deutlich, dass von allen aus der Suchtrehabilitation entlassenen Pati-
ent/inn/en im Jahr 2007 42,3 % arbeitslos nach SGB Il waren (und weitere 10,5 % arbeitslos
nach SGB lll) (Deutsche Suchthilfestatistik 2007).

Hierzu hat der Fachausschuss Arbeit und Beschaftigung der Sachsischen Landesstelle flr
Suchtgefahren e.V. einem differenzierten Katalog von Angeboten, die zur ,Férderung der be-
ruflichen Wiedereingliederung im Anschluss an eine medizinische Suchtrehabilitation®
(Sachsische Landesstelle fur Suchtgefahren e.V. 2008: 9) erforderlich sind, eine Reihe von
Malnahme konkret empfohlen (vgl. auch Kapitel 8):

,Forderung der schulischen und beruflichen Bildung“: z.B. Méglichkeiten zum Erwerb von
Schul- und Berufsabschliissen innerhalb der Therapie,

— ,Verzahnung medizinischer und beruflicher Rehabilitation®,
— ,Adaptionsbehandlung mit besonderer Unterstlitzung der beruflichen Reintegration®,

— ,Berufsberatung, externe Arbeitserprobung, spezielle Therapieangebote fir arbeitslose Pati-
enten®,
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— ,zeithahe Weitervermittlung zur regionalen Suchtkrankenhilfe (Nachsorge) und Tragern der
Beschaftigungsférderung®.

7.31 Informationsaustausch zwischen SGB II-Stelle und Einrichtungen der
Suchtrehabilitation

Eine gute Kooperation setzt voraus, dass die SGB II-Stelle friihzeitig den Ort und die Zeit der
Suchtrehabilitation in Erfahrung bringt, und dass gegenseitig Informationen Uber die jeweils
geplanten bzw. durchgefiihrten arbeitsbezogenen MalRnahmen ausgetauscht werden. Die
dazu vorliegenden Ergebnisse haben gezeigt, dass die Grundsicherungsstellen entspre-
chende Informationen seitens der Reha-Einrichtungen fur die Planung und Durchfihrung ih-
rer Aktivierungs- bzw. Integrationsmafinahmen als hilfreich ansehen. Doch solche Informati-
onen erhalt bzw. erfragt nur ein Teil der SGB II-Stellen. Sie selbst aber geben auch nur zu
einem geringen Teil Informationen ihrer Fallbearbeitung an die Reha-Einrichtungen weiter.

Ein weiteres Indiz fur die oft noch defizitdre Bearbeitung der Schnittstelle zur Suchtrehabilita-
tion ist der Befund, dass es nur rund ein Drittel der Grundsicherungsstellen ,meistens®
schafft, die arbeitsmarktpolitischen Malinahmen zeitlich nahtlos an die medizinische Rehabi-
litation anzuschlief3en.

Nahtlosigkeit bei der Betreuung Suchtkranker durch unterschiedliche Akteure wird schon seit
langem aus verschiedenen Griinden gefordert (Weissinger 2008; Zemlin u.a. 2008). Zeitliche
Verzoégerungen im Prozess der Integration ins Erwerbsleben, die dazu fihren kénnen, dass
die wahrend der RehabilitationsmalRnahme angeeigneten Arbeitsfahigkeiten und Arbeits-
orientierungen wieder verloren gehen, sollen mdglichst vermieden werden. Die Zeit nach
Beendigung der Suchtrehabilitation stellt eine prekére Ubergangsphase dar, in der der Erhalt
des suchtspezifischen Therapieerfolgs (Abstinenz, Gesundheit) noch sehr gefahrdet ist. Wer
nach der Suchtbehandlung arbeitslos bleibt, hat im Vergleich zu Erwerbstatigen ein fast dop-
pelt so hohes Risiko, bereits im ersten Monat rickfallig zu werden (Henkel u.a. 2008). Das
oben erwahnte Verfahren, das darauf zielt, einen suchtkranken Menschen nach einer Ent-
wohnung durch eine besonders intensive Forderung zu unterstutzen, kann vor diesem Hin-
tergrund daher als ,gute Praxis“ gelten.

Auf dem Expert/inn/en-Workshop wurde auf eine Reihe von Problemen hingewiesen, die die
Kooperation erschweren: Viele SGB lI-Stellen fiihlen sich offenbar im Fall der Vermittlung in
eine Suchtrehabilitation nicht mehr zustandig; bei Neukund/inn/en, also den Patient/inn/en,
die nach der Behandlung erstmals in die Leistungszustandigkeit des SGB Il kommen, ist die
Grundsicherungsstelle erst recht auf Informationen seitens der Reha-Einrichtung angewie-
sen; oft finden die Fachkrafte der Reha-Einrichtungen in den SGB II-Stellen keine zustandi-
gen Ansprechpartner und umgekehrt. Und schlie3lich kdme es nicht selten vor, dass mit ei-
ner stationaren Rehabilitation auch ein Wohnortwechsel verbunden ist und somit die
Betreuung durch eine andere SGB II-Stelle weitergeflhrt wird bzw. wieder neu aufgebaut
werden muss.

Auf dem Expert/inn/en-Workshop wurde die Auffassung vertreten, dass der Datenschutz und
die Schweigepflichten so geregelt werden kdnnen, dass der notwendige Informationsfluss
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zwischen den SGB II-Stellen und den Einrichtungen der Suchtrehabilitation gewahrleistet
werden kann. Das bestatigen auch die beiden oben am Beispiel beschriebenen Verfahren
der direkten Kommunikation zwischen Grundsicherungsstelle und Suchtklinik bzw. der bei
Entlassung aus der Therapie ,mitgelieferten” Informationen der Suchtklinik an die Grundsi-
cherungsstelle.

Mangel — so die Expert/inn/en — lagen aber darin, dass oft Doppelleistungen erbracht wir-
den: Die Reha-Einrichtungen flihren z. B. eigene Profilingmalinahmen durch und lassen die
diesbezuglichen Ergebnisse der Grundsicherungsstellen ungenutzt. Und wenn es um die ar-
beitsmedizinische Begutachtung geht, schalten die SGB Il-Stellen mdglicherweise den arztli-
chen Dienst der Arbeitsagentur ein, obwohl bereits eine grindliche arztliche Begutachtung
seitens der Reha-Einrichtung stattfand. Hierflr sei auch fehlendes Wissen um die Arbeits-
weise und die spezifischen Informationsanforderungen der jeweils anderen Stelle verant-
wortlich, meinten die Expert/inn/en. So kdme es oft vor, dass Fachkrafte der Reha-Einrich-
tungen in den SGB Il-Stellen keine zustdndigen Ansprechpartner/innen fanden und
umgekehrt. Oder es wirde zwar ein ausflhrlicher Abschlussbericht zu einer Therapie ver-
fasst, der aber keine konkrete Einschatzung zur Erwerbsfahigkeit, Belastbarkeit oder Emp-
fehlungen fur Forderstrategien enthielte und deshalb fir die Grundsicherungsstellen kaum
Lbrauchbar” sei. Hier sollten Abstimmungen erfolgen, etwa wie sie im Modellprojekt FAIRE
beschrieben sind (Frietsch 2008), wobei gute Lésungen wohl immer die Kooperation in
Netzwerken oder (regionalen) Verblinden voraussetzen, in denen z. B. Verfahren zum Uber-
gang zwischen den verschiedenen Hilfe-, Behandlungs- oder Leistungssystemen gemein-
sam festgelegt werden.

7.3.2 Umgang mit § 7 (4) SGB Il

Da sich das Problem des Ausschlusses von passiven und aktiven Leistungen der Arbeitsfor-
derung bei einer mehr als sechsmonatigen Behandlung unmittelbar aus der Rechtskonstruk-
tion des § 7 (4) SGB Il ergibt, sind die Mdglichkeiten, ,gute Praxis“ durch gute Kooperations-
verfahren zu entwickeln, allerdings auch begrenzt. Spatestens wenn mit einer stationaren
Rehabilitation auch ein Wohnortwechsel verbunden ist, kdnnen sich z. B. erhebliche Prob-
leme stellen. So ist flr die Sicherstellung der Grundsicherungsleistungen etwa der Leis-
tungstrager der Stadt oder der Gemeinde zustandig, in der jemand den ,gewdhnlichen Auf-
enthalt” hat — flr das SGB Il ist dies auch der Ort des ,tatsachlichen Aufenthalts“. Um nach
Abschluss einer Therapie am Heimatort oder an einem anderen Ort ALG Il beantragen zu
kdnnen, muss der suchtkranke Mensch dort zunachst (wieder) seinen gewdhnlichen Aufent-
halt begrinden. Eine vorsorgliche Regelung der SGB IlI-Angelegenheiten aus der Klinik her-
aus ist deshalb oft fast unmaoglich.

Fir den ,Neuanfang“ an jedem anderen Ort als dem des letzten Leistungsbezugs ergibt sich
ohnehin unweigerlich ein Bruch. Die neu zustéandige Grundsicherungsstelle ist nicht nur auf
Informationen seitens der Reha-Einrichtung angewiesen, sondern auch auf Informationen
zur Integrationsstrategie einer anderen Grundsicherungsstelle vor der Therapie. In diesem
Fall kdnnte die Reha-Einrichtung eine informationsvermittelnde Rolle spielen.
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8 Integration in Arbeit und Forderung durch
arbeitsmarktpolitische MaBRnahmen

Ziel des SGB Il ist es, die Eigenverantwortung von erwerbsfahigen Hilfebedirftigen zu star-
ken und dazu beizutragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhangig von der Grundsiche-
rung aus eigenen Mitteln und Kraften bestreiten kénnen. Zu diesem Zweck sollen erwerbsfa-
hige Hilfebedurftige bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer Erwerbstatigkeit unterstitzt
werden (§ 1 SGB Il). Nach dem Grundsatz des Forderns (§ 2 SGB Il) muss der erwerbsfa-
hige Hilfebedurftige dabei ,aktiv an allen Malinahmen zu seiner Eingliederung in Arbeit mit-
wirken.“ Dazu gehért auch, ,eine ihm angebotene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu Gber-
nehmen®, wenn ,eine Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit
nicht moglich ist.“ Nach § 3 SGB Il sollen jedoch vorrangig ,MaRnahmen eingesetzt werden,
die die unmittelbare Aufnahme einer Erwerbstatigkeit ermoéglichen.“ Junge Erwachsene unter
25 Jahren ,sind unverzuglich nach Antragstellung auf Leistungen nach diesem Buch in eine
Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln.“ (§ 3 (2) SGB ).

Neben den kommunalen Leistungen zur Eingliederung, zu denen die Suchtberatung zahilt,
stehen den SGB II-Tragern eine Reihe von Foérderinstrumenten aus dem Rechtskreis des
SGB Il zur Eingliederung erwerbsfahiger Hilfebedurftiger zur Verfugung. Zu diesen unmittel-
bar arbeitmarktorientierten Leistungen der Arbeitsférderung gehoérten zum Zeitpunkt der Er-
hebung nach § 16 (1) SGB II* die Vermittlung, die Ubernahme von Reise- und Bewerbungs-
kosten, Mobilitatshilfen, Férderung der beruflichen Weiterbildung, Arbeitsbeschaffungsmalf3-
nahmen (ABM), Beschaftigung schaffende Strukturforderung oder der Vermittlungsgut-
schein. Besondere Instrumente aus dem Rechtkreis des SGB Il sind die Arbeitsgelegenhei-
ten in der Mehraufwands- oder in der Entgeltvariante (§ 16d SGB Il), der Beschaftigungs-
zuschuss nach § 16e SGB Il und das Einstiegsgeld nach § 16b SGB II.

So wenig angenommen werden kann, dass suchtkranke Menschen generell erwerbsunfahig
sind, so wenig kann bei gravierenden Suchterkrankungen andererseits ausgeschlossen wer-
den, dass die Suchtkrankheit zu einer Behinderung fiihrt: ,Menschen sind behindert, wenn
ihre korperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit langer als sechs Monate von dem fur das Lebensalter typischen Zustand ab-
weichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist. Sie sind
von Behinderung bedroht, wenn die Beeintrachtigung zu erwarten ist.“, definiert § 2 SGB IX.
Die Zustandigkeit fur die berufliche Rehabilitation behinderter Menschen, die Leistungen
nach dem SGB Il beziehen, ist geteilt: Nach § 6a SGB IX ist die Bundesagentur fur Arbeit der
zustandige Rehabilitationstrager fir ,die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fir behin-
derte erwerbsfahige Hilfebedurftige®, die Grundsicherungstrager nach dem SGB Il sind je-
doch als Leistungstrdger zustandig fur die Umsetzung eines entsprechenden Eingliede-
rungsvorschlags der Arbeitsagentur.

% Mit der sog. ,Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente* des SGB Il wurde auch

der Forderkatalog des SGB Il zum 1.1.2009 verandert.
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In diesem Kapitel soll dargestellt werden, wie die Grundsicherungsstellen ihren Vermittlungs-
und Integrationsauftrag im Hinblick auf die Leistungsbeziehenden mit Suchtproblemen um-
setzen.

8.1 Vermittlung in regulare Beschaftigung

Auch fir suchtkranke Leistungsbeziehende sollen die Grundsicherungsstellen eine Vermitt-
lung in ungeférderte Beschéaftigung erreichen. Da die Suchtkrankheit nicht zwingend auch
ein Vermittlungshemmnis darstellt®*, kann dies durchaus gelingen. Gleichwohl sind mit der
Suchterkrankung sehr haufig Probleme verbunden, die eine Vermittlung erschweren. Nur
3 % der Grundsicherungsstellen sind der Auffassung, dass die Erwerbsintegration bei Sucht-
kranken nicht weniger haufig gelingt als bei Kund/inn/en ohne Suchterkrankung (Tabelle 71).
Fast alle SGB II-Stellen sehen folglich grolRe Schwierigkeiten bei der Eingliederung Sucht-
kranker in eine Beschaftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt. Die Antworten zeigen zudem ei-
ne grofRe Skepsis hinsichtlich der Frage, ob es ginstige Bedingungen oder Anreize gibt, wel-
che die Probleme von Vermittler/inn/en bei der Erwerbsintegration suchtkranker Leis-
tungsbeziehender mindern kénnen. Nur jeweils etwa ein Sechstel glaubt, dass es flr die
Eingliederung in Arbeit nitzlich sein kann, wenn ein Arbeitgeber gar nichts von einer Su-
cherkrankung weif} oder wenn eine Suchtberatungsstelle weitere Unterstitzung zusichert.

Tabelle 71: Bedingungen fiir ein Gelingen der Erwerbsintegration suchtkranker Kund/inn/en
InP td
Mehrfachantworten . " ¢ roz:n : er
antwortenden
Eine Erwerbsintegration suchtkranker Kund/inn/en... —
gelingt aufgrund der Suchterkrankung nur in Ausnahmefallen 268 85,9
gelingt nicht weniger haufig als bei Kund/inn/en ohne eine Suchterkrankung 9 2,9
gelingt dann haufiger, wenn der (potenzielle) Arbeitgeber nichts von der
. 47 15,1
Suchterkrankung weil®
gelingt dann haufiger, wenn die Suchtberatungsstelle dem Arbeitgeber ge-
geniiber weitere Unterstiitzung fir den/die suchtkranke Arbeitnehmer/in zu- 53 17,0
sichert
gelingt haufig unter sonstigen Bedingungen, namilich .. 34 10,9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 5; N=312.

Die Angaben in den Freitextfeldern zeigen, dass die Erwerbsintegration nach Auffassung
und Erfahrungen der Grundsicherungsstellen insbesondere dann gelingen kann:

% Auch unter den Erwerbstatigen gibt es ja Personen mit Suchtkrankheiten (Henkel 2008).
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= wenn Arbeitgeberzuschiisse gewahrt werden (N=11)%,

= nach Abschluss einer Therapie und/oder Rehabilitation, ggf. bei weiterer nachsorgen-
der Betreuung (N=7),

= wenn die Suchtkranken entsprechend motiviert sind und entweder abstinent leben
oder Suchtmittel nur in der Freizeit konsumieren (N=6).

Die Grundsicherungsstellen wissen in der Regel nicht, wie hoch die Zahl der in Erwerbstatig-
keit vermittelten suchtkranken Kund/inn/en ist. Lediglich sieben Grundsicherungsstellen
(2 %) konnten dazu Angaben machen. Wenn Uberhaupt Angaben mdglich sind, scheint sich
dies auf die Integration mit Eingliederungs- (EGZ) bzw. Beschaftigungszuschuss (BEZ) zu
beziehen. Nur in diesen Fallen wird die Suchtkrankheit dokumentiert, da sie ein die Forde-
rung begrindendes vermittlungshemmendes Merkmal darstellt.

8.2 Qualifizierungs- und BeschaftigungsmafRnahmen

Im Rahmen der Fallbearbeitung nach dem SGB Il kdnnen als Zwischenschritte auf dem Weg
zur Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt unterschiedliche FérdermalRnahmen zum
Einsatz kommen. Diese sollen vor allem die ,Beschaftigungsfahigkeit” der Hilfebedurftigen
verbessern, indem z. B. Qualifikationen und Kompetenzen vermittelt werden oder indem
durch geforderte Beschaftigung Erfahrungen mit dem Arbeitsalltag ermoéglicht werden.

Beschaftigungs- und Qualifizierungsmallinahmen fir Personen mit Suchtproblemen kénnen
auf unterschiedliche Weise gestaltet sein. Eine Moglichkeit besteht darin, Mallnahmen spe-
ziell und ausschlieldlich flr suchtkranke Personen zu konzipieren und durchzuflihren. Eine
andere Maoglichkeit ist es, Menschen mit Suchtproblemen in allgemeinen MalRnahmen zu
fordern, dabei jedoch ihre besonderen Bedarfe gezielt zu berticksichtigen. In der Praxis wer-
den beide Moglichkeiten genutzt. Die Meinungen dazu, wie sinnvoll es ist, speziell auf
Suchtkranke zugeschnittene arbeitsmarktpolitische Malnahmen anzubieten, gehen stark
auseinander (vgl. Kapitel 9). Dies widerspiegelt sich auch in der Praxis.

Mit 53 % der Grundsicherungsstellen geben mehr als die Halfte an, dass Bedulrfnisse und
Problemlagen von Menschen mit Suchtproblemen in allgemeinen — auch fiir andere ALG Il
beziehende Personen offenen — Mallnahmen berlicksichtigt werden, dass mithin die Forde-
rung nicht in gezielt nur flr diese Personengruppe konzipierten MalRnahmen erfolgt. 42 %
der Grundsicherungsstellen bieten (auch) Beschaftigungs- und Qualifizierungsmalinahmen
speziell fiir Suchtkranke an (Tabelle 72).

¥ Insbesondere wird der Beschaftigungszuschuss nach § 16e SGB Il benannt. Dabei kénnen bis

zu 75 % der Personalkosten als Zuschuss gewahrt werden und dies — sofern der Férderbedarf
weiterhin besteht — sogar unbefristet.
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Tabelle 72: Durchfiihrung von Beschiftigungs- und QualifizierungsmaBnahmen fiir Personen mit
Suchtproblemen

N In Prozent
Art der MaBnahmen
Ja Nein Ja Nein
Allgemeine Beschaftigungs- und Qualifizierungsmafnahmen, die die Be-
dirfnisse von Menschen mit Suchtproblemen gezielt beriicksichtigen 166 149 52,7 47,3

(N=315)

Spezielle Beschaftigungs- und Qualifizierungsmaflnahmen fiir Menschen mit

Suchtproblemen (N=321) 135 | 186 | 421 57,9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 1 und 2.

Bei detaillierter Betrachtung (Tabelle 73) zeigt sich jedoch, dass 26 % der Grundsicherungs-
stellen weder spezielle Malinahmen flir suchtkranke Arbeitslose anbieten noch im allgemei-
nen MalRnahmeportfolio MalRnahmen haben, welche die Bedirfnisse von Kund/inn/en mit ei-
ner Suchterkrankung in besonderer Weise bericksichtigen. An diesen Standorten dirften
Personen mit Suchtproblemen ohne besondere Betreuung in die allgemeinen Beschafti-
gungs- und Qualifizierungsmafinahmen integriert sein. Umgekehrt haben 20 % der Grundsi-
cherungsstellen beide Arten von MaRnahmen — im Fall geregelter Kooperation mit 23 % hau-
figer als in den anderen Fallen (17 %). Mit 32 % haben ca. ein Drittel der Grundsiche-
rungsstellen zwar keine MaRnahmen, die ausschlieRlich auf den Personenkreis suchtkranker
Hilfebedurftiger zugeschnitten sind, sie berucksichtigen die Bedurfnisse von Kundinnen mit
Suchterkrankungen aber in Mallnahmen, die flr einen breiteren Personenkreis konzipiert
sind. 22 % der Grundsicherungsstellen halten fur Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen
ausschliel3lich solche MalRnahmen vor, die speziell fiir diesen Personenkreis entwickelt wur-
den.

Tabelle 73: Durchfiihrung von Beschaftigungs- und QualifizierungsmaBnahmen fiir Personen mit
Suchtproblemen - allgemeine und spezielle MaBnahmen

Spezielle Beschiftigungs- und Qualifizierungs-
maRBnahmen fiir Menschen mit Suchtproblemen
Ja Nein
N In Prozent N In Prozent

A.\I.Ig.emelne Beschaftlgung.s- Lfnd Qua- Ja 64 20,3 102 32.4
lifizierungsmaBnahmen, die die Be-
diirfnisse von Menschen mit Sucht- .
problemen gezielt beriicksichtigen Nein 68 21,6 81 25,7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 1 und 2; N = 315.

Sofern die Grundsicherungsstellen Beschaftigungs- und Qualifizierungsmalnahmen anbie-
ten, die sich nicht nur an Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen richten, aber im Rahmen
dieser MaRnahmen die besonderen Bedirfnisse von Menschen mit Suchtproblemen gezielt
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berlcksichtigen, geschieht dies auf unterschiedliche Art. Vor allem folgende Vorgehenswei-
sen werden benannt:

= eine intensive individuelle sozialpadagogische Betreuung der Teilnehmenden,

= angepasste Arbeitszeiten, Hilfen zur Tagesstrukturierung, teilweise zeitliche Fix-
punkte (gemeinsame Mahlzeiten),

= ein sukzessiver Einstieg in die Malnahme,

= begleitende Hilfen zur allgemeinen Lebensbewaltigung, Begleitung zu Amtern und
Beratungsstellen,

= der Einsatz suchtspezifisch geschulten Anleitungspersonals,

= in Kooperation mit der Suchtberatungsstelle Durchfihrung von Modulen zur Motiva-
tion zur Aufnahme einer Therapie,

= Vereinbarung von Alkoholverbot,
= tageszeitliche Berlcksichtigung bei der Vergabe von Methadon.

Beschaftigungs- und QualifizierungsmalRnahmen, die sich speziell an Leistungsbeziehende
mit Suchtproblemen richten, sind fir unterschiedliche Zielgruppen konzipiert. Mehr als drei
Viertel der Grundsicherungsstellen mit speziellen Mallnahmen fur Hilfebeziehende mit
Suchtproblemen verzichten auf eine weitere Zielgruppendifferenzierung und fihren Mal-
nahmen flr Suchtkranke im Allgemeinen durch (Tabelle 74).

Tabelle 74: MaRBnahmen fiir besondere suchtspezifische Zielgruppen
N In Prozent der
antwortenden GSS
Allgemein fir Menschen mit Suchtproblemen 110 81,5
Far Jugendliche unter 25 Jahren mit Suchtproblemen 43 31,92
Fir substituierte Drogenabhéangige 30 22,2
Fir alkoholkranke Menschen 22 16,3
Fur andere Zielgruppen 11 8,1
Fir Migranten und Migrantinnen mit Suchtproblemen 9 6,7
Fir Frauen mit Suchtproblemen 8 59

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 1a; N = 135 (nur die Grundsicherungsstellen, die spezielle
MaRnahmen fiir Menschen mit Suchtproblemen im MalBnahmeportfolio haben).

Ein knappes Drittel verfugt jedoch Uber spezielle MalRnahmen flir suchtkranke Jugendliche,
ein Flnftel bietet Mallnahmen fir substituierte Drogenabhangige an, ein Sechstel Malinah-
men fur alkoholkranke Menschen. Jeweils ca. 6 % verfligen Uber suchtspezifische Mal3nah-
men nur fir Frauen oder fir Personen mit Migrationshintergrund. MaRnahmen fiir andere
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Zielgruppen richten sich z. B. an Suchtkranke, die zugleich psychisch krank sind, also an
Menschen mit einer sog. ,Doppeldiagnose“ (Komorbiditat).*

In Freitextfeldern konnten die Angaben weiter spezifiziert werden. 120 Grundsicherungsstel-
len beschrieben die von ihnen durchgeflihrten Mallnahmen teils sehr ausflihrlich (Zielgruppe,
zeitlicher Umfang, Finanzierung und Besonderheiten, vgl. Frage H 1b im GSS-Fragebogen).
Erganzend wurden 19 vollstandige MalRnahmekonzepte zugesandt. Bei der Analyse zeigt
sich, dass die Grundsicherungsstellen und die von ihnen beauftragten Bildungs- und Be-
schaftigungstrager nicht nur nach dem Alter der Kund/inn/en, ihrem Geschlecht oder dem
Suchtmittel unterscheiden, wenn sie Mal3nahmen konzipieren, sondern haufig das aktuelle
Suchtverhalten zur Grundlage ihrer Planung machen. Haufig werden z. B. MaRnahmen fur
abstinent lebende Menschen mit einer Alkoholerkrankung angeboten oder — seltener — fir
-nhasse Alkoholiker®. Es gibt nur wenige MalRhahmen fiir aktive Drogenkonsument/inn/en, vie-
le Angebote richten sich an substituierte bzw. ,cleane“ Drogenabhangige. Wo MalRnahmen
fur ,nicht problemeinsichtige“ Klient/inn/en ,in der Konsumphase® oder fir ,Langzeitar-
beitslose mit taglich hohem Alkoholkonsum® entwickelt wurden, zielen die Angebote in der
Regel darauf, die Motivation fiir eine Inanspruchnahme von Hilfen zu erhéhen, Ubergange in
Entgiftung oder Therapie anzubahnen und den Suchtmittelkonsum zu reduzieren. Zehn der
27 beschriebenen MalRnahmen, die sich ausdricklich an abstinente oder zumindest substi-
tuierte Klient/inn/en wenden, beinhalten in ihren Konzeptionen die besondere Zielsetzung,
unmittelbar im Anschluss an eine Entgiftung oder Therapie im Rahmen der ,Nachsorge“ eine
Beschaftigungsmoglichkeit anzubieten.

Die an den MaRnahmen beteiligten Einrichtungen sind mehrheitlich Suchtberatungsstellen
und Trager der freien Wohlfahrtpflege, darunter auch einige Trager der beruflichen Rehabili-
tation Behinderter. Sie sind z. B. fUr die ,spezielle Betreuung durch eine Suchtberaterin“ oder
.regelmaflige Gruppensitzungen® zustandig. In je zwolf Fallen wurden Fachkliniken/-krank-
hauser und Einrichtungen der Eingliederungshilfe nach § 53 SGB XIlI, in sechs Fallen eine
Adaptionseinrichtung als Partner bei der MalRnahmedurchfiihrung genannt. Die Ambulanz
einer Fachklinik fuhrt z.B. die psychosoziale Begleitung von Teilnehmer/inn/en eines Be-
schaftigungsprojektes durch, wobei die Trager einen Vorteil darin sehen, dass ,die Kontinui-
tat der Beratung und Betreuung gewahrleistet werden kann®, wenn eine ,Abstimmung und
Koordination von notwendigen weitergehenden MaRnahmen ggf. zur medizinischen Rehabi-
litation oder beruflichen Reintegration® erforderlich wird. Suchtberatungsstellen und Kran-
kenhauser Ubernehmen auch die Funktion, geeignete Klient/inn/en — etwa solche mit einer
hohen ,Abstinenzmotivation® — flir bestimmte MalRnahmen auszuwahlen. Eine Klinik schlagt
z. B. die Teilnehmer/innen fur eine Arbeitsgelegenheit vor, die sich unmittelbar an eine stati-
onare Entgiftung anschlielt. Einzelne MalRnahmekonzepte beschreiben auch die Koopera-
tion mit einem substituierenden Facharzt oder einer Tagesstatte.

Das gleichzeitige und in der Fachliteratur als Komorbiditat bezeichnete Auftreten von Sucht-
und psychischen bzw. psychiatrischen Stérungen (Angst, Depression, Psychose) ist unter Ar-
beitslosen signifikant starker verbreitet als unter Erwerbstatigen (Henkel 2008).
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Bei aller inhaltlichen Vielfalt der MalRnahmekonzepte greifen die Grundsicherungsstellen bei
der Auswahl des geeigneten arbeitsmarktpolitischen Instrumentes Uberwiegend auf die
SGB lI-typischen Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante zurlick. 82 der 101
Grundsicherungsstellen, die dazu Angaben machten, nutzen dieses Instrument, um sucht-
kranken Menschen Beschaftigungsangebote zu unterbreiten (Tabelle 75). Funf Grundsiche-
rungsstellen fihrten zum Zeitpunkt der Befragung noch MaRRnahmen auf der gesetzlichen
Grundlage des § 16 (2) SGB Il (Sonstige Weitere Leistungen) durch.* Lediglich sieben
Grundsicherungsstellen gaben an, (Weiterbildungs-)MaRnahmen auf der Grundlage des
§ 16 (1) SGB Il bzw. § 77 SGB Ill (N=5) anzubieten, eine Grundsicherungsstelle nutzt (nur)
den Beschaftigungszuschuss (BEZ) nach § 16e SGB Il zur Fdrderung einzelner Sucht-
kranker.

Tabelle 75: Nutzung arbeitsmarktpolitischer Instrumente bei der Durchfiihrung von Beschéftigungs-
IQualifizierungsmaBnahmen fiir Suchtkranke
In Prozent der
Rechtsgrundlagen/Finanzierung N antwortenden
GSS
Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante nach § 16 (3) SGB II* oder § 16 d 82 81
SGB I
davon in Kombination mit § 16e SGB I 2 2,0
Sonstige Weitere Leistungen nach § 16 (2) SGB II* 5 49
Forderung der Beruflichen Weiterbildung/§ 77 SGB llI 5 49
§ 16 (1) SGB II* 2 2,0
Beschaftigungszuschuss nach § 16 e SGB |l 1 1,0
Freie Foérderung nach § 16 f SGB Il 1 1,0
ESF-Foérderung 2 2,0
Sonstige 3 3,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 1a; N = 101 (nur die Grundsicherungsstellen, die spezielle
Mallinahmen fiir Menschen mit Suchtproblemen im MaBnahmeportfolio haben und eine Angabe zur Rechtsgrund-
lage/Finanzierung gemacht haben.) *bis 31.12.2008 geltende Rechtsgrundlage, auf der auch 2008 begonnene
MaBnahmen in 2009 beendet wurden.

8.21 MaBRnahmen in Kooperation mit anderen Sozialleistungstragern

Fur die berufliche Wiedereingliederung suchkranker Menschen sind nicht nur die Grundsi-
cherungsstellen nach dem SGB Il zustandig, deshalb besteht eine Moglichkeit der Gestal-
tung integrationsférdernder MaRnahmen oder Projekte auch darin, Angebote gemeinsam mit
anderen Sozialleistungstragern zu konzipieren und durchzufihren. Solche Kooperationen

%9 Seit dem 1.1.2009 steht dieses Instrument nicht mehr zur Verfligung.
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haben den Vorteil, dass Rehabilitation systemuUbergreifend stattfindet: Idealerweise kdnnen
sich die Kostentragerschaft oder Zustandigkeit andern, ohne dass dies flir den betroffenen
Menschen zu Brichen im individuellen Rehabilitationsprozess fliihren muss.

27 % der Grundsicherungsstellen mit spezifischen Beschaftigungs- und Qualifizierungsan-
geboten fur Suchtkranke und damit nur 12 % aller Grundsicherungsstellen fihren Angebote
in Kooperation mit anderen Sozialleistungstragern durch. Kooperationspartner fir solche
Schnittstellenprojekte sind dabei z. B. die ortlichen und Uberortlichen Sozialhilfetrager (N=7),
die Agenturen fur Arbeit, die Renten- und Krankenversicherungstrager (N=2), ein Bundes-
land, im Einzelfall auch die Sucht- und Jugendhilfe. Die MaRnahmen haben der Beschrei-
bung der Grundsicherungsstellen nach unterschiedliche Schwerpunkte, vielfach handelt es
sich aber auch hierbei um Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB Il. Eine MalRnahme bietet
ausbildungsbegleitende Hilfen nach § 241 (3) SGB III.

Wo Malinahmekonzepte naher erlautert werden, wird erkennbar, dass es sich haufig um An-
gebote an der Schnittstelle zwischen medizinischer und beruflicher Rehabilitation handelt:

= So beschreibt eine Grundsicherungsstelle eine MalRnahme, die mit einer dreiwo-
chigen stationdren Diagnose- und Arbeitserprobungsphase beginnt, an die sich eine
dreimonatige Arbeitsgelegenheit in der Mehraufwandsvariante anschlie3t. Sie wird in
Kooperation zwischen der Grundsicherungsstelle, einem Krankenhaus und zwei Be-
schaftigungstragern durchgefihrt.

= Ein Beschaftigungsangebot in einer Kofinanzierung durch den Uberértlichen Trager
der Sozialhilfe kombiniert ein tagesstrukturierendes, ergotherapeutisches Angebot
der Hilfe nach § 53 SGB XII mit einer Arbeitsgelegenheit.

= Eine mit Mitteln des Européischen Sozialfonds kofinanzierte Mallnahme hat die konti-
nuierliche Begleitung vor, wahrend und nach einer Suchttherapie zum Inhalt.

= Regelangebote unterschiedlicher Kostentrager kombiniert eine andere Malinahme:
Eine ambulante Suchtrehabilitation wird parallel mit Qualifizierungsangeboten unter-
stutzt, die der Rentenversicherungstrager finanziert. Nach Abschluss der Therapie
schliel3en sich Weiterbildungsangebote nach § 77 SGB Il an.

Ausgewiesene Projekte der beruflichen Rehabilitation fiir behinderte Suchtkranke nennen die
Grundsicherungsstellen nicht: Lediglich eine SGB II-Stelle berichtet iber eine enge Koope-
ration mit dem Reha-Berater der Arbeitsagentur, der regelmafig Integrationsvorschlage fir
einzelnen Personen unterbreite.

8.3 Nachbetreuung im Fall des Eintritts in Beschaftigung oder in
MaRnahmen

Sofern Kund/inn/en mit Suchtproblemen in Beschaftigung vermittelt oder in MaRnahmen zu-
gewiesen wurden, stellt sich die Frage, ob die Grundsicherungsstellen eine (Nach-) Betreu-
ung bzw. eine psychosoziale Begleitung durch eine Einrichtung der Suchthilfe bzw. Sucht-
krankenhilfe oder andere komplementadre Dienste sicherstellen (Frage J6 im GSS-
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Fragebogen). Immerhin ein Drittel der Grundsicherungsstellen gibt an, dass sie in diesen
Fallen eine entsprechende nachsorgende Begleitung organisieren (Tabelle 76).

Tabelle 76: Nachsorgende Betreuung nach Eintritt in Beschiftigung oder MaBnahmen
N In Prozent der
antwortenden GSS
Betreuung wird organisiert 100 32,5
Betreuung wird nicht organisiert 208 67,5
Gesamt 308 100
Keine Angabe 15

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 6.

Aus den schriftichen Anmerkungen im Freitextfeld zu dieser Frage wird deutlich, dass sich
dies Uberwiegend auf die Begleitung in MaRnahmen und weniger auf die Begleitung nach
Vermittlung in Erwerbstatigkeit auf dem regularen Arbeitsmarkt beziehen dirfte. Beispiels-
weise wird darauf verwiesen, dass die Zustandigkeit der Grundsicherungsstellen nach Ver-
mittlung in Beschaftigung nicht mehr gegeben ist. Allerdings scheint die Betreuung durch ei-
ne Suchtberatungsstelle teilweise parallel zur Arbeitsaufnahme fortgesetzt zu werden — und
dies wird auch durch die Grundsicherungsstelle initilert bzw. organisiert. Als Dienste, die die
Nachsorge Ubernehmen, werden auch Jobcoaches oder Integrationsfachdienste sowie das
externe Fallmanagement genannt. Es wird den Hilfebedurftigen mit Suchtproblemen ggf.
empfohlen, eine Arbeit im Ort aufzunehmen, um die Beratungsleistung der bekannten
Suchtberatungsstelle oder die Kontakte zu Selbsthilfegruppen nicht zu verlieren. Eine Nach-
betreuung durch die Grundsicherungsstelle erfolgt teilweise dann, wenn die Vermittlung in
Beschaftigung mit Hilfe eines Zuschusses (Beschaftigungszuschuss) erfolgte oder wenn die
betroffenen Personen dies wiinschen. Nur sehr wenige Grundsicherungsstellen sorgen of-
fenbar systematisch fir eine Nachbetreuung: So wurde in einem Fall berichtet, dass kuinftig
sechs Mitarbeiter/innen in der SGB |I-Stelle mit der Nachbetreuung von schwierigen Integra-
tionen beauftragt werden, um die Nachhaltigkeit der Integration zu gewahrleisten.

8.4 Diskussion der empirischen Ergebnisse

Zahlreiche Forschungsergebnisse weisen nach, dass langer anhaltende Arbeitslosigkeit ein
bedeutsamer Risikofaktor ist, der die Entwicklung und die Chronifizierung von Suchtproble-
men begunstigt. Das gilt insbesondere auch junge Erwachsene (Henkel 2008). Umgekehrt
unterstreichen sie die Bedeutung der Erwerbsarbeit fiir die Uberwindung einer Suchtproble-
matik im Sinne einer nachhaltigen Sicherung der Abstinenz und Gesundheit nach erfolgter
Suchtbehandlung. So zeigen z. B. auf Alkoholabhdngige bezogene Katamnesestudien: Wer
nach der Therapie erwerbstatig ist, hat eine doppelt so hohe Chance, alkoholabstinent zu
bleiben (Henkel u. a. 2008). Daraus ergibt sich die hohe Bedeutung, welche die Vermitt-
lungstatigkeit und die arbeitsmarktpolitische Férderung von Personen mit Suchtproblemen im
SGB Il fur die Bekdmpfung bzw. Pravention von Suchtkrankheiten haben.
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Als ,Anforderungen an ein modernes System von Beschaftigungshilfen flr Suchtkranke®
nennt Sell (2008) drei zentrale Punkte:

= Die ,Konstruktion von friihzeitig einsetzbaren und vernetzbaren Integrationskorrido-
ren®, die einen flexiblen ,Ein- und Wiedereinstieg in Integrationsketten* ermdglichen,
wobei Grundsicherungsstellen auch suchtbedingte ,Auszeiten als Teil dieser Integ-
ration akzeptieren sollten,

= den ,Ausbau von temporéar angelegten Arbeits- und Beschéaftigungsprojekten mit (er-
go)therapeutischem Schwerpunkt vor allem in der ambulanten Suchthilfe sowie

= den ,Auf- und Ausbau von dauerhaften Beschaftigungsmoglichkeiten in einem ,ge-
schitzten Rahmen’ aulderhalb des ersten Arbeitsmarkts.

In der in Kapitel 7.2 genannten Arbeitshilfe der Sachsischen Landesstelle gegen die Sucht-
gefahren e. V. werden neben der Fdrderung der beruflichen Wiedereingliederung im An-
schluss an eine medizinische Suchtrehabilitation ahnliche Bedarfe fur die berufliche Rehabi-
litation Suchtkranker beschrieben. Benétigt wiirden:

= Arbeits- und Beschaftigungsangebote fir Menschen ohne realistische Chancen auf
dem Arbeitsmarkt (z. B. Beschaftigungsmdglichkeiten in einer Integrationsfirma bzw.
einem Zuverdienstprojekt, Arbeitsgelegenheit nach SGB Il (§ 16ff.), geforderte Ar-
beitsplatze nach SGB Ill/ll, Mdglichkeiten zur ehrenamtlichen Tatigkeit, spezifische
Angebote in Werkstatten fur behinderte Menschen (WfbM), Moéglichkeiten fir Arbeits-
praktika und Arbeitserprobung, tagesstrukturierende Angebote, wie Freizeit- , Sport-
und kulturelle Angebote, spezifische Angebote flir besondere Zielgruppen) sowie

= tagesstrukturierende Angebote fiur ,CMA*®, Chronisch mehrfachbeeintrachtigte Abhan-
gige, deren Integration in eine WfbM nicht moglich sei (Sachsische Landesstelle ge-
gen die Suchtgefahren e.V. 2008: 9f.).

Um ein ,regional abgestimmtes Ubergangssystem von der medizinischen Suchtrehabilitation
zu Leistungen der beruflichen und sozialen Integration zu schaffen und ,um konkrete Bedar-
fe frlhzeitig zu erkennen und adaquat darauf zu reagieren® (ebda: 8), werden ,regionale
Netzwerke® empfohlen, an denen sich Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation und
der Nachsorge, Arbeitsagagenturen, Grundsicherungsstellen, die Rentenversicherung und
weitere soziale Dienste (Bewahrungshilfe, Schuldnerberatung, Wohnungslosenhilfe) beteili-
gen sollten.

8.41 Vermittlung in reguldre Beschaftigung

Die Integration in ungeforderte Erwerbsarbeit ist fur die allermeisten der betroffenen Per-
sonen aktuell kein realistisches Ziel, wie die Antworten der Grundsicherungsstellen belegen.
Die Ergebnisse zeigen zudem, dass bei einem grofien Teil der suchtkranken Hilfebedurftigen
multiple Vermittlungshemmnisse vorliegen, d. h., dass neben der Suchtkrankheit weitere
Probleme bestehen, die eine Eingliederung in Erwerbsarbeit erschweren (Tabelle 34 in Kapi-
tel 4.3). Auch dies erklart, warum die Grundsicherungsstellen eine nachhaltige Integration in
regulare Beschaftigung eher als ein in der Bedeutung nachgeordnetes Erfolgskriterium be-
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werten. Hier widerspiegelt sich vermutlich auch die in der Fachdiskussion mitunter artikulierte
Auffassung, man musse suchtkranke Arbeitslose auch ohne Arbeit psychosozial stabilisie-
ren, d. h. wenn eine Reintegration ins Erwerbsleben auf langere Sicht aussichtslos erscheint
(vgl. u. a. Lindenmeyer 2008). Auf dem Expert/inn/enworkshop wurde dies als eine moégliche
Variante angesprochen, die jedoch nicht praferiert wurde. Mehrheitlich hoben die Ex-
pert/Inn/en vielmehr die hohe Bedeutung der (ggf. geférderten) Erwerbsarbeit auch fir die
Bearbeitung des Suchtproblems hervor.

Ob die skeptische Einschatzung in Bezug auf die Erwerbsintegration Suchtkranker aufrecht
erhalten werden kann, ist fraglich. Immerhin steht mit dem Beschéaftigungszuschuss (BEZ)
nach § 16e SGB Il ein Instrument zur Verflgung, das eine nachhaltige Eingliederung in sozi-
alversicherungspflichtige Beschaftigung (ohne Beitrag zur Arbeitslosenversicherung) férdern
kann. Durch einen hohen Forderanteil (bis zu 75 % der Personalkosten) und die grundsatzli-
che Moglichkeit einer dauerhaften Forderung unterscheidet sich der Beschafti-
gungszuschuss deutlich von bisher verfligbaren Instrumenten. Aufgrund der dafiir erforderli-
chen Zugangsbedingungen (Langzeitarbeitslosigkeit, unglinstige Eingliederungsprognose,
mindestens zwei weitere vermittlungshemmende Merkmale) kann sich der Beschaftigungs-
zuschuss als Instrument zur Integration von suchtkranken Leistungsbeziehenden anbieten.
Im Fall gemeinnttziger und zusatzlicher Arbeit kann die Férderung auch mit anderen o6ffentli-
chen Mitteln — z. B. Landesmitteln oder Mitteln aus dem Europaischen Sozialfonds (ESF) —
kombiniert werden, so dass faktisch sozialversicherungspflichtige Beschaftigung auf dem
zweiten Arbeitsmarkt geschaffen wird. Wie die Befragungsergebnisse und die erganzenden
Erlauterungen der Grundsicherungsstellen aber zeigen, wird der Beschaftigungszuschuss
derzeit nur selten genutzt, vorwiegend zur Férderung einzelner Personen oder indem einzel-
ne BEZ-Stellen in AGH-Malnahmen ,eingestreut® werden. Die Diskussion auf dem Ex-
pert/inn/enworkshop ergab jedoch, dass er gerade fur die Gruppe der suchtkranken Hilfebe-
dirftigen ein effektives Eingliederungsinstrument — auch auf dem ersten Arbeitsmarkt — sein
kann. Dies gilt besonders dann, wenn die Suchterkrankung eine (drohende) Behinderung
darstellt, was vor dem Hindergrund des weit gefassten Erwerbsfahigkeitsbegriffs im SGB |l
bei vielen erwerbsfahigen, chronisch suchtmittelabhangigen Menschen der Fall sein dirfte.
Sie gehdren damit zur Zielgruppe von Integrationsunternehmen, -betrieben oder -abteilungen
(§ 132 SGB Xl), in denen Behinderte und Nicht-Behinderte am ersten Arbeitsmarkt zusam-
menarbeiten. Mit der Einfihrung des Beschaftigungszuschusses, der eine neue Form des
Nachteilsausgleichs bei der Beschaftigung langzeitarbeitsloser Behinderter darstellt, erleben
Integrationsfirmen derzeit einen ,Griindungsboom“*°, der von den Grundsicherungsstellen
auch zur Versorgung suchtkranker Leistungsbezieher/inn/en genutzt werden kénnte. Damit
verbundene Erfahrungen sollten Gegenstand kiinftiger Untersuchungen sein.

40 Grindungen werden z.B. von mehreren Bundeslandern unterstitzt, darunter Nordrhein-

Westfalen mit dem Landesprogramm ,Integration unternehmen!®, das u.a. ESF-Mittel nutzt, um
die Einrichtung neuer Arbeitsplatze zu bezuschussen. (vgl. Internetauftritt des Ministeriums fiir
Arbeit und Soziales des Landes NRW: http://www.arbeitsmarkt.nrw.de/integrations-unterneh-
men/foerderung-integrationsunternehmen/index.html)
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8.4.2 Beschiftigungs- und QualifizierungsmaBnahmen

Wenngleich das SGB Il letztlich die Uberwindung der Hilfebedrftigkeit durch Eingliederung
in Erwerbsarbeit zum Ziel hat, missen in Bezug auf die Leistungsbeziehenden haufig erst
einmal Zwischenschritte in diese Richtung gemacht werden. Unterhalb der Schwelle der Er-
werbsintegration kénnen Fordermalinahmen eingesetzt werden. Wenn suchtkranke Leis-
tungsbeziehende zur Verbesserung der Integrationschancen zunachst in Qualifizierungs-
und Beschaftigungsmalinahmen geférdert werden, sind damit — je nach Einzelfall - verschie-
dene Ziele verbunden: die psychosoziale Stabilisierung, Starkung der Erwerbsmotivation,
Vermittlung von Kenntnissen, Fahigkeiten und Fertigkeiten oder die Verbesserung der Ge-
sundheit. Aus diesem Grund liegt es auf der Hand, dass es die typische MalRnahme flr
suchtkranke ALG IlI-Beziehende nicht geben kann. Gute Praxis ist es vielmehr, wenn die im
konkreten Einzelfall erforderliche Férderung auch gewahrt und dazu passfahige Mallnahmen
angeboten werden. So kann es in bestimmten Fallen sinnvoll sein, zielgruppenspezifisch zu
arbeiten — z. B. im Fall der Betreuung drogenabhangiger Jugendlicher, bei denen in der Re-
gel eine Reihe spezifischer Probleme vorliegen. Bei anderen Fallkonstellationen kann es da-
gegen sinnvoll sein, keine spezifischen Malknahmen anzubieten, sondern suchtkranke Per-
sonen in allgemeinen Malinahmen zu férdern, z. B. dann, wenn es vor allem um eine
Gewdhnung an arbeits- und lebensweltliche Normalitat geht und eine Stigmatisierung Sucht-
kranker vermieden werden soll. Unter Umstanden ist es sinnvoll, eine Abfolge unterschiedli-
cher MalRnahmen zu planen, wodurch suchtkranke Hilfebeziehende schrittweise stabilisiert
und an den Arbeitsmarkt herangefiihrt werden. Das uneinheitliche Bild, das die Befragung in
Bezug auf die zielgruppenbezogene Praxis der MaRnahmegestaltung ergeben hat, bietet
somit keinen Grund fur Kritik.

Als Ausdruck schlechter Praxis muss es dagegen gelten, wenn die besonderen Bedarfe der
suchtkranken Kund/inn/en bei der Mallnahmegestaltung tberhaupt nicht bericksichtigt wer-
den, wie dies in einem Viertel der Grundsicherungsstellen der Fall ist. Unabhangig davon, ob
es sich um suchtspezifische MaRnahmen handelt oder um solche, in denen nicht nur sucht-
kranke Personen geférdert werden, ist es in jedem Fall erforderlich, bei der Mallhahmeges-
taltung der besonderen Situation der suchtkranken Personen Rechnung zu tragen. Selbst
wenn die MalBnahmen inhaltlich keinen suchtspezifischen Zuschnitt haben, ist die beglei-
tende sozialpsychologische oder sozialpadagogische Betreuung unbedingt auf suchtspezifi-
sches Fachwissen angewiesen. Die Mallnahmetrdger missen deshalb Uber besondere
Kompetenzen im Umgang mit Suchtkranken verfligen. Um passgenaue Integrationsange-
bote machen zu kdnnen, wird Schnittstellenkompetenz im wahrsten Sinne des Wortes bend-
tigt. Wer MalRnahmen durchfiihrt, muss die Probleme und Einschradnkungen der besonderen
Zielgruppe genauso gut kennen wie die Anforderungen des Arbeitsmarkts. Das setzt ein be-
sonderes Qualifikationsprofil der Mal3nahmetrager und ihrer Mitarbeiter/inn/en voraus. Vor
diesem Hintergrund wurde auf dem Expert/inn/en-Workshop kritisch angemerkt, dass die Ub-
lichen Ausschreibungsverfahren kontraproduktiv sein kénnen, da sich aufgrund des hohen
Rangs des Preises bei der Bewertung von Angeboten eine fachliche Kompetenz nicht immer
durchsetzen kdnne. Teilweise verfugen Grundsicherungsstellen Uber langjahrige erfolgreiche
Kooperationen mit fachlich sehr kompetenten Tragern, kénnen aufgrund des Verbots trager-
scharfer Ausschreibungen neue Malinahmen jedoch nicht ohne weiteres wieder mit den-
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selben Tragern durchfuhren. Im unglnstigsten Fall erhalt ein kostenglnstiger aber wenig
kompetenter Trager den Zuschlag fir die MalRnahme.

Vor dem Hindergrund der differenzierten Anforderungen an eine berufliche Integration, die in
der Fachdiskussion thematisiert werden, muss der Uberwiegende, nahezu ausschliellliche
Einsatz von Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschadigung nach § 16d SGB Il als
Beschaftigungs- und Qualifizierungsinstrument flr suchtkranke ALG Il-Bezieher/innen als
problematisch bewertet werden. Arbeitsgelegenheiten haben sich als Instrument der sozialen
Stabilisierung bewahrt. Sie enthalten jedoch nur begrenzte Qualifizierungsanteile, die zudem
Uberwiegend auf den Erwerb und Ausbau der sog. ,Grundarbeitsfahigkeiten“ oder — so bei-
spielhaft eines der zugesandten Mallnahmekonzepte — der ,Starkung von Handlungskom-
petenzen durch Férderung von Schlisselqualifikationen, Sozialkompetenz, Flexibilitat und
Arbeitsmotivation® zielen. Fachpraktische Qualifizierungsanteile beziehen sich in der Regel
auf eine konkret ausgelbte Tatigkeit.

Besondere Qualifizierungsbedarfe wie die junger Drogenkonsument/inn/en, auf welche die
Sachsische Landesstelle gegen die Suchtgefahren e.V. hinweist, kommen im Rahmen von
Arbeitsgelegenheiten jedoch notwendigerweise zu kurz:

,Bei Abhangigen von illegalen Drogen fallen die Briche und Defizite im Lebenslauf deutlich
massiver und haufig in kirzeren Zeitintervallen aus als bei Alkoholabhangigen. Durch eine friih
einsetzende Drogenabhangigkeit wurde der Erwerb eines Schul- oder Berufsabschlusses oft-
mals verhindert. Fiir jiingere Abhangige ist es somit dringend erforderlich, schulische und beruf-
liche Qualifikationen nachzuholen bzw. durch die Abhéngigkeitserkrankung unterbrochene Bil-
dungswege fortzusetzen.“ (Sachsische Landesstelle gegen die Suchtgefahren e.V. 2009: 7).

Winschenswert ware es somit, dass Beschaftigungsmalnahmen — vor allem fir die unter
25-Jahrigen — mit einer Qualifizierung verbunden werden. Dies gilt auch deshalb, weil Ar-
beitsgelegenheiten flr diese Zielgruppe aus Sicht des Instituts flr Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) ohnehin wohl eher als ,ineffektiv* einzuschatzen sind, da sie nicht dazu bei-
tragen, dass Hilfebedurftigkeit beendet werden kann (Bernhard u.a. 2008: 43.)

Der gleichen Untersuchung des IAB zufolge haben MalRnahmen der Forderung der Weiter-
bildung (FbW) positivere Effekte auf Vermittlung und Vermittlungschancen (ebda: 26f.). Fir
suchtkranke Menschen sind nicht alle Arbeitsplatze gleich gut geeignet: Weil die Sucht-
krankheit zum einen zu einer Beeintrachtigung oder zum Verlust beruflicher Fahigkeiten ge-
fuhrt haben kann, und es zum anderen besonders wichtig ist, suchtauslésende oder -ver-
starkende Belastungsfaktoren in der Arbeit zu vermeiden, kann es im Laufe der
Rehabilitation gerade bei ihnen dazu kommen, dass eine berufliche Neuorientierung erfor-
derlich wird. Auch diesen Bedarfen werden Arbeitsgelegenheiten nicht gerecht; doch nur funf
Grundsicherungsstellen bieten FbW-Malinahmen an.

Eine negative Begleiterscheinung der Arbeitsgelegenheiten ist deren tendenziell (zu) kurze
Laufzeit in den Fallen, in denen es tatsachlich um eine nachhaltige Stabilisierung geht. Es ist
bekannt, dass die Rickkehr in die Arbeitslosigkeit nach einem MaRnahmeende auch bei an-
sonsten gesunden Menschen haufig mit Enttduschungen und mit einer Verschlechterung des
Gesundheitszustands und der psychischen Verfasstheit verbunden ist. Dies dirfte auf die
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Gruppe der suchtkranken Leistungsbeziehenden in verstarktem MaRe zutreffen. Gerade aus
diesem Grund ist es lohnenswert, die oben aufgezeigte Alternative — die Nutzung des Be-
schaftigungszuschusses nach § 16e SGB Il — starker in den Blick zu nehmen.

Obwohl einer der Ausléser fur die Arbeitsmarktreformen 2003/2004 eine anhaltende Diskus-
sion Uber ,Verschiebebahnhofe® zwischen den Leistungssystemen der sozialen Sicherung
war, denen ein Ende bereitet werden sollte, gibt es auch nach der Einfliihrung des SGB Il
Menschen, die sowohl Leistungen nach dem SGB Il als auch nach dem SGB Xll bzw. dem
SGB Il erhalten. Sell (2008) kommt vor diesem Hintergrund zu der pessimistischen Ein-
schatzung, dass die ,mit Blick auf die Suchtkranken héchst notwendigen komplexeren
Dienstleistungen und die diese ermdglichende Infrastruktur in einem Bermuda-Dreieck der
Systeme verschwinden.*

Aus der multidimensionalen Anforderung an eine passgenaue Foérderung (Beschaftigung,
Qualifizierung, sozialpadagogische und ggf. suchtspezifische Begleitung) und den komple-
xen gesetzlichen Zustandigkeiten fiir Teilleistungen der medizinischen und beruflichen Re-
habilitation*' ergibt sich, dass Kooperationsprojekte mit anderen Leistungstragern eine sehr
gute Praxis sind. Dies geschieht derzeit noch nicht sehr haufig, bietet aber den Vorteil, dass
die unterschiedlichen Kompetenzen sowohl bei der Konzeptentwicklung als auch bei der
Durchfiihrung der Mallinahme integriert sind. Wie die Befragungsergebnisse — insbesondere
die zugeschickten Malnahmekonzepte — zeigen, gibt es dazu partiell bereits eine entwi-
ckelte Praxis. Es wurde sich anbieten, diese Praxis ndher zu untersuchen, um ggf. verallge-
meinerbare Erfahrungen zu verschriftlichen und allen Grundsicherungsstellen zur Verfugung
zu stellen.

8.4.3 Nachbetreuung im Fall des Eintritts in Beschaftigung oder in MaBnahmen

Eine nachsorgende Betreuung suchtkranker Leistungsbeziehender nach deren Integration in
Beschaftigung oder nach deren Zuweisung in MaRnahmen wird derzeit nur in ca. einem Drit-
tel der Falle durch die Grundsicherungsstellen organisiert. Aus den schriftlichen Ruck-
meldungen geht hervor, dass der Anteil der Betreuten jedoch hdher sein dirfte, da in vielen
Fallen eine nachsorgende Betreuung durch die Suchtberatung oder andere Dienste erfolgt.
Sofern es um Personen in Mallnhahmen geht, sind die Grundsicherungsstellen in gewisser
Weise weiter formal zustandig. In diesen Fallen ist die suchtspezifische Betreuung teilweise
in die MaRnahmen integriert, teilweise wird sie parallel zur MaRnahme fortgesetzt. Nach ei-
ner erfolgreichen Vermittlung in ungeférderte Beschaftigung endet jedoch normalerweise die
Zustandigkeit der SGB II-Stelle. Gleichwohl sehen manche Grundsicherungsstellen auch in
diesem Bereich eine eigene Verantwortung. So gehdrt es teilweise zu den geregelten Ver-
fahren, fir eine nachsorgende Betreuung durch Dritte zu sorgen, z. B. durch ein ausgela-
gertes Fallmanagement. Teilweise wird dies auch selbst Ubernommen, z. B. dann, wenn eine
gewisse Zustandigkeit der Grundsicherungsstelle weiter besteht, wie im Fall der Integration

4 Ausfiihrlich Welti (2008) und Bieritz-Harder (2008).
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mit Hilfe des Beschaftigungszuschusses. Uber diese Praxis ist derzeit wenig bekannt. Kiinf-
tige Studien kénnten hierzu genauere Informationen liefern.

Vor dem Hintergrund der hohen Bedeutung, die die Vermittlungstatigkeit und die arbeits-
marktpolitische Férderung von Personen mit Suchtproblemen im SGB Il fiir die Uberwindung
bzw. Pravention von Suchtkrankheiten haben, verweist die relativ kritische Selbsteinschat-
zung der Grundsicherungsstellen in Bezug auf ihre Tatigkeit in diesen Bereichen deutlich auf
bestehende Defizite. Moglicherweise widerspiegeln sich darin allgemeine Probleme der
Grundsicherungsstellen in diesen Tatigkeitsbereichen. Gleichwohl ist aufgrund der unzurei-
chenden suchtbezogenen Qualifizierung der Fachkrafte und der bislang nur partiell entwi-
ckelten Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und Suchthilfe (vgl. Kapitel 3) anzu-
nehmen, dass in den kritischen Einschatzungen auch besondere Defizite bei der Betreuung
von Kund/inn/en mit Suchtproblemen zum Ausdruck kommen.
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9 Gute Praxis aus Sicht der Grundsicherungs- und
Suchtberatungsstellen: Erfolgskriterien und
Qualitatsstandards

Ob gute Praxis entsteht, wenn suchtkranke Menschen von den Grundsicherungsstellen im
SGB Il beraten, betreut, unterstiitzt und in den Arbeitsmarkt integriert werden, hangt von vie-
len Faktoren ab: neben gesetzlichen, untergesetzlichen, organisatorischen und regionalen
Rahmenbedingungen nicht zuletzt auch von gewachsenen Strukturen der Hilfesysteme, ih-
ren Besonderheiten und den vor Ort handelnden Akteuren, deren Haltungen, Malstabe,
Wissen, deren Kooperationsanforderungen oder Kooperationsbereitschaft die Praxis erst zur
Praxis werden lassen. Die Befragung der Grundsicherungsstellen zielte deshalb nicht nur auf
eine Erhebung von Verfahren, Regelungen und Ablaufen, sondern fragte auch: Wie bewer-
ten die Grundsicherungsstellen selbst ihre Praxis? Was sind aus ihrer Sicht die Bedingungen
fur eine gelingende Beratung und Betreuung suchtkranker Menschen? Worauf legen sie da-
bei Wert?

Da zum Forschungsauftrag auch gehorte, die Akzeptanz der MaRnahmen von Grundsiche-
rungsstellen bei Mitarbeiter/inne/n innerhalb und auf3erhalb der Einrichtung zu erheben, wur-
den in ahnlicher Weise auch die kooperierenden Suchtberatungsstellen befragt; ihre Sicht ist
im folgenden Kapitel ebenfalls zusammengefasst.

9.1 Die Sicht der Grundsicherungsstellen

9.1.1 Starken und Defizite in der Arbeit mit Suchtkranken

Sehr differenziert bewerteten die Grundsicherungsstellen den Ist-Zustand ihrer Praxis, ihre
Starken und Schwachen bei der Betreuung und Integration suchtkranker Menschen im
ALG II-Bezug. Als besondere Starke sehen sie vor allem die hohe Bereitschaft der Fach-
krafte an, sich mit dem Thema Sucht zu befassen: 53 % der Grundsicherungsstellen bewer-
ten ihre Praxis zu diesem Punkt als sehr gut, 41 % als eher gut (Tabelle 77). Kaum weniger
positiv schneidet in der Selbsteinschatzung der Grundsicherungsstellen die Verfugbarkeit
kommunaler Angebote fir flankierende Leistungen ab (sehr gut: 46 %, eher gut: 42 %). Wei-
tere 41 % bewerten auch die Kooperation mit den Einrichtungen der Suchthilfe — in der Re-
gel durften dies die Suchtberatungsstellen sein — als sehr gut.

Demgegenuber werden die Kompetenzen der Fachkrafte im Umgang mit Suchtkranken als
eher mittelmaRig eingeschatzt. Die Grundsicherungsstellen vergeben flir diesen Punkt die
,oDurchschnittsnote“ 4,1 auf einer Skala von 1 bis 10, und nur 11 % von ihnen finden die ei-
genen Vermittler oder Fallmanagerinnen diesbezuglich sehr kompetent. Schwachen sehen
die Grundsicherungsstellen in besonderem Malle bei der Vermittlung in ungeférderte Be-
schaftigung, die nach Einschatzung von mehr als drei Vierteln eher schlecht oder sogar un-
geniigend gelingt (vgl. Kapitel 8.1).
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Tabelle 77: Beurteilung von Tatigkeiten der Grundsicherungsstelle

Bewertung auf einer

Sehr gut Eher gut Eher schlecht Ungeniigend

Skala von 1 = sehr gut

. (1 und 2) (3-5) (6 -38) (9 und 10)
— 10= ungeniigend

In In In In
N N N N
Prozent Prozent Prozent Prozent

Bereitschaft von Fachkraften,
sich dem Thema Sucht zu wid- 166 52,7 129 41,0 18 57 2 0,6

men (N=315)

Verfligbarkeit von kommunalen
Angeboten fir flankierende Leis- | 145 46,0 132 41,9 29 6,9 9 2,9
tungen (N=315)

Kooperation mit Einrichtungen

der Suchthilfe (N=314) 130 41,4 144 459 33 10,5 7 2,3
Kompetenzen der Fachkrafte im

Umgang mit Suchtkranken 34 10,8 229 72,8 48 15,3 3 0,9
(N=314)

Verfligbare finanzielle Ressour- 40 12.9 174 56.1 71 23.0 25 8.1
cen (N=310)

Speziell auf Suchtkranke zuge-
schnittene BeschaftigungsmaR- 27 8,6 141 45,2 98 31,5 46 14,8
nahmen (N=312)

Vermittlung von Suchtkranken in
ungeférderte Beschaftigung 5 1,7 60 19,7 129 42,5 110 36,2
(N=304)

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 7 (Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsiche-
rungsstellen)

Viel Aufschluss zur Frage guter Praxis aus Sicht der Akteure ist zwei offenen Fragen zu ver-
danken. Eine (J8 in der GSS-Befragung) gab den Grundsicherungsstellen Gelegenheit, ihre
besonderen Starken im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en zu benennen, hiervon mach-
ten 210 SGB lI-Stellen Gebrauch. 220 Grundsicherungsstellen nutzten eine zweite offene
Frage nach Defiziten im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en (J 9) zu ebenfalls sehr aus-
fuhrlichen Bewertungen. Zu beiden Fragen wurden die Antworten unter verschiedenen O-
berbegriffen codiert und zusammengefasst, und auch wenn es sich oft um ,Einzelmeinun-
gen“ handelte, ergibt sich in der Summe ein Uberraschend vollstandiger Blick auf das in die-
sem Bericht behandelte Arbeitsfeld:

Nahezu die Halfte aller antwortenden Grundsicherungsstellen hebt als Starke im Umgang mit
suchtkranken Menschen die besonderen Qualitdten der Fachkrafte und ihre sozialen Kom-
petenzen hervor: 101 Nennungen gehen ausdriicklich darauf ein (Tabelle 78). Dabei spielen
berufliche Grundqualifikationen (N=15) oder professionelle Beratungskompetenzen (N=14) in
der Bewertung eine geringere Rolle als eine (mit sehr vielen Begriffen beschriebene) akzep-
tierende (N=26) und mit Empathie und Einfuhlungsvermégen (N=16) verbundene Haltung
von Fachkraften den suchtkranken Kund/inn/en gegeniber. Es gehe um ,das Annehmen des
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Kunden als Mensch® — so bringt eine Grundsicherungsstelle diese Qualitat auf einen kurzen
Begriff.

Tabelle 78: Starken der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Qualifika-
tion/Kompetenzen der Fachkrifte, Auswertung von Freitextantworten
Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Hohe Qualifikation/besondere Kompetenzen der Mitarbeiter/innen 101 48,1
dar.: akzeptierende, wertschatzende, annehmende, offene, vorurteils-
. 26 12,4
freie Grundhaltung
dar.: Empathie, Einflihlungsvermégen, Sensibilitat 16 7,6
dar.: berufliche Qualifikation (padagogische Ausbildung, Suchtbera- 15 71
ter/inn/en) ’
dar.: Beratungskompetenz (Gesprachsfiihrung, ressourcen- oder 16-
o 14 6,6
sungsorientiertes Vorgehen)
dar.: Engagement der Fachkrafte 12 57
dar.: (Lebens-)Erfahrung 4 1,9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 8; N=210 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Stérken
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

Wo Defizite gesehen werden, betreffen diese vor allem suchtspezifisches Fachwissen: Eine
Reihe von Grundsicherungsstellen halt ihre Fachkrafte (noch) nicht flir ausreichend geschult
(N=21), ihnen mangele es u. a. daran, Suchterkrankungen erkennen und diagnostizieren zu
kénnen (N=20).

Tabelle 79: Defizite der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Qualifika-
tion der Fachkrifte, Auswertung von Freitextantworten
Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Fehlende suchtspezifische Kompetenz bei Fachkraften 61 27,7

dar.: nicht ausreichend geschult 21 9,5

dar.: Schwierigkeiten bei Krankheitserkennung und Diagnose 20 9,0

dar.: Hemmungen, ein Suchtproblem anzusprechen 6 2,7
Allgemeine Qualifikationsdefizite bei Fachkraften 25 11,4

dar.: keine ausreichende Ausbildung 7 3,2

dar.: fehlende/eingeschrankte Beratungskompetenz/Empathie 7 3,2
Fehlende Erfahrung 3 1,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 9; N=220 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Defiziten
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).
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Daruber hinaus kritisieren einige Grundsicherungsstellen z. B. die fehlende Ausbildung von
Fachkraften, oder sie weisen darauf hin, dass Gesprachsflihrungs- oder Beratungskompe-
tenz ,ausbaufahig” seien (Tabelle 79).

In der Arbeit mit suchtkranken Menschen identifizieren die befragten Grundsicherungsstellen
drei entscheidende Schwierigkeiten (Tabelle 80). In nahezu vollstandiger Ubereinstimmung
bezeichnen sie es als das grof3te Problem fir die Fachkrafte, eine Suchterkrankung Uber-
haupt zu erkennen (91 %) (vgl. Kapitel 5.1.1). Daneben stellt die Erwerbsintegration sucht-
kranker Menschen 90 % aller Grundsicherungsstelle vor (nachvollziehbare) besondere Prob-
leme, und fir 79 % erweist es sich als schwierig, suchtkranke Kund/inn/fen zu einer
Suchtberatung zu motivieren.

Tabelle 80: Besondere Schwierigkeiten in der Arbeit mit suchtkranken Kund/inn/en, Auswertung von
Freitextantworten

In Prozent der ant-

Mehrfachantworten N wortenden GSS
Suchtprobleme zu erkennen 288 91,1
Kund/inn/en nachhaltig in Ausbildung/ Beschaftigung zu vermitteln 265 83,9
Kund/inn/en zu motivieren, eine Suchtberatung zu beginnen 251 79,4
Guten Kontakt zu den Kund/inn/en aufzubauen und zu halten 122 38,6
Die Entwicklung bzw. Verflgbarkeit speziell auf Suchtkranke zugeschnittener

arbeitsmarktpolitischer Mallnahmen 121 38,3
Kund/inn/en auf ihre Suchtprobleme anzusprechen 116 36,7
Die Einbeziehung der Bedarfsgemeinschaft bei der Betreuung des Kunden/der

Kundin 110 34,8
Kund/inn/en mit Suchtproblemen zu sanktionieren 108 34,2
Die Abstimmung mit der Suchthilfe in der Fallsteuerung und Fallverantwortung 62 19,6
Gute Kooperationsbeziehungen zur kommunalen Suchthilfe aufzubauen 44 13,9
Sonstiges 7 2,2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 3; N=316.

Andere Anforderungen aus der Beratung bereiten den Grundsicherungsstellen deutlich weni-
ger Schwierigkeiten: Eine Beratungsbeziehung durch gute Kontakte aufzubauen, Kund/-
inn/en mit Suchtproblemen auf dieses Problem anzusprechen und sie ggf. sogar zu sanktio-
nieren, wird nur von jeweils etwas mehr als einem Drittel der Grundsicherungsstellen als
problematisch beschrieben. Kooperationsbeziehungen zur Suchthilfe aufzubauen, bereitet
nur einer Minderheit von 14% der Grundsicherungsstellen Schwierigkeiten.

Mit deutlichem Abstand hinter den Aussagen zur hohen Qualifikation der Fachkrafte nennen
die Grundsicherungsstellen weitere Starken (Tabelle 81 zu Frage J8), die sie in der Organi-
sation ihrer Fallbearbeitung und hier vor allem in der Moglichkeit sehen, suchtkranken Kund/-
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inn/en eine Betreuung im Fallmanagement anbieten zu kdnnen (N=42). Betreuungskontinui-
tat durch eine hohe Kontaktdichte (N=14) und feste Ansprechpartner/innen (N=7) werten sie
ebenfalls als Starken.

Tabelle 81: Starken der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Organisa-
tion der Fallbearbeitung, Auswertung von Freitextantworten
In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS

Gute Organisation der Fallbearbeitung in der Grundsicherungsstelle 88 41,9

dar.: Betreuung im Fallmanagement 42 20,0

dar.: spezialisiertes/zertifiziertes Fallmanagement 8 3,8

dar.: hohe Kontaktdichte 14 6,6

dar.: feste Ansprechpartner/innen fiir die Kund/inn/en 7 3,3

dar.: gute interne Kooperationen (zwischen Vermittlung, Fallmanage- 7 33

ment, Arztlichem Dienst, Agentur, kommunalen Mitarbeiter/innen) ’
Zusammenarbeit mit dem kommunalen Trager 9 4,3

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J8; N=210 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Stérken
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

Uber ein Viertel der befragten Grundsicherungsstellen (Tabelle 82) macht dagegen struktu-
relle Probleme als Defizite aus: Ein zu hoher Betreuungsschlissel lasse zu wenig Zeit fur die
individuelle Betreuung suchtkranker Menschen, meinen 23 %, zu viel Fluktuation bei den
Fachkraften kritisieren weitere 3 %. Auch wenn beschrieben wird, es gebe keinen eigenstan-
digen Auftrag zur Bearbeitung von Suchtproblemen im SGB Il, sondern die Integrationsziel-
setzung dominiere den Beratungsprozess, kann es um Zeit gehen. Denn Fachkrafte haben
zu entscheiden, welche Kund/inn/en sie wie intensiv betreuen. Eine Grundsicherungsstelle
erlautert ein Dilemma, in das Fachkrafte dabei kommen kdénnen, so:

,Die Integrationsquote ist der bedeutendste Mafistab zur Leistungsbeurteilung der ARGE, und
viele Suchtkranke sind von Arbeitsaufnahme weit weg, bzw. selbst Integrationsbemiihungen im
Sinne von Wechsel in eine ,héhere® Betreuungsstufe sind nur mit Gberdurchschnittlich hohem
Arbeitsaufwand und Mitteleinsatz zu erzielen => zur Zielerreichung wendet sich ARGE bzw. der
einzelne FM ,notgedrungen® lieber Zielgruppen zu, die einfacher zu integrieren sind.*

Zwei Einzelstimmen umreiRen den Hintergrund einer Diskussion um den Auftrag der Grund-
sicherungsstellen im Hinblick auf suchtkranke Kund/inn/en und machen deutlich, weshalb
sich eine einheitliche Praxis nur schwer herausbilden wird: Wahrend die eine Grundsiche-
rungsstelle unter anderem kritisiert, ,dass bei dem Grundsatz des SGB Il (Férdern und For-
dern), FORDERN im Vordergrund steht”, fehlt der anderen ,Stringenz: wir kénnen letztend-
lich niemanden dazu ,zwingen’, eine Therapie zu machen. Dies fiuhrt meist dazu, dass Kun-
den zwar die Suchtberatungsstellen aufsuchen, das Ganze nach einigen Terminen dann
wieder im Sande verlauft.”

Uneinheitliche Vorgaben der Organisation fur die Fachkrafte, schwer nachzuvollziehende
Kriterien fur die Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit oder Verfahrensprobleme bei der Leis-
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tungsgewahrung und Dokumentation sind fir 12 weitere Grundsicherungsstellen nennens-
werte Defizite.

Tabelle 82: Defizite der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Strukturel-

le Probleme, gesetzlicher Auftrag und Zustandigkeiten, Auswertung von Freitextantworten

In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS

Zu hoher Betreuungsschlissel/zu wenig Zeit 52 23,6
Personalfluktuation 7 3,2
Kein eigenstandiger Auftrag zur Bearbeitung der Sucht im SGB I 8 3,6
Dominanz des Forderns 1 0,5
.Fehlende Stringenz* 1 05
Uneinheitliches Vorgehen/ keine Vorgaben fiir pAps S 2,3
Beurteilungskriterien Erwerbsfahigkeit 4 1.8
Probleme im Verwaltungsverfahren (incl. Leistung) 3 1.4
Ungeldste Zustandigkeitsprobleme zwischen Grundsicherungsstelle und kom- 3 14
munalem Trager ’

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 9; N=220 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Defiziten
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

Erwartungsgemal spielt die Einschatzung tUber gelingende oder problematische Kooperatio-
nen mit Dritten in der Bewertung der Grundsicherungsstellen eine wichtige Rolle: In der Bi-
lanz fallt sie positiv aus, was die Kooperationsstrukturen mit den lokalen Suchthilfenetzwer-
ken angeht, und negativ, was die verfligbaren Malinahmeangebote betrifft.

Gute Kooperationen mit der Suchthilfe halten 27 % der Grundsicherungsstellen flir eine be-
sondere Starke (Tabelle 83): Gewirdigt werden direkte Kontakte in Dienstbesprechungen
und Arbeitskreisen bzw. das bedarfsgerechte Angebot. Weitere 16 % heben dariber hinaus
gut funktionierende lokale Netzwerke bzw. die gelingende ,Netzwerkarbeit* besonders her-
vor. Nur ein Achtel der Grundsicherungsstellen findet dagegen aus den unterschiedlichsten
Grinden die Kooperation mit der Suchtberatung defizitar (Tabelle 84): Einigen fehlt der ,re-
gelmaRige Austausch®, andere vermissen Verbindlichkeit, ,Vereinbarungen® und ,Vertrage®.
Vier Grundsicherungsstellen nennen ausdrucklich Informationsdefizite infolge der gesetzli-
chen Bestimmungen zum Datenschutz, andere kritisieren die fehlende Kooperationsbereit-
schaft der Suchtberatungstrager. Einige Grundsicherungsstellen verorten Defizite in der
Struktur des ortlichen Suchthilfesystems, in dem es an Angeboten wie Nachsorge oder Be-
treutem Wohnen fehle.
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Tabelle 83: Starken der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Koopera-
tionen mit Dritten und Angebote fiir Suchtkranke, Auswertung von Freitextantworten
Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS

Gute Kooperation mit der Suchthilfe 57 27,1

dar.: gemeinsame Dienstbesprechungen, Arbeitskreise etc. 7 3,3

dar.: gutes Angebot der Suchtberatung 6 29
Gut funktionierende lokale Netzwerke 35 16,6
Geeignete MalRnahmen fiir Suchtkranke 29 13,8

dar.: spezielle MalRnahmen 6 2,9

dar.: im Anschluss an eine Therapie 2 0,9

Quelle: Fragebogen Befragung Grundsicherungsstellen Nr. J 8; N=210 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu
Defiziten im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

Nur wenigen Grundsicherungsstellen fallt bei der Frage nach ,Starken® die Ausstattung mit
Beschaftigungsmodglichkeiten oder integrativen MaRnahmen fur Abhangigkeitskranke ein
(N=29), ein knappes Sechstel (N=35) sieht dagegen Defizite im eingeschrankten oder ganz
fehlenden Angebot an (niedrigschwelligen) BeschaftigungsmalRnahmen fir Suchtkranke
(Tabelle 84).

Tabelle 84: Defizite der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Koopera-
tionen mit Dritten und Angebote fiir Suchtkranke, Auswertung von Freitextantworten

In Prozent der ant-
Mehrfachantworten N
wortenden GSS

Fehlende/mangelhafte Kooperation zwischen Suchtberatung und GSS 27 12,9

dar.: Informationsdefizit infolge Datenschutzbestimmungen 4 1,8
Fehlende Beschaftigungsmalnahmen fiir Suchtkranke 35 15,9

dar.: fehlende Haushaltsmittel 8 3,6

dar.: niedrigschwellig 3 1,4

dar.: ARGE zu klein 2 0,9
Mangel an weiteren Angeboten (stationare Therapie, Nachsorge, Betreutes
Wohnen) 6 2,7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 9; N=220 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Defiziten
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

Als Griinde werden unter anderem fehlende Haushaltsmittel genannt (3,6 %) oder die Tatsa-
che, dass die Grundsicherungsstelle zu klein sei, um eigene Angebote machen zu kénnen.

Die folgenden Probleme beschreiben eigentlich keine Defizite der Grundsicherungsstellen,
dennoch liefern eine Reihe von weiteren Nennungen sprechende und plausible Begrindun-
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gen daflr, warum die gewlnschten Erfolge bei der Betreuung und Integration suchtkranker
Menschen nicht immer gleich eintreten (Tabelle 85):

Tabelle 85: Defizite der Grundsicherungsstellen im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en: Weitere
Nennungen, Auswertung von Freitextantworten
In Prozent der ant-

Mehrfachantworten N

wortenden GSS
~Unzuverlassigkeit‘/geringe Motivation der Kund/inn/en 7 3,2
Ausbleibende Erfolge ,deprimieren® 6 2,7
Schlechte Arbeitsmarktlage und fehlende Vermittlungsméglichkeiten 6 2,7
Mobilitdtsprobleme und andere Probleme im landlichen Raum 5 2,3
Suchtkranke ,outen® sich nicht 3 1,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 9; N=220 (Grundsicherungsstellen, die Aussagen zu Defiziten
im Umgang mit suchtkranken Kund/inn/en machten).

9.1.2 Erfolgsfaktoren und Erfolgskriterien

Die Grundsicherungsstellen wurden nicht nur gebeten, den Ist-Zustand ihrer Praxis zu be-
werten, sondern sie wurden auch nach verschiedenen Aspekten des ,Soll“ gefragt.

Ein Katalog von Vorschlagen zu wichtigen Erfolgsfakioren (Tabelle 86) fand dabei relativ
grofte Zustimmung, und in der Rangfolge der am haufigsten genannten Faktoren wird das
~,Mehrheitsmodell“ eines ,idealen® Hilfesystems erkennbar, das auf vier Saulen ruht::

= einer engen Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und der Suchtkranken-
hilfe (Durchschnittsbewertung: 2),

= einem breiten Angebot flankierender und kurzfristig verfligbarer sozialer Dienste
(Durchschnittsbewertung: 2,2) sowie

= Fachkraften, die mit ausreichend Zeit beraten (2,2)
= und suchtspezifisch qualifiziert sind (2,7).

Nur vergleichsweise wenig Grundsicherungsstellen halten die Einrichtung spezialisierter
Teams flr einen Erfolgsfaktor (8 %). Sie legen Wert darauf, dass ihre Fachkrafte Gber sucht-
spezifisches Wissen verfligen, doch darlber hinaus geht es ihnen offensichtlich eher um die
funktionierende Kooperation mit spezialisierten Expert/inn/en, und nicht darum, selbst zu
Suchtexpert/inn/en zu werden.
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Tabelle 86: Wichtigste Erfolgsfaktoren bei der Betreuung von Kund/inn/en mit Suchtproblemen

. L L. Eher Gar nicht
Bewertung auf einer Skala von Sehr wichtig Eher wichtig L L.
. . L unwichtig wichtig
1 = sehr wichtig — 10 = gar nicht wichtig (1 und 2) (3-5)
(6-28) (9 und 10)
In In In In
N N N N
Prozent Prozent Prozent Prozent
Die suchtspezifische Qualifizierung des in
der Vermittlung/Beratung tatigen Personals | 148 47,1 156 49,7 10 32 0 0,0
(N=314)
Eine Betreuungsrelation, die genug Zeit fiir
die Arbeit mit Suchtkranken sichert 203 64,9 101 32,2 9 2,9 0 0
(N=313)
Die Einrichtung von spezialisierten Teams
zur Betreuung der suchtkranken Hilfebe- 26 8,3 114 36,6 122 39,1 50 16,0
durftigen (N=312)
Eine hohe Kontaktdichte bei der Betreuung 122 39,1 163 51.4 26 8.4 1 0.3

der suchtkranken Personen (N=312)

Eine enge Zusammenarbeit mit den Sucht-
beratungsstellen und den anderen Ein- 232 74,1 79 253 2 0,6 0 0,0
richtungen der Suchtkrankenhilfe (N=313)

Ein breites und differenziertes arbeits-

marktpolitisches MaRnahmeangebot 108 34,6 170 54,5 29 9,3 5 1,6
(N=312)
Ein breites und kurzfristig verfligbares An- 216 69.0 91 29.1 5 16 1 0.3

gebot sozial flankierender Dienste (N=313)

Die Sanktionierbarkeit von Fehlverhalten
der suchtkranken Kundinnen und Kunden 21 6,8 128 41,3 118 38,0 43 13,9
(N=310)

Grolere Ermessensspielraume der Fach-
krafte, um auf den individuellen Fall einge- 125 40,2 144 46,3 31 10,0 11 3,5
hen zu kénnen (N=311)

Weiteres, und zwar (N=1) 0 1 0 0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage Nr. J 2. Prozentangaben in Bezug auf antwortenden Grundsi-
cherungsstellen.

Befragt nach den wichtigsten Erfolgskriterien fir die Betreuung und Integration suchtkranker
Kund/inn/en zeigt sich, dass die Grundsicherungsstellen an der Bearbeitung der Suchter-
krankung selbst ansetzen (Tabelle 87): Gelingt die Uberwindung des Suchtproblems, sei
auch eine Integration mdéglich: 78 % der Grundsicherungsstellen teilen diese Einschatzung
uneingeschrankt. Deshalb mussten die Fachkrafte ihrer Ansicht nach vor allem in der Lage
sein, ein Suchtproblem zu erkennen (76 % der Grundsicherungsstellen finden das sehr wich-
tig) und die Aufgabe bewaltigen, es ,richtig“ anzusprechen (79 %). Weil jedoch vor allem der
suchtkranke Mensch selbst die Losung des Problems in der Hand habe, setzen die SGB II-
Stellen alles daran, eine soziale Stabilisierung zu erreichen (81 %) und suchtkranke
Kund/inn/en dazu zu motivieren, eine Suchtberatung Uberhaupt zu beginnen: 82 % der be-
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fragten Grundsicherungsstellen gehen davon aus, dass hierin der Schlissel zum Erfolg lie-
ge.

Tabelle 87: Wichtigste Erfolgskriterien bei der Betreuung/Integration von Kund/inn/en mit Suchtprob-

lemen

. . L . . | Eherunwich-| Gar nicht

Bewertung auf einer Skala von 1 = sehr wich- | Sehr wichtig | Eher wichtig i ichti
i wichti
tig — 10 = gar nicht wichtig (1 und 2) (3-5) . 4
(6—28) (9 und 10)
In In In In
N N N N
Prozent Prozent Prozent Prozent
Sicheres Erkennen von Suchtproblemen 240 75.9 75 23,8 1 0.3 0 0.0
(N=316)
Richtiges Ansprechen der Suchtproblematik 250 79.4 63 20,0 2 0.6 0 0.0
(N=315)
Motivierung des Kunden/der Kundin, eine
' 2 2 17

Suchtberatung zu beginnen (N=316) 60 82,3 % 3 0 0.0 0 00
Hohe Inanspruchnahme der Suchtberatung
durch die Kunden/Kundinnen bei gleichzeitig
niedrigen Abbruchsquoten bei der Suchtbera- 179 95 1 0 6 1 ! R
tung (N=315)
Einbeziehung der gesamten Bedarfsgemein-
schaft bei der Betreuung der Suchtkranken 87 276 | 195 61,9 30 9,5 3 1,0
(N=315)
Hoher Anteil an nachhaltig in Beschaftigung
bzw. Ausbildung vermittelten Suchtkranken 101 32,5 | 160 51,4 45 14,5 5 1,6
(N=311)
Soziale Stabilisierung der Betroffenen (N=316) | 257 81,3 58 18,4 1 0,3 0 0,0
Entwicklung von speziell auf Suchtkranke zuge-
schnittenen arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen | 99 31,4 | 171 54,3 41 13,0 4 1,3
(N=315)
Uberwindung der Suchtproblematik (N=313) 243 77,6 63 10,2 7 2,2 0 0,0
Regelmafige/kontinuierliche gesundheitliche
Betreuung der Kunden/Kundinnen mit Sucht- 122 38,9 | 165 52,5 27 8,6 0 0,0
problemen (N=314)
Klarung nicht gegebener Erwerbsfahigkeit und
Ubergang aus dem SGB Il in andere Leistungs-/ | 157 47,1 | 123 39,4 35 11,3 7 2,2
Hilfesysteme (N=312)
Gegenseitige Information iber den MaRnahme-
verlauf zwischen Grundsicherungsstelle und 169 53,8 | 125 39,8 19 6,1 1 0,3
Suchthilfe (N=314)
Der nahtlose Anschluss einer Aktivierungs- bzw.
Beschaftigungsmalinahme nach einer Suchtbe- | 169 54,0 | 130 41,5 12 3,9 2 0,6
handlung (N=313)
Weiteres, und zwar (N=27) 21 77,8 4 14,8 0 0,0 2 7.4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage Nr. J 1. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grundsi-
cherungsstellen.
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Am weitesten gehen die Meinungen bei der Einschatzung zur nachhaltigen Integration in Ar-
beit oder Ausbildung auseinander: 33 % halten die Integration fir ein sehr wichtiges, 16 %
fur ein eher unwichtiges oder gar nicht wichtiges Erfolgskriterium.

9.2 Die Sicht der Suchtberatungsstellen

Fir die Suchtberatungsstellen hat sich durch die Einfiihrung des SGB Il die ,Geschafts-
grundlage® verandert: Die ausdrickliche Aufnahme der ,Suchtberatung® in den Katalog der
flankierenden Leistungen zur Unterstlitzung der Erwerbsintegration hat ihre Dienstleistung
auf eine Rechtsgrundlage gestellt, die es vorher nicht gab.

Welche Auswirkungen dies auf Leistungserbringung und -angebot hat, war eine Frage an die
kooperierenden Suchtberatungsstellen. DarUber hinaus sollten auch sie eine Bewertung zum
LIst“ und ,Soll* in der eigenen Praxis und in der Kooperation mit den Grundsicherungsstellen
abgeben. Sie wurden schliefldlich um eine Einschatzung gebeten, wie sich die Kooperation zu
den Grundsicherungsstellen und die Praxis der Fallbearbeitung bei der SGB II-Stelle verbes-
sern lielen.

9.21 Bedingungen gelingender Suchtberatung im Kontext des SGB Il

Gangige Praxis der Grundsicherungsstellen ist es, Kund/inn/en zur Suchtberatung zuzuwei-
sen, wenn eine Suchterkrankung vermutet oder festgestellt wird (vgl. Kapitel 5.2.2). Doch
auch die Suchtberatung als soziale Dienstleistung bedarf eines persénlichen Auftrags des
Klienten bzw. der Klientin, der nicht durch gesetzliche Mitwirkungspflichten ersetzt werden
kann, sondern den diese erst in der personlichen Interaktion erteilen (vgl. Baethge-Kinsky
u. a. 2007). Es stellt sich also sowohl die Frage nach den Voraussetzungen fir eine gelin-
gende Suchtberatung (Tabelle 88) als auch die Frage danach, ob diese Voraussetzungen im
Kontext des SGB Il erfullt sind (Tabelle 89).

Wenn keine ,Vertraulichkeit® gegeben ist, kann eine Suchtberatung nach einhelliger Meinung
nicht gelingen: 87 % der Beratungsstellen finden sie sehr wichtig, 11 % wichtig. Weniger ein-
deutig halten die Suchtberatungsstellen die Ergebnisoffenheit der Beratung (42 %) fur sehr
wichtig. Den Informationsaustausch der beteiligten Einrichtungen halt nur noch ein knappes
Viertel aller Einrichtungen fir sehr wichtig, die Halfte aber immerhin fir wichtig.

Ob eine gelingende Suchtberatung Freiwilligkeit voraussetzt, und in welchem Malde externer
Druck auf die Klient/inn/en hilfreich sein kann, wird eher ambivalent beurteilt: Fur etwa 50 %
der Suchtberatungsstellen ist Freiwilligkeit wichtig oder sehr wichtig, 46 % sind diesbezliglich
eher zurtckhaltend. Nur etwa 20 % sehen externen Druck als wichtige Voraussetzung ge-
lungener Suchtberatung an. Externer Druck kdnne ein Anstof3 zur Beratung sein, erganzt ei-
ne Suchtberatungsstelle im Anmerkungsfeld, doch die Behandlungsprognose sei ungunstig,
wenn dies die einzige Motivation bleibe. Entsprechend ist die ,Eigenmotivation® flir 10 der 68
Suchtberatungsstellen, die ,weitere Voraussetzungen® fiir eine gelingende Suchtberatung
nennen, aullerst wichtig. Dartber hinaus kommt es fur die Suchtberatungsstellen auf eine
ausreichende Personalausstattung und Zeit fur die Beratung (N=13) sowie mdglichst kon-
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krete und eindeutige Absprachen zur Arbeitsteilung mit den Grundsicherungsstellen (N=11)

an.
Tabelle 88: Grundsitzliche Voraussetzungen fiir eine gelungene Suchtberatung
1 2 3 4
Bewertung auf einer Skala von = = = = ‘E E i g’
1=auRerst wichtig - g g g g g H g £
5=gar nicht wichtig N & N = N & N s N 2 ,‘3 g .g
£ £ £ £ £ = n 2
©
Vertraulichkeit (N=80) 70| 875 9( 11,3 1 1,3 0 0 0 1,14| 0,381
Ergebnisoffenheit (N=80) 34| 425| 31| 388| 11| 13,8 3| 38 1,3| 1,83| 0,897
Informationsaustausch aller be-
N o 19| 23,8| 41| 51,3| 16| 20,0 41 50 0| 2,06 0,801
teiligten Einrichtungen (N=80)
Freiwilligkeit (N=80) 12| 15,0| 28| 350 37| 46,3 3| 38 0| 2,39| 0,787
Externer Druck auf die Klientin-
. 2 25| 15| 18,8| 53| 66,3 9( 11,3 1,3| 2,90 0,668
nen und Klienten (N=80)
Weitere Voraussetzungen
(N=54) 39| 722| 15| 27,8 0 0 0 0 0

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 4. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-

stellen.

In der Praxis, so die eher skeptische Beurteilung der Suchtberatungsstellen, sind die Voraus-
setzungen fir eine gelingende Suchtberatung nicht immer oder nicht in vollem Umfang erfillt

(Tabelle 89).
Tabelle 89: Erfiillte Voraussetzungen fiir eine gelungene Suchtberatung

Ja, voll und ganz Ja, teilweise Nein

N In Prozent N In Prozent | N | In Prozent

Vertraulichkeit (N=79) 51 63,8 26 32,5 0
Ergebnisoffenheit (N=79) 34 442 38 49.4 5 6,5
Infi)rmationsaustausch aller beteiligten Einrichtungen 19 247 52 675 6 78
(N=79)
Freiwilligkeit (N=78) 15 19,7 48 63,2 13 17,1
Exierner Druck auf die Klientinnen und Klienten 13 17.1 56 737 7 9.2
(N=78)
Weitere Voraussetzungen (N=13) 10 76,9 3 23,1 0 0

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 5. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-

stellen.
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Obwohl fast 90 % der Beratungsstellen Vertraulichkeit sehr wichtig finden, geben nur zwei
Drittel an, dass sie in der Beratung von ALG Il beziehenden Kund/inn/en voll und ganz gege-

ben sei.

Tabelle 90:
nach § 16a SGB Il

Zustimmung zu Aussagen uber Erfolgskriterien fiir die Zuweisung in die Suchtberatung

Mehrfachantworten

Die Zuweisung nach § 16a SGB kann ein
erfolgreiches Instrument sein, wenn...

In Prozent

In Prozent

In Prozent

In Prozent

In Prozent

Mittelwert

....zwischen unserem Fallmanagement und den
Zustandigen bei der SGB II-Stelle eine klare Ab-
stimmung erfolgt. (N=79)

46

5
S
N

25

w
=
[e]

o
w

N
&}

N
a
J

...Beschaftigte von Suchtberatungsstellen das
Personal der SGB II-Stelle suchtspezifisch schu-
len. (N=79)

46

58,2

19

241

10,1

3,8

3,8

1,71

...die SGB lI-Kooperationspartner ausreichend
suchtspezifisch geschult sind. (N=79)

30

38,0

33

41,8

15,2

5,1

1,87

....die Kooperation mit der SGB II-Stelle schriftlich
und detailliert geregelt ist. (N=78)

27

34,6

34

43,6

17,9

2,6

1,3

1,92

...die Weitergabe von fur die Suchtberatung rele-
vanten Informationen durch die SGB II-Stelle er-
folgt. (N=78)

26

33,3

30

38,5

21,8

3,8

2,6

2,04

...man die SGB II-Kooperationspartner persénlich
gut kennt. (N=79)

20

25,3

34

43,0

22,8

6,3

2,5

2,18

...die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen unserer Ein-
richtung Einfluss auf die inhaltliche Gestaltung der
Eingliederungsvereinbarung (§ 15 SGB IlI) nehmen
kénnen. (N=79)

22

27,8

29

36,7

22

27,8

5,1

2,5

2,18

....die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen unserer Ein-
richtung ausreichend SGB |l-spezifisch geschult
sind. (N=79

17

21,5

34

43,0

22

27,8

7,6

2,22

... mit der SGB II-Stelle gemeinsame Fallgespra-
che durchgefuhrt werden. (N=79)

24

30,4

27

34,2

17,7

10

12,7

5,1

2,28

...Suchtberatungsstellen an der Pla-
nung/Durchfiihrung der von der SGB II-Stelle initi-
ierten arbeitsmarktpolitischen MalRnahmen zur
Qualifizierung/Beschaftigung/beruflichen Integra-
tion beteiligt werden. (N=79)

24

30,4

26

32,9

241

7,6

5,1

2,24

...die SGB |I-Stelle Uber spezifische Zustandigkei-
ten fur die Probleme von Suchtkranken verfugt.
(N=78)

16

20,5

35

44,9

20,5

10,3

3,8

2,32

... Suchterkrankung als wichtiger sanktionsfreier
Grund bei der Nichteinhaltung der Eingliederungs-
vereinbarung gilt. (N=78)

18

23,1

19

24,4

26

33,3

11

14,1

5,1

2,48

...Suchtberatungsstellen auch bei der Uberpriifung
der Erwerbsfahigkeit einbezogen werden. (N=79)

1"

13,9

18

22,8

20

253

14

17,7

16

20,3

3,08

Weiteres (N=5)

3

60,0

1

20,0

1

20,0

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 2. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-

stellen.
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Und obwohl nur drei Beratungsstellen glauben, dass Freiwilligkeit wenig wichtig oder ganz
unwichtig ist, finden immerhin 13, dass sie bei einer Beratung im Kontext des SGB Il gar
nicht bestehe.

Die Zuweisung suchtkranker ALG lI-Beziehender nach § 16a SGB Il in die Suchtberatung
kann aus Sicht der Beratungsstellen trotz dieser Einschrankungen vor allem unter zwei Be-
dingungen ein erfolgreiches Instrument sein: wenn eine klare Abstimmung zwischen Grund-
sicherungsstelle und Suchtberatung gegeben ist, und wenn Fachkrafte der Grundsiche-
rungsstellen (von Suchtberatungsstellen) geschult wurden (Tabelle 90). Beiden Aussagen
stimmen 58 % der Suchtberatungsstellen voll zu. Auf volle Zustimmung von immerhin 35 %
der Suchtberatungsstellen stot die Aussage, dass die Zuweisung auch dann ein erfolgrei-
ches Instrument sein kann, wenn die Kooperation mit der Grundsicherungsstelle ,schriftlich
und detailliert” geregelt ist.

Relativ unwichtig erscheint es, die Suchterkrankung als wichtigen sanktionsfreien Grund bei
der Nichteinhaltung einer Eingliederungsvereinbarung zu bericksichtigen (19 % finden dies
unwichtig oder ganz unwichtig) bzw. Suchtberatungsstellen in die Uberpriifung der Erwerbs-
fahigkeit einzubeziehen; dies ist fur 38 % unwichtig.

9.2.2 Kooperation zur Grundsicherungsstelle aus Sicht der Suchtberatungsstelle

In der Bewertung der Suchtberatungsstellen zu ihrer Kooperation mit den Grundsicherungs-
stellen (Tabelle 91) erhalten zwei Antwortoptionen viel Zustimmung: 72 % stimmen vollstan-
dig oder Uberwiegend der Aussage zu, dass durch die Zuweisung seitens der SGB |I-Stelle
Klient/inn/en in die Einrichtung gekommen seien, die den Kontakt sonst nicht gefunden hat-
ten, und 64 % bestatigen, durch die Kooperation zwischen Suchtberatung und Grundsiche-
rungsstelle kénne arbeitslosen Klient/inn/en besser geholfen werden. Mehr als die Halfte der
Suchtberatungen sieht in den Fachkraften der Grundsicherungsstellen ,eine wichtige Stutze*
bei der Betreuung von Suchtkranken.

Gleichzeitig bleibt eine gewisse Skepsis bestehen: Schulungsbedarf bei den Fachkraften se-
hen 37 % der Suchtberatungsstellen. Obwohl 46 % nicht so weit gehen wollen zu behaupten,
es sei grundsatzlich problematisch, auf der Basis des SGB |l eine Suchtberatung zu initiie-
ren, und dieser Aussage eher nicht bzw. gar nicht zustimmen, bleiben 62 % unentschlossen,
ob Sanktionsandrohungen die Chancen auf eine erfolgreiche Suchtberatung verbessern. Nur
fur ein Sechstel der Suchtberatungsstellen hat sich durch die neue Kooperation mit dem
SGB II-Trager die Finanzierung der Beratung verbessert.

In ihren Freitextanmerkungen auflern sich die Suchtberatungsstellen zu den Themen Finan-
zierung (N=5) und Sanktionen (N=5). ,Konstruktiver Druck® kénne helfen, und so schlagt ei-
ne Beratungsstelle vor:

~>anktionen wirden langfristig mehr Erfolg bringen, wenn gewilinschtes Verhalten belohnt wiir-
de. Z.B. kdnnten durch Sanktionen einbehaltene Gelder schrittweise fiir erwlinschtes Verhalten
zurlckerstattet werden.”
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~Suchtpatienten erhalten bereits von vielen Seiten Druck®, deshalb stelle eine Sanktion ,kei-
ne Lésung dar“, argumentiert eine Suchtberatungsstelle, und eine andere schreibt, wo ,Ver-
anderungsmaglichkeiten* aufgrund der chronischen Suchterkrankung sehr eingeschrankt
seien, ,sind Sanktionen nicht mehr sinnvoll.”

Tabelle 91:
Suchtberatung

Bisherige Erfahrungen in der Kooperation mit der Grundsicherungsstelle aus Sicht der

Mehrfachantworten

Bewertung auf einer Skala von

1=stimme vollstindig zu -
5=stimme gar nicht zu

In Prozent

In Prozent

In Prozent

In Prozent

In Prozent

Mittelwert

Durch die Zuweisung seitens der SGB II-Stelle
sind Klientinnen und Klienten in unsere Einrichtung
gekommen, die den Kontakt zu uns sonst nicht ge-
funden hatten. (N=80)

28

w
o
[=}

30

w
N
[

19

N
w
™

-
w

N
©
©

Durch die Kooperation mit der SGB II-Stelle kann
unseren arbeitslosen Klientinnen und Klienten mit
SGB II-Bezug besser geholfen werden. (N=80)

24

30,0

27

33,8

22

27,5

8,8

2,15

Das Personal der SGB II-Stelle ist zu wenig ge-
schult, um Suchtprobleme zu erkennen und eine
fur Suchtkranke passende Fallbearbeitung zu ge-
wahrleisten. (N=80)

18

22,5

28

35,0

25

31,3

8,8

2,5

2,34

Das Personal der SGB II-Stelle ist eine wichtige
Stltze bei der Betreuung von arbeitslosen Klien-
tinnen und Klienten mit SGB II-Bezug. (N=80)

16

20,0

26

32,5

23

28,8

14

17,5

1,3

2,48

Dadurch, dass die Inanspruchnahme von Suchtbe-
ratung mit Sanktionsandrohungen verknupft wird,
steigen die Chancen auf erfolgreiche Suchtbera-
tung bei den suchtkranken SGB |l-Bezieherinnen
und -beziehern. (N=80)

2,5

10

12,5

50

62,5

11

13,8

8,8

3,14

Es ist grundsatzlich problematisch, eine Suchtbe-
ratung/-behandlung auf der Basis des SGB Il zu i-
nitiieren bzw. durchzufiihren. (N=80)

6,3

29

36,3

24

30,0

13

16,3

3,39

Durch die Zuweisung von Klientinnen und Klienten
nach § 16a SGB Il (ehemals §16 (2) SGB Il) hat
sich die finanzielle Ausstattung der Suchtbera-
tungsstelle verbessert. (N=79)

8.9

7,6

10,1

10,1

50

63,3

4,11

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 1. Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-

stellen.

Die Suchtberatungsstellen konnten sich bezogen auf bestimmte Praxisfragen dazu auf3ern,
wie gut ihre Kooperation mit den Grundsicherungsstellen gelingt, und an welchen Punkten
,oft*, ,manchmal® oder ,nie“ Probleme auftauchen. Fir eine Mehrheit gibt es nie Probleme
mit zu langen Wartezeiten (61 %), und keine Probleme hinsichtlich der Regelung der Fall-
verantwortung zwischen den Kooperationspartner/inn/en (59 %), der notwendigen Weiter-
gabe von Informationen (55%) und der Finanzierung der Leistungen (53 %). Mehr als drei
Viertel der Suchtberatungsstellen gaben dagegen an, oft oder manchmal Probleme wegen
des Umgangs der SGB II-Stelle mit Sanktionen zu haben (78 %). Drei Viertel denken, dass
sie zu wenig Einfluss auf Entscheidungen der SGB II-Stelle nehmen kdénnen.
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Tabelle 92: Haufigkeit von Problemen in der Kooperation mit der Grundsicherungsstelle aus Sicht der
Suchtberatung
Oft Manchmal Nie
In In In
il Prozent b Prozent il Prozent
Zu wenig_Eianuss auf Entscheidungen/MaRnahmen der SGB II- 17 224 41 53.9 18 237
Stelle (N=76)
Probleme_mit der F_inanzierung der von der SGB II-Stelle angefor- 14 175 21 284 | 39 527
derten Leistung (N=74)
I(Dl\;(:t;lge)me wg. des Umgangs der SGB [I-Stelle mit Sanktionen 11 13,8 52 64.6 17 215
Zu grofer Zeitabstand zwischen dem Erstkontakt bei der SGB II-
Stelle und der Kontaktaufnahme mit uns (N=77) i LEY & S| 29 Eae
Probl_eme irr_1 Zusammenhang mit dem Datenschutz/der Schwei- 8 10,1 33 418 | 38 48,1
gepflicht (N=79)
Probleme wg. der geforderten Weitergabe von fallbezogenen In-
formationen seitens der SGB II-Stelle an unsere Einrichtung (z.B. 6 7,7 29 37,2 | 43 55,1
Uber Entscheidungen/MaRnahmen) (N=78)
Probleme wg. der geforderten Weitergabe von fallbezogenen In-
formationen an die SGB II-Stelle (N=79) 4 5.0 39 494 | 36 45,6
Langere YVartezeiten infolge der Zuweisungen durch die SGB II- 4 50 27 338 | 49 613
Stelle (N=80)
Probleme hinsichtlich der Fallverantwortung zwischen unserer Ein- 1 13 32 400 | 47 588

richtung und der SGB II-Stelle (N=80)

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 3; Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-

stellen.

In der Gesamteinschatzung (Tabelle 93) vergeben die Suchtberatungsstellen die Durch-
schnittsnote 2,7 fiir die Kooperation mit den Grundsicherungsstellen, knapp die Halfte aller
Beratungsstellen findet sie sehr gut und gut (47 %), allerdings 6 % mangelhaft bis ungenu-

gend.

52 Suchtberatungsstellen machen zu einer offenen Frage (C9) deutlich, wie eine Koopera-
tion mit den Grundsicherungsstellen verbessert werden kénnte. Ganz Uberwiegend werden
hier (N=29) der persoénliche Austausch und viel regelmafiige Kooperation auf der Fallebene

und dartber hinaus empfohlen.
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Tabelle 93: Beurteilung der Kooperation mit der Grundsicherungsstelle aus Sicht der Suchtbera-
tungsstellen
N In Prozent der antwortenden
Suchtberatungsstellen

Sehr gut 6 7,7

Gut 31 39,7
Befriedigend 23 29,5
Ausreichend 13 16,7
Mangelhaft 4 51
Ungeniigend 1 1,3

Gesamt 78 100

Keine Angabe 2

Quelle: Fragebogen SB-Befragung Nr. C 12.

9.2.3 Die Praxis der Grundsicherungsstellen aus Sicht der Suchtberatung

Zu bestimmten Aspekten der Fallbearbeitung der Grundsicherungsstellen wurden auch die
Suchtberatungsstellen um eine Einschatzung gebeten — z. B. zur Wirksamkeit weiterer flan-
kierender Malinahmen, die ja nicht nur Erwerbsintegration und Beschaftigungsfahigkeit der
suchtkranken Klient/inn/en unterstitzen, sondern damit indirekt auch den Verlauf der Sucht-
beratung beeinflussen kénnen.

Dass 65 % der Suchtberatungsstellen es sehr hilfreich finden, wenn flankierend die Schuld-
nerberatung eingeschaltet wird; deutet darauf hin, dass sie bei vielen Suchtkranken hier wei-
teren Beratungsbedarf sehen. Einen Zustimmungswert von 1,7 auf der Funferskala erhalt
aullerdem die praventive Vorkehrung, Zahlungen direkt an Vermieter/innen oder Energiever-
sorger zu leisten. Weniger eindeutig, aber insgesamt positiv werden Malinahmen wie die
Ubernahme von Mietriickstdnden (2,2) oder die direkte Schuldenregulierung durch die
Grundsicherungsstelle (2,7) gesehen, die vielleicht auch nur fir einen geringeren Teil der
gemeinsamen Klientel von Grundsicherungsstellen und Suchtberatung in Frage kommen.
Eher unentschlossen (teils/teils) bewerten viele Suchtberatungsstellen eine Sanktionierung,
wenn Klient/inn/en trotz Zuweisung die Suchtberatung nicht aufsuchen (3,0), und die Gewah-
rung des ALG Il als Sachleistung wird als am wenigsten hilfreich (3,4) angesehen.

Mehr als drei Viertel aller Suchtberatungsstellen aufern sich zur konkreten Frage, welche
Ansatze guter Praxis sie im Hinblick auf die Erwerbsintegration ihrer Klientel in der ortlichen
Grundsicherungsstelle erkennen (hierzu waren nur Freitextantworten vorgesehen).
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Tabelle 94: Hilfreiche MaBnahmen der Grundsicherungsstellen fiir die Férderung der Erwerbsintegra-
tion und Beschaftigungsfahigkeit Suchtkranker aus Sicht der Suchtberatungsstellen

1 2 3 4 5
Bewertung auf einer Skala von - - - - -
i . c c c c c t
1=sehr hilfreich - 8 Q (] ] 8 g
5=nicht hilfreich N| 28| N e | N e | N e | N e | @
o o o o o £
= = 5 = £ =
Verweis an Schuldnerberatungsstellen 51|646| 20253 6| 7.6 2| 25 0 0l 148

(N=79)

Direktiiberweisung von Miete und/oder Ener-

giekosten (N=76) 38150,0| 25(31,3| 13|17.1 0 0 0 0| 1,67

Darlehensweise Ubernahme von Mietriick-

standen (N=76) 211276 23(30,3| 28|36,8 4 53 0 0220

Tilgung von Schulden durch Direktiiberwei-

sung an Glaubiger (N=75) 15|20,0| 14|18,7| 29(38,7| 13|17,3 4| 5,3|2,69

Sanktionen fir Suchtkranke bei Nichtaufsu-

chen einer Suchtberatungsstelle (N=77) 2| 25 191247 36| 46,8 151195 5| 65]303

Gewahrung des ALG Il als Sachleistung

(N=74) 4| 54 5| 6,8 30|405| 24|324| 11|14,9]| 3,45

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 9; Prozentangaben in Bezug auf antwortende Suchtberatungs-
stellen.

61 % heben das Engagement der Grundsicherungsstellen im Hinblick auf Gberwiegend
suchtspezifische oder aus Sicht der Beratungsstellen gut geeignete IntegrationsmaRnahmen
hervor — vor allem werden also Hilfen zur Beschaftigung begrift. 29 % benennen die gute
Kooperation, und 10 Beratungsstellen (16 %) verweisen ausdrucklich auf die hohe Bera-
tungskompetenz der Grundsicherungsstelle und die gute Betreuung der suchtkranken Kili-
ent/inn/en.

55 Suchtberatungsstellen beschreiben umgekehrt, wo sich aus ihrer Sicht ,schlechte Praxis®
entwickelt (Tabelle 96). Dabei kritisieren sie nicht nur das Fehlen geeigneter Beschaftigungs-
angebote (N=19), die fehlende oder geringe Beratungskompetenz von Fachkraften der
Grundsicherungsstelle (N=11) und die mangelnde Kooperation mit der Suchtberatung (N=9).

Sie gehen auch auf die schlechten Arbeitsmarktbedingungen ein, die eine Integration verhin-
dern (N=11) und benennen vor allem eine Reihe einzelner Praktiken und Verfahrensweisen
der Grundsicherungsstellen (N=17), die jeweils als problematisch wahrgenommen werden:
lange Bearbeitungszeiten, Sanktionen in die Unterkunftskosten und die Krankenversicherung
hinein, wiederholte MalRhahmezuweisungen, keine verbindlichen Férderzusagen, zu wenig
Vertrauen in die Klient/inn/en, ein uneinheitliches Vorgehen.
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Tabelle 95: Gute Praxis im Hinblick auf die Erwerbsintegration Suchtkranker aus Sicht der Suchtbera-
tungsstellen, Auswertung von Freitextantworten
In Prozent der antwor-
Mehrfachantworten N
tenden SB-Stellen
Mafnahmen/Hilfen zur (Erwerbs-)Integration 38 61,3
davon: spezialisierte Malnahmen fiir Suchtkranke 26 42,0
davon: AGH 23 37,1
davon: QualifizierungsmaRnahmen 21 33,9
Gute Kooperation/Vernetzung/Absprachen 18 29,0
Qualifikation der Fachkréafte/der Beratung bei den Grundsicherungsstellen 10 16,1
Leitfaden und Verfahren 3 4.8

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 14; N=62.

Einige Suchtberatungsstellen nennen aulerdem eine schlechte personelle Ausstattung der
Grundsicherungsstellen sowie Probleme bei der Kooperation mit MaRnahmetragern.

Tabelle 96: Schlechte Praxis im Hinblick auf die Erwerbsintegration Suchtkranker aus Sicht der
Suchtberatungsstellen, Auswertung von Freitextantworten

In Prozent der antwor-

Mehrfachantworten N
tenden SB-Stellen

Zu wenig geeignete Fordermallnahmen 19 30,6

dar.: fehlende Ausbildungsmdglichkeiten 4 6,5
Bestimmte Verfahrensweisen der Grundsicherungsstellen 17 27,4
Fehlende/geringe Kompetenzen der Fachkrafte 11 17,7
Keine/wenig Zusammenarbeit der Grundsicherungsstelle mit Suchtbera- 14,5
tung 9
Arbeitsmarkt (keine Vermittlungschancen) 8 12,9

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 14, N=62

Wenn auch niemand den Sinn der Suchtberatung bezweifelt und viele flankierende Mafinah-
men — Beratung wie Beschaftigung — offensichtlich als hilfreich wahrgenommen werden, so
geben die Suchtberatungsstellen ,ihren“ Grundsicherungsstellen dennoch insgesamt nur die
Durchschnittsnote 3,5 fur ihre Leistung im Hinblick auf die Erwerbsintegration Suchtkranker
(Tabelle 97).
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Tabelle 97: Beurteilung der Leistung der Grundsicherungsstelle im Hinblick auf die Er-
werbsintegration Suchtkranker aus Sicht der Suchtberatung
N In Prozent der antwortenden
Suchtberatungsstellen

Sehr gut 2 2,6

Gut 16 21,1
Befriedigend 24 31,6
Ausreichend 15 19,7
Mangelhaft 16 21,1
Ungeniigend 3 3,9
Gesamt 76 100

Keine Angabe 4

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage C 13; N=76.

In einer offenen Frage (C11) konnten Suchtberatungsstellen beschreiben, wie sich die Be-
treuung suchtkranker Menschen im SGB Il ihrer Ansicht nach verbessern liel3e. Diese Mog-
lichkeit nutzten 52 Beratungsstellen. Mit groRem Abstand empfahlen sie zunachst Schu-
lungs- und QualifizierungsmaRnahmen fur Fachkrafte (N=17).

Ausflhrliche Vorschlage beziehen sich an zweiter Stelle (N=8) auf den Bereich Arbeit und
Beschaftigung, wobei zum einen auf einen Bedarf an dauerhafter Beschaftigung jenseits von
MaRnahmen hingewiesen wird, zum anderen ein Bedarf an besonderer Férderung beschrie-
ben wird.

-Malnahmen der beruflichen Integration sollten gezielt und individuell in Vernetzung der betei-
ligten Einrichtungen geplant sowie durchgefiihrt werden. Die Klienten miissen das Gefihl ha-
ben, dass sie durch die MaRnahme eine Chance und eine Perspektive haben, dass es sie in ih-
rem Leben weiterbringt. Das Gefiihl von Selbstwirksamkeit und Zuversicht muss gestarkt wer-
den. Das Problem und die MalRnahmen mussen offen mit dem Betroffenen besprochen werden.
MaRnahmen beruflicher Bildung, der Erwerb von Berufsabschlissen sowie gegebenenfalls
Schulabschliissen missen auch mit Uber 25 moglich sein. Die Gefahr besteht, dass wir bereits
bei den Jugendlichen lebenslangliche Hartz-IV-Empfanger produzieren.*

Daruber hinaus empfehlen die Suchtberatungsstellen, beim Vorliegen einer Suchterkrankung
frihzeitiger zu intervenieren (N=4) und Kund/inn/en ins Fallmanagement zu lbernehmen
bzw. in die Suchtberatung zu vermitteln. Sie schlagen eine gemeinsame Hilfe- bzw. Integra-
tionsplanung vor (N=3) und geben zu bedenken, dass Foérderung und Fordern in einem
,2ausgewogenen Verhaltnis“ stehen missten (N=4): ,Freiwilligkeit vor Druck, Uberzeugen
statt Strafen”, lautet eine kurze Formel.
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10 Fazit

Mit dem Ziel der ,Erhebung von Ansatzen guter Praxis zur Integration Suchtkranker ins Er-
werbsleben im Rahmen des SGB II* wurde eine bundesweite Online-Befragung durchge-
fuhrt, an der sich 323 von insgesamt 439 SGB II-Stellen mit auswertbaren Fragebogen betei-
ligten. Die erzielte Ricklaufquote von 74 % gewahrleistet einen reprasentativen Uberblick
Uber den Umgang der Grundsicherungsstellen mit Personen mit Suchtproblemen im SGB I
und den Stand der Zusammenarbeit der Grundsicherungsstellen mit den Einrichtungen der
Suchthilfe. Durch die zusatzliche Befragung von Suchtberatungsstellen, die dem Projektteam
von den SGB II-Stellen als Kooperationspartner/innen benannt wurden (N=135, Ricklauf
N=80, Ricklaufquote 59 %) konnte zudem die Akzeptanz und die Bewertung dieser Praxis
aus Sicht der Suchtberatungsstellen ermittelt werden.

Beide Befragungen lieferten dartber hinaus Bewertungen und Einschatzungen in Bezug auf
Erfolgsfaktoren und Erfolgskriterien bei der Betreuung von ALG II-Beziehenden mit Sucht-
problemen. Im Rahmen dieses Forschungsvorhabens nicht vorgesehen, aber in kinftigen
Untersuchungen unbedingt zu berlcksichtigen, ist die Akzeptanz und Bewertung der Umset-
zung des SGB Il aus Sicht der Betroffenen, d. h. der ALG lI-Beziehenden mit Suchtproble-
men.

Der hier vorgelegte statistisch reprasentative Uberblick bezieht sich auf das formal be-
schreibbare Vorgehen der Grundsicherungsstellen bei der Betreuung von Hilfebeziehenden
mit Suchtproblemen, das in standardisierter Form erhoben wurde. Eine Vielzahl an Zusatzin-
formationen konnte durch die Analyse der Erlduterungen der befragten Grundsicherungs-
stellen in den daflr vorgesehenen Freitextfeldern und der zugesandten Dokumente ermittelt
werden. Diese Zusatzinformationen machten teilweise eine inhaltliche Interpretation der Be-
fragungsergebnisse erst madglich, teilweise wurden auf diesem Weg auch konkrete Beispiele
guter Praxis ubermittelt, die in den vorliegenden Bericht aufgenommen wurden.

Die Befragungsergebnisse zeigen vor allem eine groRe Heterogenitat in Bezug auf das kon-
krete Vorgehen der Grundsicherungsstellen bei der Betreuung ihrer Kund/inn/en mit Sucht-
problemen und Suchtkrankheiten. In jeder Phase der Betreuung — vom Erkennen des Sucht-
problems Uber die Betreuung und Forderung bis zur Integration in Arbeit — gibt es eine sehr
unterschiedliche Praxis in den Grundsicherungsstellen. Diese Unterschiede sind tendenziell
nicht systematischer Natur, d. h. es war nicht méglich, die Grundsicherungsstellen in wenige,
eindeutig unterscheidbare Typen zu unterteilen, die im Hinblick auf ihren Umgang mit sucht-
kranken Hilfebeziehenden in den verschiedenen Phasen des Betreuungsprozesses ahnlich
agieren. Dies zeigt, dass es nicht nur wenige idealtypisch unterschiedliche Herangehenswei-
sen sind, welche die Praxis bestimmen. Vielmehr ist die Praxis deutlich bunter und jenseits
der gesetzlichen Vorgaben teilweise gepragt durch lokal spezifische Betreuungs- und Koope-
rationsformen zwischen Grundsicherung und Suchthilfe.

Bei aller Heterogenitat der Praxis &8sst sich eine Korrelation identifizieren, die in Bezug auf
die Betreuung von Hilfebeziehenden mit Suchtproblemen einen Erklarungsgehalt hat:
SGB II-Stellen, die mit Institutionen der ortlichen Suchthilfe eine geregelte Kooperation ver-
einbart haben, gelingt es tendenziell auch besser, die in der Fachdiskussion unumstrittenen
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Kriterien guter Praxis zu erfillen. Oder umgekehrt: Grundsicherungsstellen, bei denen es
Hinweise auf gute Praxis gibt, haben haufiger als andere ihre Kooperation mit dem System
der Suchthilfe verbindlich geregelt.

Dies erscheint plausibel, da das Zusammenwirken von Integrationshilfen und Suchtkranken-
hilfe bei der Betreuung von ALG lI-Beziehenden eine Schlisselfrage und damit eine Erfolgs-
bedingung darstellt. Dabei geht es nicht nur um das Zusammenwirken beider Bereiche und
um die Nahtlosigkeit bei gesetzlich vorgeschriebenen Ubergangen in der Betreuung, sondern
dariiber hinaus um sich erganzende Kompetenzen und den fachlichen Austausch — sowohl
auf Ebene der Theorie und des Fachwissens als auch in Bezug auf das konkrete Fallma-
nagement. Auch auf dem Expert/inn/en-Workshop war einhellige Meinung, dass wenige Fak-
toren fir die Praxis eine so groRe Bedeutung haben wie Kooperationen, die mit Leben erflillt
sind und nicht nur auf dem Papier stehen.

In seinem einstimmigen Beschluss aus dem Jahr 2007 hat der Drogen- und Suchtrat u. a.
eine maoglichst zielgerichtete und durch verbindliche Kooperationsvereinbarungen gestiitzte
Nutzung der Suchtberatung als flankierende Leistung der Reintegration in Arbeit als einen
der Eckpunkte fur die erfolgreiche Erwerbsintegration der ALG |lI-Beziehenden genannt. Die
Befragungsergebnisse bestatigen die Hervorhebung dieses Erfolgsfaktors.

Im Folgenden soll versucht werden, die Ergebnisse entlang der Fragen ,was ist gute Praxis®
und ,wie verbreitet ist derzeit gute Praxis® zusammenzufassen.

10.1 Kriterien guter Praxis: Erfolgskriterien und Erfolgsfaktoren

10.1.1 Konsensfahige Kriterien guter Praxis in der Fachdiskussion

Die Identifizierung guter Praxis erfordert, dass dafir entsprechende Kriterien vorliegen. Fak-
tisch gibt es jedoch bislang keinen allgemein akzeptierten fachlichen Konsens. Vielmehr zei-
gen einschlagige Fachdiskussions- und Positionspapiere zum Thema guter Praxis bei der
Betreuung suchtkranker Personen im Rahmen des SGB I, dass zu vielen Fragen (z.B. Um-
gang mit Sanktionen, Verfahren zur Erkennung von Suchtproblemen) bislang keine Quali-
tatsstandards oder fachliche Empfehlungen existieren (vgl. Fachverband Drogen und
Rauschmittel/Paritatischer Gesamtverband, 2004; Fachverband Sucht, 2006; LAG Freie
Wohlfahrtspflege in Bayern/Koordinierungsstelle der bayerischen Suchthilfe, 2006; Fachver-
band Sucht, 2006; Drogen und Suchtrat, 2007; Kern, o.J.; Burkle u.a., 2008; Deutscher
Landkreistag 2008a). Es zeichnen sich fur die SGB II-Stellen aber auch einige Kriterien guter
Praxis ab, die in der Fachdiskussion weitgehend konsensfahig sind, und auch unter den Ex-
pert/inn/en des vom Projektteam durchgeflihrten Workshops auf einhellige Zustimmung stie-
Ren. Dazu gehdren:

= ausreichende personelle Ausstattung, giinstiger Betreuungsschlissel, Vorhandensein
der notwendigen zeitlichen Ressourcen, um auf jeden Einzelfall bedarfsgerecht ein-
gehen zu kdnnen,
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suchtspezifische Qualifizierung des mit der Betreuung/Integration von Kund/inn/en mit
Suchtproblemen befassten Personals, Unterstitzung der Fachkrafte durch Supervi-
sion und kollegiale Beratung,

Feststellung des regionalen Bedarfs an sozialen Leistungen/Suchtberatung in Koope-
ration mit den weiteren Akteuren/Fachkraften der Suchthilfe,

Entwicklung eines Fachkonzepts zur Betreuung/Integration von Personen mit Sucht-
problemen, Beauftragung einer Fachkraft als Koordinator/in fiir die fortlaufende Wei-
terentwicklung des Fachkonzepts,

enge Kooperation mit dem System der Suchtkrankenhilfe, am besten vertraglich ge-
regelt, nicht zwingend mit Vertrag nach § 17 SGB I,

Beteiligung an lokalen oder regionalen Suchtnetzwerken unterschiedlicher Akteurs-
gruppen,

Berlcksichtigung eines breiten Indikationsspektrums bei der Zuweisung zur Sucht-
beratung nach § 16a SGB |,

frihe Einbeziehung der kooperierenden Suchtberatungsstelle in die inhaltliche Ge-
staltung der Eingliederungsvereinbarung nach § 15 SGB Il und die Hilfeplanung,

Sicherung von Nahtlosigkeit bei den Ubergéngen zwischen SGB II-Stelle, Suchtbera-
tungsstelle und Einrichtung der Suchtrehabilitation durch Informationsaustausch und
Abstimmung von MalRnahmen,

Verzahnen von medizinischer und beruflicher Rehabilitation,

Ausstattung von Beschaftigungs- und QualifizierungsmalRnahmen mit suchtspezifi-
scher Kompetenz (Arbeitsdiagnostik, Belastungserprobung), gemeinsame Durchflh-
rung von IntegrationsmafRnahmen durch Suchtberatungsstellen und Beschaftigungs-
trager,

strikte Beachtung der Datenschutz- und Schweigepflichtsbestimmungen.

10.1.2 Erfolgsfaktoren und -kriterien bei der Betreuung Hilfebeziehender mit Sucht-

problemen aus Sicht der Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen

Fir die Betreuung suchtkranker Kund/inn/en gibt es aus Sicht der befragten Grundsiche-
rungsstellen vier zentrale Erfolgsfaktoren:

eine enge Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und Suchthilfe,
ein breites Angebot flankierender und kurzfristig verfligbarer sozialer Dienste,
Fachkrafte, die mit ausreichend Zeit beraten

und suchtspezifisch qualifiziert sind.

Weitergehende Spezialisierungen (wie ein auf Sucht spezialisiertes Fallmanagement oder
ein zielgruppenspezifisch zugeschnittenes Beschaftigungsangebot) halt jeweils nur eine
Minderheit flr sinnvoll oder geboten.
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Dem entspricht auf Seiten der Suchtberatungsstellen die Einschatzung, es komme vor allem
auf eine geregelte Abstimmung in der Kooperation und auf geschulte Fachkréafte bei den
Grundsicherungsstellen an, damit eine Suchtberatung im Kontext des SGB Il als erfolgrei-
ches Instrument eingesetzt werden kénne.

Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen ist darliber hinaus bewusst, dass eine gelin-
gende Beziehung zwischen professionellen Berater/inn/en und ihren Kund/inn/en bzw.
Klient/inn/en entscheidenden Einfluss auf den Erfolg haben kann: Grundsicherungsstellen
betonen die Wichtigkeit von Empathie und einer offenen, vorurteilsfreien Grundhaltung ge-
genlber suchtkranken Kund/inn/en, Suchtberatungsstellen heben einhellig hervor, dass Ver-
traulichkeit eine der Grundbedingungen gelingender Beratung sei.

Wann die Betreuung suchtkranker Menschen ein Erfolg ist, messen die Grundsicherungs-
stellen nicht daran, ob eine Integration in Arbeit tatsdchlich gelingt, sondern daran, ob es ge-
lingt, suchtkranke Kund/inn/en sozial zu stabilisieren und zu einer Inanspruchnahme weiter
gehender Hilfen zu motivieren. Auch die Uberwindung der Suchterkrankung werten die
Grundsicherungsstellen als Erfolg.

10.2 Die Befunde der Befragungen: Wie gut ist die aktuelle Praxis?

10.2.1 Ungunstige Rahmenbedingungen durch hohe Betreuungsrelation

Die Befragungsergebnisse zeigen eine durchschnittlich relativ ungiinstige Betreuungsrelation
bei hoher Varianz zwischen den Grundsicherungsstellen. Geht man von den 2005 durch die
Bundesagentur fur Arbeit definierten Richtwerten aus, so werden diese bei den Jugendlichen
und jungen Erwachsenen unter 25 Jahren (1:75) nur in 8 % der Grundsicherungsstellen und
bei den Uber 25-Jahrigen (1:150) nur in 11 % der Grundsicherungsstellen erreicht. Bei ca.
der Halfte der Grundsicherungsstellen liegt der Betreuungsschlissel bei den Gber 25-jahri-
gen Hilfebedurftigen bei Uber 1:225. Die Fachkrafte haben folglich in der Mehrheit der
Grundsicherungsstellen sehr viele Kund/inn/en zu betreuen und damit flr den einzelnen Fall
entsprechend wenig Zeit zur Verfiigung. Dieser Mangel an zeitlichen Ressourcen setzt ob-
jektiv Grenzen in Bezug auf die Intensitat und Qualitat der Betreuung und kann dann zu Las-
ten der Personen mit besonderen Betreuungsbedarfen — wie z. B. suchtkranken Hilfebe-
ziehenden - gehen, wenn flr diese Personen keine besonderen Betreuungsstrukturen mit
mehr zeitlichen Ressourcen vorgehalten werden.

10.2.2 Uberwiegend ausreichende Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung —
Liicken bei ortsnahen und spezifischen Angeboten

Die Mehrheit der Grundsicherungsstellen berichtet Uber eine ,bedarfsdeckende Ausstattung®
mit Angeboten der Suchtberatung, lUberwiegend allerdings, ohne dazu eigene Bedarfserhe-
bungen durchgefuhrt zu haben. In 14 % der SGB II-Stellen wird das Angebot als nicht aus-
reichend bewertet. Liicken werden insbesondere hinsichtlich ortsnaher Angebote angege-
ben, was vor allem im Ilandlichen Raum ein Problem darstellt. Auch fiir bestimmte
Suchterkrankungen wie z. B. Spielsucht oder Medikamentensucht sind die Hilfsangebote
teilweise unzureichend. Darlber hinaus wurde das Fehlen von mehrsprachigen Beratungs-
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angeboten kritisiert. Ca. ein Drittel der Grundsicherungsstellen berichtet Gber Wartezeiten bei
der Suchtberatung, die jedoch nur in Einzelfallen langer als vier Wochen betragen. Es ware
aufschlussreich, durch zukinftige Untersuchungen in Erfahrung zu bringen, ob und wie ein-
zelne Grundsicherungsstellen (in Kooperation mit der Suchthilfe) vorgegangen sind, um De-
fizite im Suchtberatungsangebot zu schlieRen.

10.2.3 Fachkrifte noch ungeniigend suchtspezifisch geschult

Suchtspezifische Kenntnisse sind eine wichtige Voraussetzung fiir eine qualitativ gute
Betreuung der ALG IlI-Beziehenden mit Suchtproblemen. Die Befragungsergebnisse zeigen,
dass es diesbeziglich noch einen erheblichen Nachholbedarf gibt. Lediglich ein Zehntel der
Grundsicherungsstellen sieht keine Notwendigkeit, die Fachkrafte suchtspezifisch zu schulen
und plant auch keine entsprechenden QualifizierungsmaRnahmen. In weiteren 30 % der
Grundsicherungsstellen haben (noch) keine Schulungen stattgefunden, obwohl ein entspre-
chender Bedarf gesehen wird. Von den 60 % der SGB II-Stellen, in denen suchtspezifische
Schulungen bereits durchgeflihrt wurden, gibt nur ein Zehntel an, dass diese ausreichend
waren. Es liegen bereits einige thematisch einschlagige und erprobte Schulungskonzepte
vor, die von den Grundsicherungsstellen in Kooperation mit Fachkraften der Suchthilfe ge-
nutzt werden konnten, so z.B. von der Fachstelle FAIRE der Fachhochschule Koblenz.

Neben Schulungen kdénnen auch Instrumente wie Supervision und kollegiale Beratung zur
Professionalisierung beitragen. Diese Methoden werden in weniger als der Halfte der Grund-
sicherungsstellen genutzt. Da gleichzeitig zwei Drittel der Grundsicherungsstellen, die diese
Methoden nicht nutzen, einen entsprechenden Bedarf sehen, kann angenommen werden,
dass sich hier etwas andern wird. Da kollegiale Beratung nur wenig zusatzliche Ressourcen
erfordert, dirfte die Schwelle zu ihrer Implementierung vergleichsweise niedrig sein.

10.2.4 Entwicklung von Konzepten und Arbeitshilfen — tendenziell noch nicht ver-
breitet

Fur eine gute und unter den verschiedenen beteiligten Akteuren abgestimmte Betreuung
suchtkranker Hilfebeddrftiger ist es sinnvoll, eine gemeinsame Position zu Verfahrensweisen
und Qualitédtsstandards zu erarbeiten und festzuschreiben. Bisher ist das nur in ca. einem
Funftel der Grundsicherungsstellen geschehen, dabei haufiger in jenen, welche die Koope-
ration mit Suchtberatungsstellen und Suchthilfe geregelt haben. 30 % der Grundsicherungs-
stellen mit geregelter Kooperation gegenuber nur 7 % der Grundsicherungsstellen ohne ge-
regelte Kooperation verfugen Uber Regelungen oder Arbeitshilfen fir den Umgang mit sucht-
kranken Hilfebeziehenden. Die vorliegenden Regelungen und Arbeitshilfen sind
unterschiedlichster Art: Mindestens regeln sie Zuweisungs- und Ruckmeldeverfahren zur
Suchtberatung, eine kleinere Zahl von Arbeitshilfen bietet den Fachkraften dartber hinaus
fachliche Hinweise zur Diagnose von Suchterkrankungen und dem Umgang mit suchtkran-
ken Kund/inn/en.
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10.2.5 Suchtspezifische Zustindigkeiten — bislang nur in der Halfte der Grund-
sicherungsstellen

Eine personelle Zustandigkeit fir die Planung und Koordination der Férderung und Beratung
von Menschen mit Suchtproblemen gibt es nur in ca. der Halfte der Grundsicherungsstellen.
Dies scheint angesichts der Tatsache, dass dies in der fachwissenschaftlichen Diskussion
als gute Praxis gilt, ein eher problematischer Befund zu sein. Ohne eine entsprechende per-
sonelle Verantwortlichkeit dirfte es schwierig sein, die Betreuung suchtkranker Hilfebezie-
hender stringent zu planen, nach einheitlichem Qualitdtsmafistab umzusetzen und fortlau-
fend weiterzuentwickeln. Dort, wo es entsprechende Zustandigkeiten gibt, umfassen diese
unterschiedliche Themen — in jeweils ca. einem Viertel einzelfalliibergreifende fachliche Fra-
gen, die Planung bzw. die Begleitung von Integrations- und MalRnahmeangeboten fur
Kund/inn/en mit Suchtproblemen; seltener die Koordination der Kooperation mit der Suchtbe-
ratung oder anderen externen Partnern.

10.2.6 Vielfaltige Formen der Vernetzung mit dem System der Suchthilfe — liberwie-
gend ohne vertragliche Fixierung

Die Vernetzung der Grundsicherungsstellen mit dem System der Suchthilfe ist stark von den
lokalen Gegebenheiten gepragt. Die Grundsicherungsstellen nutzen sowohl bestehende Ar-
beitskreise wie auch informelle Gesprache und mindliche Absprachen. In Einzelfallen gibt es
Verzahnungen beider Hilfesysteme, z. B. in Form eines suchtspezifischen Konsiliardienstes
in der Grundsicherungsstelle, in Form der Auslagerung des Fallmanagements in eine Sucht-
beratungsstelle oder der Beauftragung von Beschéftigungstragern mit der Uberprifung der
Erwerbsfahigkeit.

Eine geregelte Kooperation mit der Suchthilfe existiert bislang nur in der Halfte der Falle.
Uberwiegend beruhen die Kooperationen zwischen Grundsicherungs- und Suchtberatungs-
stellen, MalRnahmetragern oder kommunalen Kooperationspartner/inn/en auf Absprachen
und Verfahrensregelungen, seltener sind schriftliche Kooperationsvereinbarungen oder gar
Vertrage nach § 17 SGB |l abgeschlossen worden. Von den befragten Suchtberatungsstellen
rechnet nur ein Viertel die Leistungen flir SGB |I-Beziehende gesondert ab. Wenngleich eine
schriftliche Vereinbarung tendenziell verbindlicher sein durfte, kann eine Kooperation auch
».gelebt* werden, wenn sie auf mundlichen Absprachen beruht. Ob die Art der Vereinbarung
der Kooperation (eher weich oder vertraglich fixiert) in Bezug auf Qualitatsstandards und Ef-
fektivitat einen Unterschied macht, kann nur in weiteren Untersuchungen ermittelt werden.

Sehr deutlich zeigt sich, dass vor allem bilaterale Vereinbarungen und Absprachen existie-
ren. Nur ausnahmsweise sind Grundsicherungsstellen in feste lokale oder regionale Netz-
werkstrukturen eingebunden, die Kooperationen zum gesamten System der Suchthilfe oder
sogar daruber hinaus organisieren.

10.2.7 Erkennen von Suchtproblemen noch defizitar

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten gesehen
werden, Suchtprobleme im Gesprach sicher zu erkennen. Dies dirfte auf eine noch ungeni-
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gende suchtspezifische Qualifizierung der Vermittler/innen und Fallmanager/innen zurtck-
zufiihren sein.

Uberwiegend werden zum Erkennen der Sucht ,reaktive” Verfahrensweisen eingesetzt, d. h.
dass die Sucht nur thematisiert wird, wenn es Auffalligkeiten gibt oder die Kund/inn/en dies
von sich aus ansprechen. Sehr selten werden suchtdiagnostische Tests oder Fragebdgen
verwendet. Ohne ihren ,flachendeckenden Einsatz* zu empfehlen, ware zu prifen, ob und
unter welchen Bedingungen die einzelfallbezogene Verwendung von schnell und leicht
handhabbaren Screeningtests sinnvoll sein kdnnte, um die Fachkrafte der Grundsicherungs-
stellen zu unterstitzen, einen subjektiven Verdacht auf ein Suchtproblem zu objektivieren
Solche Verfahren liegen zumindest fur die Alkohol-, Medikamenten- und Drogenproblematik
vor (vgl. Rumpf/Hullinghorst 2003; Pockrandt u.a. 2007; Kraus u.a. 2008). Doch der Einsatz
auch dieser Verfahren sollte in einen guten Betreuungs- und Beratungskontext eingebettet
sein.

10.2.8 Einschaltung der Suchtberatung — unterschiedliche Indikationen

Die Suchtberatung nach § 16a SGB Il wird Uberwiegend dann eingeschaltet, wenn die
Suchtkrankheit ein Vermittlungshemmnis darstellt oder die Kund/inn/en dies wiinschen. Ei-
nige Grundsicherungsstellen machen die Zuweisung dartber hinaus von weiteren Faktoren
wie der Schwere der Erkrankung, der individuellen Motivation oder Integrationsaussichten
abhangig. Aus den Befragungsergebnissen ist zwar ersichtlich, dass es unterschiedliche In-
dikationen fir die Zuweisung zur Suchtberatung gibt, doch kénnen keine Aussagen dartber
getroffen werden, wie die Grundsicherungsstellen in der Praxis vorgehen, um festzustellen,
ob die jeweils erkannte Suchtproblematik ein Vermittlungshemmnis darstellt, und welche Kri-
terien in der Einzelfallprifung bei den Fachkraften den Ausschlag fur ihre Zuweisungsent-
scheidung geben.

10.2.9 Motivierende Beratung und (Sanktions-)Druck — sehr unterschiedliches Vor-
gehen

Die Frage, ob Betroffene allein durch motivierende Beratung oder zusatzlich auch durch die
Androhung von Sanktionen zur Mitarbeit an der Uberwindung ihrer Suchtprobleme gebracht
werden sollen, wird von den Grundsicherungsstellen ganz offensichtlich unterschiedlich be-
antwortet. So werden in 40 % der Grundsicherungsstellen Handlungsauflagen fur die Hilfe-
beziehenden im Kontext der Suchtprobleme grundsatzlich auch in der Eingliederungsverein-
barung verankert, in 6 % der Grundsicherungsstellen wird dies hingegen explizit vermieden,
in den anderen eher vom Einzelfall abhangig gemacht. Verstdfie gegen Verpflichtungen aus
der Eingliederungsvereinbarung in Bezug auf die Uberwindung der Suchtprobleme werden in
je einem Drittel der Grundsicherungsstellen in der Regel sanktioniert, in der Regel nicht
sanktioniert oder in Abhangigkeit des Einzelfalls sanktioniert. Nur teilweise werden entspre-
chende VerstoRRe aufgrund des Krankheitsbildes als nicht sanktionierbar bzw. als ineffektiv
angesehen; um begriindete Entscheidungen fallen zu kénnen, ziehen die Fachkrafte deshalb
oft Fachgutachten hinzu.
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Es ware unbedingt sinnvoll, empirisch zu untersuchen, wie sich Sanktionierungen konkret
auf das suchtbezogene Handeln der Hilfebedirftigen, den weiteren Betreuungsprozess in
der Grundsicherungsstelle und den Beratungsprozess seitens der Suchthilfe auswirken.

Eine Qualifizierung der SGB lI-Fachkrafte in Motivierungstechniken (etwa nach der Methode
von Miller/Rollnick 2005) kénnte sich als nitzlich erweisen, um die Sanktionsquote zu sen-
ken. Bis zum Zeitpunkt der Befragung hatten Fachkrafte von lediglich 78 Grundsicherungs-
stellen an suchtspezifischen Qualifizierungsmaflinahmen teilgenommen, in denen die moti-
vierende Beratung/Gesprachsfiihrung Gegenstand der Schulung war. Eine effektive
motivierende Beratung erfordert allerdings eine entsprechende Ausdehnung der zeitlichen
Ressourcen flr die Betreuung von Hilfebedurftigen mit Suchtproblemen.

10.2.10 Informationsaustausch zwischen Grundsicherungs- und Suchtberatungs-
stelle; Umgang mit Dateniibermittiung und Schweigepflichtsentbindung -
nicht immer rechtskonform

In der Kooperation zwischen SGB II-Stelle und Suchthilfe bildet ein adaquater Informations-
austausch eine wesentliche Erfolgsbedingung. Die Befragungsergebnisse zeigen, dass Art
und Umfang des Informationsaustausches bislang sehr unterschiedlich gehandhabt werden.
Es ist nicht immer geklart, welche Informationen fiir die weitere Fallbearbeitung unabdingbar
sind, welche geschitzt sind und welche der Schweigepflicht unterliegen. Zwei Drittel der
Suchtberatungsstellen haben sich zur Weitergabe von Informationen tber die Mitwirkung der
Kund/inn/en mit Suchtproblemen bei der Suchtberatung nach § 16a SGB Il und Uber den
Verlauf der Beratung verpflichtet. In einigen Fallen ist die Riickmeldung der Suchtberatungs-
stellen zum Beratungsverlauf klar begrenzt auf einzelne Aspekte, so z. B. wahrgenommene
Gesprache, in anderen umfasst eine solche Rickmeldung auch Informationen zur Suchtdi-
agnose und zu erreichten Beratungsergebnissen.

Grundsatzlich kénnen Informationen dann weitergegeben werden, wenn Einwilligungen bzw.
Schweigepflichtsentbindungen von den Kund/inn/en vorliegen oder ein Informationsaus-
tausch von den Kund/inn/en ausdriicklich erwiinscht wird. Allerdings verstoRt fast jede zweite
Grundsicherungsstelle derzeit gegen das Rechtsprinzip, dass die Einwilligung zur Schwei-
gepflichtsentbindung nur freiwillig erfolgen darf, und der Dokumentenanalyse lasst sich an-
nehmen, dass ein Grofteil der in der Praxis verwendeten Formulare und Vordrucke den ge-
setzlichen Vorschriften zum Schutz der Persdnlichkeit und zum Schutz von Sozialdaten nicht
bzw. nicht in allen Punkten entsprechen.

10.2.11 Kooperation zwischen SGB Il und Suchtberatung bei der Fallbearbeitung nur
bei einer Minderheit der Grundsicherungsstellen gegeben

Suchtberatung und berufliche Eingliederung sollten miteinander verzahnte Prozesse sein.
Um dies zu gewahrleisten ist eine enge Kooperation zwischen Grundsicherungsstellen und
Suchtberatung bei der Fallbearbeitung erforderlich. Bislang wird nur in jeder finften Grundsi-
cherungsstelle bei der Erstellung der Eingliederungs- und Hilfeplanung mit der Suchtbera-
tungsstelle kooperiert. In jeder sechsten Grundsicherungsstelle erfolgen regelmafkig gemein-
same Fallbesprechungen mit der Suchtberatung ohne Teilnahme der Betroffenen, in jeder
zehnten finden solche regelmafRigen Fallbesprechungen unter Beteiligung der Klient/inn/en
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statt. Ca. 40 % der Grundsicherungsstellen fuhren jedoch bislang keine gemeinsamen Fall-
gesprache durch, die die kooperative Fallbetreuung verbessern kénnten. Nur teilweise erfolgt
eine Rucksprache mit der Suchtberatung, bevor Sanktionen verhangt werden. So berichtet
ein Viertel der Suchtberatungsstellen, dass bei der Sanktionierung nie Ricksprache mit ih-
nen gehalten wird.

10.2.12 Schnittstellengestaltung zur medizinischen Rehabilitation noch defizitar

Die Schnittstelle beim Ubergang zwischen medizinischer Suchtrehabilitation und SGB Il ist
von erheblicher Bedeutung, da ein Behandlungserfolg tendenziell nahtlose Ubergénge zur
Voraussetzung hat. Derzeit mangelt es jedoch an einem ausreichenden Informationsaus-
tausch: Nur 12 % der Grundsicherungsstellen geben Informationen an die Einrichtungen der
Suchtbehandlung weiter, nur 23 % erhalten in der Regel Informationen Uber arbeitsbezogene
MalRnahmen seitens der Suchtrehabilitationseinrichtungen, weitere 27 % erhalten solche In-
formationen nur dann, wenn sie diese erfragen. Nur in 37 % der Grundsicherungsstellen ge-
lingt es ,meistens, arbeitsmarktpolitische Mallnahmen nahtlos an die medizinische Rehabi-
litation anzuschlieRen. Hier sind Abstimmungsmalnahmen Uberfallig, die ein effektiveres
Schnittstellenmanagement gewahrleisten.

Die derzeit teilweise ungeniigende Zusammenarbeit fihrt nicht nur zu Doppelarbeiten (wie-
derholtes Profiling u. 8.) in den Grundsicherungsstellen und den Einrichtungen der Suchtre-
habilitation. Der § 7 (4) SGB Il wirkt sich hier hemmend auf eine kontinuierliche Betreuung
der Suchtkranken aus, da durch den Wechsel der institutionellen Zustandigkeit ein Bruch in
der Betreuung unausweichlich ist. Umso wichtiger ware eine grundsatzliche Regelung zur
Schnittstellengestaltung in diesen Fallen.

10.2.13 Arbeitsmarktintegration bislang unbefriedigend, Férdermoglichkeiten noch
nicht ausgeschopft

Ziel der Betreuung im SGB |l ist letztlich die Uberwindung der HilfebedUrftigkeit durch Integ-
ration in Existenz sichernde Beschaftigung. Dieses Ziel erscheint aus der Erfahrung der
SGB II-Stellen*? fiir den allergroRten Teil der suchtkranken Hilfebediirftigen unrealistisch.
Selbst Lohnkostenzuschiisse andern aus Sicht der Grundsicherungsstellen nur wenig daran,
dass Arbeitgeber eine Einstellung von Hilfebeziehenden mit Suchtproblemen tendenziell ab-
lehnen. Offen ist, ob das Instrument ,Beschaftigungszuschuss” (§ 16e SGB II) kiinftig etwas
daran andern kann.

Bei der Gestaltung von Férdermalinahmen, die Zwischenschritte auf dem Weg der Erwerbs-
integration darstellen, werden nicht in allen Grundsicherungsstellen die besonderen Bedarfe
suchtkranker Hilfebedurftiger berlicksichtigt. Obwohl es teilweise spezifisch auf Suchtkranke
zugeschnittene Malinahmen gibt, bilden z. B. Mallnahmen, die an den Schnittstellen zwi-
schen den Leistungssystemen und in Kooperation mit anderen Leistungstragern durchge-
fuhrt werden, bislang die gro3e Ausnahme. 81 % der Grundsicherungsstellen, die ihr Mal3-

42 Auf eine Befragung kooperierender Beschaftigungs- und Bildungstrager wurde im Rahmen die-

ser Untersuchung verzichtet, nachdem die Grundsicherungsstellen nur wenige Kooperations-
partner aus diesem Arbeitsfeld benannt hatten.
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nahmeportfolio flir Suchtkranke beschreiben, nutzen ausschliel3lich das Instrument der Ar-
beitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante und haben bei der Malihahmeplanung of-
fensichtlich einen eher arbeitsmarktfernen Personenkreis im Auge. Mit Malitnahmen dieser
Art durften jedoch langst nicht alle Bedarfe suchtkranker Arbeitsloser gedeckt sein. Aller-
dings geht aus der Untersuchung nicht hervor, ob und welche (hdherwertigen) Moglichkeiten
der Qualifizierung und Fortbildung suchtkranken Personen im Einzelfall erschlossen werden.
In der Praxis spielt es offensichtlich kaum eine Rolle, dass Suchtkranke, bei denen eine Be-
hinderung droht oder bereits eingetreten ist, Anspruch auf Férderung auch nach dem SGB |X
haben — hier nutzt die Praxis zurzeit nicht alle vorhandenen Gestaltungsspielrdume.

10.3 Ausblick und weitere Forschungsfragen

Bei aller Begrenztheit standardisierter Erhebungen konnte mit dem hier vorliegenden Bericht
eine erste umfassende reprasentative Bestandsaufnahme zur Praxis der Betreuung von
ALG ll-Beziehenden mit Suchtproblemen vorgenommen werden. Welche Forschungsliicken
existieren, und welche weiteren offenen Fragen kiinftigen Untersuchungen vorbehalten blei-
ben, soll hier kurz dargestellt werden.

10.3.1 Qualitative Untersuchungen zur Beschreibung konkreter Praxis

Die Ergebnisse der Befragungen der Grundsicherungsstellen und der von ihnen als Koope-
rationspartner benannten Suchtberatungsstellen geben einen Uberblick tber die aktuelle
Praxis, der sich jedoch auf grundsatzliche Fragen beschrankt und zudem aufgrund der G-
berwiegend standardisierten Antwortvorgaben die tatsachliche Differenziertheit nur begrenzt
widerspiegeln kann. Aussagekraftig sind die Ergebnisse vor allem in Bezug auf die erfragten
institutionellen Gegebenheiten. Demgegeniber missen alle Antworten in Bezug auf das
konkrete Vorgehen im Betreuungsprozess als Anhaltspunkte fir bestimmte Tendenzen auf-
gefasst werden. Erstens ist die Praxis vielfaltiger, als sie sich in den standardisierten Antwor-
ten erfassen lasst — darauf verweisen die vielen Kommentare und Erlauterungen in den Frei-
textantworten. Zweitens besteht die Kunst einer einzelfallbezogen passgerechten Betreuung
gerade darin, Ermessen auszulben und die unterschiedlichen Facetten der Lebenssituation
der Betroffenen einerseits und die — lokal sehr unterschiedlichen — Gegebenheiten anderer-
seits zu bertcksichtigen.

Die Orientierung an allgemeinen Vorgaben wird dadurch nicht auf3er Kraft gesetzt, sondern
auf sehr differenzierte Weise umgesetzt. Eine griindliche Untersuchung guter Praxis muss
diese Differenziertheit erfassen und deshalb qualitative Methoden einsetzen. Nur so wird es
maoglich, die Rahmenbedingungen, Praxen und Kooperationsgeflechte der Einrichtungen im
Einzelfall (d. h. konkret in einer lokalen Einheit) aufeinander bezogen zu analysieren und he-
rauszufinden, was gute Praxis im Kontext ausmacht, d. h. unter welchen Bedingungen wel-
ches Handeln sinnvoll ist, und wie die verschiedenen beteiligten Akteure das institutionelle
Handeln erleben und bewerten. Soll die Frage nach guter Praxis qualifiziert beantwortet wer-
den, mussten angesichts der Komplexitat des Geschehens Fallstudien erstellt werden. Far
solche weiterfihrenden Untersuchungen liefert die vorliegende Studie eine gute Grundlage.
Die Auswahl einer Stichprobe fir kinftige qualitative Untersuchungen kann sich an den hier
beschriebenen Merkmalen orientieren.
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10.3.2 Wirkungen analysieren

Qualitative Fallstudien wirden es vor allem erlauben, ,Mallnahmen von Grundsicherungs-
tragern nach dem SGB Il hinsichtlich der Beratung und Vermittlung von Menschen mit Sucht-
gefahrdung oder Suchterkrankung“ (vgl. Leistungsbeschreibung) nicht nur zu erheben und
zu beschreiben, sondern in einem wesentlichen zweiten Schritt auch ihre Wirkungen in den
Blick zu nehmen: Erfillt die Suchtberatung die ihr im Kontext des SGB Il zugedachte Auf-
gabe? Werden Menschen, die Leistungen der Suchtberatung erhalten oder erhalten haben,
besser integriert als solche ohne? Woran lasst sich soziale Stabilisierung im Einzelfall fest-
machen? Sind suchtspezifische Qualifizierungs- und BeschaftigungsmalRnahmen erfolgrei-
cher als allgemeine? Finden mehr Menschen Arbeit, wenn Suchtberatungsstelle und Malf3-
nahmetrager zusammenarbeiten? Gelingen suchtsensiblen Fachkraften mehr Vermittlungen
und nachhaltigere Hilfeprozesse? Welche Auswirkungen haben regionale Netzwerke auf die
Qualitat der Einzelfallbearbeitung?

10.3.3 Die Perspektive von Betroffenen einbeziehen

Eine soziale Dienstleistung wie die Betreuung von Hilfebeziehenden im SGB Il ist ein Pro-
zess, in dem die Betroffenen bzw. die Adressat/inn/en der Hilfe aktiv mitwirken missen. Sie
sind selbst gestaltende Akteure, indem sie ihre Winsche und Erwartungen in die Fallbear-
beitung einbringen und aktiv daran mitwirken, Vermittlungshemmnisse (z. B. Suchtkrankheit)
zu Uberwinden und Beschaftigung zu finden. Vor allem die Kund/inn/en kénnen deshalb be-
urteilen, ob die in den Grundsicherungsstellen praktizierten Vorgehensweisen bei der Bera-
tung, Betreuung und Vermittlung hilfreich — also ,gute Praxis“ — sind. Qualitative Untersu-
chungen zur Praxis der Betreuung von ALG llI-Beziehenden mit Suchtproblemen sollten
deshalb unbedingt die Perspektive der Betroffenen mit einbeziehen.

10.3.4 Offene Fragen fur die weitere Diskussion
10.3.4.1 Erwerbsfihigkeit und Beschaftigungsfahigkeit

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass Grundsicherungsstellen im Fall von suchtkranken
Kund/inn/en nicht selten deren Erwerbsfahigkeit prifen lassen. Doch auch wenn die begut-
achtenden Stellen bestatigen, dass Erwerbsfahigkeit im Sinne des SGB |l besteht — dass die
betreffende Person also grundsatzlich in der Lage ist, drei Stunden taglich einer Erwerbsta-
tigkeit nachzugehen —, so bedeutet das nicht, dass unter den gegebenen Bedingungen des
Arbeitsmarktes eine Integration in Beschaftigung tatsachlich moglich ist. Die Frage, ob
suchtkranke Personen mit erheblichen Einschréankungen ihrer Beschaftigungsfahigkeit im
SGB Il richtig aufgehoben sind, ist derzeit noch zu wenig diskutiert. Wenn dies bejaht wird
(wie derzeit), stellt sich die Frage, ob die vorhandenen Fdrder- und Unterstitzungsangebote
fur diese Personengruppe geeignet sind, oder ob es zusatzlicher spezifischer Instrumente
bedarf, die eine langfristige und nahtlose Férderung ermdglichen.

10.3.4.2 Suchtkrankheit als Vermittlungshemmnis

Kaum geklart sind derzeit die Fragen, wann eine Suchtkrankheit ein Vermittlungshemmnis
darstellt, und ob die Grundsicherungsstelle Suchtprobleme auch dann zum Gegenstand der
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Betreuung machen sollte, wenn entweder die Sucht nicht als Vermittlungshemmnis identifi-
ziert wurde oder die Leistungsbeziehenden der Vermittlung tendenziell nicht zur Verfigung
stehen (z. B. Sozialgeldempfanger/innen oder ALG lI-Beziehende, die aufgrund von § 10
SGB Il nicht zur Aufnahme einer Beschaftigung verpflichtet sind).

10.3.4.3 Suchtberatung fiir unterschiedliche Kund/inn/en-Gruppen

Die Bestandsaufnahme zeigte, dass es grol3e Unterschiede dahin gehend gibt, ob und wie
im Fall der Suchtberatung zwischen ALG llI-Beziehenden und anderen arbeitslosen
Klient/inn/en unterschieden wird. Darlber hinaus wird unterschiedlich damit umgegangen,
wenn SGB ll-Leistungsbeziehende ohne Zuweisung durch die Grundsicherungsstelle die
Suchtberatungsstelle aufsuchen. Insbesondere in Bezug auf folgende Punkte lassen sich un-
terschiedliche Verfahrensweisen identifizieren:

= Finanzierung der Suchtberatung (Abrechnung gegeniber der Grundsicherungsstelle
oder nicht),

= vorrangige Betreuung der SGB II-Kund/inn/en (im Einzelfall auch nachrangige Betreu-
ung),

= Informationsaustausch mit der Grundsicherungsstelle auch fiir den Fall, dass SGB II-
Leistungsbeziehende die Suchtberatung ohne Zuweisung durch die Grundsiche-
rungsstelle in Anspruch nehmen.

Zu diesen Fragen gibt es derzeit keine fachwissenschaftliche Diskussion, aber praktischen
Gestaltungsbedart.

10.3.4.4 Bedarfserhebung und suchtspezifische Statistiken

Eine offene Frage ist, ob und wie bei den Grundsicherungsstellen suchtspezifische Statisti-
ken geflihrt werden (kénnen), und wie eine verlassliche Bedarfsplanung erfolgen kann.

24 Grundsicherungsstellen haben angegeben, dass sie eine Erhebung zum Bedarf an sucht-
spezifischer Beratung durchgefiihrt haben, um Ressourcen zu planen. Demgegeniber ha-
ben zwei SGB II-Stellen im zurickgesandten Fragebogen explizit danach gefragt, wie man
eine solche Bedarfserhebung sinnvollerweise durchfihrt, und Interesse an einem Erfah-
rungsaustausch zu diesem Thema geaulert. Lediglich vier Grundsicherungsstellen (ein Pro-
zent) fUhren nach der Art des Suchtproblems (Alkohol, Drogen usw.) aufgeschlisselte Sta-
tistiken.

10.3.4.5 Tagesstruktur, Beschaftigung, Qualifizierung und Arbeitsmarktintegration

Die unterschiedlichen Bedarfe suchtkranker Menschen an Hilfen zur Beschaftigung sind in
der Fachoffentlichkeit bekannt und beschrieben. Bendtigt werden tagesstrukturierende An-
gebote an der Schnittstelle zum SGB XII, zur Eingliederungshilfe oder zur Ergotherapie in-
nerhalb der medizinischen Suchtrehabilitation, aber auch die qualifizierende Unterstlitzung
beim Nachholen eines versaumten Schulabschlusses oder der beruflichen Neuorientierung.
Bendtigt werden ,Briicken in den Arbeitsmarkt® wie auch dauerhaft geférderte Beschaftigung,
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fur die z. B. der Beschaftigungszuschuss nach § 16e SGB Il in Betrieben des ersten Ar-
beitsmarktes oder in Integrationsfirmen genutzt werden kdnnte. Die untersuchten Konzepte
beschaftigungsférdernder Angebote werden diesen Bedarfen aber nur teilweise gerecht.

Eine zu klarende Frage ist, wie Ansatze innovativer Integrationspraxis und die offensive Nut-
zung geeigneter Instrumente beférdert werden kdnnen. Dabei ware zu prifen, ob die Forde-
rung zielgruppenspezifischer Projekte — ahnlich wie bei der Férderung von Zielgruppenpro-
jekten fur Alleinerziehende im SGB Il — ein gangbarer Weg sind.
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Anhang

Tabellen

Tabelle 98: Anzahl der an der Beantwortung des Fragebogens beteiligten Personen

N Gesamtzahl In Prozent der antwortenden GSS

1 55 55 19,5

2 98 196 34,8

3 55 165 19,5

4 30 120 10,6

5 22 110 7,8

6 9 54 3,2

7 4 28 1,4

8 2 16 7

9 2 18 7

10 3 30 1,1

13 2 26 4

Gesamt 282 818 100

Keine Angabe 41

Gesamt 323

Mittelwert 29 Standardabweichung 1,9

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage L 2.

Tabelle 99: Funktion der an der Beantwortung des Fragebogens beteiligten Personen
Mehrfachantworten In Prozent der ant-

N wortenden GSS

Geschéftsfihrung 170 54,1
Teamleitung 189 60,2
Fallmanagerin/Fallmanager 181 57,6
Leistungssachbearbeitung 18 57
Sonstiges 84 26,8

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage L 2; N=314.
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Tabelle 100: Funktion der an der Beantwortung des Fragebogens beteiligten Personen — Rubrik Sonsti-

ges
Mehrfachantworten N L Prt::ﬁzzgeer;gtwor-
Controlling/Statistik 34 40,5
Arbeitsvermittlung, Fallmanagement, persénliche Ansprechpartner einschlieRlich Teamlei- 25,0

tung 21

Stabsstelle/Koordinator/in 21 25,0
Bereichsleitung 12 14,3
Kommunaler Trager 6 7.1
Suchtberatung 2 2,4

U25 2 24

u25 2 24
Stellvertretende Geschaftsfiihrung 2 2,4
Assistenz der Geschéaftsflihrung 2 2,4
Rehabilitations-Abteilung 2 2,4
Sonstige 5 6,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage L 2; N=84 (Grundsicherungsstellen, die unter Funktion der den
Fragebogen ausfiillenden ,Sonstiges’ angaben).

Tabelle 101:  Verteilung der Grundsicherungsstellen auf die Bundesldnder gesamt und in der Stichpro-

be
Bkt | nprogent | gutgket | in rosentdor
Baden-Widrttemberg 44 10,0 24 7.4
Bayern 93 21,2 64 19,8
Berlin 12 2,7 10 3,1
Brandenburg 18 4.1 14 4,3
Bremen 2 0,5 2 6
Hamburg 1 0,2 1 8
Hessen 26 59 19 5,9
Mecklenburg-Vorpommern 18 4.1 14 4,3
Niedersachsen 47 10,7 38 11,8
Nordrhein-Westfalen 54 12,3 41 12,7
Rheinland-Pfalz 31 7.1 25 7,7
Saarland 6 1,4 6 1,9
Sachsen 29 6,6 21 6,5
Sachsen-Anhalt 20 4,6 16 5,0
Schleswig-Holstein 15 3,4 10 3,1
Thiringen 23 5,2 18 5,6
Gesamt 439 100 323 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, eigene Berechnungen.
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Tabelle 102:  Verteilung der Grundsicherungsstellen nach SGB-lI-Typen Gesamt und in der Stichprobe

Haufigkeit In Haufigkeit In Prozent der
Gesamt Prozent | Stichprobe Stichprobe

Stadte West durchschnittliche AM-Lage 14 3,2 9 2.8
Stadte West tiberdurchschnittliche AM-Lage 30 6,8 18 5,6
Stadte West unterdurchschnittliche AM-Lage 29 6,6 23 71
Stadte Ost schlechte AM-Lage 20 4.6 16 5,0
Vorwiegende stadtische Gebiete West durch- 32 7,3 27 8.4
schnittliche AM-Lage ’
Landliche Gebiete West durchschnittliche AM-Lage 52 11,8 41 12,7
Vorwiegend landliche Gebiete West/Ost unter- 35 8,0 26 8.0
durchschnittliche AM-Lage ’
Landliche Gebiete West gute AM-Lage 46 10,5 37 11,5
Landliche Gebiete West sehr gute AM-Lage, sai- 64 14,6

. 36 11,1
sonale Dynamik
Landliche Gebiete West sehr gute AM-Lage 56 12,8 36 11,1
Landliche Gebiete Ost schlechte AM-Lage 38 8,7 37 11,5
Vorwiegend landliche Gebiete Ost sehr schlechte 23 5,1

17 53

AM-Lage
Gesamt 439 100 323 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage A 1, IAB 2008.

Tabelle 103:  Suchtspezifische Schulungen — Durchfiihrung durch wen?

Mit geregelter Ko- | Ohne geregelte Ko-
Alle GSS operation mit operation mit
Mehrfachantworten Suchtberatung Suchtberatung
In In In
N N N
Prozent Prozent Prozent
Kooperierende Suchtberatungsstelle/n 153 80,5 102 84,3 48 73,8
Externe Suchtexperten/Suchtexpertinnen 76 40,0 50 41,3 25 38,5
Arztlichen/Psychologischen Dienst 53 27,9 30 24,8 22 33,8
Sonstige 30 15,8 22 18,2 8 12,3
Geschulte Fachkrafte 21 1.1 16 13,2 4 6,2
Gesamt 190 100 121 100 65 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage J 10b; N=190 (Grundsicherungsstellen, die bereits suchtspezi-
fische Schulungen durchgefiihrt hatten) bzw. N=186 (Grundsicherungsstellen fiir die zusétzlich angaben liber ge-
regelte/nicht geregelte Kooperation vorlagen). Prozentangaben in Bezug auf antwortende Grund-
sicherungsstellen.
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Tabelle 104: Gegenstand der Leistungskataloge in den Leistungsvereinbarungen zwischen Grundsi-
cherungsstellen und Suchtberatungsstellen, Auswertung von Freitextantworten

Vereinbarte Leistungen der Suchtberatungsstellen N In Prz:zz::eerggtwor-
Beratung 29 42,6
Beratung besonderer Zielgruppen (u25, Migrant/inn/en, Angehérige) 15 18,5
Vermittlung in stationdre Therapie 11 13,6
Ambulante Therapie 6 7.4
Nachsorge 7 8,6
Schulungen fiir Fachkrafte 4 4,9
Motivationsarbeit 9 11,1
Suchtpravention 8 9,9
Diagnostik 3 3,7
Vermittlung in Selbsthilfegruppen 4 4.9
Psychosoziale Begleitung Substituierter 4 4,9
Abstinenz-/Drink Less-Programme 4 4,9
Einzelfallhilfe 6 7,4
Fihrerscheingruppe 4 4,9
Betreutes Wohnen 2 2,5
Aufsuchende Sozialarbeit 2 2,5
Begleitung wahrend einer Entwohnungsbehandlung 2 2,5
Psychosoziale Begleitung beim Arbeitseinstieg 4 4,9
Betreuung von Arbeitsprojekten 1 1,2
Weitere Leistungen 17 21,0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 8a; N=81 (Die Grundsicherungsstellen, die angaben, Leis-
tungsvereinbarungen mit Suchtberatungsstellen der Region vereinbart zu haben).

Tabelle 105: Ergebnisse aus reprasentativen epidemiologischen Studien zur Pravalenz substanzbezo-
gener Probleme bei Arbeitslosen

Quelle Substanzbezogene Probleme Pravalenzrate %
Rose, Jacobi 2004 Alkoholmissbrauch/Alkoholabhangigkeit DSM IV Manner 8,9*
Rose, Jacobi 2004 Alkoholmissbrauch/Alkoholabhangigkeit DSM IV Frauen 1,8
Pockrandt u.a. 2007 Riskanter Alkoholkonsum (AUDIT) ALG | 25,6*
Pockrandt u.a. 2007 Riskanter Alkoholkonsum (AUDIT) ALG II 26,1*
Pockrandt u.a. 2007 Drogenkonsum >5-mal letzte 12 Monate ALG | 3,5*
Pockrandt u.a. 2007 Drogenkonsum >5-mal letzte 12 Monate ALG Il 6,8
Henkel 2000 Konsum psychoaktiver Medikamente >2-mal/Woche Manner 10,9*
Henkel 2000 Konsum psychoaktiver Medikamente >2-mal/Woche Frauen 15,4*
Pockrandt u.a. 2007 Rauchen taglich ALG | 46,7
Pockrandt u.a. 2007 Rauchen taglich ALG Il 57,0*

* In Relation zu Erwerbstétigen deutlich erhéht, ALG | = Arbeitslosengeld I-Empfénger/innen, ALG Il = Arbeits-
losengeld lI-Empfénger/innen
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Tabelle 106: In Kooperationsvereinbarungen festgelegte Inhalte

In Prozent der
N antwortenden
GSS
Art der Leistung der Suchtberatungsstelle 107 67,7
Festlegung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten zwischen der Grundsicherungsstel-
93 58,9
le und der Suchtberatungsstelle
Regelungen zum Austausch von Informationen zur Fallsteuerung zwischen der Grund-
: 88 55,7
sicherungsstelle und der Suchtberatungsstelle
Verfahren zum fachlichen Austausch zwischen der Grundsicherungsstelle und der 77 487
Suchtberatungsstelle (z.B. Fallkonferenzen) ’
Festlegungen von Dokumentationspflichten 70 443
Regelungen zur Finanzierung und Abrechnung 56 35,4
Qualitatsvereinbarungen (z.B. Qualifikation des eingesetzten Personals, Arbeitsbedin-
. 42 26,6
gungen, Wartezeiten)
Verfahren bei Kiindigung der Kooperationsvereinbarung 35 22,2
Umfang des eingesetzten Personals und weiterer Ressourcen 33 20,9
Verfahren zur Novellierung der Kooperationsvereinbarung 26 16,5
Sonstiges 20 12,7

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage | 5a; N=158 (von 172 Grundsicherungsstellen, die angaben, in

irgendeiner Form geregelte Kooperationsbeziehungen zu Suchtberatungsstellen zu unterhalten).

Tabelle 107:  Verteilung von Wartezeiten

In Prozent der antwor-
N tenden GSS
1 Woche 10 10,3
2 Wochen 41 42,3
3 Wochen 19 19,6
4 Wochen 18 18,6
5 Wochen 1 1,0
6 Wochen 4 4.1
8 Wochen 1 1,0
10 Wochen 1 1,0
12 Wochen 2 2,1
Gesamt 97 100

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 9; N=97 (Die Grundsicherungsstellen, die von Wartezeiten

berichteten).
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Tabelle 108: MaBnahmen bei unplanméaBiger oder vorzeitiger Beendigung der Suchtberatung, Auswer-

tung von Freitextantworten

In Prozent der antwor-

N tenden GSS
Nichts, da Einsicht erforderlich 2 0,8
Einzelfallentscheidung 9 3,4
Personliche Betreuung wird fortgesetzt 9 34
Einschaltung besonderes Fallmanagement 2 0,8
Rickgabe in Arbeitsvermittlung 3 1,1
Unterstellung Arbeitsfahigkeit/Vermittlungsvorschlage 5 1,9
Priifung Erwerbsfahigkeit 16 6,1
(Beratungs-)Gesprache 204 77,3
davon: zur Klarung der Griinde /der Ursachen 41 15,5
davon: Anhérung 18 6,8
davon: ggf. mit Suchtberatung 2 0,8
davon: zur Motivation 24 6,8
davon: zur Planung nachster Schritte/Hilfeplanung 23 8,7
davon: zu SH-Gruppen 1 0,4
davon: mit Abschluss neuer Eingliederungsvereinbarung 15 57
davon: Fallbesprechung mit Suchtberatung 12 4,5
davon: ggf. mit BG 2 0,8
Abstimmung mit der Suchtberatung 11 4,2
Prifung einer Sanktion 35 13,3
Sanktion 74 28,0
davon: im Einzelfall 12 4,5
davon: bei wiederholter Pflichtverletzung 2 0,8
Erneute Zuweisung Suchtberatung 28 10,6
davon: Vermittlung andere Beratungsstelle 4 1,5
Versuch erneute Suchtberatung 26 9,8
Einschaltung Dritter 25 9,5
davon: AD/PD 15 5,7
davon: Gesundheitsamt/sozialpsychiatrischer Dienst/med. Dienst 3 1,1
davon: Betreuer 2 0,8
davon: ASD 1 0,4
davon: andere Beratungsstellen 1 0,4
davon: andere kommunale Dienste 1 0,4
Zuweisung MaRnahmen 35 13,3
davon: passgenaue, niedrigschwellige MAE 10 3,8
davon: Arbeit/Beschaftigungsangebote, MAE 8 3,0
davon: suchtspezifisches Angebot 4 1,5
Verpflichtung med. Reha 2 0,8
Beratungs-Stufenplan-Sucht 1 0,4

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage G 7, N=264 (Die Grundsicherungsstellen, die angaben, bei Ab-
bruch der Suchtberatung durch Kun/inn/en MaBnahmen zu ergreifen).
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Tabelle 109:

Suchtberatungsstellen verwiesene Kund/inn/en machen kénnen

Grundsicherungsstellen mit/ohne geregelter Kooperationsbeziehung, die Angaben zu an

Kopperationsbeziehung zwischen
Grundsicherungsstelle und Suchtkran-
kenhilfe
Nicht geregelt Geregelt
N In Prozent N In Prozent
Erkenntnisse uiber Kund/inn/en, die Keine"An.gaben 117 52,5 106 475
nach § 16a SGB Il an eine Suchtbera- maoglich
tungsstelle verwlesen wurden, Angaben liegen vor 17 23,0 57 77,0
Keine Angaben
Erkenntnisse iiber nachweislichen méglich 6, 23,1 20 76,9
Kontakt der Kundinnen/Kunden zu ei-
ner Suchtberatungsstellen Keine Angaben 12 273 32 727
moglich ’ ’

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen Frage G 6 und | 5

Tabelle 110:  Anteil Kund/inn/en, bei denen Suchtprobleme Gegenstand der Fallbearbeitung waren
i i Standard-
N Min. Max. Mittelwert X
abweichung
An}ell an aII.en. erwerbsfahigen Hilfebedirftigen 17 1,00 35,00 50447 811813
in % It. Statistik
Anteil an allen arbeitslosen erwerbsfahigen Hilfe-
bediirftigen in % It. Statistik 7] 200 ) 2000 59829 4,52824
1 1 1 o,
Antenll an allen Kundinnen und Kunden in % It. 104 1,00 50,00 16,3846 10,84136
Schéatzung

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage C 3.

Tabelle 111:  Verfuigbarkeit von Informationen zu der Anzahl von durch die Grundsicherungsstelle ver-
mittelte Klient/inn/en
Prozent der antwortenden SB-
N Stellen
Wir kdnnen dazu genaue Angaben machen. 25 33,3
Wir kénnen dazu keine Angaben machen, aber die Anzahl schatzen. 39 52,0
Wir kdnnen dazu keine Angaben machen 11 14,7
Gesamt 75 100
Fehlend 5

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 1.
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Tabelle 112:  Anzahl der von Grundsicherungsstellen an Suchtberatungsstellen vermittelten
Klient/inn/en — genaue und geschitzte Werte, statistische Kennzahlen

. i . Standard-
N Min. Max. | Median | Mittelwert X
abweichung
Anzahl Personen von GSS an SB vermittelt —
24 0 142 11 26,2 34,3
genaue Angaben
Anzahl Frauen von GSS an SB vermittelt — ge-
23 0 32 2 57 8,1
naue Angaben
Anzahl Personen von GSS an SB vermittelt —
. 37 4 100 20 28,2 23,5
geschatzt
Anzahl Frauen von GSS an SB vermittelt - ge-
. 34 0 30 4 6,9 7,2
schatzt

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 1 (Angaben der Suchtberatungsstellen, die zuvor angegeben
hatten, dass sie zur Zahl der zugewiesenen Klient/inn/fen Angaben machen kénnen; N=25 bzw. entsprechende

Werte schétzen kénnen; N=39)

Tabelle 113:  Frauenanteile an allen durch die Grundsicherungsstelle vermittelten Klient/inn/en und an
Klient/inn/en mit SGB lI-Bezug ohne Vermittlung durch Grundsicherungsstellen

Anteile In Prozent der
antwortenden
SB-Stellen
Frauenanteil bei von der Grundsicherungsstelle vermittelten Klient/inn/en - genaue Angaben (N=25) 21,0
Frauenanteil bei von der Grundsicherungsstelle vermittelten Klient/inn/en - geschéatzte Angaben (N=34) 22,6
Frauenanteil bei Klient/inn/en mit SGB II-Bezug ohne Vermittlung durch Grundsicherungsstellen - genaue 288
Angaben (N=7) )
Frauenanteil bei Klient/inn/en mit SGB 1I-Bezug ohne Vermittlung durch Grundsicherungsstellen - geschatzte 17.8
Angaben (N=40) ’

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Fragen D 1 und D 4.

Tabelle 114:  Verfiigbarkeit von Daten iliber Anteile von durch die SGB II-Stelle zugewiesenen Klientin-
nen und Klienten an allen Klient/inn/en mit SGB II-Bezug

In Prozent der antworten-
N den SB-Stellen
Genaue Angaben mdglich 15 21,4
Geschatzte Angaben moglich 44 62,9
Keine Angaben mdglich 11 15,7
Gesamt 70 100
Keine Angabe 10

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen Frage D 2.
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Tabelle 115:  Verfiigbarkeit von Daten liber Anteile von durch die Grundsicherungsstelle zugewiesenen
Klientinnen und Klienten an allen Klient/inn/en der Suchtberatungsstelle

In Prozent der antworten-

N den SB-Stellen
Genaue Angaben moglich 18 26,5
Geschatzte Angaben moglich 40 58,9
Keine Angaben mdglich 10 14,6
Gesamt 68 100
Keine Angaben 12

Quelle: Befragung Suchtberatungsstellen, Frage D 2.

Tabelle 116: Zunahme der Zahl der Klient/inn/en infolge von Zuweisungen

In Prozent der antworten-

N den SB-Stellen
Zunahme erfolgt 33 44,6
Keine Zunahme erfolgt 30 40,5
Keine Angaben mdglich 11 14,9
Gesamt 74 100
Keine Angaben 6

Quelle: Befragung der Suchtberatungsstellen, Frage D 3.

Tabelle 117: Geregelte Kooperation und Weitergabe von Informationen der Fallbearbeitung (z.B. des
Profilings) seitens der Fachkréfte der Grundsicherungsstellen an die Einrichtungen der

Suchthilfe/-krankenhilfe

Geregelte Kooperation mit der Suchthilfe

Ja Nein
N In Prozent N In Prozent

Ja 25 14,7 14 10,0
Weitergabe von Informationen der Fall- Nein 99 58,2 % 68.6
bearbeitung (z. B. des Profilings) seitens
der Fachkréfte der Grundsicherungsstel- | Hierzu gibt es kei-
len an die Einrichtungen der Suchthilfe/- | ne einheitliche 46 27,1 30 21,4
krankenhilfe Regelung

Keine Angabe 2 0

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 6 und | 5; N=312 (Grundsicherungsstellen, die Angaben zu
geregelter/nicht geregelter Kooperation machen). Prozentangaben in Bezug auf antwortenden Grund-

sicherungsstellen.
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Tabelle 118:

Geregelte Kooperation und Weitergabe von Informationen an die Grundsicherungsstellen

seitens der Suchtbehandlungseinrichtungen liber die dort durchgefiihrten arbeitsbezoge-

nen MaRnahmen

Geregelte Kooperation mit der Suchthilfe

Ja Nein
N In Prozent N In Prozent
In der Regel ja 53 31,0 18 12,9
Weitergabe von Informationen an die N_ur c.Jann, wenn 41 24,0 44 31,7
. . wir dies erfragen
Grundsicherungsstellen seitens der
Suchtbehandlungseinrichtungen liber die | In der Regel nein 63 36,8 61 43,9
dort durchgefiihrten arbeitsbezogenen =—
MaBnahmen eine Erkenntnis- 14 8,2 16 1,4

se

Keine Angabe

1

1

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 7 und | 5, N=312 (Grundsicherungsstellen, die Angaben zu
geregelter/nicht geregelter Kooperation machen). Prozentangaben

sicherungsstellen.

Tabelle 119:

in Bezug auf antwortenden Grund-

Geregelte Kooperation und Qualitit der Informationen fiir die Fachkréfte der Grundsiche-

rungsstellen fiir die Planung bzw. Durchfiihrung von AktivierungsmaBnahmen bzw. MaR-
namen zur Integration in den ersten Arbeitsmarkt

Geregelte Kooperation mit der Suchthilfe

Ja Nein
N In Prozent N In Prozent
Keine Erkenntnis- 6 6.4 4 6.7
se
» . - In.der Regel hilf- 64 68.1 38 633
Qualitit der Informationen fiir die Fach- reich
krafte der Grundsicherungsstellen fiir die .
. . In der Regel teil-
Planung bzw. Durchfiihrung von Aktivie- . e 24 25,5 18 30,0
weise hilfreich
rungsmafnahmen bzw. MaBnamen zur
ion i i | Regel nich
Integration in den ersten Arbeitsmarkt n de'r egel nicht 0 0.0 0 0.0
hilfreich
Keine Angabe 0 2

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 7a und | 5; N=156 (Grundsicherungsstellen, die angaben,
dass die Fachkréfte Informationen von den Suchtbehandlungseinrichtungen bekommen).
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Tabelle 120: Geregelte Kooperation und zeitlich nahtloses AnschlieBen der durch die Grundsiche-
rungsstellen eingeleiteten arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen an die Suchtbehandlung

(medizinische Rehabilitation)

Geregelte Kooperation mit Suchthilfe

Ja Nein
N In Prozent N In Prozent
Keine Erkenntnis- 19 11,0 14 101
se

Zeitlich nahtloses AnschlieBen der durch Meistens 70 40,7 45 324
die Grundsicherungsstellen eingeleiteten
arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen an Manchmal 71 41,3 58 41,7
die Suchtbehandlung (medizinische Re- Selten 10 5.8 10 7.2
habilitation)

In der Regel nicht 2 1,2 12 8,6

Keine Angabe 0 1

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 8 und | 5; N=312 (Grundsicherungsstellen, die Angaben zu
geregelter/nicht geregelter Kooperation machten).

Tabelle 121: Kooperationspartner bei der Durchfiihrung von Beschaftigungs- und Qualifizierungsange-
boten fiir Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen

Mehrfachantworten N In Prozent der ant-
wortenden GSS
Gemeinsam mit einem anderen Trager 19 50,0
Ortliche Sozialhilfetrager 11 28,9
Agentur flr Arbeit 8 21,1
Rentenversicherungstrager 5 13,2
Krankenversicherungstrager 2 5,3
Uberdrtliche Sozialhilfetrager 2 53

Quelle: Befragung Grundsicherungsstellen, Frage H 1c; N=38 (Grundsicherungsstellen, die spezifische Beschéfti-
gungs- und QualifizierungsmalBnahmen fiir Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen gemeinsam mit anderen

Leistungstrégern durchfiihren).
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Fragebogen Grundsicherungsstellen

A. Allgemeine Angaben zur Grundsicherungsstelle

Es handelt sich bei unserer Grundsicherungsstelle um
einen zugelassenen kommunalen Trager.
eine ARGE.

eine Arbeitsagentur (bei getrennter Aufgabenwahrnehmung).

Ooodo =

eine Kommune (bei getrennter Aufgabenwahrnehmung).

1.a Bitte markieren Sie, welcher Trager in lhrer Grundsicherungsstelle fiir welche Aufgaben
zustandig ist.

Nur A- Nur Kom- Kooperation von Agen-
gentur mune tur und Kommune
Beide Einrichtung
Trager einer beauf-
sind be- | tragten Stel-
teiligt le
Leistungssachbearbeitung ] ] ] ]
Aktivierende Bera- ] ] ] L]
tung/Vermittlung/Fallmanagement
Bearbeitung von Reha-Fillen ] ] ] ]
2. Wir haben einige Fragen zur Organisationsstruktur lhrer Grundsicherungsstelle.
Bitte kreuzen Sie an, was auf lhre Grundsicherungsstelle zutrifft:
ZUSTANDIGKEIT fiir AKTIVIERUNG und MATERIELLE LEISTUNGEN
] Aktivierungsleistungen und materielle Leistungen werden getrennt erbracht (unterschiedliche
Ansprechpersonen fiir die Kundinnen und Kunden).
] Aktivierungsleistungen und materielle Leistungen werden in integrierter Form erbracht (glei-

che Ansprechpersonen fiir die Kundinnen und Kunden).

FALLMANAGEMENT-ANSATZ

L] Generalisierter Fallmanagement-Ansatz: Fallmanagement fur alle Kundinnen und Kunden.
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L] Spezialisierter Fallmanagement-Ansatz: Fallmanagement nur fur bestimmte Kundinnen und
Kunden.

FALLMANAGEMENT und VERMITTLUNG auf den ERSTEN ARBEITSMARKT

] Die unmittelbare Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt ist nicht Teil des Fallmanagements.
] Die unmittelbare Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt ist Teil des Fallmanagements.
ARBEITGEBERSERVICE

] Es gibt einen Arbeitgeberservice ausschliellich fir die SGB II-Einheit.

] Es gibt einen gemeinsamen Arbeitgeberservice zusammen mit dem SGB llI-Bereich der A-
gentur fur Arbeit.

] Ein Arbeitgeberservice ist nicht vorhanden.

3. Wie ist die Betreuungsrelation im Bereich der Beratung/ Vermittlung/ Betreuung in lhrer

Grundsicherungsstelle?
a) In Bezug auf erwerbsfihige Hilfebediirftige

Bitte tragen Sie die jeweiligen Zahlen zum Stichtag 1.1.2009 ein (wenn lhnen keine Daten zu diesem
Stichtag vorliegen, nennen Sie uns bitte die Daten zum letzten Ihnen bekannten Zeitpunkt):

Im Bereich U25 werden - erwerbsfiahige Hilfebediirftige durch - Fachkrafte (personliche
Ansprechpartner und Ansprechpartnerinnen, Vermittler und Vermittlerinnen, Fallmanager und Fallma-
nagerinnen — umgerechnet in Vollzeitaquivalente) betreut.

Im Bereich U25 werden - erwerbsfiahige Hilfebediirftige durch - Fachkrafte (personliche
Ansprechpartner und Ansprechpartnerinnen, Vermittler und Vermittlerinnen, Fallmanager und Fallma-
nagerinnen — umgerechnet in Vollzeitaquivalente) betreut.

b) In Bezug auf arbeitslose Personen

Im Bereich U25 werden - Arbeitslose durch - Fachkrafte (personliche Ansprechpartner
und Ansprechpartnerinnen, Vermittler und Vermittlerinnen, Fallmanager und Fallmanagerinnen — um-
gerechnet in Vollzeitdquivalente) betreut.

Im Bereich 025 werden - Arbeitslose durch - Fachkréafte (persénliche Ansprechpartner
und Ansprechpartnerinnen, Vermittler und Vermittlerinnen, Fallmanager und Fallmanagerinnen — um-
gerechnet in Vollzeitdquivalente) betreut.

Anderer Stichtag als 1.1.2009: [N
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B. Aligemeine Angaben zur Integration von Menschen mit Suchtproblemen in lhrer
Grundsicherungsstelle

Im folgenden Abschnitt fragen wir danach, wie in lhrer Grundsicherungsstelle die Zustandigkeiten fiir
die Beratung und Vermittlung von Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen geregelt sind.

1. Werden Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen in lhrer Grundsicherungsstelle
grundsitzlich dem Fallmanagement zugewiesen?

L] Ja

] Nein

] Nicht grundsatzlich, aber immer in folgenden Fallen: -

2. Werden in lhrer Grundsicherungsstelle Kunden und Kundinnen mit Suchtproblemen
ausschlielich durch Fachkrifte betreut, die speziell fiir diese Kundengruppe zustandig
sind?

] Nein

] Ja

2.a Machen Sie bitte Angaben zu diesen spezialisierten Fachkraften.

Wie viele Fachkrafte sind es (in Vollzeitdquivalenten)? -

Wie viele suchtkranke Kundinnen und Kunden werden von einer Fachkraft in diesem spezialisierten
Bereich betreut?

Uber welche besonderen Qualifikationen verfligen diese Fachkrafte?

] langjahrige Erfahrung in der Beratung von suchtkranken Mannern und Frauen

] persodnliche Kompetenzen im Umgang mit suchtkranken Mannern und Frauen

] Teilnahme an suchtspezifischen Schulungen

] zertifizierte suchtspezifische Zusatzqualifikationen

] sonstige besondere Qualifikationen, und zwar -

3. Wofiir gibt es in lhrer Grundsicherungsstelle weitergehende Verantwortlichkeiten?

L] fur fachliche, einzelfallibergreifende Fragen zum Thema Sucht

] fur die Planung besonderer Integrations-/Mallinahmeangebote fir Kundinnen und Kunden mit

Suchtproblemen
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] fur die Begleitung von Integrations-/MaRnahmeangeboten fir Kundinnen und Kunden mit
Suchtproblemen

L] Sonstiges, und zwar: -
] Es gibt keine spezifischen Zustandigkeiten.

C. Profiling: Erkennen von Suchtproblemen

Im folgenden Abschnitt fragen wir nach Verfahren zum Erkennen von Suchtproblemen sowie zu der
Anzahl von Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen.

1. Wann sollen Fachkrifte liblicherweise nach dem Vorliegen einer Suchtproblematik bei
den Kundinnen und Kunden fragen?
Bei arbeits- | Bei ande-
losen eHB | ren eHB
Bereits bei der Antragsannahme soll routinemafig nach einem moglichen
[ []
Suchtproblem gefragt werden.
In jedem Erstgesprach im Bereich Aktivierung / Integration soll nach ei-
. [ []
nem moglichen Suchtproblem gefragt werden.
Die Fachkrafte sollen nach einem Suchtproblem nur dann fragen, wenn 0 0
es Auffalligkeiten bzw. Anhaltspunkte dafur gibt.
Die Fachkrafte sollen nur dann ein Suchtproblem thematisieren, wenn der O O
Kunde oder die Kundin es selbst anspricht.
Die Fachkrafte entscheiden im Einzelfall, wann sie Suchtprobleme thema- O O
tisieren.
Sonstiges, und zwar:
- - "
2. Welche Moglichkeiten werden genutzt, um festzustellen, ob bei einer Kundin bzw. ei-

nem Kunden ein Suchtproblem vorhanden ist?

Bei arbeits- | Bei ande-
losen eHB | ren eHB

Gibt es Hinweise, dass ein Suchtproblem vorliegen kdnnte, wird dies in
der Beratung offensiv thematisiert und nachgefragt.

H [
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Gibt es Hinweise, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, werden von O O

den Fachkraften suchtdiagnostische Tests bzw. Fragebdgen eingesetzt.

Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, wird O O
grundsatzlich der arztliche Dienst eingeschaltet.

Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, wird O O
grundsatzlich der psychologische Dienst eingeschaltet.

Gibt es Hinweise darauf, dass ein Suchtproblem vorliegen kénnte, wird

zur Klarung der Diagnose eine Suchtberatungsstelle eingeschaltet.

Sonstiges, und zwar - ]

3. Wissen Sie, wie hoch der Anteil der Kundinnen und Kunden in lhrer Grundsicherungs-

stelle ist, bei denen ein Suchtproblem Gegenstand der Fallbearbeitung war?

] Ja, es gibt eine Statistik zur Erfassung von Personen mit Suchtproblemen. Danach liegt der
Anteil dieser Kundengruppe/Kundinnengruppe an allen erwerbsfahigen Hilfebedirftigen bei
mrozent und bei allen arbeitslosen Hilfebediirftigen bei [l Prozent bezogen auf das
Jahr .

Der Frauenanteil an dieser Kundengruppe liegt unter den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen bei
I Prozent und unter den arbeitslosen Hilfebediirftigen bei [l Prozent.

] Dazu liegen uns keine Angaben vor, wir kdnnen den Anteil nur schatzen. Nach unseren
Schatzungen liegt aktuell der Anteil dieser Kundengruppe bei [l Prozent.

Den Frauenanteil an dieser Kundengruppe schatzen wir auf [l Prozent.
] Dazu liegen uns keine Daten vor und wir kbnnen den Anteil auch nicht schatzen.

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

3.a Haben Sie nach der Art des Suchtproblems (Alkohol, illegale Drogen, Spielsucht, sucht-
formige Essstorungen) aufgeschliisselte Statistiken?

L] Nein
] Ja
L] Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:
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D. Priifung Erwerbsfahigkeit

Im folgenden Abschnitt fragen wir nach Verfahren zur Prifung der Erwerbsfahigkeit von Kundinnen
und Kunden mit Suchtproblemen.

1. In welchen Fillen tiberpriifen Sie die Erwerbsfahigkeit eines Kunden bzw. einer Kundin
mit Suchtproblemen?
] Die Entscheidung wird nur im Einzelfall getroffen.
] In allen Fallen.
] Nur in bestimmten Fallen, ndmlich grundsatzlich wenn
] die Kundin bzw. der Kunde selbst Zweifel daran dufert, taglich drei Stunden erwerbs-
tatig sein zu kénnen.
] eine Suchtberatungsstelle die Rickmeldung gibt, dass die Erwerbsfahigkeit in Frage
steht.
] ein MalRnahmetrager die Riuckmeldung gibt, dass die Erwerbsfahigkeit in Frage steht .
] ein Kunde bzw. eine Kundin eine Suchtbehandlung (medizinische Rehabilitation, Ent-
wohnungsbehandlung) beendet hat.
] es mehrfach zu krankheitsbedingten Fehlzeiten in einer MaRnahme gekommen ist.
] es zu wiederholten Sanktionen infolge von Verstofien gegen die Eingliederungsver-
einbarung gekommen ist.
] ein (fach-)arztliches Gutachten die Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit empfiehlt.
L] ein Kunde bzw. eine Kundin an einer Substitutionsbehandlung teilnimmt.
] in weiteren Fallen, namlich [
2, Ist die Einbeziehung der Expertise Dritter (Personen oder Institutionen auBerhalb der

Grundsicherungsstelle) bei der Uberpriifung der Erwerbsfihigkeit von Kundinnen und
Kunden mit Suchtproblemen vorgesehen?

] Nein
] Ja
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2.a

Wessen Expertise wird einbezogen?

Suchtberatungsstelle

Behandelnder Facharzt/Facharztin

Rechtlicher Betreuer/rechtliche Betreuerin

Einrichtungen der Suchttherapie (med. Reha, Entwéhnungsbehandlung)
MalRnahmetrager

Arztlicher Dienst

OO0 o0o4go

Sonstiges, und zwar -

E. Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung

Im folgenden Abschnitt fragen wir danach, ob und wenn ja in welcher Form suchtspezifische Aspekte
in der Eingliederungsvereinbarung relevant werden.

m OO 0O O =

[ I R N A

Werden Ergebnisse der individuellen Beratung zum Thema “Sucht” in der Eingliede-
rungsvereinbarung festgehalten?

Das Vorgehen ist diesbezuglich nicht einheitlich
grundsatzlich Ja
grundsatzlich Nein

grundsatzlich Nur in bestimmten Fallen, und zwar [N

Welche Ergebnisse der individuellen Beratung zum Thema ,,Sucht“ werden in der Ein-
gliederungsvereinbarung festgehalten?

die Verpflichtung, sich mit dem Suchtproblem auseinander zu setzen
die Verpflichtung zur Abstinenz wahrend der Teilnahme an einer Mallnahme
die Verpflichtung, eine Entgiftung oder eine Therapie zu beantragen

die Zuweisung zu einer Suchtberatung nach § 16a (ehemals § 16 ) SGB Il durch die Fach-
kraft und eine dementsprechende Verpflichtung, sich bei einer Suchtberatungsstelle zu mel-
den
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] die Verpflichtung, sich bei einem Facharzt/einer Facharztin vorzustellen
] die Entbindung von Beratungsstellen und/oder Arzten bzw. Arztinnen von der Schweigepflicht

] Sonstiges, und zwar [

2. Wer Verpflichtungen aus der Eingliederungsvereinbarung nicht einhalt, muss mit Sank-
tionen rechnen. Werden aus diesem Grund uiblicherweise bestimmte Vereinbarungen mit
Suchtkranken nicht in der Eingliederungsvereinbarung festgeschrieben?

] Nein
L] Ja und zwar z.B. folgende: -

3. Wird die fachliche Stellungnahme/Expertise von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Suchthilfe oder anderen Beratungseinrichtungen bei der inhaltlichen Gestaltung einer
Eingliederungsvereinbarung von suchtkranken Kundinnen und Kunden einbezogen?

] In der Regel nicht

[

In der Regel ja

] In bestimmten Fallen, und zwar -

3.a In welcher Form werden sie eingebunden?

[

Die in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Verpflichtungen werden gemeinsam for-
muliert.

Die Suchthilfe Gbernimmt bestimmte Aufgaben, diese werden gemeinsam festgelegt.
Die Suchthilfe macht einen Vorschlag fiir eine Eingliederungsplanung.
Fristen zur Einhaltung der Verpflichtungen werden von der Suchthilfe bestimmt.

Die Suchthilfe wird um Rat gefragt.

N [ I B I B O

Sonstiges, und zwar [
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F. Allgemeine Fallbearbeitung
1. Manner und Frauen mit Suchtproblemen haben oft komplexe Problemlagen. Wie haufig

erschweren lhrer Einschdtzung nach weitere Probleme die Integration in Erwerbs-
arbeit?

Probleme im Bereich

Bildung/Qualifikation/Briiche in der Erwerbsbiografie [ oft L] manchmal [] nie
Schwierigkeiten beim Umgang mit Behérden [ oft (] manchmal [] nie
Ver-/Uberschuldung [ oft L] manchmal [] nie
Unwirtschaftliches Verhalten [ ] oft [ ] manchmal [] nie
Wohnprobleme [ oft [] manchmal [] nie
Probleme im Bereich sozialer Beziehungen [ oft [] manchmal [] nie
Hausliche Gewalt [ oft L] manchmal [] nie
strafrechtliche Probleme (z.B. Probleme

mit Bewahrungsauflagen) [ oft L] manchmal [] nie
Nichtbeherrschen von Alltagsroutinen [ ] oft [ ] manchmal [] nie
Psychische Belastungen, wie z.B. Angstzustande [ oft [] manchmal [] nie
Andere gesundh. Beeintrachtigungen [ oft [] manchmal [] nie

Es gibt weitere Probleme, die auftreten, und zwar folgende

e [ oft ] manchmal [] nie
e [ oft L] manchmal [] nie
2, Wie haufig ergreifen oder initiieren Sie folgende MaBnahmen bei Kundinnen und Kun-

den mit Suchtproblemen?

Verweis an eine Schuldnerberatungsstelle [ 1 oft [ ] manchmal [ ] nie

Direktiberweisung von Miete und/ oder
Energiekosten [] oft[] manchmal [] nie
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Tilgung von Schulden durch

Direktliberweisung an Glaubiger [] oft[[] manchmal [] nie
Darlehensweise Ubernahme von

Mietriickstanden ] oft [] manchmal [] nie
Gewahrung des ALG Il als Sachleistung ] oft [] manchmal [] nie

Sonstige, und zwar

[ [] oft [ ] manchmal [] nie
]

[ 1 oft [ ] manchmal [] nie

] Dazu liegen uns keine Erkenntnisse vor

3. Kommt es vor, dass suchtkranke Menschen sanktioniert werden, weil sie die Suchtbe-
ratungsstelle nicht aufgesucht haben?

] In der Regel nicht

] In der Regel ja

L] In bestimmten Fallen, und zwar-

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

4. Wird in Faéllen, in denen suchtkranke Menschen Verpflichtungen aus der Eingliede-
rungsvereinbarung nicht einhalten, die Suchterkrankung als ,,wichtiger Grund“ bewer-
tet, der das Verhangen einer Sanktion verhindert?

] In der Regel nicht

] In der Regel ja

L] In bestimmten Fallen, und zwar-

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:



190

FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB I1/Juli 2009

o oooggdg N I I I

[l

Werden andere Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft iiblicherweise bei der Erarbeitung
der Hilfeplanung fiir Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen beteiligt?

Nein
Ja, grundsatzlich

Ja, in bestimmten Fallen, namlich [N

Wenn jugendliche Kundinnen und Kunden (U25) ein Elternteil oder Eltern haben, deren
Suchtprobleme die berufliche (Re-) Integration der jungen Erwachsenen erschweren,
wie ist dann die in lhrer Grundsicherungsstelle libliche Vorgehensweise?

Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.

Die Grundsicherungsstelle ist hier nicht zustandig.

Eine Suchtberatungsstelle wird mit der Bitte informiert, sich um diesen Fall zu kimmern.
Das Jugendamt wird mit der Bitte informiert, sich um diesen Fall zu kimmern.

Die Eltern werden zu einem Gesprach in der Grundsicherungsstelle eingeladen, um sie zu
motivieren, Kontakt zu einer Suchtberatungsstelle aufzunehmen.

Die Grundsicherungsstelle leitet weitere MalRnahmen ein und zwar -

G. Suchtberatung nach § 16 SGB Il

Im folgenden Abschnitt fragen wir nach der Einbeziehung der Suchtberatung nach § 16 SGB Il bzw.
nach Vereinbarungen mit der ortlichen Suchthilfe Giber einen bestimmten Leistungskatalog.

1. In welchen Fallen schalten Ihre Fachkriafte eine Suchtberatung nach § 16 SGB Il ein?
L] Es gibt kein einheitliches Vorgehen in der Grundsicherungsstelle.
Immer | manchmal | nie
loft
Wenn bei den Kundinnen und Kunden eine Suchtproblematik als Ver- | [] L] L]
mittlungshemmnis vorliegt.
Wenn die Kundinnen und Kunden diesen Bedarf selbst anmelden. [ ] [ ] [ ]
Im Anschluss an eine ambulante oder stationdre Suchtbehandlung | [ ] [ ] [ ]
(medizinische Rehabilitation, Entwdhnung).
Wenn der Fiihrerschein wegen Alkohol- oder Drogenkonsums entzo- | [] L] L]
gen wurde.
Wenn Vermittlungshemmnisse infolge von Suchtproblemen von Ange- | [] L] L]
hdrigen bestehen.
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Wenn eine Suchtgefahrdung besteht (es besteht keine Abhangigkeit, | [ ] L] L]
aber die Gefahr, dass sich eine Suchterkrankung entwickelt).

Nur bei Kundinnen und Kunden in einer spezifischen Kundengruppe, | [ ] L] L]
und zwar

In sonstigen Fallen, und zwar - [] [ L]

Wenn eine Suchtberatung als flankierende Leistung in der Eingliederungsvereinbarung
festgehalten wurde, wie ist dann iiblicherweise die Vorgehensweise?

Die Kundin bzw. der Kunde erhalt ohne weitere Hinweise die Aufforderung, sich bei einer
Suchtberatungsstelle zu melden.

Die Kundin bzw. der Kunde erhalt eine Adressliste von Suchtberatungsstellen und die Auffor-
derung, sich dort zu melden.

Die Kundin bzw. der Kunde erhalt einen ,Beratungsschein® und die Aufforderung, sich damit
bei einer der Suchtberatungsstellen zu melden.

Die jeweils zustandige Fachkraft nimmt Kontakt zu einer Suchtberatungsstelle auf und vermit-
telt die betroffene Person an eine konkrete Stelle bzw. an eine konkrete Person.

Sonstiges, und zwar -

Wie ist der uibliche weitere Weg, sofern eine Kundin oder ein Kunde mit Suchtproble-
men an eine Suchtberatungsstelle verwiesen wurde?

Es gibt kein einheitliches Vorgehen in der Grundsicherungsstelle.

Die Kundin bzw. der Kunde muss belegen, dass sie/ er sich bei der Suchtberatungsstelle ge-
meldet hat.

Die Fachkraft der Grundsicherungsstelle erkundigt sich bei der Suchtberatungsstelle, ob der
Kunde / die Kundin vorstellig geworden ist.

Die Fachkraft der Grundsicherungsstelle und die Fachkraft der Suchtberatungsstelle informie-
ren sich gegenseitig.

Die Kundin bzw. der Kunde wird fortan im Wesentlichen durch die Suchtberatungsstelle be-
treut.

Die Fachkraft der Grundsicherungsstelle erarbeitet zusammen mit der zustandigen Fachkraft
bei der Suchtberatungsstelle einen Hilfe-/Eingliederungsplan fir suchtkranke Kundinnen und
Kunden.

Die Fachkraft versucht unabhangig von der Betreuung durch die Suchtberatungsstelle, die
entsprechende Person in Arbeit bzw. in eine Malinahme zu vermitteln.

Sonstiges, und zwar [N
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[

Werden mit der Suchtberatungsstelle gemeinsame Fallgesprache unter Beteiligung der
Kundinnen und Kunden durchgefiihrt?

Nein
Ja, regelmalig

Ja, in besonderen Fallen und zwar [

Werden mit der Suchtberatungsstelle gemeinsame Fallgesprache ohne Beteiligung der
Kundinnen und Kunden durchgefiihrt?

Nein
Ja, regelmafig

Ja, in besonderen Fallen und zwar [N

Wie viele Kundinnen und Kunden haben Sie nach § 16a (ehemals § 16 ) SGB Il an eine
Suchtberatungsstelle verwiesen?

Uns liegen dazu keine Angaben vor.
In unserer Grundsicherungsstelle sind insgesamt [l Personen im Jahr [l davon

P arbeitslose eHB an eine Suchtberatungsstelle/Einrichtung der Suchthilfe verwiesen
worden.

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

6.a

Haben Sie Kenntnis davon, wie viele davon den Kontakt zu einer Suchtberatungsstelle
nachweislich aufgenommen haben?

Uns liegen dazu keine Angaben vor.

Ja, B % der an eine Suchtberatungsstelle verwiesenen Kundinnen und Kunden haben
den Kontakt nachweislich aufgenommen.

Wie viele davon haben die Suchtberatung unplanméaRig/vorzeitig beendet?

Uns liegen dazu keine Angaben vor.

% davon haben die Suchtberatung vorzeitig abgebrochen.
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[

8.a

8.b

Welche MaBnahmen ergreifen Sie bei unplanmaBiger oder vorzeitiger Beendigung der
Suchtberatung durch die Kundinnen und Kunden?

Keine

Im Fall des Abbruchs der Suchtberatung durch die Kundin bzw. den Kunden werden in der
Regel folgende Mallnahmen ergriffen:

Haben Sie eine Leistungsvereinbarung mit Leistungskatalog mit Suchtberatungsstellen
in lhrer Region vereinbart?

ja

nein

Welche Suchtberatungsleistungen haben Sie mit der/den Suchtberatungsstellen in lhrer
Region vereinbart?

I Bitte schicken Sie uns ggf. entsprechende Konzeptionen oder Vereinbarungen zu.

Zur Weitergabe welcher Informationen iiber den Beratungsverlauf sind diese Suchtbe-
ratungsstellen lhnen gegeniiber vertraglich verpflichtet?

Wir erhalten Informationen iiber

O O o0Oo0dodd

Einhaltung von Terminen
Suchtdiagnose

Ziele des Beratungsprozesses
geplante HilfemaRnahmen
voraussichtliche Dauer der Beratung
Abschluss der Beratung

Ergebnis der Beratung

Sonstiges, und zwar [N
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9. Gibt es Wartezeiten, bis die Suchtberatung in einer Suchtberatungsstelle beginnt?
] Uns liegen dazu keine Informationen vor
] Es vergeht in der Regel keine Wartezeit zwischen der Zuweisung durch die Grundsiche-

rungsstelle und dem Beginn der Beratung.
] Unsere Kunden/Kundinnen werden durch die Suchtberatungsstelle zeitlich vorrangig betreut.

] Ja, es vergeht eine Wartezeit, und zwar in der Regel von ca. [l .

10. Hat Ihre Grundsicherungsstelle eine Erhebung oder Schiatzung durchgefiihrt, wie hoch
in lhrem Zustandigkeitsbereich der Bedarf an Leistungen der Suchtberatung nach § 16a
(ehemals 16 ) ist?

] Nein

Bisher noch nicht, dies ist aber in Planung

[

L] Ja, namlich zu folgendem Zeitpunkt: (Kalenderfeld mit Jahr und ggf. Quartal)

im I, Quartal im Jahr [, Quartal.

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

11. Sind die Angebote an Suchtberatung in lhrem Einzugsgebiet Ihrer Ansicht nach ausrei-
chend?

] Das kann ich nicht beurteilen.

] Die Angebote sind vollkommen oder doch weitgehend ausreichend.

] Die Angebote sind nicht ausreichend und zwar aus folgenden Griinden:
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H. Weitere MaBRnahmen fiir Suchtkranke: Beschaftigung und medizinische und be-
rufliche Rehabilitation

1. Gibt es fiir die Kundinnen und Kunden lhrer Grundsicherungsstelle spezielle Beschafti-
gungs- und QualifizierungsmaBnahmen fiir Menschen mit Suchtproblemen?

] Ja

Nein

1.a Fiir welche Zielgruppe innerhalb der Gesamtgruppe der Kundinnen und Kunden mit
Suchtproblemen sind diese MaBnahmen konzipiert?

allgemein fir Menschen mit Suchtproblemen

fir Frauen mit Suchtproblemen

fur Jugendliche unter 25 Jahren mit Suchtproblemen
fur Migranten und Migrantinnen mit Suchtproblemen

fur substituierte Drogenabhangige

[ I R B

jeweils fur Menschen, die von demselben Suchtproblem betroffen sind (z.B. Alkohol), und
zwar fur:

[

fur andere Zielgruppen, und zwar: [

1.b Bitte beschreiben Sie die MaBnahmen mit wenigen Stichworten (Titel, Inhalt, Dauer, An-
zahl der MaBnahmeplatze, Zielgruppe, Trager, Rechtsgrundlage, Besonderheit) und
schicken uns, sofern verfiigbar, Konzepte zu.

1.c Fiihren Sie bestimmte dieser Beschiftigungs- und Qualifizierungsangebote fiir Kundin-
nen und Kunden mit Suchtproblemen gemeinsam mit anderen Leistungstragern durch?

] Nein.

L] Ja, gemeinsam mit folgendem Leistungstrager bzw. folgenden Leistungstragern:

] der Agentur fir Arbeit
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[
[

dem Krankenversicherungstrager
dem Rentenversicherungstrager
dem ortlichen Sozialhilfetrager

dem Uberdrtlichen Sozialhilfetrager

N I R I B O

einem anderen Trager, und zwar

Welche Angebote sind das? (Bitte nennen Sie den Titel des Angebotes)

Wie ist die Finanzierung geregelt?

Gibt es in lhrer Grundsicherungsstelle Beschiftigungs- und QualifizierungsmaRnah-
men, die nicht speziell auf Kunden und Kundinnen mit Suchtproblemen ausgerichtet
sind, aber deren Bediirfnisse gezielt beriicksichtigen?

Nein

Ja

In welcher Form werden die spezifischen Bedurfnisse von Kundinnen und Kunden mit Sucht-
problemen bericksichtigt?

Fuhrt Ihre Grundsicherungsstelle gemeinsam mit Tragern oder Einrichtungen der
Suchthilfe/Suchtkrankenhilfe Beschaftigungsprojekte oder AktivierungsmaBnahmen fiir
Menschen mit Suchtproblemen durch?

Ja

Nein

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:
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3.a Mit welchen Einrichtungen der Suchthilfe /Suchtkrankenhilfe fiihrt lhre Grundsiche-
rungsstelle die gemeinsamen Beschiftigungsprojekte oder AktivierungsmafRnahmen
durch?

Fachklinik/-krankenhaus fiir Suchtkranke
Adaptionseinrichtung

Einrichtung der Eingliederungshilfe nach § 53 SGB XII

[ I R I R

einem anderen Trager/einer anderen Einrichtung, und zwar

Bitte beschreiben Sie die MaBnahmen mit wenigen Stichworten (Titel, Inhalt, Dauer, Teilneh-
merzahl, Zielgruppe, Rechtsgrundlage, Besonderheit), wenn diese noch nicht in Frage 2 be-
schrieben wurden.

4. Treten suchtkranke Menschen eine stationare Suchttherapie an, greift haufig der Leis-
tungsausschluss nach § 7 SGB Il. Wie verfahren Sie diesbeziiglich bei der MaBnahmeplanung
mit Suchtkranken?

] Wir stimmen die Planung so mit den Kunden und Kundinnen ab, dass keine Malnahme mehr
begonnen wird, wenn ein Therapiebeginn in Aussicht steht, bzw. dass laufende MalRnahmen
zu diesem Zeitpunkt beendet sind.

] Wir versuchen, arbeitsbezogene MalRnahmen bereits vor einer Therapie mit dem Kunden
bzw. der Kundin zu vereinbaren und setzen diese Planung unmittelbar nach Abschluss der
Behandlung in Gang.

] Es kommt vor, dass suchtkranke Menschen eine Aktivierungsmaflnahme mit Therapiebeginn
abbrechen mussen.

] Wir versuchen, arbeitsbezogene MalRnahmen bereits vor einer Therapie mit dem Kunden
bzw. der Kundin zu vereinbaren und setzen diese Planung unmittelbar nach Abschluss der
Behandlung in Gang.

] Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.

4.a Wie geht Ihre Grundsicherungsstelle damit um, wenn suchtkranke Menschen eine Akti-
vierungsmaBnahme mit Therapiebeginn abbrechen miissen?

] Unsere Grundsicherungsstelle beginnt bereits zum Ende der Therapie wieder mit der Aktivie-
rung.
] Unsere Grundsicherungsstelle stellt sicher, dass sie nach Beendigung der Therapie wieder in

die gleiche oder eine ahnliche Malinahme zurtickkehren kénnen.
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[

[
[

Es gibt in unserer Grundsicherungsstelle keine eindeutige Regelung fir dieses Problem.

Sonstiges, und zwar [

Haben Sie eine Einschatzung, wie haufig Leistungen auf der Grundlage von § 7 SGB I
eingestellt werden, weil jemand eine stationdre Suchttherapie antritt?

In jahrlich [ Fallen
Uns liegen keine genauen Kenntnisse vor, aber geschatzt in jahrlich [l Fallen.

hierzu liegen uns keine Daten vor.

Geben die Fachkrafte der Grundsicherungsstelle liblicherweise Informationen der Fall-
bearbeitung (z.B. des Profilings) an die Einrichtungen der Suchthilfe/-krankenhilfe wei-
ter?

Ja
Nein

Hierzu gibt es keine einheitliche Regelung

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

N

[ I R I R

Werden die Fachkréafte lhrer Grundsicherungsstelle von den Suchtbehandlungseinrich-
tungen liber die dort durchgefiihrten arbeitsbezogenen MaRnahmen informiert?

In der Regel ja
Nur dann, wenn wir dies erfragen
In der Regel nein

Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.
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®

0 O O o0 o0

Sind diese Informationen fiir die Fachkrafte lhrer Grundsicherungsstelle hilfreich, wenn
es um die Planung/Durchfiihrung von AktivierungsmaBnahmen bzw. MaBnahmen zur
Integration in den 1. Arbeitsmarkt geht?

Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.
In der Regel hilfreich

In der Regel teilweise hilfreich

In der Regel nicht hilfreich

Wenn in der Regel nicht hilfreich, nennen Sie bitte kurz die Hauptgriinde:

SchlieBen sich die durch lhre Grundsicherungsstelle eingeleiteten arbeitsmarktpoliti-
schen MaBnahmen zeitlich nahtlos an die Suchtbehandlung (medizinische Rehabilitati-
on, Entwéhnungsbehandlung) an?

Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.
Meistens

Manchmal

Selten

in der Regel nicht

I. Kooperation und Schnittstellen

Der folgende Abschnitt des Fragebogens befasst sich mit den Vernetzungsstrukturen, die Ihre Grund-
sicherungsstelle vor Ort nutzt oder aufgebaut hat, um die Integration suchtkranker Menschen ins Er-
werbsleben zu erreichen:

N [ I B I B O

Welche Gremien und Arbeitskreise nutzt lhre Grundsicherungsstelle nach dem SGB I
fiir die Verstiandigung mit dem ortlichen Hilfesystem der Suchtkrankenhilfe?

Psycho-soziale Arbeitsgemeinschaft (PSAG)
Ortliche Gesundheitskonferenz
Gemeindepsychiatrischer Verbund (GPV)

SGB |I-Beirat

Sonstige und zwar: [N
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N

An welchen der genannten Gremien und Arbeitskreise nimmt ein Vertreter bzw. eine
Vertreterin Ihrer Grundsicherungsstelle regelmaBig teil?

Psycho-soziale Arbeitsgemeinschaft (PSAG)
Ortliche Gesundheitskonferenz

Gemeindepsychiatrischer Verbund (GPV)

[ I R I A

Sonstige und zwar: [N

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

3. Existieren auBer den bereits thematisierten Kooperationsprojekten/-maRnahmen weite-
re Kooperationsprojekte zwischen Tragern und Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe
und lhrer Grundsicherungsstelle?

] Nein

] Ja, und zwar

Vorhalten eines suchtbezogenen Konsiliardienstes in unserer Grundsicherungsstelle

Ubernahme von Aufgaben im Rahmen der Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit durch
Trager der Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe

Auslagerung des Fallmanagements bei Suchtkranken an die Suchtkrankenhilfe

Fortbildungen zu suchtspezifischen Themen

Oooo oo

Sonstiges, und zwar

4. Existieren Planungen fiir weitere Kooperationsprojekte zwischen Tragern und Einrich-
tungen der Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe und lhrer Grundsicherungsstelle?

] Nein.
] Ja, und zwar

] Vorhalten eines suchtbezogenen Konsiliardienstes in unserer Grundsicherungsstelle

L] Ubernahme von Aufgaben im Rahmen der Uberpriifung der Erwerbsféahigkeit durch
Trager der Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe

] Auslagerung des Fallmanagements bei Suchtkranken an die
Suchtberatung/Suchtkrankenhilfe
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] Fortbildungen zu suchtspezifischen Themen

] Sonstiges, und zwar

5. In welcher Form ist die Kooperation zwischen lhrer Grundsicherungsstelle und Einrich-
tungen der Suchthilfe geregelt?

] Die Kooperation ist nicht geregelt.

] In Form einer Kooperationsvereinbarung (wenn moglich, bitte zusenden)

] In Form eines Vertrags nach § 17 SGB Il (wenn méglich, bitte zusenden)

] In anderer Form, namlich:
I

5.a Welche Inhalte sind festgelegt?

] Art der Leistung der Suchtberatungsstelle

] Festlegung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten zwischen der Grundsicherungsstelle und
der Suchtberatungsstelle

] Verfahren zum fachlichen Austausch zwischen der Grundsicherungsstelle und der
Suchtberatungsstelle (z.B. Fallkonferenzen)

L] Qualitatsvereinbarungen (z.B. Qualifikation des eingesetzten Personals, Arbeitsbedingungen,
Wartezeiten)

L] Umfang des eingesetzten Personals und weiterer Ressourcen

L] Regelungen zum Austausch von Informationen zur Fallsteuerung zwischen der
Grundsicherungsstelle und der Suchtberatungsstelle

] Festlegungen von Dokumentationspflichten

] Regelungen zur Finanzierung und Abrechnung

] Verfahren zur Novellierung der Kooperationsvereinbarung

] Verfahren bei Kiindigung der Kooperationsvereinbarung

L] Sonstiges und zwar: [

5.b Mit welchen Einrichtungen ist die Kooperation in dieser Form geregelt? (Bitte nennen

Sie den offiziellen Namen der Einrichtung, die Trdgerschaft und den Ort)

(1) Name der Einrichtung [l Trager [N oOrt I
(2) Name der Einrichtung [l Trager I ort I

(3) Name der Einrichtung - Trager - Ort -
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J. Erfolge, Erfolgsfaktoren, Qualitiatsstandards

Der folgende Abschnitt des Fragebogens befasst sich mit Erfolgen, Erfolgsfaktoren und Qualitatsstan-

dards der Arbeit Ihrer Grundsicherungsstelle mit Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen.

1. Welches sind aus lhrer Sicht die wichtigsten Erfolgskriterien bei der Betreu-
ung/Integration von Kunden/Kundinnen mit Suchtproblemen?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau ein Kreuz:

Sicheres Erkennen von Suchtproblemen

Sehr wichtig 1111 CICICIC I gar nicht
wichtig

Richtiges Ansprechen der Suchtproblematik

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Motivierung des Kunden/der Kundin, eine
Suchtberatung zu beginnen

Sehr wichtig 111 CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Hohe Inanspruchnahme der Suchtberatung
durch die Kunden/Kundinnen bei gleichzeitig
niedrigen Abbruchsquoten bei der Suchtbera-
tung

Sehr wichtig 1110 CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Einbeziehung der gesamten Bedarfsgemein-
schaft bei der Betreuung der Suchtkranken

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Hoher Anteil an nachhaltig in Beschaftigung
bzw. Ausbildung vermittelten Suchtkranken

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Soziale Stabilisierung der Betroffenen

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Entwicklung von speziell auf Suchtkranke zuge-
schnittenen arbeitsmarktpolitischen MaRnah-
men

Sehr wichtig 1O CIEICIC gar nicht
wichtig

Uberwindung der Suchtproblematik

Sehr wichtig 1O CIEICIC gar nicht
wichtig

RegelmaRige/kontinuierliche gesundheitliche
Betreuung der Kunden/Kundinnen mit Sucht-
problemen

Sehr wichtig 1O CIEICIC gar nicht
wichtig

Klarung nicht gegebener Erwerbsfahigkeit und
Ubergang aus dem SGB Il in andere Leistungs-/
Hilfesysteme

Sehr wichtig 1] CICICIC I gar nicht
wichtig

Gegenseitige Information Gber den MalRnahme-
verlauf zwischen Grundsicherungsstelle und
Suchthilfe

Sehr wichtig I CICICIC I gar nicht
wichtig
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Der nahtlose Anschluss einer Aktivierungs- bzw.
Beschaftigungsmalnahme nach einer Suchtbe-
handlung

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Weiteres, und zwar -

Sehr wichtig ]I CIOICICCgar nicht
wichtig

Weiteres, und zwar -

Sehr wichtig 111 LI gar nicht
wichtig

2. Welches sind aus lhrer Sicht die wichtigsten Erfolgsfaktoren bei der Betreuung von Perso-

nen mit Suchtproblemen im SGB I1?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau ein Kreuz

Die suchtspezifische Qualifizierung des in der
Vermittlung/Beratung tatigen Personals

Sehr wichtig 111 LI gar nicht
wichtig

Eine Betreuungsrelation, die genug Zeit fur die
Arbeit mit Suchtkranken sichert

Sehr wichtig I CICICIC I gar nicht
wichtig

Die Einrichtung von spezialisierten Teams zur
Betreuung der suchtkranken Hilfebedurftigen

Sehr wichtig I CICICIC I gar nicht
wichtig

Eine hohe Kontaktdichte bei der Betreuung der
suchtkranken Personen

Sehr wichtig 1111 CICICIC I gar nicht
wichtig

Eine enge Zusammenarbeit mit den Suchtbera-
tungsstellen und den anderen Einrichtungen der
Suchtkrankenhilfe

Sehr wichtig 111 CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Ein breites und differenziertes arbeitsmarktpoli-
tisches MalRhahmeangebot

Sehr wichtig (]I CICICIC[Cgar nicht
wichtig

Ein breites und kurzfristig verfigbares Angebot
sozial flankierender Dienste

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Die Sanktionierbarkeit von Fehlverhalten der
suchtkranken Kundinnen und Kunden

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Groltere Ermessensspielrdume der Fachkrafte,
um auf den individuellen Fall eingehen zu kon-
nen

Sehr wichtig ]I CIOICIC[Cgar nicht
wichtig

Weiteres, und zwar -

Sehr wichtig ]I COICIC[Cgar nicht
wichtig

Weiteres, und zwar -

Sehr wichtig 1O CIEICIC gar nicht
wichtig
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O ODoooogogond

Was ist in der Arbeit mit Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen besonders
schwierig?

Suchtprobleme zu erkennen und zwar vor allem

Alkoholprobleme
Drogenprobleme
Probleme mit psychoaktiven Medikamenten (z.B. Beruhigungs- oder Schlafmittel)

Spielsucht

O0Oo0o0Ond

suchtférmige Essstorungen (z.B. Magersucht, Bulimie)

Die Kunden/Kundinnen auf ihre Suchtprobleme anzusprechen

Guten Kontakt zu den Kunden/Kundinnen aufzubauen und zu halten

Die Kunden/Kundinnen zu motivieren, eine Suchtberatung zu beginnen

Die Kunden/Kundinnen mit Suchtproblemen zu sanktionieren

Gute Kooperationsbeziehungen zur kommunalen Suchthilfe aufzubauen

Die Abstimmung mit der Suchthilfe in der Fallsteuerung und Fallverantwortung

Die Kunden/Kundinnen nachhaltig in Ausbildung/Beschaftigung zu vermitteln

Die Einbeziehung der Bedarfsgemeinschaft bei der Betreuung des Kunden/der Kundin

Die Entwicklung bzw. Verflgbarkeit speziell auf Suchtkranke zugeschnittener
arbeitsmarktpolitische MaRnahmen

Sonstiges, und zwar:

Hat Ihre Grundsicherungsstelle Erkenntnisse daruber, wie viele Kundinnen und Kun-
den, bei denen eine Suchterkrankung bekannt ist, in Beschéaftigung auf dem 1. Ar-
beitsmarkt vermittelt werden?

Nein

Ja
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4.a Wie viele suchtkranke Kundinnen und Kunden sind in Beschéftigung auf dem 1. Ar-
beitsmarkt integriert worden?

Wir konnten im Jahr [ insgesamt [ suchtkranke Manner und Frauen in Beschéftigung auf
dem 1. Arbeitsmarkt integrieren. Das entspricht einem Anteil an allen Kundinnen und Kunden mit
Suchterkrankung von Prozent

Der Frauenanteil an den vermittelten Suchtkranken betrug [l Prozent.

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:

5.b Unter welchen Bedingungen gelingt die Integration suchtkranker Kundinnen und Kun-
den in Beschiftigung auf dem 1. Arbeitsmarkt?

Sofern lhnen keine entsprechenden Daten vorliegen, schéatzen Sie bitte.

Die Integration suchtkranker Kundinnen und Kunden in Beschaftigung auf dem 1. Arbeitsmarkt

[] gelingt aufgrund der Suchterkrankung nur in Ausnahmefallen

[] gelingt nicht weniger haufig als bei Kundinnen und Kunden ohne eine Suchterkrankung

[] gelingt dann haufiger, wenn der (potenzielle) Arbeitgeber nichts von der Suchterkrankung weily

[] gelingt dann haufiger, wenn die Suchtberatungsstelle dem Arbeitgeber gegeniiber weitere Unter-
stutzung fUr den/die suchtkranke Arbeitnehmer/in zusichert

[] gelingt haufig unter sonstigen Bedingungen, namlich [N

6. Organisiert/initiiert Ihre Grundsicherungsstelle bei einer MaBnahme/Arbeitsaufnahme
eine ggf. erforderliche (Nach-) Betreuung/psychosoziale Begleitung durch eine Einrich-
tung der Suchthilfe/Suchtkrankenhilfe oder andere komplementére Dienste?

] Ja
] Nein

Wir méchten zu dieser Frage folgende Anmerkung machen:
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7. Wie beurteilen Sie die folgenden Aspekte in der Tatigkeit lhrer Grundsicherungsstelle?
Sehrgut <«—»Ungenigend

Bereitschaft von Fachkréften, sich dem Thema Suchtzuwidmen | [ 1L [CIOICILIL]
Kompetenzen der Fachkréafte fur den Umgang mit suchtkranken

Kunden und Kundinnen oo ooood
Finanzielle Ressourcen, die zur Betreuung von Suchtkranken er-

forderlich sind ooooo ooood
Kooperation mit Einrichtungen der Suchthilfe At oo
Verfligbarkeit von kommunalen Angeboten fir flankierende Leis-

tungen (z.B. Suchtberatung usw.) oooon ooooo
Angebot von speziell fur Suchtkranke zugeschnittenen Beschaf-

tigungsmaRnahmen oooon ooooo
Vermittlung von Suchtkranken in ungeférderte Beschéftigung HininininEEninininin
8. Welches sind lhrer Meinung nach in lhrer Grundsicherungsstelle iliber die oben genann-

ten Aspekte hinaus die Starken im Umgang mit suchtkranken Kundinnen und Kunden?

Bitte nennen Sie die wichtigsten Faktoren und Aspekte:

9. Welches sind lhrer Meinung nach in lhrer Grundsicherungsstelle iiber die oben genann-
ten Aspekte hinaus Defizite im Umgang mit suchtkranken Kundinnen und Kunden?

Bitte nennen Sie die wichtigsten Faktoren und Aspekte:

10. Sehen Sie Schulungs- bzw. Qualifizierungsbedarf bei den Fachkréften, die in lhrer
Grundsicherungsstelle Kunden/Kundinnen mit Suchtproblemen beraten/vermittein?

] Im GrofRen und Ganzen sind die Fachkrafte auch ohne suchtspezifische Schulung qualifiziert
genug, um Kunden/Kundinnen mit Suchtproblemen angemessen beraten und vermitteln zu

kénnen.

Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten noch nicht geschult, allerdings sehen wir

diesbezlglich Schulungsbedarf.

Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten bereits geschult, es besteht aber noch

weiterer Schulungsbedarf.

Die Fachkrafte wurden zu suchtspezifischen Inhalten bereits ausreichend geschult.

10.a.
einzelne Fachkraft im Durchschnitt?

I stunden

Welchen zeitlichen Umfang hatten diese Schulungen (umgerechnet in Stunden) fiir die
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-
o

OO Oo0d

10.d.

.b.

Wer hat diese Schulungen durchgefiihrt?
der arztliche/psychologische Dienst
die mit Ihrer Grundsicherungsstelle kooperierende/n Suchtberatungsstelle/n

andere externe Suchtexperten/Suchtexpertinnen (z.B. einer Suchtklinik, eines
Suchtfachverbands)

bereits geschulte Fachkrafte Ihrer Grundsicherungsstelle

Sonstige, und zwar: [N

Wie viele der in der Betreuung/Vermittlung tiatigen Fachkrifte haben an diesen Schu-
lungen teilgenommen?

Wenn Sie diesbezliglich keine konkreten Zahlen kennen, schétzen Sie bitte den Anteil:

I %

Welche Aspekte waren Gegenstand der Schulung?
Diagnostische Kennzeichen der Sucht
Suchtdiagnostische Tests bzw. Fragebdgen

Das Erkennen von Suchtprobleme in der praktischen Arbeit mit Kunden/Kundinnen

Das Ansprechen von Kunden/Kundinnen auf ihre Suchtproblematik

Die Methode der ,motivierenden Gesprachsfuhrung*
Uberblick tiber legale und illegale Drogen: Wirkweise und Risiken

Ziele und Methoden der Entzugsbehandlung
Ziele und Methoden der Suchtberatung

Ziele und Methoden der Suchtbehandlung (medizinische Rehabilitation,
Entwdhnungsbehandlung)

Ziele und Methoden der Adaptionsbehandlung
Ziele und Methoden der Substitutionsbehandlung
Suchtspezifisches Fallmanagement

Haufigkeit von Suchtproblemen bei Arbeitslosen, differenziert nach Geschlecht und
Suchtdiagnosen (Alkohol, Tabak, Drogen, Medikamente, Spielsucht usw.)

Bedeutung der Sucht fiir Arbeitsfahigkeit und Arbeitsleistungsvermdogen

o0 Ooooo oooodg o ogd

Ruckfallrisiken fiir Arbeitslose nach der Suchtbehandlung
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] Bedeutung der sozialen Netzwerke fiir die Uberwindung von Suchtproblemen
] Uberblick tiber spezifische Behandlungsangebote fiir suchtkranke Arbeitslose
L] Méglichkeiten und Grenzen von ArbeitsmarktintegrationsmaRRnahmen fir erwerbslose
Suchtkranke
] Kundenvermittlung in und Kooperation mit einer Suchtberatungsstelle
] Wiederaufnahme der Kundenbetreuung wahrend bzw. unmittelbar nach einer
SuchtrehabilitationsmalRnahme
] Deeskalationsstrategien im Beratungsprozess
] Sonstiges, namlich [N
10.e  Halten Sie die durchgefiihrten SchulungsmaBnahmen fiir ausreichend?
Bitte urteilen Sie anhand einer Skala von 1 (véllig ausreichend) bis 5 (nicht ausreichend)
Véllig ausreichend [] [ ] ] ] nicht ausreichend
1. Erhalten die in lhrer Grundsicherungsstelle fiir Kunden/Kundinnen mit Suchtproblemen
zustiandigen Fachkrifte entweder stiandig oder nach Bedarf Supervision bzw. kollegiale
Beratung?
] Nein
L] Ja
11.a  Wie hoch ist der Anteil der Fachkrafte, die mit suchtkranken Kundinnen und Kunden

arbeiten und die bisher mindestens einmal Supervision bzw. kollegiale Beratung erhiel-
ten/erhalten?

P % der Fachkréfte erhalten/erhielten Supervision
P % der Fachkréfte erhalten/erhielten kollegiale Beratung

11.b

Sehen Sie fiir die in Ihrer Grundsicherungsstelle fiir Kunden/Kundinnen mit Suchtprob-
lemen zustandigen Fachkrafte einen Bedarf an Supervision?

] Nein
] Ja



FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB II/Juli 2009 209

K. Vorgaben/Regelungen etc.

1. Gibt es in lhrer Grundsicherungsstelle verbindliche Vorgaben und Regelungen oder
Arbeitshilfen/ Empfehlungen fiir den Umgang mit Kundinnen und Kunden mit Sucht-
problemen?

[] ja

] nein

1.a Woher kommen diese Vorgaben und Regelungen oder Arbeitshilfen/ Empfehlungen?

] Es handelt sich um Vorgaben bzw. Empfehlungen der Bundesagentur fiir Arbeit, und zwar fol-
gende

L] Es handelt sich um Vorgaben bzw. Empfehlungen der Kommune, und zwar folgende -

] Es handelt sich um Vorgaben bzw. Empfehlungen der Grundsicherungsstelle, und zwar fol-
gende

] Sonstige, und zwar folgende -

1.b In welcher Form liegen diese Vorgaben, Empfehlungen oder Handlungshilfen vor?

] Schriftliche Verordnungen und Vorgaben
Bitte schicken Sie uns verfiigbare schriftliche Materialien zu.

L] Schriftliche Arbeitshilfen und Empfehlungen
Bitte schicken Sie uns verfiigbare schriftliche Materialien zu.

] Mindliche Vorgaben bzw. Vereinbarungen

] Sonstiges, und zwar -

1.c Welche Inhalte betreffen diese Vorgaben oder Empfehlungen?

Die Inhalte der Vorgaben bzw. Empfehlungen beziehen sich auf folgende Aspekte der Betreuung
Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen:

] die Definition, was unter Suchtproblemen verstanden wird

] den suchtspezifischen Beratungsverlauf

L] das suchtspezifische Profiling

] die Kundengruppendifferenzierung

] die Zuweisung von Kundinnen und Kunden mit Suchtproblemen zu einem bestimmten Ge-

schaftsbereich oder Team
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die (Feststellung) der Erwerbsfahigkeit
die arztliche Begutachtung

den Umgang mit FérdermalRnahmen
den Umgang mit Sanktionen

die Kooperation mit Einrichtungen der Suchthilfe

Sonstiges, und zwar -

OO0O00008

L. Sonstiges

1. Ist in lhrem Bereich (Grundsicherungsstelle, Kommune) schon einmal eine Befragung
zu Erfolgsfaktoren oder zur Akzeptanz der Vorgehensweise oder MaBnahmen bei der
Betreuung suchtkranker Hilfebediirftiger durchgefiihrt worden?

] Ja
] Nein
]

Das weil} ich nicht

1.a Welche Ergebnisse hat diese Befragung bzw. haben diese Befragungen ergeben?

2. Wie viele Personen haben an der Beantwortung des hier vorliegenden Fragebogens
mitgewirkt und welche Funktionen haben diese?

An der Beantwortung haben - teilgenommen, die folgende Funktionen haben

] Geschéftsfiihrung

] Teamleitung

L] Fallmanagerin/Fallmanager

] Leistungssachbearbeitung

] Sonstige, und zwar -

3. Mochten Sie uns abschlieBend noch etwas zum Fragebogen oder zu der Untersuchung

mitteilen? Bitte tragen Sie es in das unten stehende Feld ein.
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Fragebogen Suchtberatungsstellen

A

Allgemeine Angaben zu lhrer Einrichtung
1. Welche Angebote hilt Ihre Einrichtung vor?
(Einfach)
O Suchtberatung gehort nicht zum Leistungsspektrum unserer Einrichtung
| AusschlieBlich Suchtberatung
O Suchtberatung und andere Leistungen (u.a. fir Suchtkranke), und zwar [
2, In welcher Stadt bzw. Gemeinde ist der Standort lhrer Einrichtung?

ez B on
- (Bundesland)

1. Baden-Wiirttemberg
2. Bayern
3. Berlin

4. Brandenburg

5. Bremen
6. Hamburg
7. Hessen

8. Mecklenburg-Vorpommern
9. Niedersachsen

10. Nordrhein-Westfalen

11. Rheinland-Pfalz

12. Saarland

13. Sachsen

14. Sachsen-Anhalt

15. Schleswig-Holstein

16. Thiringen
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B. Leistungen im Rahmen der Kooperation mit der SGB II-Grundsicherungsstelle und Finanzierung
dieser Leistungen

1. Welche Leistungen umfasst in der Regel der Auftrag, den lhre Einrichtung durch die zuweisende
SGB IlI-Grundsicherungsstelle (im Folgenden kurz: SGB II-Stelle) erhalt?

Mehrfachantworten méglich

O Suchtspezifische Diagnostik

O Leistungen der Suchtberatung (einschl. ggf. Vermittlung in Entzug, Sucht-Reha usw.)

O Leistungen der Nachsorge/Ruckfallpravention nach Beendigung der Sucht-Rehabilitation

O Mitwirkung bei der Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit der Klientin/des Klienten

O Weitergehende Leistungen zur Férderung der beruflichen Eingliederung, und zwar-

] Sonstiges, und zwar-

2. Wie ist die Finanzierung der Suchtberatung durch die Kommune geregelt?
(Mehrfach)

] pauschale Finanzierung fur die Suchtberatung aller Blrgerinnen und Burger

] spezifische Finanzierung fur durch die SGB II-Stelle zugewiesene Klientinnen und Klienten

O Sonstiges, und zwar -

Ich méchte dazu folgende Anmerkung machen -

C. Bisherige Erfahrungen in der Kooperation mit der SGB IlI-Stelle

1. In welchem MaRe stimmen Sie folgenden Aussagen zu?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:
stimme vollstdndig zu - stimme gar nicht zu

Durch die Kooperation mit der SGB II-Stelle kann unseren O O O O O
arbeitslosen Klientinnen und Klienten mit SGB |I-Bezug besser
geholfen werden.

Durch die Zuweisung seitens der SGB II-Stelle sind Klientinnen O O O O O
und Klienten in unsere Einrichtung gekommen, die den Kontakt
zu uns sonst nicht gefunden hatten.

Es ist grundsétzlich problematisch, eine Suchtberatung/-behandlung [] O O O O
auf der Basis des SGB Il zu initiieren bzw. durchzufihren.
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Das Personal der SGB |I-Stelle ist eine wichtige Stutze bei der
Betreuung von arbeitslosen Klientinnen und Klienten mit

SGB II-Bezug.

Das Personal der SGB II-Stelle ist zu wenig geschult, um

Suchtprobleme zu erkennen und eine fir Suchtkranke passende

Fallbearbeitung zu gewahrleisten.

Dadurch, dass die Inanspruchnahme von Suchtberatung mit

Sanktionsandrohungen verknUpft wird, steigen die Chancen auf

erfolgreiche Suchtberatung bei den suchtkranken
SGB II-Bezieherinnen und -Beziehern.

Durch die Zuweisung von Klientinnen und Klienten

nach § 16a SGB I

0 0 0 0
0 0 0 0
0 0 0 0
I 0 0

(ehemals §16 SGB Il) hat sich die finanzielle Ausstattung der

Suchtberatungsstelle verbessert.

Zu den Aussagen mochte ich folgende Anmerkung machen -

2, Stimmen Sie folgenden Aussagen zu?

Die Zuweisung in Suchtberatung nach § 16a SGB Il (ehemals § 16 SGB ll) ist ein erfolgreiches In-

strument, wenn...

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1Kreuz:

...die SGB lI-Kooperationspartner ausreichend
suchtspezifisch geschult sind.

stimme sehr zu (] ]J[J[] stimme gar nicht zu

...man die SGB ll-Kooperationspartner personlich
gut kennt.

stimme sehr zu (] ]J[J[] stimme gar nicht zu

....die Kooperation mit der SGB II-Stelle schriftlich
und detailliert geregelt ist.

stimme sehr zu [] [J [ [ [ stimme gar nicht zu

....die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen unserer Einrich-
tung ausreichend SGB ll-spezifisch geschult sind.

stimme sehr zu [] [J [ [ [ stimme gar nicht zu

...die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen unserer Einrich-
tung Einfluss auf die inhaltliche Gestaltung der Ein-
gliederungsvereinbarung (§ 15 SGB Il) nehmen kon-
nen.

stimme sehr zu [] [J [ [ [ stimme gar nicht zu

....zwischen unserem Fallmanagement und den Zu-
standigen bei der SGB II-Stelle eine klare Abstim-
mung erfolgt.

stimme sehr zu [] [J [ [ [ stimme gar nicht zu

... Suchterkrankung als wichtiger sanktionsfreier

Grund bei der Nichteinhaltung der Eingliederungs-

stimme sehr zu [] [] [] [] [] stimme gar nicht zu
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vereinbarung gilt

...die Weitergabe von fiir die Suchtberatung relevan- | Stimme sehr zu 01 0 O 00 O stimme gar nicht zu

ten Informationen durch die SGB |I-Stelle erfolgt

...die SGB II-Stelle iiber spezifische Zustandigkeiten | Stimme sehr zu 01 00 00 O [ stimme gar nicht zu

fur die Probleme von Suchtkranken verfligt

... mit der SGB II-Stelle gemeinsame Fallgesprache | Stimme sehr zu 01 00 00 O [ stimme gar nicht zu

durchgeflhrt werden.

...Suchtberatungsstellen auch bei der Uberpriifung stimme sehr zu [] [ [] [] [ stimme gar nicht zu

der Erwerbsfahigkeit einbezogen werden.

...Beschaftigte von Suchtberatungsstellen das Per- stimme sehr zu [ ] [ [] [] [ stimme gar nicht zu

sonal der SGB II-Stelle suchtspezifisch schulen

...Suchtberatungsstellen an der Pla- stimme sehr zu [] [ [ [J [] stimme gar nicht zu

nung/Durchfiihrung der von der SGB II-Stelle initiier-
ten arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen zur Qualifi-
zierung/Beschaftigung/beruflichen Integration
beteiligt werden

Weiteres, und zwar- stimme sehr zu [] [J (] [ [ stimme gar nicht zu

3. Wie oft haben sich in lhrer Kooperation mit der SGB II-Stelle folgende Probleme ergeben?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:

Langere Wartezeiten infolge der Zuweisungen Ooft [ manchmal [ n
durch die SGB II-Stelle

e

Probleme hinsichtlich der Fallverantwortung zwischen lhrer Ooft [ manchmal [ nie
Einrichtung und der SGB II-Stelle

Probleme wg. des Umgangs der SGB |I-Stelle mit Sanktionen Ooft [ manchmal [ nie

Probleme wg. der geforderten Weitergabe von fallbezogenen Ooft [ manchmal [ nie
Informationen an die SGB |I-Stelle

Probleme wg. der geforderten Weitergabe von fallbezogenen Ooft [ manchmal [ nie
Informationen seitens der SGB II-Stelle an Ihre Einrichtung
(z.B. Uber Entscheidungen/MaRnahmen)

Zu wenig Einfluss auf Entscheidungen/MaRnahmen der Ooft [ manchmal [ nie
der SGB II-Stelle

Probleme im Zusammenhang mit dem Datenschutz/der
Schweigepflicht Ooft [ manchmal [ nie
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Probleme mit der Finanzierung der von der SGB II-Stelle Ooft [ manchmal [ nie
angeforderten Leistung

Zu groRer Zeitabstand zwischen dem Erstkontakt bei Coft [ manchmal [] nie
der SGB II-Stelle und der Kontaktaufnahme mit uns

Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

4, In welchem MaRe sind — ganz allgemein gesehen - die folgenden Merkmale Voraussetzungen fiir
eine gelungene Suchtberatung?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:

Vertraulichkeit auBerst wichtig [] [] [] [J [] gar nicht wichtig
Freiwilligkeit auRerst wichtig [] [] [] [J [] gar nicht wichtig
Ergebnisoffenheit auBerst wichtig [] [] [] [J [] gar nicht wichtig
Externer Druck auf die Klientinnen auerst wichtig [] [] [] (] [] gar nicht wichtig
und Klienten

Informationsaustausch aller auBerst wichtig [] [] [] [J [] gar nicht wichtig

beteiligten Einrichtungen

Welche weiteren Voraussetzungen mussen erflllt sein, damit Suchtberatung gelingt?

[ auRerst wichtig [1 (] [ [0 [ gar nicht wichtig
[ auRerst wichtig [1 (] [ [0 [ gar nicht wichtig
Ich mdchte dazu folgende Anmerkungen machen

.
5 Welche dieser Merkmale treffen auf lhre Suchtberatung nach § 16a SGB Il (ehemals § 16 SGB Il)
zu?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:

Vertraulichkeit [1ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
Freiwilligkeit [1ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
Ergebnisoffenheit [ ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
Externer Druck auf die Klientinnen und [1ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
Klienten

Informationsaustausch aller beteiligten [ ja, vollund ganz [] ja, teilweise [] nein

Einrichtungen
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Weitere Merkmale:

[ ] [ ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
[ [ ja, voll und ganz [] ja, teilweise [] nein
Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

6. Zur Weitergabe welcher Informationen liber die Mitwirkung der Suchtkranken bei der Suchtbera-
tung nach § 16a SGB Il (ehemals § 16 SGB Il) und liber den Verlauf der Beratung sind Sie der
SGB II-Stelle gegeniiber vertraglich verpflichtet?

(Mehrfach)
O Wir sind nicht verpflichtet, personenbezogene Informationen zu liefern
O Wir sind verpflichtet, personenbezogene Informationen zu liefern, und zwar bzgl.

Einhaltung von Terminen
Abschluss der Beratung
Dauer der Beratung
Suchtdiagnose

Ziele des Beratungsprozesses

O 0Oo0oogogao

Geplante Hilfemalinahmen

] Sonstiges und zwar -

Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

7. Menschen mit Suchtproblemen kénnen seitens der SGB II-Stelle sanktioniert werden, wenn sie
ihre Mitwirkung an der Uberwindung der Suchtproblematik ganz oder teilweise vermissen lassen
(z.B. eine Suchtberatungsstelle nicht aufsuchen, eine bestimmte Anzahl von Beratungskontakten
nicht einhalten). Welche Erfahrungen im Hinblick auf die Sanktionierung von Menschen mit
Suchtproblemen machen Sie mit der fiir Sie zustdndigen SGB II-Stelle?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:

Zu Sanktionen kommt es in der Praxis insgesamt [ nie

1 manchmal

[ haufig
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Bevor Sanktionen verhangt werden, erfolgen Rucksprachen mit uns

[ nie
1 manchmal
[ haufig

] immer

Hierzu liegen uns keine Erkenntnisse vor O

Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

O

O

Wenn die SGB II-Stellen seitens der Suchtberatungsstellen Informationen liber die Mitwirkung der
Suchtkranken erhalten, konnen sie Sanktionen verhdangen. Wie geht lhre Einrichtung damit um?

(Mehrfachantworten)
Wir geben grundsatzlich keine personenbezogenen Riickmeldungen an die SGB II-Stelle.

Wir geben Informationen Gber VerstolRe gegen die Eingliederungsvereinbarung und Mitwirkungspflichten
grundséatzlich an die SGB II-Stelle weiter.

Wir fassen Riickmeldungen an die SGB II-Stelle so ab, dass Sanktionen nach Méglichkeit vermieden
werden.

Wir geben Informationen tber Verstolie gegen die Eingliederungsvereinbarung und

Mitwirkungspflichten an die SGB II-Stelle nur in bestimmten Fallen weiter, und zwar in folgenden Fallen [

Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

In welchem MaRe halten Sie die folgenden MaRnahmen von SGB II-Stellen fiir hilfreich fiir die
Forderung der Erwerbsintegration und der Beschaftigungsfahigkeit von Suchtkranken?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau 1 Kreuz:

Verweis an Schuldnerberatungsstellen sehr hilfreich [] [J [J [] [] nicht hilfreich

Direktiiberweisung von Miete und/oder sehr hilfreich [] [ [] ] [] nicht hilfreich
Energiekosten

Tilgung von Schulden durch sehr hilfreich [] [ [] ] [] nicht hilfreich
Direktuberweisung an Glaubiger
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Darlehensweise Ubernahme von sehr hilfreich [] [ [J [] [] nicht hilfreich
Mietrlickstanden

Gewahrung des ALG Il als Sachleistung sehr hilfreich [] [ [] ] [] nicht hilfreich

Sanktionen fiir Suchtkranke bei sehr hilfreich [] [J [J [] [] nicht hilfreich
Nichtaufsuchen einer Suchtberatungsstelle

Ich méchte dazu folgende Anmerkungen machen

10. Haben Sie Vorschlage, wie die fachliche Kooperation mit der SGB II-Stelle verbessert werden
kénnte?
(einfach)

| Nein

] Ja und zwar folgende: -

11. Haben Sie Vorschldge, wie der Umgang der SGB lI-Stelle mit suchtkranken Erwerbslosen verbes-
sert werden kénnte?

(einfach)

| Nein

] Ja und zwar folgende: -

12. Wie bewerten Sie die Kooperation mit der SGB II-Stelle aufgrund lhrer bisherigen Erfahrungen
insgesamt?
(Einfach)

sehrgut (1] O O O [ ungeniigend

13. Wie bewerten Sie die Leistungen der bei lhnen vor Ort titigen SGB II-Stelle im Hinblick auf die In-
tegration von Suchtkranken ins Erwerbsleben?

sehrgut (1] O O O [ ungeniigend
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14.

15.

Was lauft lhrer Einschatzung nach bei der fiir Ihre Einrichtung zustéandigen SGB II-Stelle gut im
Hinblick auf die Integration von Suchtkranken ins Erwerbsleben? Bitte beschreiben Sie Ansitze,
die Sie als gute Praxis identifizieren wiirden?

Was lauft lhrer Einschatzung nach bei der fiir Ihre Einrichtung zustédndigen SGB II-Stelle schlecht
im Hinblick auf die Integration von Suchtkranken ins Erwerbsleben?

Angaben zu lhren Klientinnen und Klienten

Wie viele Klientinnen und Klienten sind in den letzten 6 Monaten durch eine SGB II-Stelle an lhre
Einrichtung vermittelt worden, um eine Suchtberatung nach § 16a SGB Il (ehemals 16 SGB Il)
durchzufiihren? (Wenn lhnen die entsprechenden Zahlen nicht vorliegen, kénnen Sie die jeweili-
ge Anzahl auch schétzen)

(mehrfach)
Wir kdnnen dazu genaue Angaben machen:
Es sind insgesamt [l Personen an uns vermittelt worden, davon waren [l Frauen.

Von den an uns vermittelten Personen insgesamt waren [l Personen arbeitslose erwerbsfahige Hil-
febed(irftige, davon waren [l Frauen.

Wir kdnnen dazu keine genauen Angaben machen, aber die Anzahl schatzen:

Es handelt sich etwa um [l Personen, die an uns vermittelt wurden, davon waren schitzungsweise
Frauen.

Von den an uns vermittelten Personen insgesamt waren schatzungsweise [l Personen arbeitslose
erwerbsfahige Hilfebediirftige, davon waren etwa [l Frauen.

Wir kdnnen dazu keine Angaben machen.

Wie hoch ist der Anteil der durch die SGB II-Stelle zugewiesenen Klientinnen und Klienten (Wenn
lhnen die entsprechenden Zahlen nicht vorliegen, konnen Sie die jeweilige Anzahl auch schétzen)

an all Ihren Klientinnen und Klienten mit SGB lI-Bezug?
O Der Anteil betragt genau [ %

O Der Anteil betragt schatzungsweise [l %

O Wir kénnen dazu keine Angabe machen.
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an allen Klientinnen und Klienten lhrer Einrichtung?
O Der Anteil betragt genau [l %.

O Der Anteil betragt schatzungsweise [ %
O Wir kénnen dazu keine Angabe machen.

3. Hat die Gesamtzahl der Klientinnen und Klienten in lhrer Einrichtung infolge der Zuweisungen
nach § 16a SGB Il (ehemals § 16 SGB Il) zugenommen? (Wenn lhnen die entsprechenden Zahlen
nicht vorliegen, konnen Sie die jeweilige Anzahl auch schitzen)

(Einfach)

O Wir kdnnen dazu keine Angaben machen.

| Nein

O Ja, und zwar um ca. [l Prozent

4. Wie viele Klientinnen und Klienten, die Arbeitslosengeld Il (SGB Il) bezogen, haben in den letzten
6 Monaten ohne die Vermittlung durch eine SGB IlI-Stelle eine Suchtberatung in lhrer Einrichtung
begonnen? (Wenn lhnen die entsprechenden Zahlen nicht vorliegen, kénnen Sie die jeweilige An-
zahl auch schitzen)

(Einfach)

| Wir kénnen dazu keine Angaben machen.

O Es waren genau - Personen, davon - Frauen

O Es waren schatzungsweise - Personen, davon - Frauen

5. Bei wie vielen davon hat lhre Einrichtung dann Kontakt zu einer SGB II-Stelle hergestellt? (Wenn
lhnen die entsprechenden Zahlen nicht vorliegen, kénnen Sie die jeweilige Anzahl auch schatzen)
(Einfach)

O Wir kdnnen dazu keine Angaben machen.

] Wir nehmen in diesen Féllen keinen Kontakt zur SGB II-Stelle auf.

] Bei genau - Personen haben wir Kontakt zur SGB II-Stelle hergestellt.
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O Bei schatzungsweise - Personen haben wir Kontakt zur SGB II-Stelle hergestellt.

Dazu mdchte ich folgende Angaben machen:

6. Unterscheiden sich die von einer SGB II-Stelle zugewiesenen arbeitslosen Klientinnen und Klien-
ten lhrer Erfahrung nach von anderen arbeitslosen Klientinnen und Klienten?

Bitte machen Sie in jeder Zeile genau ein Kreuz. Wenn fir lhre Einrichtung beispielsweise zutrifft, dass
die durch die SGB II-Stelle zugewiesenen arbeitslosen Klientinnen und Klienten im Schnitt jinger sind
als die anderen von ihnen betreuten arbeitslosen Klientinnen und Klienten, kreuzen Sie das Feld an, das
der Aussage ,sind jinger‘ am nachsten liegt. Gibt es keine Unterschiede, so kreuzen Sie das Feld in der
Mitte an. Sind die Unterschiede weniger stark ausgepragt, kénnen sie entsprechend ein dazwischen lie-
gendes Feld wahlen.

Die zugewiesenen Klientinnen und Klienten

sind jlinger sind alter

sind haufiger mannlich sind haufiger weiblich

leben seltener allein leben haufiger allein

haben seltener chronifizierte
Suchtprobleme

haben haufiger chronifizierte
Suchtprobleme

haben seltener Komorbidi-
tatsprobleme

haben haufiger Komorbidi-
tatsprobleme

brechen die Beratung seltener ab brechen die Beratung haufiger ab

g ] L1l O| O] O| Kein Unterschied feststellbar
OO O OO O Trifft in geringem Male zu

O O [l OO O] I Triftin geringem Malle zu
O O ] OO Trifft zu
O O ] L) OO Cd] C| Trifft in hohem Mafe zu

oo ] O OO O3] | Trifft in hohem Mafe zu
0 O ] U1 OO O O Trifft zu

werden in der Regel lIanger be- werden in der Regel kirzer be-

treut treut
Es gibt weitere Unterschiede zwischen den Gruppen, und zwar:
- OO
- OO
- OO

Ich méchte zu dieser Frage die folgenden Anmerkungen machen -



222 FIA/Zoom/Prof. Dieter Henkel: Abschlussbericht Sucht und SGB I1/Juli 2009

E. Sonstiges

1. Mochten Sie uns abschlieBend noch etwas zum Fragebogen oder zu der Untersuchung mitteilen?
Bitte tragen Sie es in das unten stehende Feld ein.

Herzlichen Dank fiir lhre Kooperation!
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Unterstutzungsschreiben

Vi) I fie Droganbeaufiraate & | fr Araertund Sosines @ Sgggggig

Bundesministerium flr dhelt, 11055 Berlin

An die %“
Tréager der Grundsicherung 4
nach dem SGB Il RS DStGB

1
Deutscher Stadte-

hﬁh und Gemeindebund

Berlin, 16. Januar 2009

Bitte um Unterstiitzung einer bundesweiten Erhebung zur Integration Suchtabhéngiger
ins Erwerbsleben '

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bitten Sie um lhre Unterstiitzung bei einer flichendeckenden Bestandsaufnahme. Damit
soll ein Gesamttiberblick erreicht werden, wie im Bereich des SGB |l die Integration flrr die
Zielgruppe der misshrauchlich oder abhangig Suchtmittel konsumierenden Menschen derzeit
erfolgt, auf welchen Wegen dabei gute Erfolge erzielt wurden und welche Schwierigkeiten
ggf. noch tiberwunden werden missen. Die Ergebnisse der Befragung sollen die empirische
Grundlage fir Verbesserungen bei der Erwerbsintegration suchtkranker Menschen bilden.

Die Befragung geht auf einen Beschluss des Drogen- und Suchtrats zuriick und erfolgt im
Auftrag des Bundesministeriums fir Gesundheit ab Anfang 2009 bei allen SGB II-
Grundsicherungsstellen im Online-Verfahren. Ein Konsortium aus dem Forschungsteam In-
ternationaler Arbeitsmarkt (FIA, Berlin), der Zoom - Gesellschaft fiir prospektive Entwicklun-
gen e. V. (Géttingen) und dem Suchtforscher Prof. Dieter Henkel (bis Sommer 2008 Fach-
hochschule Frankfurt/M.) wird die Befragung durchfiihren.

Um diese Ziele zu erreichen, sind wir auf Ihre Unterstiitzung angewiesen. Wir bitten Sie des-
halb, innerhalb lhrer Organisation die geeigneten Personen mit der Beantwortung zu beauf-
tragen und online gestellten Fragebogen méglichst umfassend und zeithah auszuftllen. Wir
sind der Uberzeugung, dass sich die damit verbundene Arbeit auch flir Sie lohnen wird.

Den angestrebten reprasentativen Uberblick sowie eine geblindelte Darstellung der erfolg-
reichen Praktiken werden wir den sich beteiligenden Tragern der Grundsicherung zur Verfu-
gung stellen.
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Seite 2von 2 . .
Wir bedanken uns im Voraus fiir lhre Unterstitzung.

Mit freundlichen GriiRen

%57%/%4?/ N

Sabine Batzing, D%nb ftragte de Bundesregierung

/f?/u/»« s el it
Klaus Brandngf, Parlamentarischer Staatssekretar
Bundesministerium flir Arbeit und Soziales

V. et

Verena Goppert Belgeordnete des Deutschen Stédtetags

o bt

Uwe Lubking, Beigeordneter des Deutschen Stédte- und Gemeindebunds

Vioty

Dr. Irene Vorholz, Be'uoo(dnete des Deutschen Landkreistags

Bei Rickfragen zu diesem Schreiben wenden Sie sich bitte an:

Bundesministerium flr Gesundheit, Referat Drogen und Suchtmittelmissbrauch,
Herrn Albert Kern, Friedrichstralte 108, 10117 Berlin

Telefon: 030/ 18 441-4716

E-Mail: albert.kern@bmg.bund.de
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Q Bundesagentur fiir Arbeit

Bundesagentur fiir Arbeit, 90327 Niirnberg VOFSTOnd GI’U ﬂdSICherU ﬂg

An die

lhr Zeichen:

Geschéftsflihrer Grundsicherung hre Nachrich
re Nachricht:

der Regionaldirektionen
Mein Zeichen: VA 2 — 1400 (637)

(Bei jeder Antwort bitte angeben)

Name: Frau Ristemeier

Durchwahl: 0911 179 2579

Telefax:
E-Mail: Barbara.Ruestemeier@arbeitsagentur.de
Datum: Februar 2009

Befragung zur Integration Suchtkranker ins Erwerbsleben im Rahmen des SGB Il

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Auftrag des Bundesministeriums flir Gesundheit fihrt die Forschungsgemeinschaft For-
schungsteam Internationaler Arbeitsmarkt (FIA), Zoom e.V. und Herr Prof. Dr. Henkel eine
Untersuchung zur Situation arbeitsloser Suchtkranker durch. Dabei sollen vor allem Ansatze
guter Praxis aus den Regionen ermittelt und bundesweit verfugbar gemacht werden.
Daneben ist beabsichtigt, geeignete Modellprojekte zur Integration Abhangigkeitskranker zu
fordern und auszuwerten. Fir die Durchfiihrung dieses Forschungsvorhabens sind den Tra-

gern der Grundsicherung zwischenzeitlich Fragebdgen mit der Bitte um Beantwortung tber-
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sandt worden. Die Befragungsaktion dient einer Bestandsaufnahme, um eine empirische

Grundlage fir die Verbesserung der Erwerbssituation der Betroffenen zu erhalten.

Dieses Anliegen wird von der BA unterstitzt. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den

Grundsicherungsstellen ist die Teilnahme an der Befragung ausdricklich freigestellt.

Aulerdem gebe ich folgende Hinweise zur Rechtslage:

Die Multiple — Choice — Antworten unterstellen teilweise — suggestiv - die RechtmaRigkeit
von einigen Vorgehensweisen, die jedoch strafrechtlich relevant waren. Der Umstand, dass
jemand unter einer Suchterkrankung leidet oder ein solcher Verdacht besteht, ist ein Privat-
geheimnis, das dem besonderen Schutz des § 203 StGB unterliegt. Danach ist ein unbefug-
tes Offenbaren solcher Tatsachen nicht erlaubt. Daher ist eine routinemaflige Befragung bei
Aushandigung des Antrages nach einer Suchtproblematik nicht statthaft, zumal dies u. U. in
der Eingangszone erfolgt. Nicht zulassig ist ebenfalls der Einsatz von suchtdiagnostischen
Tests oder Fragebdgen durch die persénlichen Ansprechpartner; dies ist den Fachdiensten
der BA vorbehalten. Ohne Vorliegen einer Schweigepflichtentbindungserklarung darf auch
ein Datenaustausch zwischen ARGE und Suchtberatungs- oder anderen Stellen nicht statt-
finden, da eine gesetzliche Ubermittlungsbefugnis fehlt. Die Schweigepflichtentbindungser-
klarung ist eine Einwilligung, die nur rechtswirksam ist, wenn sie freiwillig erfolgt. Deshalb
verbietet sich auch, diese zum Bestandteil der sanktionierbaren Eingliederungsvereinbarung
zu machen. Angehorige, also auch Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft dirfen nur mit Ein-

verstandnis des Betroffenen einbezogen werden.
Mit freundlichen GrafRen
Im Auftrag

Gez.

Rudolf Knorr
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Wortlaut § 16 SGB Il Leistungen zur Eingliederung
(bis 31.12.2008)

(1) Als Leistungen zur Eingliederung kann die Agentur fur Arbeit alle im Dritten Kapitel, im
Ersten bis Siebten Abschnitt des Vierten Kapitels, im Ersten und Zweiten Abschnitt des Funf-
ten Kapitels sowie die im Ersten, Flunften und Siebten Abschnitt des Sechsten Kapitels und
die in den §§ 417, 421g , 421i, 421k und 421| des Dritten Buches geregelten Leistungen er-
bringen. § 8 des Dritten Buches ist entsprechend anzuwenden. § 41 Abs. 3 Satz 4, § 57 Abs.
4 Satz 1 und 2 des Dritten Buches sind mit der MalRgabe entsprechend anzuwenden, dass
an die Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld Il tritt.

(2) Uber die in Absatz 1 genannten Leistungen hinaus kénnen weitere Leistungen erbracht
werden, die fir die Eingliederung des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in das Erwerbsleben
erforderlich sind. Dazu gehdren insbesondere

1. die Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder oder die hausliche Pflege von An-
gehorigen,

2. die Schuldnerberatung,

3. die psychosoziale Betreuung,

4. die Suchtberatung,

5. das Einstiegsgeld nach § 29,

6. Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz.

(3) Fur erwerbsfahige Hilfebedurftige, die keine Arbeit finden kénnen, sollen Arbeitsgele-
genheiten geschaffen werden. Werden Gelegenheiten fir im offentlichen Interresse liegende,
zusatzliche Arbeiten nicht nach Absatz 1 als ArbeitsbeschaffungsmalRnahmen geférdert, ist
den erwerbsfahigen Hilfebedlrftigen zuziglich zum Arbeitslosengeld Il eine angemessene
Entschadigung fur Mehraufwendungen zu zahlen; diese Arbeiten begrinden kein Arbeitsver-
haltnis im Sinne des Arbeitsrechts; die Vorschriften Gber den Arbeitsschutz und das Bundes-
urlaubsgesetz sind entsprechend anzuwenden; fur Schaden bei der Ausibung ihrer Tatigkeit
haften erwerbsfahige Hilfebedurftige nur wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(4) Entfallt die Hilfebedurftigkeit des Erwerbsfahigen wahrend einer MaRnahme zur Einglie-
derung nach den Absatzen 1 bis 3, kann sie durch Darlehen weiter geférdert werden, wenn
bereits zwei Drittel der MaRnahme durchgefuhrt sind und der Erwerbsfahige diese voraus-
sichtlich erfolgreich abschlieRen wird.









Erhebung von Ansatzen guter Praxis zur Integration
Suchtkranker ins Erwerbsleben im Rahmen des SGB ||

Abschlussbericht

FIA Forschungsteam Internationaler Arbeitsmarkt GmbH
Prof. Dr. Dieter Henkel

Zoom — Gesellschatft fiir prospektive Entwicklungen e. V.

August 2009

FIA

Prof. Dr. Dieter Henkel

zo@m

Gesellschaft fiir prospektive Entwicklungen e.V.



	Abkürzungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Methodische Umsetzung des Untersuchungsauftrags
	2.1 Ziele und Fragestellung der Untersuchung – Identifikation guter Praxis als Herausforderung
	2.2 Methodischer Zugang und Durchführung der Befragung 
	2.2.1 Befragung der Grundsicherungsstellen
	2.2.2 Hoher Rücklauf – intensive Bearbeitung
	2.2.3 Befragung der Suchtberatungsstellen

	2.3 Auswertungskonzept
	2.3.1 Statistische Aufbereitung
	2.3.2 Text- und Dokumentenanalyse
	2.3.3 Interpretation
	2.3.4 Expert/inn/enworkshop


	3 Rahmenbedingungen für die Betreuung ALG II-Beziehender mit Suchtproblemen
	3.1 Organisationelle Rahmenbedingungen bei den Grundsicherungsstellen 
	3.1.1 Organisation des Fallmanagements und Betreuungsrelation
	3.1.2 Spezifische Zuständigkeiten für suchtkranke Leistungsbeziehende 
	3.1.3 Suchtbezogene Qualifizierung der Fachkräfte 
	3.1.4 Regelungen, Vorgaben und Arbeitshilfen für die Betreuung suchtkranker Hilfebedürftiger 
	3.1.5 Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung 
	3.1.6 Vernetzung und Kooperation mit dem System der Suchthilfe
	3.1.6.1 Vernetzung mit dem örtlichen Hilfesystem der Suchtkrankenhilfe 
	3.1.6.2 Kooperation mit der Suchthilfe
	3.1.6.3 Information und Schweigepflicht


	3.2 Angaben zu den befragten Suchtberatungsstellen
	3.2.1 Angebotspalette der Suchtberatungsstellen 
	3.2.2 Finanzierung der Suchtberatung

	3.3 Zur Diskussion der empirischen Ergebnisse 
	3.3.1 Organisation des Fallmanagements und Betreuungsrelation
	3.3.2 Spezifische Zuständigkeiten für Leistungsbeziehende mit Suchtproblemen
	3.3.3 Suchtbezogene Qualifizierung der Fachkräfte in den Grundsicherungsstellen
	3.3.4 Regelungen, Vorgaben und Arbeitshilfen 
	3.3.5 Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung
	3.3.6 Vernetzung der Grundsicherungsstellen mit dem System der Suchthilfe
	3.3.7 Information und Schweigepflicht


	4 Suchtkranke Menschen im SGB II: Fallzahlen und Problemlagen
	4.1 Suchterkrankung als Gegenstand der Fallbearbeitung 
	4.2 Quantitative Angaben zur Vermittlung Suchtkranker in die Suchtberatung
	4.2.1 Aus Sicht der Grundsicherungsstellen
	4.2.2 Aus Sicht der Suchtberatungsstellen 

	4.3 Problemlagen suchtkranker Kund/inn/en der Grundsicherungsstellen
	4.4 SGB II-Kund/inn/en aus Sicht der Suchtberatungsstellen
	4.5 Diskussion der empirischen Ergebnisse
	4.5.1 Fallzahlen bei den Grundsicherungsstellen und den Suchtberatungsstellen
	4.5.2 Problemlagen und Besonderheiten suchtkranker Menschen im SGB II


	5 Fallbearbeitung bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit Suchtproblemen 
	5.1 Ergebnisse der Befragung der Grundsicherungsstellen
	5.1.1 Profiling und Erkennen von Suchtproblemen
	5.1.2 Indikationen für eine Suchtberatung nach § 16a SGB II
	5.1.3 Prüfung der Erwerbsfähigkeit
	5.1.4 Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung
	5.1.5 Umgang mit Sanktionen
	5.1.6 Umgang mit Verschuldung und unwirtschaftlichem Verhalten

	5.2 Diskussion der empirischen Ergebnisse
	5.2.1 Erkennen von Suchtproblemen 
	5.2.2 Indikationen für eine Suchtberatung nach § 16a SGB II
	5.2.3 Prüfung der Erwerbsfähigkeit
	5.2.4 Sucht als Gegenstand der Eingliederungsvereinbarung
	5.2.5 Umgang mit Sanktionen
	5.2.6 Umgang mit Verschuldung, unwirtschaftlichem Verhalten


	6 Die Schnittstelle zur Suchtberatung nach § 16a SGB II
	6.1 Übergang in Suchtberatung
	6.2 Informationsfluss zwischen Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen
	6.2.1 Befragung der Grundsicherungsstellen
	6.2.2 Befragung der Suchtberatungsstellen

	6.3 Fallbearbeitung, Fallsteuerung
	6.3.1 Befragung der Grundsicherungsstellen
	6.3.2 Befragung der Suchtberatungsstellen

	6.4 Diskussion der empirischen Ergebnisse
	6.4.1 Übergang in Suchtberatung
	6.4.2 Informationsfluss 
	6.4.3 Fallbearbeitung – Fallsteuerung 


	7 Das SGB II und die Suchtrehabilitation
	7.1 Informationsaustausch zwischen SGB II-Stelle und Einrichtungen der Suchtrehabilitation 
	7.2 Umgang mit § 7 (4) SGB II 
	7.3 Diskussion der empirischen Ergebnisse
	7.3.1 Informationsaustausch zwischen SGB II-Stelle und Einrichtungen der Suchtrehabilitation
	7.3.2 Umgang mit § 7 (4) SGB II 


	8 Integration in Arbeit und Förderung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
	8.1 Vermittlung in reguläre Beschäftigung 
	8.2 Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen 
	8.2.1 Maßnahmen in Kooperation mit anderen Sozialleistungsträgern

	8.3 Nachbetreuung im Fall des Eintritts in Beschäftigung oder in Maßnahmen
	8.4 Diskussion der empirischen Ergebnisse
	8.4.1 Vermittlung in reguläre Beschäftigung
	8.4.2 Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen
	8.4.3 Nachbetreuung im Fall des Eintritts in Beschäftigung oder in Maßnahmen


	9 Gute Praxis aus Sicht der Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen: Erfolgskriterien und Qualitätsstandards
	9.1 Die Sicht der Grundsicherungsstellen
	9.1.1 Stärken und Defizite in der Arbeit mit Suchtkranken
	9.1.2 Erfolgsfaktoren und Erfolgskriterien

	9.2 Die Sicht der Suchtberatungsstellen
	9.2.1 Bedingungen gelingender Suchtberatung im Kontext des SGB II
	9.2.2 Kooperation zur Grundsicherungsstelle aus Sicht der Suchtberatungsstelle
	9.2.3 Die Praxis der Grundsicherungsstellen aus Sicht der Suchtberatung


	10 Fazit
	10.1 Kriterien guter Praxis: Erfolgskriterien und Erfolgsfaktoren 
	10.1.1 Konsensfähige Kriterien guter Praxis in der Fachdiskussion 
	10.1.2 Erfolgsfaktoren und -kriterien bei der Betreuung Hilfebeziehender mit Suchtproblemen aus Sicht der Grundsicherungs- und Suchtberatungsstellen

	10.2 Die Befunde der Befragungen: Wie gut ist die aktuelle Praxis? 
	10.2.1 Ungünstige Rahmenbedingungen durch hohe Betreuungsrelation
	10.2.2 Überwiegend ausreichende Ausstattung mit Angeboten der Suchtberatung – Lücken bei ortsnahen und spezifischen Angeboten
	10.2.3 Fachkräfte noch ungenügend suchtspezifisch geschult
	10.2.4 Entwicklung von Konzepten und Arbeitshilfen – tendenziell noch nicht verbreitet 
	10.2.5 Suchtspezifische Zuständigkeiten – bislang nur in der Hälfte der Grundsicherungsstellen
	10.2.6 Vielfältige Formen der Vernetzung mit dem System der Suchthilfe – überwiegend ohne vertragliche Fixierung
	10.2.7 Erkennen von Suchtproblemen noch defizitär 
	10.2.8 Einschaltung der Suchtberatung – unterschiedliche Indikationen
	10.2.9 Motivierende Beratung und (Sanktions-)Druck – sehr unterschiedliches Vorgehen 
	10.2.10 Informationsaustausch zwischen Grundsicherungs- und Suchtberatungsstelle; Umgang mit Datenübermittlung und Schweigepflichtsentbindung – nicht immer rechtskonform
	10.2.11 Kooperation zwischen SGB II und Suchtberatung bei der Fallbearbeitung nur bei einer Minderheit der Grundsicherungsstellen gegeben
	10.2.12 Schnittstellengestaltung zur medizinischen Rehabilitation noch defizitär
	10.2.13 Arbeitsmarktintegration bislang unbefriedigend, Fördermöglichkeiten noch nicht ausgeschöpft

	10.3 Ausblick und weitere Forschungsfragen 
	10.3.1 Qualitative Untersuchungen zur Beschreibung konkreter Praxis
	10.3.2 Wirkungen analysieren
	10.3.3 Die Perspektive von Betroffenen einbeziehen
	10.3.4 Offene Fragen für die weitere Diskussion
	10.3.4.1 Erwerbsfähigkeit und Beschäftigungsfähigkeit
	10.3.4.2 Suchtkrankheit als Vermittlungshemmnis
	10.3.4.3 Suchtberatung für unterschiedliche Kund/inn/en-Gruppen 
	10.3.4.4 Bedarfserhebung und suchtspezifische Statistiken 
	10.3.4.5 Tagesstruktur, Beschäftigung, Qualifizierung und Arbeitsmarktintegration



	11 Literatur 
	Anhang
	Tabellen
	Fragebogen Grundsicherungsstellen
	Fragebogen Suchtberatungsstellen
	Unterstützungsschreiben 
	Wortlaut § 16 SGB II Leistungen zur Eingliederung (bis 31.12.2008)



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


